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I.

Rahmenprogramm
Integrierte Stadtteilentwicklung (RISE)

0. Anlass

Mit dem Leitbild „Wachsen mit Weitsicht“ hat der Senat
eine langfristig angelegte Entwicklungsstrategie zur Siche-
rung der Zukunftsfähigkeit Hamburgs beschlossen. Neben
Kreativität und Nachhaltigkeit ist die dritte Vision des
Leitbildes Verantwortungsbereitschaft. Sie zielt u. a. auf
die Weiterentwicklung Hamburgs als gerechte und lebens-
werte Stadt, auf die Unterstützung der Menschen in ihrem
konkreten Wohn- und Lebensumfeld sowie auf die Stär-
kung der Quartiere. Dabei haben die Förderung von Bil-
dung und Beschäftigung, die Förderung der Familien und
der Integration einen besonderen Stellenwert. Zur Errei-
chung dieser Ziele soll u. a. ein neues Programm für die
integrierte Stadtteilentwicklung erarbeitet und umgesetzt
werden.“ Dieses soll auf den Ansätzen der Aktiven Stadt-
teilentwicklung und des Projekts „Lebenswerte Stadt
Hamburg“ aufbauen und sie unter einem Dach mit den
anderen Programmteilen der Städtebauförderung zusam-
menführen. Außerdem sollen die Fachpolitiken stärker in
die Stadtteilentwicklung einbezogen werden. Um von
Anfang an eine stärkere Integration der unterschiedlichen
Fachpolitiken in die Stadtteilentwicklung zu gewährleis-
ten, wurde das neue Programm „Integrierte Stadtteilent-
wicklung“ in einem kooperativen Arbeitsprozess von fünf
Fachbehörden, den Bezirksämtern und der Senatskanzlei
entwickelt. Dieses Vorgehen ermöglichte es u. a., ein
gemeinsames Verständnis über die grundlegenden Ziele
und angestrebten Wirkungen der Stadtteilentwicklung
herzustellen und damit die wesentliche Basis für die aufga-
benbezogene Integration der Fachpolitiken und die
gebietsbezogene Bündelung des Ressourcen- und Mittel-
einsatzes zu schaffen.

1. Ausgangslage

Hamburg als Großstadt besteht aus differenzierten, von
einander abgegrenzten Stadtquartieren, die sich baulich-
räumlich, funktional und soziokulturell unterscheiden.
Die Ursachen für die unterschiedliche Entwicklung der
Stadtquartiere liegen primär in der selektiven Wirkung des
Bodenmarktes auf Grund der anhaltend hohen Wohnungs-
nachfrage, unterschiedlicher Einkommen der Wohnungs-
suchenden und stadträumlich konzentrierten Angeboten
bestimmter Wohnungstypen. Durch die ungleiche Ein-
kommensentwicklung und eine zunehmende soziokultu-
relle Differenzierung nehmen soziale und kulturelle
Disparitäten zu. In gewissem Umfang gehört dies zur Nor-
malität jeder Großstadt, soziale Unterschiede und
Gegensätze zwischen und auch innerhalb einzelner Stadt-
teile sind nicht per se Indizien für problematische Ent-
wicklungen oder die Gefährdung des sozialen Zusammen-
halts der Stadt insgesamt. Probleme entstehen für die
Stadtgesellschaft, wenn sich Stadtteile herausbilden, in
denen es auf Grund kumulativer sozialer Problemlagen zu
einer zunehmenden Desintegration und Marginalisierung
von großen Teilen der Bewohnerschaft kommt. Trotz zum
Teil intensiver Bemühungen um eine städtebauliche und
soziale Stabilisierung laufen in diesen Gebieten verstärkt
soziale Entmischungsprozesse ab. Ursächlich hierfür ist
weniger das Fortbestehen städtebaulicher Missstände als
vielmehr zunehmende Armut, Langzeitarbeitslosigkeit
und eine wachsende soziale und kulturelle Unsicherheit.
Die Konzentration sozial belasteter Gruppen bewirkt
Abwanderungsprozesse, die zusätzlich zur sozialen Entmi-

schung beitragen: Familien, deren Einkommenssituation
es erlaubt, ziehen nach und nach aus diesen Quartieren
weg. Die Tatsache, dass auch gut integrierte und aufstiegs-
orientierte Migranten-Familien diese Quartiere aus ähnli-
chen Gründen wie die deutschen Familien verlassen,
macht deutlich, dass es primär um die Konzentration
sozialer Problemlagen und ihre negativen Rückwirkungen
auf ganze Stadtteile geht. Die Herkunft aus diesen Quartie-
ren kann zum Stigma werden und deren Bewohnerinnen
bei der Suche nach einem Arbeitsplatz oder einer Ausbil-
dungsstelle behindern. Soziale Kontakte der Quartiersbe-
wohner beschränken sich häufig auf Personen, die selbst
mit vielen sozialen Problemen behaftet sind. Vor allem
Kinder und Jugendliche, für die das Quartier ein wichtiger
Sozialisationsraum ist, werden dadurch stark beeinflusst.
Für sie kann die anregungsarme Umgebung in diesen
Quartieren zu einer Beeinträchtigung ihrer Entwick-
lungschancen führen. Bildungserfolge und die Beteiligung
an beruflichen Qualifikationsprozessen sind hier oft
erheblich geringer als in anderen Quartieren.

Auch in Hamburg gibt es Stadtteile, in denen überdurch-
schnittliche Anteile von Menschen leben, bei denen sich
soziale Risiken so bündeln, dass sie in der Gefahr stehen,
von der allgemeinen wirtschaftlichen und sozialen Ent-
wicklung abgekoppelt zu werden. Diese benachteiligten
Stadtteile sind durch eine hohe Konzentration sozialer
Probleme und durch multiple Problemlagen gekennzeich-
net. Im gesamtstädtischen Vergleich der relevanten Sozia-
lindikatoren weisen diese Stadtteile meist relativ schlechte
Werte oder eine negative Dynamik bei der Entwicklung
dieser Indikatoren auf. Ihre Sozialstruktur, die Einkom-
menssituation, das Arbeitsplatzangebot, das Bildungs-
und Ausbildungsniveau, die Ausstattung mit sozialer und
kultureller Infrastruktur sowie der bauliche Zustand von
Gebäuden, Straßen und Plätzen, die Qualität der Wohnun-
gen, des Wohnumfeldes und der Umwelt weichen erheb-
lich vom gesamtstädtischen Durchschnitt ab. Dennoch
gibt es nicht den Problemtyp oder den Quartierstyp, der
sich als Schablone für die Identifizierung von belasteten
Stadtteilen mit besonderem Handlungsbedarf heranzie-
hen ließe. Als grobes Raster zur Orientierung kann die
Typisierung nach innerstädtischen Altbauquartieren,
innenstadtnahen ehemaligen Arbeitersiedlungen und
Großsiedlungen der 60er und 70er Jahre an der Stadtperi-
pherie dienen. Sowohl innerhalb dieser „Typen“ als auch
zwischen ihnen können jedoch sowohl hinsichtlich der
sozialen Zusammensetzung, ihrer funktionalen Nutzung,
Infrastruktur und Bausubstanz als auch hinsichtlich ihrer
Geschichte und sozialen Integrationspotenziale erhebliche
Unterschiede bestehen. In allen Quartieren muss jedoch
die Unterstützung von Familien, Kindern und Jugendli-
chen, die in besonders belasteten Lebenslagen aufwachsen,
einen Kernbaustein der Entwicklungsstrategie darstellen.

Laufende Sanierungs- und Entwicklungsverfahren

Es gibt in Hamburg eine langjährige Tradition, den aufge-
zeigten sozialen Desintegrations- und Marginalisierungs-
prozessen entgegenzusteuern, nicht nur seitens der Stadt,
die – auch mit ihren Wohnungsbaugesellschaften – seit vie-
len Jahren eine aktive soziale Stadtteilentwicklung und
eine umfangreiche soziale Infrastruktur betreibt, sondern
auch seitens einer Vielzahl gesellschaftlicher Gruppen,
namentlich der Kirchen, Kammern und Gewerkschaften,
vieler Vereine und ehrenamtlicher Akteure, der Woh-
nungswirtschaft und vieler anderer, die sich um die Inte-
gration benachteiligter Menschen und Gruppen bemühen.
Hamburg betreibt seit vielen Jahren mit Hilfe verschiede-
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ner Förderprogramme des Bundes und der EU – darunter
insbesondere die Programme der Städtebauförderung – die
Verbesserung der Lebensbedingungen in benachteiligten
Gebieten. Einen besonderen Schwerpunkt der Stadtent-
wicklung – zusätzlich zu diesen Förderprogrammen – setzt
der Senat seit 2003 mit dem Leitprojekt „Sprung über die
Elbe“, welches erhebliche positive Impulse für die Stadt-
teilentwicklung auf den Elbinseln beinhaltet.

Derzeit laufen Sanierungsverfahren in 14 nach Baugesetz-
buch förmlich festgelegten Sanierungsgebieten. Sieben
dieser Verfahren wurden in den Jahren zwischen 1980 und
1997 sowie ein weiteres in 2003 in innerstädtischen Alt-
bauquartieren eingeleitet und werden in den nächsten Jah-
ren abgeschlossen. Die Großwohnsiedlung Mümmel-
mannsberg ist seit 1991 als Sanierungsgebiet festgelegt. In
fünf Gebieten wurden im Jahr 2005 Sanierungsverfahren
mit Schwerpunkt auf der Stärkung ihrer Funktion als
Nahversorgungszentrum eingeleitet. Für ein Sanierungs-
verfahren (Bergedorf-Süd) laufen gegenwärtig auf
Beschluss des Senates vorbereitende Untersuchungen zur
Einleitung eines Sanierungsverfahrens. In zwei Gebieten
werden im Rahmen des Teilprogramms „Städtebaulicher
Denkmalschutz“ primär gebäudebezogene Maßnahmen
zur Erhaltung der historischen Bausubstanz gefördert. Im
April 2005 hat der Senat eine Fortschreibung des Pro-
gramms „Soziale Stadtteilentwicklung“ beschlossen
(Drucksache 18/2127 „Aktive Stadtteilentwicklung 2005-
2008“). Im Rahmen dieser Programme wurden bis 2009 in
17 Gebieten Förderverfahren eingeleitet. Für zwei Gebiete
sind Sonderverfahren definiert, für den Entwicklungs-
raum Billstedt/Horn und das Sonderfördergebiet Wil-
helmsburg; in beide sind mehrere unterschiedliche Ein-
zelverfahren eingebettet. Im Dezember 2006 hat die Bür-
gerschaft die Initiative „Lebenswerte Stadt Hamburg“
(Drucksache 18/5462) beschlossen mit der u. a. in sechs
Stadtteilen sowohl kurzfristig spürbare Verbesserungen
für die Wohnbevölkerung als auch beispielgebende Pro-
jekte auf den Weg gebracht wurden. Die im Rahmen der
Initiative „Lebenswerte Stadt Hamburg“ begonnenen Pro-
jekte und Prozesse wurden in laufende Entwicklungsver-
fahren einbezogen bzw. überführt. Insgesamt befinden
sich gegenwärtig 35 Gebiete in Verfahren zur städtebauli-
chen bzw. sozialen Revitalisierung. Neun Gebiete erhalten
nach Auslaufen der aktiven Förderphase im Rahmen der
Nachsorge weitere Unterstützung (vgl. Anhang 2 und 3;
Tabelle und Karte „Fördergebiete der Stadterneuerung“).
Nach dem Übergang von der „behutsamen Stadterneue-
rung“ und der „Soziale-Brennpunkte“-Orientierung der
80er und frühen 90er Jahre zur integrierten Sozialen Stadt-
teilentwicklung Mitte der 90er Jahre und der Aktiven
Stadtteilentwicklung 2005 – 2008 haben sich ab 2000 paral-
lel städtebaulich ausgerichtete Teilprogramme ausdiffe-
renziert. Es gilt daher, die verschiedenen Programme der
Städtebauförderung und -erneuerung jetzt wieder in einer
übergreifenden Strategie zu bündeln und in ihrer Wirkung
für die Quartiersentwicklung und den sozialen Zusam-
menhalt der Stadt zu stärken.“

Programmatische Neuausrichtung

Die Prozesse der teilräumlichen Segregation haben als Teil
des kontinuierlichen ökonomischen und gesellschaftli-
chen Strukturwandels in den letzten Jahren nicht an
Intensität verloren. Trotz der für Hamburg überdurch-
schnittlich positiven wirtschaftlichen Entwicklung in die-
sen Jahren und der geleisteten Anstrengungen bei der
Stadtteilentwicklung sind in vielen Quartieren weiterhin
Interventionen erforderlich, um stattgefundene Desinte-

grations- und Marginalisierungsprozesse zu stoppen und
umzukehren. Eine wesentliche Erkenntnis der program-
matischen Entwicklungen der letzten Jahre auf nationaler
und internationaler Ebene auf dem Gebiet der Stadtteil-
entwicklung ist, dass die sich selbst verstärkenden
„Abwärtsspiralen“ in den benachteiligten Quartieren mit
den klassischen Instrumentarien der Städtebauförderung,
Sozial- und Arbeitsmarktpolitik etc. allein nicht zu stop-
pen sind. Das Paradigma der integrierten Stadtteilent-
wicklung ist daher, dass soziale, ökonomische, bauliche
und kulturelle Probleme durch integriertes Handeln mit
sichtbaren Anstrengungen gleichzeitig angegangen wer-
den müssen. Dazu bedarf es der ressortübergreifenden
Integration der Fachpolitiken und einer Bündelung ihrer
Mittel sowie einer neuen Form kooperativer Gestaltung
der lokalen Politik. Ein Handlungsprogramm muss diesen
Herausforderungen dadurch gerecht werden, dass es die
gebietsbezogenen baulichen Interventionen als einen Teil-
bereich der notwendigen Strategie definiert. Denn nur ein
Handlungsprogramm, mit dem Veränderungen in allen
Dimensionen parallel bearbeitet werden, kann einen nach-
haltigen Wandel bewirken. Um dies in die Praxis zu brin-
gen, sind die Integration aller relevanten Fachpolitiken
und eine gesamtstädtische Steuerung notwendig. Die inte-
grierte Stadtteilentwicklung ist deshalb als „Rahmenpro-
gramm“ angelegt, dem Maßnahmen aus anderen Fachpro-
grammen angelagert werden, bzw. das diese in einen
gebietsbezogenen Kontext integriert. Auf Landes und
Bezirksebene müssen Ressortgrenzen überwunden und
Fachprogramme sowie Förderanstrengungen koordiniert
werden. Gleichzeitig sollen bei den Bewohnern durch Par-
tizipation, Integration und Kooperation neue Energien
freigesetzt werden, um aktiv an der Schaffung neuer For-
men der Selbstorganisation mitzuwirken. Die Konzeption
und Durchführung integrativer Stadtteilentwicklungspro-
gramme zeichnet sich dabei durch eine zunehmende Kom-
plexität der Handlungsansätze aus, die einhergeht mit stei-
genden Herausforderungen an die Entwicklung innovati-
ver Steuerungs- und Managementformen.

2. Aufgabe und Zielsetzung des Rahmenprogramms Inte-
grierte Stadtteilentwicklung

Das Rahmenprogramm Integrierte Stadtteilentwicklung
führt die bisherigen Programme der Stadtteilentwicklung
und Stadterneuerung unter ein Dach zusammen. Damit
soll der Mitteleinsatz für die Stadtteilentwicklungs- und
Stadterneuerungsaktivitäten des Senats gebündelt und
effektiver gestaltet und die Wirksamkeit dieser Aktivitäten
erhöht werden. Darüber hinaus wird der Ressourcenein-
satz in unterschiedlichen Politik- bzw. Handlungsfeldern
auf der Basis Integrierter Entwicklungskonzepte durch
den abgestimmten Einsatz von finanziellen und personel-
len Ressourcen gebündelt (vgl. Kapitel 9; Ressourcen). Bei
der programmatischen Neuausrichtung der politischen
Handlungsstrategie werden folgende methodische und
institutionelle Schwerpunkte gesetzt: 

– stärkere Fokussierung auf soziale Problemlagen verbun-
den mit einer Stärkung des gebietsbezogenen Manage-
ments,

– gebietsbezogene Koordination der relevanten Fachpoli-
tiken zur Bündelung von Förder- und Finanzierungs-
möglichkeiten sowie Einsatz von investiven und nicht-
investiven Mitteln,

– Aufbau neuer behördenübergreifender Verfahrens- und
Organisationsstrukturen,

– Einsatz zeitgemäßer Steuerungselemente.
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Diese Schwerpunktsetzungen beziehen sich auf die lokale
und die gesamtstädtische Steuerungsebene. Hier sollen
neue Formen der Zusammenarbeit entwickelt werden, die
zu einer Kultur der Vernetzung und Kooperation bei der
Programmdurchführung beitragen, um die Stadtteilent-
wicklung auf verbessertem Niveau zu verstetigen.

3. Leitziele, Gebietsziele und Qualitätsstandards

Um die Zielsetzung des Rahmenprogramms zu erreichen,
werden Leitziele formuliert, die als grundlegende Rah-
menvorgaben und Orientierungshilfen für die Definition
der gebietsbezogenen Entwicklungsziele fungieren. Im
Sinne des partizipativen Ansatzes der integrierten Stadt-
teilentwicklung werden die konkreten Vorgehensweisen,
Handlungsfelder und Instrumente nach den jeweils spezi-
fischen Bedingungen und Problemlagen durch die verant-
wortlichen Akteure vor Ort ausgewählt und umsetzungs-
bezogen in Form von Projekten und Maßnahmen opera-
tionalisiert.

Leitziele

Als Teil des gesamtstädtischen Leitbildes „Wachsen mit
Weitsicht“ ist es Aufgabe des Rahmenprogramms dazu bei-
zutragen, Hamburg als gerechte und lebenswerte Stadt
weiterzuentwickeln. Im Geiste der traditionellen Bereit-
schaft zu Verantwortung und Solidarität in Hamburg wird
das Ziel verfolgt, die soziale Kohäsion in der Stadt zu för-
dern. Soziale Unterschiede und Gegensätze zwischen und
auch innerhalb einzelner Stadtteile werden als Merkmal
und Bestandteil der Stadtgesellschaft verstanden. Das Pro-
gramm zielt nicht darauf, die städtische Heterogenität und
Vielfalt aufzuheben sondern darauf, Quartiere, in denen
sozialräumliche Segregations- und Polarisierungsprozesse
gravierende Ausmaße annehmen, sozial und materiell zu
stabilisieren. Dafür sollen die Rahmenbedingungen ent-
sprechend den spezifischen Anforderungen benachteilig-
ter Stadtquartiere und ihrer multiplen Problemlagen
gestaltet werden. Auf der Programmebene werden fol-
gende Leitziele für die integrierte Stadtteilentwicklung
formuliert:

– Verbesserung der Lebensbedingungen durch soziale
und materielle Stabilisierung des Gebiets;

– Verbesserung der Entwicklungsperspektiven für die
Menschen in den Bereichen Bildung, Beschäftigung,
Wirtschaft und Integration;

– Stärkung der Mitwirkungsmöglichkeiten und der Ei-
genaktivität der Bürgerinnen und Bürger.

Diese Leitziele werden in zwölf durch das Programm defi-
nierten thematischen Handlungsfeldern ausgestaltet (vgl.
Kapitel 5; thematische Handlungsfelder). Die fachpoliti-
schen Ansätze in diesen Handlungsfeldern sollen so abge-
stimmt und eingesetzt werden, dass die Lebensbedingun-
gen und Entwicklungschancen der Menschen in diesen
Quartieren gestärkt werden. Die Handlungsfelder Bildung
und Beschäftigung sollen dabei regelmäßig Schwerpunkte
der Gebietsentwicklung darstellen. Die Verbesserung des
Stadtteilimages ist integraler Bestandteil der Gebietsent-
wicklung, um das Quartier in der Wahrnehmung seiner
Bewohnerinnen und Bewohner zu stärken und Stigmati-
sierungseffekten entgegenzuwirken.

Gebietsbezogene Entwicklungsziele

Die gebietsbezogenen Entwicklungsziele stellen die Kon-
kretisierung der Leitziele des Rahmenprogramms Inte-
grierte Stadtteilentwicklung auf Gebietsebene dar und
werden auf Basis lokaler Problem- und Potenzialanalysen

formuliert. Die Entwicklungsziele sollen sich an die
jeweils spezifischen Voraussetzungen und Problemlagen
vor Ort anschließen. Dem kooperativen und partizipativen
Ansatz des Programms folgend wird die Konkretisierung
der Gebietsziele unter Mitwirkung und Kooperation der
Bewohner sowie der nichtöffentlichen Akteure erarbeitet
(vgl. Kapitel 7.2; Integrierte Entwicklungskonzepte).

Die Gebietsziele werden in Form integrierter Entwick-
lungskonzepte (IEK) für jedes Programmgebiet formu-
liert. Sie sind so anzulegen, dass alle notwendigen Hand-
lungsfelder einbezogen und verknüpft werden. Vor der
Aufstellung der IEK steht eine Analyse der Stärken und
Schwächen des Gebiets, zur Ermittlung der zentralen Pro-
bleme und Potenziale und der Ressourcen, auf die zur
Lösung aufgebaut werden soll. Die Zielvorstellungen für
die Zukunft des Gebiets werden in Leitziele für die Gebiets-
entwicklung sowie spezifische Entwicklungsziele für ein-
zelne Handlungsfelder differenziert. Für diese sind konkrete
Strategien, Maßnahmen und Projekte zu bestimmen, die
in einem Zeit-Maßnahme-Kosten-Plan mit Angaben zu den
voraussichtlichen Gesamtkosten, geplanten Umsetzungs-
schritten und zum Zeitablauf zusammengefasst werden.

Qualitätsstandards

Als Grundlage der Programmsteuerung werden einheit-
liche Kriterien für die Gebietsauswahl, die Integrierten
Entwicklungskonzepte und die Projektdurchführung defi-
niert und neue Qualitätsstandards in der Stadtteilentwick-
lung eingeführt, die wesentlich dazu beitragen sollen, die
Zielgenauigkeit der Maßnahmen zu verbessern, die Effi-
zienz der Verfahren zu erhöhen und den beteiligten Akteu-
ren höhere Transparenz hinsichtlich ihrer eingesetzten
Ressourcen und deren Wirkung zu gewähren. Dafür wurde
ein Kriterienkatalog definiert, in dem u. a. die Qualität der
im jeweiligen „Integrierten Entwicklungskonzept“ getrof-
fenen Aussagen zur Darstellung der Ausgangssituation im
Programmgebiet, zur Definition gebietsbezogener Ziele
und zur Priorisierung der gebietsbezogenen Handlungsfel-
der, zur Steuerung des Prozesses durch das Gebietsmana-
gement sowie zur Aktivierung, Einbindung und Beteili-
gung der Bürger erfasst sind. Eine ausführliche Darstel-
lung des Kriterienkatalogs findet sich im Anhang der
Drucksache.

4. Gebietsauswahl und Gebietsabgrenzung

Der Gebietsauswahl und Gebietsabgrenzung kommen eine
entscheidende Bedeutung für die Erreichung der Pro-
grammziele zu. Die Qualität der Diagnose, die zur Aus-
wahl eines Gebiets führt, und die Sorgfalt bei der Gebiets-
abgrenzung bestimmen bereits im Vorwege die Erfolgsaus-
sichten des künftigen Gebietsentwicklungsprozesses. Die
Problemanalyse, die Gebietsauswahl und das integrierte
Entwicklungskonzept bilden eine Einheit und müssen auf
objektiven und nachvollziehbaren Daten basieren. Dieses
ist insbesondere auch deswegen erforderlich, um frühzei-
tig die Herausbildung spezifischer Problemkonstellatio-
nen in einzelnen Gebieten zu erkennen (Frühwarnfunk-
tion) und gegebenenfalls präventiv eingreifen zu können
(Präventivfunktion), statt erst in einer Situation, in der
sich die Negativ-Dynamik („Abwärtsspirale“) in einem
Quartier bereits voll durchgesetzt hat und endogene
Potenziale nur noch sehr schwach oder gar nicht mehr vor-
handen sind.

Gebietscharakterisierung

Die benachteiligten Stadtteile im Sinne dieses Programms
sind durch eine hohe Konzentration sozialer Probleme
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und durch multiple Problemlagen gekennzeichnet. Ihre
Sozialstruktur, die Einkommenssituation, das Arbeits-
platzangebot, das Ausbildungsniveau, die Ausstattung mit
sozialer und kultureller Infrastruktur, sowie der bauliche
Zustand von Gebäuden, Straßen und Plätzen, die Qualität
der Wohnungen, des Wohnumfeldes und der Umwelt wei-
sen Defizite auf, die erheblich von den gesamtstädtischen
Durchschnittswerten abweichen. In der gesamtstädtischen
Öffentlichkeit haftet ihnen häufig ein negatives Image an.

Die Kumulation der Problemlagen, ihre jeweiligen Aus-
prägungen und Erscheinungsformen können jedoch sehr
unterschiedlich sein und die Milieus variieren nicht nur
von Quartier zu Quartier, sondern sind innerhalb der ein-
zelnen Problemstadtteile häufig sehr heterogen und kon-
fliktreich. In einzelnen Fällen können sie sogar durch eine
„Binnen-Segregation“ gekennzeichnet sein. Problemstadt-
teile sind in der Regel nur schwer mit einander vergleich-
bar und es gibt weder den Problemtyp noch den Quartiers-
typ, der sich als Schablone für die Identifizierung von
Stadtteilen mit besonderem Handlungsbedarf heranzie-
hen ließe. Die gängige Typisierung nach innerstädtischen
Altbauquartieren, ehemaligen Arbeitersiedlungen im Ring
um die City (sog. zone in transition) und Großsiedlungen
der 60er und 70er Jahre an der Stadtperipherie kann eine
erste Orientierungshilfe bieten. Dabei muss aber klar sein,
dass sich die Quartiere innerhalb dieser „Typen“ und erst
recht zwischen ihnen sowohl hinsichtlich der sozialen
Zusammensetzung, ihrer funktionalen Nutzung, Infra-
struktur und Bausubstanz als auch hinsichtlich ihrer
Geschichte und sozialen Integrationspotenziale erheblich
unterscheiden können. Ähnliche Konzentrationen sozia-
ler Risiken können umgekehrt von bestimmten Quartie-
ren besser als von anderen bewältigt werden und müssen
nicht zwangsläufig in jedem Fall besondere Interventionen
erforderlich machen. Zu berücksichtigen ist weiterhin,
dass die Lebensbedingungen in Problemstadtteilen nicht
für alle Bevölkerungsgruppen gleich wirken. Während
bestimmte Gruppen sie teilweise als hilfreich und in der
Bewältigung ihrer Alltagsorganisation als unterstützend
erleben können, verschärfen sie für andere Bewohnergrup-
pen die Ausgrenzung. Aber nicht nur die Ortseffekte kön-
nen zwischen den Quartieren und innerhalb ein und des-
selben Quartiers stark differieren, sondern vor allem auch
die endogenen Voraussetzungen und Potenziale für die
Erschließung neuer Chancen und Handlungsperspektiven
für die unterschiedlichen Bewohnergruppen und Gewer-
betreibenden – und dies nicht nur hinsichtlich ihrer Qua-
lität sondern gerade auch hinsichtlich ihrer Art.

Identifizierung und Auswahl von Gebieten mit besonde-
rem Handlungsbedarf

Die Vielfältigkeit der Probleme, ihre sehr unterschied-
lichen Erscheinungsformen und vor allem Wirkungen
erfordern, dass die Identifizierung von Gebieten mit
besonderem Handlungsbedarf sehr sorgfältig vorgenom-
men wird und sich auf eine möglichst solide, nachprüfbare
Datenbasis stützt. An den empirischen Befunden, die letzt-
lich die Auswahl eines Gebiets für die Programmförderung
begründen bzw. notwendig machen, orientieren sich letzt-
lich auch die Prioritäten der Förderung und die bedarfsge-
rechte Verteilung der knappen Haushaltsmittel. Auch aus
diesem Grunde kommt der Gebietsanalyse ein hoher Stel-
lenwert zu.

Am Anfang einer Gebietsauswahl steht meistens das örtli-
che Erfahrungswissen in den Bezirksämtern. Dieses ist in
aller Regel sehr wertvoll und unverzichtbar. Für eine ver-
tiefte Analyse und den Nachweis, dass ein Gebiet im

gesamtstädtischen Vergleich überdurchschnittlich pro-
blembelastet ist, muss dieses Erfahrungswissen durch
objektive und zeitnahe Daten ergänzt werden. Anhand der
kleinräumigen Basisindikatoren des Sozialmonitorings
bedarf es hierzu einer Problemdiagnose, die die relevanten
sozio-demographischen Befunde des Gebiets in ihrer sich
gegenseitig verstärkenden Dynamik erfasst, sie aber auch
mit den Durchschnittswerten des jeweiligen Bezirks und
der Gesamtstadt vergleicht. Dieser Vergleich dient nicht
nur des Nachweises der Dringlichkeit von Interventionen,
sondern ist auch deswegen erforderlich, weil quartiersbe-
zogene Maßnahmen ungewollte Nebeneffekte auf andere
Stadtteile haben können und deshalb von Anfang an auch
das Einzugsgebiet über die engeren Quartiersgrenzen hin-
aus im Blick bleiben muss. In die Diagnose fließen ent-
sprechend des Sets von Basisindikatoren des Sozialmoni-
torings Daten zum baulichen Zustand, zur städtebaulichen
Verfassung und zur sozialen Situation gleichrangig ein
(vgl. Kapitel 8.1.1; Sozialmonitoring.)

Analog den „vorbereitenden Untersuchungen“ traditio-
neller Sanierung erfolgt die endgültige Gebietsauswahl
durch eine Problem- und Potenzialanalyse. Basierend auf
dem örtlichen Erfahrungswissen und der Auswertung der
Basisindikatoren des Sozialmonitorings bereitet diese
Analyse die verfügbaren Informationen und Daten metho-
disch abgesichert auf (problemorientierte Bestandsauf-
nahme) und entwickelt strategische Handlungsoptionen
für die Gebietsentwicklung. Zu diesem Zweck können im
Rahmen dieser Analyse gegebenenfalls zusätzliche empiri-
sche Daten im Gebiet erhoben und auch gezielt Befragun-
gen von Akteuren und Multiplikatoren durchgeführt wer-
den. Die Problem- und Potenzialanalyse leistet wichtige
Vorarbeiten für das integrierte Entwicklungskonzept. Wie
die vorbereitenden Untersuchungen zur Festlegung von
Sanierungsgebieten soll auch sie extern erarbeitet werden.
Sie erfüllt die Anforderungen für die Bundesförderung der
jeweils aktuellen entsprechenden Verwaltungsvereinba-
rungen zwischen Bund und Ländern im Rahmen der Städ-
tebauförderung und umfasst mindestens folgende
Aspekte:

– Analyse der jüngeren Entwicklung des Gebiets und
Bestimmung seiner Funktionen im gesamtstädtischen
Zusammenhang;

– Bestandsaufnahme der sozialen, städtebaulichen und
baulichen Situation im Gebiet (auch „städtebauliche
Missstände“) sowie Analyse vorhandener multipler Pro-
blemlagen und ihrer spezifischen Negativ-Dynamik;

– Darstellung der voraussichtlichen Entwicklung des
Gebiets ohne Programmförderung;

– Bestandsaufnahme und Bewertung der Potenziale und
besonders Akteure, an die der Gebietsentwicklungspro-
zess im Gebiet anknüpfen kann und die mit ihm akti-
viert und gestärkt werden sollen;

– Darstellung und Begründung möglicher Leitziel-Alter-
nativen und Ziele für die künftige Gebietsentwicklung;

– Darlegung und Herleitung der wichtigsten Handlungs-
schwerpunkte und Verfahren, die zur Erreichung dieser
Ziele und zur Mobilisierung der Akteure im Gebiet für
erforderlich erachtet werden sowie begründete Priori-
sierung des Handlungsbedarfs im Vergleich mit anderen
Problemgebieten;

– Analyse der Funktionszusammenhänge und Wechsel-
wirkungen des Gebiets mit den unmittelbar angrenzen-
den Gebieten und Begründung geeigneter Gebietsgren-
zen;
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– Entwicklung von Sofortmaßnahmen für die Zeit unmit-
telbar nach Aufnahme des Gebiets in das Programm
(„Starter-Projekte“) und während der Aufstellung des
integrierten Entwicklungskonzepts; Zeit-Maßnahme-
Kosten-Plan für ihre zügige Einleitung und Umset-
zung;

– Beschreibung der Schwerpunkte, des erwartbaren Auf-
gabenumfangs und der besonderen (Qualifikations-)
Anforderungen (z. B. städtebaulich-planerische und/
oder sozialarbeiterische Voraussetzungen, Migrations-
hintergrund erforderlich) an die Gebietsentwickler;
Veranschlagung der erforderlichen Mittel für den
Gebietsentwickler bis zur Fertigstellung des integrier-
ten Entwicklungskonzepts;

– Bestandsaufnahme aller Interessengruppen im Gebiet
und ihrer Ansprüche bzw. Interessen;

– Aufstellung der öffentlichen Mittel, die regulär in dem
geplanten Fördergebiet eingesetzt werden („Normal-
leistungen“).

Liefern die Erkenntnisse aus dem lokalen Erfahrungswis-
sen und/oder die Befunde aus dem Sozialmonitoring
Anhaltspunkte dafür, dass in dem für die Förderung iden-
tifizierten Gebiet ein förmliches Sanierungsverfahren ein-
geleitet werden sollte, ist die Problem- und Potenzialana-
lyse so anzulegen, dass sie auch die Anforderungen vorbe-
reitender Untersuchungen nach § 141 Baugesetzbuch
erfüllt.

Gebietsabgrenzung

Die Identifizierung eines Gebiets mit sozialen Problemla-
gen und die Festlegung seiner Grenzen als Fördergebiet
sind zwei getrennt durchzuführende Schritte und als sol-
che vorzunehmen. Das Auffinden von Gebieten mit Pro-
blemlagen dient zunächst der prinzipiellen Auswahl von
Gebieten mit besonderem Handlungsbedarf. Die Abgren-
zung eines ausgewählten Gebietes muss hingegen strategi-
schen Aspekten der erforderlichen Gebietsentwicklung
Rechnung tragen. Der Ansatz integrierter Stadtteilent-
wicklung stellt nicht nur auf ein städtebauliches Interven-
tionsfeld ab, sondern zielt auf die endogene Regenerations-
kraft eines Stadtteils und die Wiederherstellung seiner
Selbstheilungskräfte. Die Abgrenzung eines Fördergebiets
muss daher die spezifischen sozialen und lebensweltlichen
Zusammenhänge sowie die lokal verfügbaren Potenziale
und Netzwerke berücksichtigen und darf kein Planungs-
konstrukt schaffen. Dies ist nicht zuletzt auch deswegen
relevant, weil zur Stabilisierung eines Quartiers meistens
auch seine Identität gestärkt und sein Image verbessert
werden muss.

Für eine gelungene Gebietsabgrenzung gibt es dennoch
keine Patentrezepte und lassen sich kaum standardisierte
Vorgaben formulieren. Sowohl für eine eher kleinere als
auch für eine eher größere Schneidung der Fördergebiete
gibt es Argumente und Gegenargumente. Größe und
Abgrenzungen eines Fördergebiets müssen anhand der
jeweiligen lokalen Bedingungen, Probleme und Potenziale
individuell entwickelt werden. Dennoch gibt es unter
Berücksichtigung der Programmziele einige grundlegende
Aspekte, die bei der Arrondierung eines Fördergebiets, das
nach den Ergebnissen der Problem- und Potenzialanalyse
in das Programm aufgenommen werden soll, zu berück-
sichtigen sind.

1. Alle statistischen Daten des Sozialmonitorings sollten
für ein Fördergebiet verfügbar sein, damit nicht nur die
Problemlagen belastbar identifiziert werden können,

sondern auch eine Evaluation der Wirkungen von Pro-
jekten und Maßnahmen möglich ist. Da dem Sozialmo-
nitoring die Statistischen Gebiete zugrunde liegen,
dürfte die Datenverfügbarkeit in der Regel kein Pro-
blem sein. Es sollte jedoch darauf geachtet werden, dass
die Gebietsabgrenzung möglichst ganze Statistische
Gebiete einbezieht.

2. Natürliche Gebietsgrenzen wie große, stark befahrene
Straßen, Bahntrassen, Brachgelände oder auch struktu-
rierte Wohnsiedlungen müssen sich nicht immer mit
funktionalen Zusammenhängen decken. Es ist deswe-
gen im Einzelnen zu prüfen, welche Rolle derartige
„natürliche“ Grenzen in einem Stadtteil spielen und ob
die Arrondierung eines Fördergebiets sich ihnen
anpasst oder sie gezielt überschreitet, um ihre trennende
Wirkung zu reduzieren.

3. Problembelastete Gebiete sind häufig isoliert und haben
selbst zum näheren lokalen Umfeld nur noch geringe bis
keine sozialen Bezüge. Großsiedlungen können zudem
durch städtebauliche Barrieren zusätzlich gegenüber
dem näheren Einzugsgebiet abgeschottet sein. Die För-
dergebietsgrenzen müssen daher so angelegt sein, dass
sie eine Überwindung der Segregation und Polarisie-
rung im Nahbereich erlauben, indem die erweiterten
Nachbarschaften in den Gebietsentwicklungsprozess
mit einbezogen, zu ihnen Brücken gebaut werden und
das Trennende überwunden wird. Gerade auch mit
Blick auf die Beteiligungsprozesse kann die Einbezie-
hung benachbarter Bewohnerschaften wertvoll sein.

4. Lokale Netzwerke, Organisationen und Initiativen
haben häufig eigene Vorstellungen von den Sozialräu-
men, auf die sie sich beziehen und in denen sie agieren.
Die Verwaltung legt ihrerseits eigene fachpolitische
Handlungsräume zugrunde, nach denen sie ihre sozial-
räumlichen Aktivitäten und Angebote organisiert. Ein-
richtungen wie Schulen, Kirchen, soziale und kulturelle
Angebote oder auch Betriebe und Institutionen mit
stadtweiter Bedeutung liegen häufig jenseits der enge-
ren Grenzen eines Problemstadtteiles, sind aber für
seine Stabilisierung und Entwicklung von großer
Bedeutung. Die Gebietsdefinition muss sowohl den
unterschiedlichen Raumorientierungen und -bezügen
Rechnung tragen als auch die Infrastruktur und Institu-
tionen im Einzugsbereich einbeziehen, um ihre Res-
sourcen und Potenziale für den Gebietsentwicklungs-
prozess und vor allem die langfristige Absicherung sei-
ner Ergebnisse zu nutzen.

5. Die Gebietsabgrenzung hat nicht nur die Aufgabe, einen
gegebenen sozialen und städtebaulichen Raum als „För-
dereinheit“ zu definieren. Vielmehr muss sie den Raum
vor allem im Spannungsfeld seiner lokalen, regionalen,
nationalen und globalen Bezüge einerseits und der Nut-
zungsansprüche verschiedener sozial-räumlicher
Milieus andererseits erlebbar machen. Die Gebietsent-
wicklungsprozesse müssen auf die gemeinschaftliche
Gestaltung eines lokalen Umfeldes zielen und damit
eine gemeinsame neue Raumvorstellung und mit ihr
neue Verantwortung in der Bewohnerschaft für den
Stadtteil entwickeln.

6. Die Entwicklung neuer Raumvorstellungen und Bedeu-
tungszuweisungen impliziert zwar vorhandene Vorstel-
lungen zu überwinden bzw. zu zerstören, dennoch fängt
sie nicht bei Null an. Sie muss die lebensweltlichen Ori-
entierungen, in denen eine Quartiersbevölkerung ihren
Alltag organisiert und aus denen sie ihre sozialen Res-
sourcen bezieht, ebenso aufnehmen wie die unterschied-
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lich ausgeprägten Identifikationen der verschiedenen
Bewohnergruppen mit dem Stadtteil. Die Gebietsdefi-
nition muss daher so angelegt sein, dass möglichst viele
Quartiersbewohner das „Fördergebiet“ als eigenen
Handlungsraum wahr- und annehmen und von dessen
langfristigem Bestand überzeugt sind.

7. Statt ein Fördergebiet zu klein zu wählen, kann es für
die Problembewältigung sinnvoll sein, zwischen einem
kleineren Kerngebiet und einem größeren „Potenzial-
raum“ zu differenzieren. Die Maßnahmen der Gebiets-
entwicklung werden dann schwerpunktmäßig auf das
Kerngebiet mit besonders hoher Problemdichte kon-
zentriert, während im Potenzialraum Maßnahmen in
geringerem Umfang und mit gezielter Unterstützung
der Entwicklung im Kerngebiet durchgeführt werden.
Dieses Vorgehen bietet sich beispielsweise auch dann
an, wenn der Schwerpunkt der Gebietsentwicklung auf
einem Sanierungsverfahren liegt. Die Kernzone ist in
diesen Fällen so zu definieren, dass sie das Kriterium
„städtebauliche Missstände“ erfüllt. In Verbindung mit
dem Potenzialraum sollten die Voraussetzungen gege-
ben sein, das Sanierungsverfahren in einen integrierten
Gebietsentwicklungsprozess einzubetten und so alle
nicht-baulichen Aufgaben angemessen bearbeiten sowie
insbesondere auch die vorhandenen Regenerations-
kräfte nachhaltig mobilisieren zu können.

Verfahren zur Gebietsauswahl

Die Initiative für die Einleitung eines Verfahrens zur Aus-
wahl eines neuen Fördergebiets liegt grundsätzlich bei den
Bezirksämtern. Dies schließt nicht aus, dass auch von
Fachbehörden Empfehlungen zur Überprüfung einzelner
Gebiete auf eine Fördernotwendigkeit hin abgegeben wer-
den können. Das Auswahlverfahren ist in jedem Fall mög-
lichst transparent und erfolgt innerhalb eines vertretbaren
Zeitrahmens. Von der ersten Gebietsüberprüfung über die
Problem- und Potenzialanalyse, die Aufnahme in die För-
derung und die Fertigstellung des integrierten Entwick-
lungskonzepts bis zum Start des eigentlichen Gebietsent-
wicklungsprozesses sollen zukünftig nicht mehr als zwei
Jahre vergehen, wobei üblicherweise bereits parallel zur
Erstellung des Entwicklungskonzepts konkrete „Starter-
maßnahmen“ eingeleitet werden sollen. (Zum Verfahren
und zeitlichen Ablauf der Ausschreibung und Vergabe des
Quartiermanagers siehe Kapitel 7.1; Gebietsmanagement.)
Die einzelnen Schritte des Verfahrens sind daher eng auf
einander abgestimmt. Dies gilt insbesondere für die Pro-
blem- und Potenzialanalyse und das integrierte Entwick-
lungskonzept: Sie bilden eine Einheit, so dass für die Erar-
beitung des integrierten Entwicklungskonzepts künftig
etwa 12 Monate ausreichen sollten.

Das Verfahren zur Vorbereitung einer Gebietsauswahl soll
in der Regel daher folgende Schritte umfassen:

1. Auf Initiative eines Bezirksamtes wird in Abstimmung
mit der BSU eine Vorprüfung des in Frage stehenden
Gebiets anhand der verfügbaren Daten aus dem Sozial-
monitoring und weiterer Informationsquellen vorge-
nommen. Der behördenübergreifende Leitungsaus-
schuss zur Programmsteuerung wird entsprechend
informiert und befasst.

2. Anhand der abgestimmten Leistungsbeschreibung wird
in der Senatskommission für Integrierte Stadtteilent-
wicklung (bzw. im Senat) ein Beschluss über die Durch-
führung der Problem- und Potenzialanalyse herbeige-
führt, deren Erstellung anschließend vom verantwortli-

chen Bezirksamt in Abstimmung mit der BSU ausge-
schrieben wird.

3. Die Problem- und Potenzialanalyse wird durch einen
externen Gutachter innerhalb von neun Monaten
erstellt. Ihre Ergebnisse werden den bezirklichen Gre-
mien vorgelegt und zügig im Leitungsausschuss zur
Programmsteuerung bewertet; er formuliert eine Emp-
fehlung für ihre weitere Behandlung in der Senatskom-
mission.

4. Hat die Problem- und Potenzialanalyse die Notwendig-
keit eines programmgeförderten Gebietsentwicklungs-
prozesses für das Gebiet bestätigt, wird sie der Senats-
kommission (bzw. dem Senat) mit dem Petitum vorge-
legt, die Aufnahme des Gebiets in das Programm
Integrierte Stadtteilentwicklung zu beschließen. (Sollte
die Analyse zu dem Ergebnis gekommen sein, dass eine
Programmförderung nicht angezeigt oder aus irgend-
welchen Gründen nicht sinnvoll ist, werden das Be-
zirksamt und die BSU gemeinsam eine Alternative ent-
wickeln.)

5. Mit der Beschlussfassung der Problem- und Potenzial-
analyse sind die Voraussetzungen für die Anmeldung
des Gebiets zu den Teilprogrammen des Bund-Länder-
Programms Städtebauförderung sowie für die Finanzie-
rung von „Starter-Projekten“ gegeben.

Sondervorhaben außerhalb von Fördergebieten

Im Rahmen der regulären Stadtentwicklungsaufgaben der
Bezirksämter kristallisieren sich gelegentlich Projekte her-
aus, deren Anlage und Funktion einen exemplarischen
Stellenwert haben und die möglicherweise gerade in
Gebieten mit besonderem Handlungsbedarf zur Problem-
lösung beitragen können. Um derartige Ansätze außerhalb
von Programmgebieten zu entwickeln und ihre Übertrag-
barkeit auf benachteiligte Quartiere zu überprüfen, sollen
sie aus Mitteln der Integrierten Stadtteilentwicklung
gefördert werden können. Hierzu muss das Projekt fol-
gende Voraussetzungen erfüllen:

– Es muss einen Bezug zu einem der zentralen themati-
schen Handlungsfelder der integrierten Stadtteilent-
wicklung haben;

– es muss zur Stärkung lokaler Nachbarschaften beitragen
und die Kommunikation bzw. lokale Netzwerke för-
dern;

– es muss zur Verbesserung der lokalen Infrastruktur bei-
tragen;

– seine Realisierung muss unter aktiver Mitwirkung der
betroffenen Wohnbevölkerung und zentraler Akteure
im Quartier erfolgen;

– es muss innovative Elemente in mindestens einer der
folgenden Felder aufweisen: Integrierung bisher
getrennter Aufgabenfelder, Angebote etc, Einsatz bzw.
Bündelung vorhandener Ressourcen und Vernetzung
unterschiedlicher Akteure; es muss die entsprechenden
Qualitätskriterien erfüllen, die im Rahmen dieses Pro-
gramms an Projekte abgelegt werden;

– seine Umsetzung muss durch eine geeignete externe
Evaluierung begleitet werden und deren Ergebnisse in
einem Bericht nachprüfbar zusammengefasst werden;
die Evaluation muss außerdem Auskunft darüber geben,
inwieweit und unter welchen Voraussetzungen das
Modellprojekt auf benachteiligte Stadtteile übertragbar
ist;
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– der bezirkliche Gebietskoordinator für die Integrierte
Stadtteilentwicklung muss zur Betreuung des Projektes
im Bezirk hinzugezogen werden;

– 30 % der für die Realisierung des Projektes erforderli-
chen Mittel müssen aus anderen Finanzierungsquellen
als dem Programm Integrierte Stadtteilentwicklung
kommen.

Die Förderung eines Sondervorhabens außerhalb der För-
dergebiete der integrierten Stadtteilentwicklung wird auf
Antrag des zuständigen Bezirksamtes von der Senatskom-
mission beschlossen. Der Antrag enthält eine Beschrei-
bung des Projektes, seiner Aufgaben, Ziele und des Zeitho-
rizonts seiner Umsetzung, eine Darlegung, in welcher
Weise es die Voraussetzungen erfüllt sowie ein konkretes
Finanzierungskonzept und die Höhe der aus dem Pro-
gramm beantragten Fördermittel.

Sonderinstrumente der Stadtteilentwicklung

Die Städtebauförderung des Bundes sieht zurzeit (Juli
2009) neben der Städtebaulichen Sanierung und dem Bun-
desprogramm soziale Stadt drei Teilprogramme vor: Stadt-
umbau, Aktive Stadt- und Ortsteilzentren sowie Städte-
baulicher Denkmalschutz. Auch diese Förderungen wer-
den in das Programm Integrierte Stadtteilentwicklung
integriert und sollen in Programmgebieten eingesetzt wer-
den. Die Förder-Voraussetzungen werden durch die inte-
grierten Entwicklungskonzepte im Grundsatz erfüllt. Zur
Herstellung einer einheitlichen Durchführung aller Teil-
programme der Städtebauförderung wird die Anordnung
zur Durchführung des BauGB und des Bauleitplanfeststel-
lungsgesetzes dahingehend angepasst, dass auch die
Durchführungsverantwortung für das Teilprogramm
„Stadtumbau West“ bei den Bezirksämtern liegt.

Auf Grund der spezifischen Ausrichtung dieser Teilpro-
gramme auf eingegrenzte städtebauliche und funktionale
Aufgabenstellungen ist es nicht in jedem Fall sinnvoll, für
ihren Einsatz ein Fördergebiet mit Gebietsmanagement
etc. einzurichten. Daher besteht die Möglichkeit, in Aus-
nahmefällen und unter der Voraussetzung, dass die Bun-
desmittel nicht bereits für Maßnahmen in einem oder
mehreren Programmgebieten vorgesehen sind, Fördermit-
tel aus diesen Teilprogrammen gebietsbezogen für einge-
grenzte Problemstellungen einzusetzen. Entsprechende
Anträge sollen mit den von den Verwaltungsvereinbarun-
gen vorgegebenen Unterlagen dem Leitungsausschuss zur
Programmsteuerung vorgelegt werden. Da für Förderun-
gen aus den Teilprogrammen Stadtumbau und Aktive
Stadt- und Ortsteilzentren ein städtebauliches Entwick-
lungskonzept erforderlich ist, werden entsprechende
Anträge von der Senatskommission, Anträge für Maßnah-
men des objektbezogenen Städtebaulichen Denkmal-
schutzes vom Leitungsausschuss beschlossen.

5. Thematische Handlungsfelder

„Die besonderen Problemlagen in benachteiligten Stadt-
teilen verlangen strategische Vorgehensweisen in unter-
schiedlichen Handlungsfeldern und ihre ressortübergrei-
fende Integration auf der Ebene sowohl des Gebiets als
auch der einzelnen Projekte bzw. Maßnahmen. Die Hand-
lungsfelder sind das Scharnier zwischen den Entwick-
lungszielen für ein Fördergebiet und den konkreten
Maßnahmen. Die innovative Leistung eines integrierten
Quartiersentwicklungsprozesses besteht darin, die Hand-
lungsfelder, die für die Bearbeitung der spezifischen Pro-
blemlagen in einem Gebiet erforderlich sind, zusammen-
zuführen und zu einer erfolgreichen Strategie zur Errei-

chung der Entwicklungsziele zu integrieren. Dabei lassen
sich die Synergien integrierten Vorgehens nur dann erzie-
len, wenn einerseits die verschiedenen Fachpolitiken von
einander lernen und sich interdisziplinär öffnen, aber
andererseits die einzelnen fachlichen Leistungsmerkmale
deutlich erkennbar zum Tragen kommen und klaren fach-
lichen Zuständigkeiten zugeordnet sind.

Auf Grund der bisherigen Erfahrungen mit der integrier-
ten sozialen Stadtteilentwicklung in Hamburg wird im
Grundsatz von folgenden Handlungsfeldern ausgegangen:

– Beschäftigung, Qualifizierung und Ausbildung,
– Lokale Ökonomie,
– Bildung,
– Familienförderung,
– Wohnen, lokaler Wohnungsmarkt und Wohnungswirt-

schaft,
– Wohnumfeld und öffentlicher Raum,
– Integration von Menschen mit Migrationshintergrund,
– Kultur im Stadtteil,
– Gesundheitsförderung,
– Umwelt und Verkehr,
– Sicherheit, Kriminal- und Gewaltprävention,
– Sport und Freizeit.

Welche Handlungsfelder in einem Stadtteil eingesetzt wer-
den, hängt von den jeweiligen Problemen, Potenzialen und
Ressourcen im Gebiet ab. Das Spektrum der Handlungs-
felder kann also von Quartier zu Quartier je nach den loka-
len Bedingungen variieren. Nur sehr selten werden alle
Handlungsfelder in einem Gebiet bearbeitet werden müs-
sen. Es ist die Aufgabe der integrierten Entwicklungskon-
zepte, aus der Problemdiagnose und den Gebietszielen die
erforderlichen Handlungsfelder herzuleiten und zu identi-
fizieren sowie ihre Aufgabenstellungen (Ziele) für die
Quartiersentwicklung zu definieren.

Der Stellenwert der einzelnen Handlungsfelder ist nicht
nur hinsichtlich der spezifischen Problemlagen unter-
schiedlich sondern auch auf Grund grundsätzlicher Bedin-
gungen: Während beispielweise Ziele der Verbesserung
des Wohnumfeldes und öffentlichen Raumes gebietsbezo-
gen eine sehr hohe direkte Wirkung erreichen, können
gebietsbezogene arbeitsmarktpolitische Ziele in der Regel
nur eine unterstützende und ergänzende Aufgabe erfüllen.
Die Handlungsfelder Bildung, Beschäftigung, lokale Öko-
nomie und Integration unterschiedlicher sozialer und eth-
nischer Gruppen haben jedoch trotz ihrer Abhängigkeit
von übergebietlichen Faktoren eine Schlüsselfunktion für
die Quartiersentwicklung.

Wenn im Folgenden die genannten Handlungsfelder
jeweils für sich betrachtet werden, geschieht dies der bes-
seren Klarheit wegen und bedeutet keine Rückkehr zu
klassischen Ressortperspektiven. Die Darstellung folgt für
alle Handlungsfelder der gleichen Struktur: Zunächst wer-
den die für jedes Handlungsfeld spezifischen Problemla-
gen in benachteiligten Stadtteilen skizziert, vor diesem
Hintergrund die zentralen Ziele und Aufgaben im Hand-
lungsfeld summarisch angeführt und daran anschließend
in zwei getrennten Abschnitten exemplarische Ansätze,
Vorgehensweisen und Projekte in dem jeweiligen Hand-
lungsfeld vorgestellt und die in benachteiligten Quartieren
relevanten Instrumente und Methoden der jeweiligen
Fachpolitik zusammengefasst. In einem abschließenden
Abschnitt „Schnittstellen zu anderen Handlungsfeldern“
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werden aus der Sicht des jeweiligen Handlungsfeldes die
Übergänge und Kooperationsmöglichkeiten zu allen ande-
ren Handlungsfeldern beispielhaft aufgeführt. Damit wird
dem Grundansatz Rechung getragen, dass die Vorgehens-
weisen, Projekte und Maßnahmen der einzelnen Hand-
lungsfelder dann am wirksamsten sind, wenn sie gemein-
sam mit Maßnahmen und Projekten anderer Ressorts und
lokaler Akteure entwickelt, abgestimmt und realisiert wer-
den. Durch die fachübergreifende Zusammenarbeit erzie-
len die regulären fachlichen Maßnahmen eine größere
Reichweite, werden Synergien mit anderen Handlungsfel-
dern erzeugt und sich widersprechende Planungsansätze
vermieden. Entsprechend wirkungsvoller sind die Ergeb-
nisse gerade im Hinblick auf die besonderen Anforderun-
gen in den Programmgebieten.

5.1 Beschäftigung, Qualifizierung, Ausbildung

1. Problemlagen

Die Bevölkerung in bestimmten Stadtteilen Hamburgs
ist überdurchschnittlich stark von Arbeitslosigkeit
betroffen. Langzeitarbeitslosigkeit und fehlende be-
triebliche Qualifikationen mindern nicht nur die Chan-
cen, am wirtschaftlichen Wohlstand der Gesellschaft
teilzunehmen. Die lokale Konzentration von Beschäfti-
gungslosigkeit hat auch weit reichende Folgen für die
Menschen und die Stadtteile, in denen sie leben. So geht
die fehlende Perspektive, am Erwerbsleben teilzuneh-
men, nicht selten mit gesundheitlichen Problemen und
bildungsfernen Lebensstilen einher. Arbeitsmarktferne
Verhaltens- und Qualifikationsmuster werden häufig im
Familien-, Freundes- und Bekanntenkreis adaptiert.
Gerade Kindern und Jugendlichen in benachteiligten
Stadtteilen fehlen vorbildhafte Erwerbsbiographien.
Eine hohe räumliche Konzentration von Langzeitar-
beitslosigkeit, dauerhaftem Transferleistungsbezug
sowie ausschließlicher Abhängigkeit von staatlichen
Betreuungsangeboten prägt auf diese Weise ein sich
selbst verstärkendes Milieu der Passivität und geringer
gesellschaftlicher Teilhabe.

Erwerbsarbeit spielt jedoch eine entscheidende Rolle
für die Einbindung in gesellschaftliche Strukturen und
für die eigene Wertschätzung. Und ganz besonders
Jugendliche verlieren ihre Lebensperspektiven, wenn es
nicht gelingt den Übergang von Schule in Ausbildung
und Beruf wirkungsvoll zu organisieren. Die problema-
tische Ausbildungs- und Beschäftigungssituation in
benachteiligten Stadtquartieren wirkt sich auf das
Zusammenleben vor Ort, nachbarschaftliche Struktu-
ren und die Bereitschaft zum Engagement für das eigene
Lebensumfeld negativ aus. Zudem werden benachtei-
ligte Quartiere und seine Bewohner auf dem Arbeits-
markt stigmatisiert, was den Zugang zur Beschäftigung
und Ausbildung zusätzlich erschwert.

2. Ziele und Aufgaben

Ziel des Programms der Integrierten Stadtteilentwick-
lung ist es, auch mittels gebietsbezogener Maßnahmen
der Arbeitsmarkt- und Ausbildungspolitik die soziale
Situation der Menschen in benachteiligten Stadtteilen
zu verbessern, ihre Chancen auf soziale Teilhabe zu
erhöhen und so einer sozialen und räumlichen Polarisie-
rung entgegenzuwirken. Dabei sollen die Ziele der
Arbeitsmarktpolitik, Menschen für den Arbeitsmarkt
zu qualifizieren und sie bei der Integration in das
Erwerbsleben zu fördern, auch die besonderen Bedürf-
nisse benachteiligter Quartiere beachten. Dabei geht es
darum:

– Die Instrumente der Arbeitsmarktpolitik so auszu-
richten, dass sie auch gerade die Menschen aus
benachteiligten Quartieren erreichen.

– Die Gründe für insbesondere langfristige Erwerbslo-
sigkeit ganzheitlich in den Blick zu nehmen und
Arbeitslose nicht allein berufsbezogen zu qualifizie-
ren, sondern darüber hinaus passgenaue Angebote
bereitzustellen, die soziale, gesundheitliche oder
finanzielle Problemsituationen der Menschen lösen
helfen.

– Mit Beschäftigungsmaßnahmen zur sozialen Stabili-
sierung integrationsferner Arbeitsloser nicht nur
deren Erwerbschancen zu steigern, sondern zugleich
positive Wirkungen für benachteiligte Gebiete durch
Verbesserungen der lokalen Infrastruktur und die
Schaffung von Produkten und Dienstleistungen für
besonders benachteiligte Bewohner zu erzeugen.

– Die Entwicklungsperspektiven insbesondere Jugend-
licher zu verbessern.

– Die Fähigkeiten und Kompetenzen der Menschen zu
steigern, ihre soziale Lage nachhaltig zu verbessern.

3. Vorgehensweise und Handlungsansätze (exemplarisch)

Job Perspektive

Die Bundesagentur für Arbeit finanziert erwerbsfähigen
Hilfebedürftigen mit besonders schweren Vermittlungs-
hemmnissen, die in absehbarer Zeit keine Chancen
haben auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt eine Beschäf-
tigung zu finden, einen Zuschuss von bis zu 75 Prozent
ihres Arbeitsentgeltes (sogenannte „Leistungen zur
Beschäftigungsförderung“ gemäß § 16e SGB II). Mit
dem Programm „Job Perspektive“ unterstützt die BWA
das Ziel einer stärkeren Verknüpfung von Arbeitsmarkt-
und Stadtentwicklungspolitik. Seit Juli 2008 stellt sie
weitere 25 Prozent Kofinanzierungsmittel für Lohn-
kosten solcher Beschäftigungsverhältnisse bereit, die
die Lebensqualität in benachteiligten Stadtteilen durch
soziale, gesundheitliche, städtebauliche, wohnumfeld-
bezogene, kulturelle, sportliche, familiäre, bildungspoli-
tische, ökonomische oder infrastrukturelle Angebote
verbessern. Darüber hinaus gewährt die BWA Beschäf-
tigungsträgern eine Fallkostenpauschale für die Umset-
zung stadtteilbezogener Projekte.

Arbeitsgelegenheiten nach § 16d SGB II

Auch im Bereich der Arbeitsgelegenheiten werden Syn-
ergieeffekte zwischen Arbeitsmarkt- und Stadtentwick-
lungspolitik genutzt. Agentur für Arbeit Hamburg und
die Arbeitsgemeinschaft zur Umsetzung des SGB II in
Hamburg team.arbeit.hamburg haben gemeinsam mit
der BWA sowie der BSU für die Ausschreibung von
3.000 Arbeitsgelegenheiten Leistungsbeschreibungen
entwickelt, mit denen ab dem Förderzeitraum
01.01.2010 eine stärkere sozialräumliche Ausrichtung
der Maßnahmen erreicht wird. Durch das Kriterium
„Stadtteilbezug“, das zu 25 Prozent in die Bewertung
eingereichter Maßnahmevorschläge einfließt, sollen
gezielt solche Arbeitsgelegenheiten gefördert werden,
die neben ihrem Primärziel der Steigerung der Beschäf-
tigungschancen der Maßnahmeteilnehmer zugleich
positive Wirkungen für benachteiligte Gebiete erzeu-
gen. Das Kriterium „Stadtteilbezug“ stellt sicher, dass
die Arbeitsgelegenheiten in benachteiligten Gebieten
eingesetzt werden, dort zur Verbesserung der lokalen
Infrastruktur beitragen und Produkte und Dienstleis-
tungen für besonders benachteiligte Bewohner bereit-
stellen. Die Bewertung der eingereichten Maßnahme-
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vorschläge anhand des Kriteriums „Stadtteilbezug“
erfolgt durch die Bezirksämter.
Flankierende Leistungen
In Hamburg gibt es ein regelmäßiges Angebot an Bera-
tungseinrichtungen und flankierenden Leistungen
nach § 16 a SGB II (insbesondere Betreuung minder-
jähriger Kinder, Schuldnerberatung, psychosoziale
Betreuung, Suchtberatung). Bei der Prüfung und
Sicherstellung der Bedarfe im Rahmen der Quartiers-
entwicklung ist eine entsprechende Einbindung und
Vernetzung der bestehenden Angebote sinnvoll sowie
die Entwicklung eines Angebotes für die Verschul-
dungsprävention.
Arbeitsgelegenheiten Qualifizierung Plus
Mit dem Programm Arbeitsgelegenheiten Qualifizie-
rung Plus werden besonders aufwandsintensive Förde-
rungs-, Schulungs- und Betreuungsmaßnahmen für
Teilnehmer der 3.000 Arbeitsgelegenheiten mit Stadt-
teilbezug sowie die Anschaffung zusätzlicher techni-
scher Geräte wie Maschinen und PCs sowie weitere
Betriebskosten für Vorleistungen und Materialien
finanziert, die zugleich einen Mehrwert für benachtei-
ligte Quartiere schaffen. Durch die Erstellung von Pro-
dukten oder Dienstleistungen für besonders benachtei-
ligte Bewohner in den Zielgebieten der Arbeitsgelegen-
heiten nach §16d SGB II mit Stadtteilbezug sollen die
Maßnahmeteilnehmer gezielt und marktnah auf eine
Tätigkeit im Dienstleistungssektor, eine handwerkliche
Tätigkeit oder einen Arbeitsplatz in der gewerblichen
Produktion vorbereitet werden und gleichzeitig einen
Beitrag zur Verbesserung der lokalen Infrastruktur leis-
ten.
Ausbildungspolitik
Als Beitrag zur Verbesserung der Ausbildungssituation
in Hamburg existiert ein Bündel von Maßnahmen,
bestehend aus öffentlich finanzierten Ausbildungspro-
jekten, Zuschüssen für zusätzliche betriebliche Ausbil-
dungsplätze für Benachteiligte, sozialpädagogisch
begleitete betriebliche Ausbildungen und anderem
mehr, die sich in unterschiedlichem Maße sozialraum-
bezogen anwenden lassen. Mit dem „Sofortprogramm
Ausbildung“ werden Jugendliche bis 25 Jahren mit oder
ohne Hauptschulabschluss in betriebliche Ausbildung
gebracht oder sollen einen erfolgreichen Ausbildungs-
abschluss erreichen. 500-600 der Ausbildungsplätze
werden in Gebieten der sozialen Stadtteilentwicklung
geschaffen.

4. Instrumente und methodisches Vorgehen der Fachpoli-
tik
Die Aufgaben der Arbeitsmarktpolitik werden in
Hamburg von der Behörde für Wirtschaft und Arbeit
wahrgenommen. Daneben werden arbeitsmarktpoli-
tische Programme und Maßnahmen von der Agentur
für Arbeit Hamburg sowie der Hamburger Arbeitsge-
meinschaft zur Umsetzung des SGB II (ARGE)
team.arbeit.hamburg durchgeführt.
Arbeitsmarktpolitik
Die Hamburger Arbeitsmarktpolitik verfolgt das vor-
rangige Ziel, Arbeitslose in den Arbeitsmarkt zu inte-
grieren und ihre Unabhängigkeit von Transferleistun-
gen zu erreichen. Bei vielen Arbeitslosen aus benachtei-
ligten Stadtteilen trifft sie dabei auf einen „Mismatch“
zwischen den Qualifikationen der Menschen auf der
einen und den Qualifikationsanforderungen der
Betriebe auf der anderen Seite. So verfügt ein Großteil

der Erwerbslosen über keine abgeschlossene Ausbil-
dung, bei ausländischen Arbeitslosen sind es oftmals
sprachliche Defizite, die den Zugang zum Arbeitsmarkt
erschweren. Ein Teil der Arbeitslosen ist zudem gesund-
heitlich eingeschränkt. Ein längerfristiger Ausschluss
vom Erwerbsleben führt darüber hinaus häufig zum
Verlust der einmal erlernten Fertigkeiten sowie der für
das Arbeitsleben notwendigen Fähigkeiten zur Selbst-
organisation und Anpassung an betriebliche Rahmen-
bedingungen.

Die Arbeitsmarktpolitik reagiert hierauf mit einem
abgestuften Konzept: bei integrationsnahen Arbeits-
losen und Arbeitsuchenden stehen Beratungs- und
Vermittlungsleistungen im Vordergrund. Wo Qualifika-
tionsbedarf besteht, liegt das Augenmerk auf der (Wie-
der-) Herstellung der Beschäftigungsfähigkeit. Bei inte-
grationsfernen Arbeitslosen liegt der Schwerpunkt
arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen zunächst auf Akti-
vierung und sozialer Stabilisierung. Aktuelle Ergeb-
nisse der arbeitsmarktpolitischen Begleitforschung zei-
gen, dass auch Menschen mit Vermittlungshindernis-
sen, denen man nach allgemeiner Ansicht kaum
Vermittlungschancen auf dem regulären Arbeitsmarkt
einräumen würde, den Eintritt in das Erwerbsleben
schaffen können. So hat sich bundesweit die Zahl der
Arbeitslosen, die länger als zwei Jahre von Arbeitslosig-
keit betroffen waren und zudem gesundheitliche Ein-
schränkungen aufwiesen, von etwa 330.000 im Jahr 2005
auf etwa 165.000 im Jahr 2007 verringert.

Bei der Umsetzung agiert die Hamburger Arbeitsmarkt-
politik auf drei unterschiedlichen Ebenen mit jeweils
unterschiedlichen Partnern und innerhalb unterschied-
licher rechtlicher Rahmenbedingungen. Art und Maß
der Berücksichtigung der Ziele des Programms der Inte-
grierten Stadtteilentwicklung sind von der jeweiligen
Instrumentenebene abhängig:

Instrumente des SGB II

Die Instrumente des SGB II setzt die Bundesagentur für
Arbeit gemeinsam mit der Freien und Hansestadt Ham-
burg in der Arbeitsgemeinschaft zur Umsetzung des
SGB II in Hamburg team.arbeit.hamburg um. Die Bun-
desagentur für Arbeit hat dabei den gesetzlichen Ein-
gliederungszweck der Maßnahmen nach § 14 SGB II zu
gewährleisten. Bei der Ausschreibung von Arbeitsgele-
genheiten nach § 16d SGB II ist zudem die Einhaltung
der gesetzlichen Fördervoraussetzungen des „öffent-
lichen Interesses“ und der „Zusätzlichkeit“ sicherzu-
stellen. Das Angebot an Beratungseinrichtungen und
flankierenden Leistungen nach § 16 a SGB II bietet bei-
spielsweise psychosoziale Betreuung oder Schuldnerbe-
ratung.

ESF in Hamburg

Für die Umsetzung des operationellen Verfahrens der
ESF-Landesmittel in der Freien und Hansestadt Ham-
burg ist die BWA zuständig. Sie hat für die Förderperi-
ode 2007-2013 ein von der EU-Kommission genehmig-
tes operationelles Programm im Rahmen des ESF-Ziels
„Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung“
vorgelegt, in dem Förderziele und Förderverfahren fest-
gelegt sind. Nach diesem verfolgt die ESF-Förderung in
Hamburg die drei strategischen Ziele, die Anpassungs-
und Wettbewerbsfähigkeit von Beschäftigten und
Unternehmen zu steigern, das Humankapital zu verbes-
sern sowie den Zugang zu Beschäftigung und die soziale
Eingliederung von benachteiligten Personen zu erleich-
tern. Gemeinsam mit anderen Behörden sowie Wirt-
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schafts- und Sozialpartnern benennt die BWA jährlich
zur Umsetzung der strategischen Ziele konkrete Aktio-
nen, erarbeitet Leistungsbeschreibungen und wählt auf
Grund der entwickelten Kriterien eingereichte Projekt-
vorschläge von Umsetzungsträgern durch Wettbewerbs-
verfahren aus. BSU und Bezirksämter sind an der For-
mulierung der Leistungsbeschreibung beteiligt und
werden die Ziele der Integrierten Stadtteilentwicklung
einbringen.

Instrumente der BWA

Im Haushalt der Freien und Hansestadt Hamburg wer-
den der BWA Mittel zur Förderung der Integration
Arbeitsloser zugewiesen. Die BWA setzt diese Mittel
unter anderem für das Programm „Arbeitsgelegenhei-
ten Qualifizierung Plus“ ein, um Arbeitsmarkt- und
Stadtteilentwicklungspolitik zu verknüpfen.

Ausbildungspolitik

Ein schwieriger Zugang zu Bildung prägt die Situation
zahlreicher Jugendlicher in benachteiligten Quartieren.
Die hier anzustrebende sozialräumliche Ausrichtung
der Ausbildungsprogramme ist allerdings nur mit Ein-
schränkungen möglich. Im Rahmen der Hamburger
Schulreform wird das Übergangssystem Schule – Beruf
grundsätzlich reformiert: Bereits Jahre vor dem Schul-
abschluss bieten die allgemeinbildenden Schulen eine
auf besondere Bedürfnisse abgestimmte Berufsorientie-
rung an, die den Schülern die Vielfalt der Berufswelt
erfahrungsbezogen nahebringt. Übergangsmaßnahmen
führen systematisch und ohne Zeitverlust zu einer
Berufsausbildung hin. Jugendliche ohne Ausbildungs-
reife werden in der zielgruppenadäquaten Ausbildungs-
vorbereitung individuell so gefördert, dass ein Über-
gang in eine Ausbildung bzw. Erwerbstätigkeit ermög-
licht wird. Für ausbildungsreife Jugendliche ohne
betrieblichen Ausbildungsplatz sind keine Übergangs-
maßnahmen vorgesehen, sondern sie werden, im Rah-
men der verfügbaren Mittel, durch berufliche Schulen
und bei Bildungsträgern ausgebildet.

5. Schnittstellen zu anderen Handlungsfeldern

Ausbildung- und Beschäftigungspolitik trägt dann am
wirksamsten zur Verbesserung der Lebensbedingungen
in benachteiligten Stadtteilen bei, wenn sie gemeinsam
mit anderen Ressorts und den lokalen Akteuren abge-
stimmte Maßnahmen und Projekte entwickelt und rea-
lisiert. Durch die fachübergreifende Zusammenarbeit
erhalten die regulären fachlichen Maßnahmen eine
Qualifizierung in Richtung der besonderen Anforde-
rungen in den Fördergebieten. Im Folgenden werden
für jedes Handlungsfeld der „Integrierten Stadtteilent-
wicklung“ exemplarisch Schnittstellen mit dem Hand-
lungsfeld „Ausbildung und Beschäftigung“ dargestellt:

– Lokale Ökonomie: Lokale Betriebe und Unternehmen
können durch Inanspruchnahme von Programmen der
Arbeits- und Ausbildungsförderung in ihrer wirtschaft-
lichen Situation gestärkt werden.

– Bildung: Insbesondere der Übergang von der Schule in
Ausbildung und in das Erwerbsleben erfordert Abstim-
mungsprozesse zwischen Bildungs- und Beschäfti-
gungssystem. In Zusammenarbeit aller Akteure werden
gemeinsam die fachliche Planung von Förderinstru-
menten und Programmen unter besonderer Berücksich-
tigung der Bedarfe der unterschiedlichen Zielgruppen
erstellt. Das Programm Qualifizierung und Arbeit für
Schulabgänger (QUAS) oder der ESF sind Beispiele für
eine notwendige und sinnvolle Koordinierung verschie-

dener Akteure. So werden vom ESF geförderte Projekte
zur „Verbesserung des Humankapitals“, in denen unter
anderem stadtteilspezifischen Besonderheiten Rech-
nung getragen wird, in einem behördenübergreifenden
Fachgremium erarbeitet. Dieses System setzt sich im
Bereich der Weiterbildung fort. Zur Abstimmung der
Maßnahmen und Förderbereiche treffen sich die betei-
ligten Behörden (BSB, BWA, BSG, team.arbeit.ham-
burg, Agentur für Arbeit Hamburg sowie Vertreter der
Bezirksämter) u. a. in regelmäßigen Sitzungen in der
AG Zusammenarbeit.

– Wohnumfeld & öffentlicher Raum: Die Aktivierung
von Beschäftigung kann in Zusammenhang mit der
Pflege und Gestaltung des öffentlichen Raums erfolgen.
Zudem kann die Arbeitsförderung an Maßnahmen der
Wohnumfeldverbesserung beteiligt werden.

– Integration: Um die gesellschaftliche Integration von
Menschen mit Migrationshintergrund zu erreichen, ist
die Teilnahme am Erwerbsleben einer der wichtigsten
Komponenten. Menschen mit Migrationshintergrund
sind jedoch keine homogene Gruppe. Sie bringen ganz
unterschiedliche sprachliche, kulturelle und qualifika-
torische Voraussetzungen mit. Aufgabe des Handlungs-
feldes Beschäftigung, Qualifizierung und Ausbildung
ist es daher, Gruppen mit bestimmten Eingliederungs-
problemen in den Arbeitsmarkt zu identifizieren und
gezielte, passgenaue Hilfestellungen anzubieten.
Zugleich gilt es auch, auf die gesamtwirtschaftlichen
Potenziale der Integration von Menschen mit Migrati-
onshintergrund in den Arbeitsmarkt hinzuweisen.

– Kultur im Stadtteil: Die Aktivierung von Beschäftigung
kann in Zusammenhang mit der Durchführung von
Kunst- und Kulturprojekten sowie Veranstaltungen
erfolgen.

– Gesundheitsförderung: Der Krankenstand bei Arbeits-
losen ist höher als bei Erwerbstätigen. Alle Maßnah-
men, die zur (Wieder-)Beschäftigung oder auch Qualifi-
zierung von Erwerbslosen in den Fördergebieten
führen, sind daher ein Beitrag zur Gesundheitsförde-
rung. Um eine nachhaltige und langfristige Integration
in den Arbeitsmarkt zu erreichen, werden arbeitsmarkt-
politische Maßnahmen im Einzelfall um gesundheitli-
che Beratung ergänzt.

– Sicherheit: Über den Zugang zu Beschäftigung werden
die individuelle Lebenslagen verbessert und so die
Sicherheit im Stadtteil grundsätzlich erhöht. Vor allem
wenn Jugendlichen aus dem Quartier Perspektiven für
ihre berufliche Zukunft geboten werden, wirkt sich die-
ses auf ihr Verhalten aus und kann unangemessenes und
verunsicherndes Verhalten in öffentlichen Räumen
reduzieren.

– Sport und Freizeit: Maßnahmen der Beschäftigungsför-
derung können im Rahmen der Umgestaltung von
Sport- und Freizeitflächen durchgeführt werden.

5.2 Lokale Ökonomie

1. Problemlage

Benachteiligte Stadtquartiere weisen auf Grund der
geringen Kaufkraft ihrer Bewohner häufig eine ero-
dierte lokale Geschäfts- und Gewerbestruktur auf.
Lokale Versorgungszentren, insbesondere die von
Großwohnsiedlungen, sind durch ihre bauliche Abge-
schlossenheit und ihre periphere Lage oft von städti-
schen Wirtschaftskreisläufen ausgeschlossen und von
der Kaufkraft der lokalen Bevölkerung abhängig. Durch
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ihre oftmals geringeren Mobilitätsmöglichkeiten sind
auch die Anwohner der Quartiere in hohem Maße auf
die lokalen Versorgungsstrukturen angewiesen. Eine
schlechte Infrastrukturausstattung und Defizite bei der
Zentrenentwicklung haben somit unmittelbaren Ein-
fluss auf die Versorgungsmöglichkeiten und die Lebens-
qualität der Gebietsbevölkerung. Leerstände und brach-
gefallene Gewerbeflächen können die soziale Entmi-
schung durch Abwanderung einkommensstärkerer
Bevölkerungsschichten zusätzlich beschleunigen und
zur Stigmatisierung des Stadtteils beitragen. Stadtteile
mit einer historisch gewachsenen Strukturmischung
verlieren so ihre Anziehungskraft für Besucher und
damit die materielle Basis für eine lebendige Quartiers-
ökonomie. Neben mangelnden Versorgungsmöglichkei-
ten mit Waren und Dienstleistungen schrumpft auch
das Angebot an wohnortnahen Arbeits- und Ausbil-
dungsplätzen, wodurch die persönlichen Entwick-
lungschancen der Menschen eingeschränkt werden.

2. Ziele und Aufgaben
Ein wesentliches Ziel der Integrierten Stadtteilentwick-
lung ist es, die lokale Ökonomie in den Fördergebieten
zu stärken und so die Vielfalt und Qualität der Nahver-
sorgungs- und Dienstleistungsstruktur als wichtigen
Aspekt der Lebensqualität zu sichern und wohnortnahe
Arbeitsplätze, Qualifikations- und Einkommensmög-
lichkeiten zu schaffen. Eine Orientierung der Akteure
der städtischen Wirtschaftsförderung auf die lokale
Ökonomie in benachteiligten Quartieren ist unter die-
sem Gesichtspunkt eine wesentliche Grundlage der
lokalen Wirtschaftsentwicklung.
Zu den Zielen einer gebietsbezogenen Wirtschaftsförde-
rung zählen:

– Schaffung einer zeitgemäßen Mischung aus Wohnen
und Arbeiten auf einer stabilen ökonomischen Basis
durch die Förderung von Bestandsentwicklung und
Unternehmensneugründungen,

– Erhöhung der Standorteignung der Gebiete durch Öff-
nung der räumlichen, sozialen und ökonomischen
Strukturen zur restlichen Stadt und Anbindung der
lokalen Betriebe an gesamtstädtische und regionale
Wirtschaftskreisläufe,

– Erhöhung der unternehmensbezogenen Entwicklungs-
möglichkeiten durch aufsuchende Wirtschaftsförde-
rung von Klein- und Kleinstbetriebe unter besonderer
Förderung von ethnischen Ökonomien,

– Nachhaltige Entwicklung von Quartierszentren, die das
urbane Leben mit seiner Vielfalt aus Einzelhandel,
Dienstleistung, Handwerk, Kultur, Gastronomie, Woh-
nen und Freizeit stärken einschließlich der Etablierung
neuer gesellschaftlich, wirtschaftlich und kulturell bele-
bender Nutzungen.

3. Vorgehensweise und Projekte (exemplarisch)
Existenzgründungsberatung
Gerade in benachteiligten Stadtteilen liegen viele
Potenziale wirtschaftlichen Handels brach, weil sie mit
geringem Vertrauen in unternehmerische Handlungs-
fähigkeit verbunden sind. Die Möglichkeiten der
Bewohner, im Dienstleistungsbereich und in anderen
Geschäftszweigen im Quartier aktiv zu werden, könnten
durch gezielte Existenzgründungsberatung und Unter-
stützung in der Unternehmensführung geweckt werden.
Ebenso kann eine Existenzgründungsberatung zur
Prävention von unüberlegten Geschäftsgründungen
und damit einhergehender Privatinsolvenz dienen.

Zielgruppenspezifische Coaching-Programm für inha-
bergeführten Einzelhandel / Aufsuchende Wirtschafts-
förderung von Klein- und Kleinstbetrieben

Der Niedergang inhabergeführten Einzelhandels und
der Abbau des Geschäftsbesatzes in den Nahversor-
gungszentren der benachteiligten Stadtquartiere lässt
sich auf eine Änderung des Kaufverhaltens und eine
neue Angebotsstruktur, aber auch auf eine mangelnde
Anpassungsfähigkeit des ansässigen Handels zurück-
führen. Die Unterstützung des inhabergeführten Ein-
zelhandels als ein Qualitätsmerkmal für ein vielfältiges
Stadtquartier könnte von der Beratung in der Geschäfts-
führung über die Präsentation der Waren (Store-Check)
bis zur gemeinsam entwickelten Strategie für die Ent-
wicklung neuer Marktsegmente im Warenangebot rei-
chen. Zur Ansprache der von Menschen mit Migra-
tionshintergrund geführten Betriebe werden vorzugs-
weise Berater mit ähnlichem kulturellen Hintergrund
eingesetzt, da diese einen besseren Zugang zu den
Unternehmensmilieus erzielen.

Marketinginitiative für Gewerbe und Handel im Quar-
tier

Neben der Unterstützung der individuellen Fähigkei-
ten der Geschäfts- und Betriebsinhaber in benachteilig-
ten Stadtquartieren kann über die Förderung gemeinsa-
mer Aktivitäten am Image des Stadtquartiers gearbeitet
werden. Zur Stärkung der Außenwahrnehmung von
Stadtteilen haben sich nicht nur die Maßnahmen und
Prozesse der Stadterneuerung, sondern auch besondere
Marketinginitiativen für das Quartier als erfolgreich
erwiesen. Lokale Wirtschaftsförderung sollte Marke-
tinginitiativen für das Quartier und seine ökonomische
Kompetenz beinhalten.

Eigentümerstandortgemeinschaften (HID – BID)

Für die Aufwertung und Stabilisierung benachteiligter
Stadtquartiere wird die Aktivierung und Zusammenar-
beit verschiedener Eigentümer immer wichtiger. In
Form von Eigentümerstandortgemeinschaften können
die unterschiedlichen Akteure mit kooperativen
Lösungsansätzen die oftmals komplexen Problemlagen
gemeinsam angehen. Im Rahmen der Unterstützung der
lokalen Ökonomie soll die Kooperation der Geschäfts-
leute und der Hauseigentümer in innerstädtischen
Quartieren durch die Wirtschaftsförderung unterstützt
werden.

Coaching-Programme für Gebietsmanager

In Anbetracht der vielfältigen Aufgaben zur Stärkung
der Lokalen Ökonomie im Rahmen der Integrierten
Stadtteilentwicklung kann ein Coaching-Programm für
die Gebietsmanager entwickelt werden. Im Mittelpunkt
des Coaching stehen vor allem die Information über
Angebote und Hilfestellung sowie die Weitervermitt-
lung an beratende Institutionen und Netzwerke.

Vervollständigung der lokalökonomischen Datenbasis

Das Handlungsfeld Lokale Ökonomie sollte bereits im
Rahmen der ‚vorbereitenden’ Problem- und Potenzial-
analyse die im Programmgebiet ansässigen Gewerbe-
treibenden durch Erhebung von Strukturdaten erfas-
sen, um aus dieser Datenbasis ein stadtteilökonomi-
sches Standortprofil des Programmgebiets zu
entwickeln, auf dem ein ökonomisches Quartiersmana-
gement aufbauen kann.
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4. Instrumente und methodisches Vorgehen der Fachpoli-
tik

Der Behörde für Wirtschaft und Arbeit ist zentraler
Akteur im Bereich der Wirtschaftsförderung. Die
wichtigsten Wirtschaftsförderungseinrichtungen Ham-
burgs, die neben eigenen Wirtschaftsförderungsakti-
vitäten mit der Durchführung von einem Teil der Pro-
gramme der Behörde für Wirtschaft und Arbeit beauf-
tragt sind, sowie die Hamburg Marketing GmbH, sind
in der zentralen Anlaufstelle WIRTSCHAFTSZEN-
TRUM HAMBURG zusammengefasst. Für die Aktivie-
rung und Vermarktung städtischer Flächenpotenziale
ist das Immobilienmanagement der Finanzbehörde
zuständig. Auf lokaler Ebene sind die Dienstleistungs-
zentren für Wirtschaft, Bauen und Umwelt der sieben
Bezirksämter Ansprechpartner für Genehmigungsver-
fahren im Bau- und Wirtschaftsrecht. Die Wirtschafts-
beauftragten der Bezirksämter helfen Unternehmen
zudem bei Erweiterungen, An- und Umsiedlungen oder
der Suche nach geeigneten Grundstücken und Räumen
innerhalb des Bezirks.

Im Handlungsfeld „Lokale Ökonomie“ fallen innerhalb
der behördlichen Aufgaben folgende Instrumente und
Methoden des Verwaltungshandelns für die Programm-
gebiete „Integrierte Stadtteilentwicklung“ besonders
ins Gewicht:

– Das Modernisierungsprogramm der BWA ist ein För-
derinstrument mit spezifischem Bezug auf „struktu-
rell problematische Standorte“. Es dient der Förde-
rung von Kleingewerbetreibenden an Standorten mit
geringer Kaufkraft, an denen die Erwirtschaftung
von Mitteln für bauliche und betriebliche Investitio-
nen nicht möglich ist.

– Das Teilprogramm der Städtebauförderung „Aktive
Stadt-und Ortsteilzentren“ zielt insbesondere auf
integrierte Förderprozesse zur Belebung der lokalen
Ökonomie und Stärkung der Nahversorgung.

– Zuschüsse an kleine und mittlere Unternehmen zur
Unterstützung beispielsweise von Existenzgründun-
gen und Betriebserweiterungen werden ebenfalls
übernommen, um die Erfolgschancen der Unterneh-
men zu verbessern sowie vorhandene Arbeitsplätze in
Hamburg zu sichern oder zusätzliche Arbeitsplätze
zu schaffen (EuMi-Richtlinie 05).

– Für kleine und mittlere Unternehmen bieten Berater
und beratende Institutionen im Netzwerk der Wirt-
schaftsförderung wesentliche Hilfestellungen. Die
Informationen über die Beratungsmöglichkeiten z. B.
durch die Förderassistentin im Mittelstandsförderin-
stitut oder den Mittelstandslotsen müssen in benach-
teiligten Stadtteilen neben den gängigen Medien des
Internets, Broschüren und Flyern stärker auf lokaler
Ebene und bei Bedarf auch durch direkte Ansprache
erfolgen, um die Zugangsschwelle zu den zentralen
städtischen Einrichtungen zu senken.

– Mit der Einrichtung eines ökonomischen Quar-
tiersmanagements, bei dem die Anschubfinanzierung
von der BWA übernommen wird, sollen zentrale und
gewachsene Standorte in der City sowie den Bezirks-
zentren gestärkt werden. Mit einem ökonomischen
Quartiersmanagement wird der Einzelhandel
gebietsbezogen durch Beratung, Vermittlungen und
Veranstaltungen unterstützt und die Kooperationen
verschiedener Partner durch den Aufbau eines Netz-
werks gefördert. Diese Förderung zielt auf den Aus-

gleich von Wettbewerbsnachteilen gewachsener
Standorte gegenüber gemanagten Centern.

– Im Rahmen der Wirtschaftsförderung und Flächen-
aktivierung werden Flächen unter Mitwirkung der
HWF Hamburgische Gesellschaft für Wirtschaftsför-
derung GmbH Unternehmen zur Verfügung gestellt
und begleitend die lokal eingebettete Quartiersöko-
nomie aufgewertet. Unterstützend können neue Nut-
zungskonzepte für die Aktivierung brachliegender
bzw. untergenutzter privater Gewerbeflächen und ein
zeitgemäßes Marketing zur Schärfung des Standort-
profils entwickelt werden.

5. Schnittstellen zu anderen Handlungsfeldern

Die Förderung der lokalen Ökonomie trägt dann am
wirksamsten zur Verbesserung der Situation in benach-
teiligten Stadtteilen bei, wenn sich gemeinsam mit
anderen Ressorts und den lokalen Akteuren abge-
stimmte Maßnahmen und Projekte entwickeln und rea-
lisieren lassen. Durch die fachübergreifende Zusam-
menarbeit erhalten die regulären fachlichen Maßnah-
men eine Qualifizierung in Richtung der besonderen
Anforderungen in den Programmgebieten. Im Folgen-
den werden für jedes Handlungsfeld der „Integrierten
Stadtteilentwicklung“ exemplarisch Schnittstellen mit
dem Handlungsfeld „Lokale Ökonomie“ dargestellt.

– Beschäftigung, Qualifizierung, Ausbildung: Lokale
Unternehmen und Betriebe können Arbeits- und
Ausbildungsplätze anbieten.

– Bildung: Bildungsprozesse können durch die
Akteure der lokalen Ökonomie unterstützt werden.
Betriebe und Unternehmen bieten Praktikums- und
Ausbildungsplätze sowie Lerngelegenheiten für Kin-
der, Jugendliche und Erwachsene, schließen Unter-
nehmenspatenschaften mit ausgewählten Bildungs-
einrichtungen oder beteiligen sich durch Sponsoring
an Aktivitäten und Projekten.

– Familienförderung: Die Vielfalt und Qualität der
Versorgung ist ein wichtiger Aspekt der Lebensqua-
lität vor Ort. Gerade Familien und Alleinerziehenden
und alten Menschen kann die alltägliche Lebens-
führung durch ein dichtes Versorgungsangebot deut-
lich erleichtert werden. Durch den im Prozess der
integrierten Stadtteilentwicklung herzustellenden
Kontakt der Familienförderung mit lokalen Betrie-
ben kann in einzelnen Fällen ein Ausbildungsplatz
oder eine andere Form der Beschäftigung hergestellt
werden.

– Lokaler Wohnungsmarkt & Wohnungswirtschaft:
Die Vielfalt und Dichte der Versorgungseinrichtun-
gen und der lokal ökonomischen Strukturen ist ein
wichtiger Faktor der Attraktivität und Lebensqua-
lität von Quartieren und wirkt sich auf die Vermiet-
barkeit von Immobilien aus. Gerade für Familien,
Alleinerziehende und ältere Menschen stellt eine
attraktive Nahversorgung einen wichtigen Standort-
faktor dar.

– Wohnumfeld & öffentlicher Raum: Insbesondere, wo
die Verwahrlosung öffentlicher Räume mit der Aus-
dünnung des Einzelhandels oder der Schließung ört-
licher Quartierszentren einhergeht, können in Ver-
bindung mit der lokalen Wirtschaftsförderung und in
Kooperation mit den örtlichen Gewerbetreibenden
sowohl positive wirtschaftliche Effekte als auch eine
nachhaltige Qualitätsverbesserung der öffentlichen
Flächen erzielt werden.
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– Integration: Lokal agierende Betriebe und Unterneh-
men werden nicht selten von Menschen mit Migra-
tionshintergrund geführt. Durch die Selbstständig-
keit werden den Zuwanderern die Teilnahme am
Erwerbsleben und die Integration in den Arbeits-
markt ermöglicht. Erfolgreiche Unternehmer kön-
nen zudem als Vorbild für junge Menschen mit
Migrationshintergrund fungieren und das ökonomi-
sche Selbstbewusstsein einer Ethnie stärken. Durch
spezielle Beratungsleistungen, z. B. zu Vertrags- und
Steuerrecht, und eine stärkere Integration migranti-
scher Gewerbetreibender in Kammern und Verbände
und in andere lokale Netzwerke kann die Stabilität
der Unternehmen verbessert werden.

– Kultur im Stadtteil: Gewerbliche Leerstände können
Raum für kulturelle / kreativwirtschaftliche Zwi-
schennutzungen und damit Chancen für positive
Wahrnehmungen bisher problematischer Räume bie-
ten und so positive Impulse setzen.

– Gesundheitsförderung: Betriebe und Unternehmen
wie z. B. Apotheken, Drogerien und Lebensmittelge-
schäfte können sich an Aktivitäten der Gesundheits-
förderung vor Ort beteiligen.

– Sicherheit: Für lokal ansässige Unternehmen, insbe-
sondere den örtlichen Einzelhandel, ist die Sicherheit
im Stadtteil eine wichtige Standortqualität. Wenn
sich lokale Gewerbetreibende zusammenschließen
und beispielsweise durch gemeinsame Aktionen Ein-
kaufsbereiche attraktivieren und beleben, tragen sie
zur Erhöhung des Sicherheitsempfindens im Gebiet
bei. Umgekehrt signalisieren leer stehende Laden-
flächen und Gewerbeflächen einen Mangel an sozia-
ler Kontrolle.

– Sport und Freizeit: Lokale Unternehmen weisen oft-
mals eine hohe Verbundenheit mit ihrem Standort
auf und können lokale Vereine, Initiativen und Sport-
veranstaltungen als Sponsoren unterstützen.

5.3 Bildung

1. Problemlagen
Besonders in benachteiligten Stadtteilen macht sich der
enge Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und
Bildungsstatus und Bildungserfolg in vielfältiger Weise
negativ für die Menschen bemerkbar. Indikatoren wie
Sprachkenntnisse, Schulabbrecher-, Abschluss- und
Übergangsquoten verweisen auf eine disparate Bil-
dungsbeteiligung und lassen besonders schwierige Bil-
dungsbiographien in städtischen Problemlagen erken-
nen.
In diesen Gebieten fehlen ausreichende Voraussetzun-
gen, um Bildung als einen umfassenden und erfolgrei-
chen Prozess der lebenslangen Persönlichkeitsentwick-
lung zu ermöglichen. Es mangelt an Gelegenheiten für
informelles Lernen im Stadtteil, lernanregenden Orten
der Kommunikation und gesellschaftlichen Zusam-
menhängen, die die persönliche Entwicklung fördern,
wie: Familie, Schule, Nachbarschaft, Vereine, Einrich-
tungen der Kinder- und Jugendhilfe, öffentliche und
private Bildungseinrichtungen, Gleichaltrige und
Medien. Außerdem sind Lerngelegenheiten am Arbeits-
platz und im Stadtteil mit ihren potenziellen Bildungs-
möglichkeiten nicht oder nicht ausreichend aufeinan-
der bezogen. Die Bildungschancen können erhöht wer-
den durch ein verbessertes Zusammenspiel attraktiver
unterschiedlicher Bildungsorte und -gelegenheiten, die
von verschiedenen Einrichtungen mit unterschiedli-

chen Zuständigkeiten angeboten werden oder im Stadt-
teil verfügbar sind.

Fehlende lokale Voraussetzungen für Bildung können
Abwanderungen der Familien aus ihrem Wohnquartier
bewirken und tendenzielles Segregationsverhalten von
Familien verstärken. Schulische und außerschulische
Bildungsmöglichkeiten können bildungsorientierte
Eltern dazu bewegen, sich stärker mit dem Wohnquar-
tier zu identifizieren oder aus ihm abzuwandern. Durch
den Wegzug der bildungsorientierten Stadtteilbewoh-
ner jedoch verlassen auch potenzielle Vorbilder den
Stadtteil.

2. Ziele und Aufgaben

Zentrales Ziel zur Verbesserung der sozialen Lage Ein-
zelner oder einer Familie ist mittelfristig die Anhebung
der Bildungschancen und des Bildungsniveaus. Im Vor-
dergrund stehen

– die intensive und frühe Förderung der Bildungspo-
tenziale des Einzelnen,

– die Steigerung des Anteils von Absolventinnen und
Absolventen mit höheren Bildungsabschlüssen,

– die Förderung selbstgesteuerten Lernens und die
Stärkung der Eigenverantwortung für die Entwick-
lung der individuellen Bildungsbiografie,

– die Verbesserung des Übergangs von Schule in den
Beruf,

– die Bereitstellung und Ausweitung außerschulischer
Bildungsangebote und Bildungsgelegenheiten und

– insbesondere die Entwicklung fachlicher, sozialer
und persönlichkeitsbezogener Kompetenzen im
Zusammenspiel von Schule und Gelegenheitsstruk-
turen im Stadtteil.

Folgende Aufgaben lassen sich formulieren:

– Stärkung der baulich – räumlichen Gestalt und der
sozialen Funktion der Bildungsorte und -einrichtun-
gen im Stadtteil,

– Ausweitung und Verbesserung der multifunktionalen
Nutzung vorhandener Bildungsorte und -einrichtun-
gen und Stärkung der Bildungspartner im Stadtteil

– Ressortübergreifendes Handeln und Regionalisie-
rung der strategischen Ansätze: Ab September 2009
soll ein kohärentes, stadtstaatliches Bildungsmanage-
ment aufgebaut werden, das alle Bereiche des Lebens-
begleitenden Lernens von der frühkindlichen Bil-
dung bis zur Seniorenbildung einschließt und
Bezirksämter und beteiligte Behörden bei der Steue-
rung, Entwicklung und Implementierung einbezieht.
Dieses erfordert ein abgestimmtes Handeln der Fach-
behörden auf Landesebene und eine Koordination
zwischen Landes- und Bezirksebene. Im Bereich des
Übergangs von der Schule in den Beruf werden allge-
meinbildende und berufliche Schulen, die Agentur
für Arbeit, Unternehmen, Kammern, außerschuli-
sche Bildungsträger, Jugendhilfeeinrichtungen und
weitere Akteure ihre Beratungs- und Unterstützungs-
leistungen in eine abgestimmte Gesamtstrategie ein-
bringen. Strukturen der Erziehung, Bildung und
Weiterbildung werden im Sinne einer Gesamtstrate-
gie geordnet, die unterschiedlichen Zuständigkeiten
für Bildung und Lebensbegleitendes Lernen unter
den Bedingungen eines Stadtstaates konzeptionell
erfasst und sowohl regional als auch zentral ver-
knüpft.
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– Bereitstellung von abgestimmten Bildungsangeboten
unterschiedlicher Institutionen, bezogen auf den
individuellen Beratungs- und Unterstützungsbedarf
der Lernenden

– Aktivierung und Stärkung der individuellen Beteili-
gung an Bildungsprozessen und Stärkung der Eigen-
verantwortung für die Entwicklung der individuellen
Bildungsbiografie

– Schaffung regionaler Verantwortlichkeiten für das
Management der Bildungsangebote, der Kooperation
der Bildungseinrichtungen und der Optimierung der
Lerngelegenheiten im Stadtteil.

3. Vorgehensweise und Handlungsansätze (exemplarisch)

Aufbau regionaler Bildungslandschaften durch Zusam-
menarbeit verschiedener Institutionen

Durch verbindliche Formen der Zusammenarbeit, inte-
grierte Handlungskonzepte auf unterschiedlichen Ebe-
nen sowie definierte Standards für die Gestaltung und
die Ergebnisse von Bildungsmöglichkeiten lassen sich
umfassende auf den Stadtteil orientierte Bildungsland-
schaften entwickeln. Das erfordert ressortübergreifende
Zusammenarbeit zwischen Behörden, Bezirksämtern
und vor allem der lokalen Akteure aus Schule, Jugend-
hilfe, Sport und Kultur, der Agentur für Arbeit und
team.arbeit.hamburg in engem Dialog mit den Bürge-
rinnen und Bürger. Bei der Ausgestaltung entsprechen-
der Angebote müssen Förder- und Unterstützungsleis-
tungen der Schulen, der außerschulischen Institutionen
und weiterer Akteure im Stadtteil aufgabenbezogen
zusammengefasst (Jugendhilfe, Familienhilfe, Kirche,
Vereine, Unternehmen) und bürgerschaftliche Akteure
einbezogen werden.

Öffnung der Bildungseinrichtungen für den Stadtteil

Auch Schulen als ein zentraler Ort im Stadtteil sollen
zum Mittelpunkt, zum Kommunikations-ort und Treff-
punkt im Stadtteil werden und ein Zentrum für Bil-
dungs-, Beratungs- und Betreuungsfragen sein. Für die
Weiterentwicklung der Schulen zu Bildungszentren
wurde im Rahmen der Initiative „Lebenswerte Stadt
Hamburg“ (z. B. Bildungszentrum „Tor zu Welt) bereits
wichtige Erfahrungen der Organisation und Vernetzung
gesammelt. Schulstandorte in benachteiligten Stadttei-
len sollen so geplant werden, dass eine multifunktionale
Nutzung auch außerhalb der Unterrichtszeit und die
Einbeziehung außerschulischer Akteure möglich ist.
Die Entwicklung derartiger Bildungszentren setzt
Kooperation und Abstimmung auf Landes- und Be-
zirksebene voraus. Für jeden Standort müssen Entschei-
dungsprozesse und Verantwortungsübernahme gestaltet
und Geschäftsmodelle und Finanzierungskonzepte ent-
lang der lokalen Bedarfssituation analysiert, entwickelt
und implementiert werden.

Ganztagsschulen für benachteiligte Gebiete

Zusätzliche Ganztagsschulen werden auf der Grundlage
der Sozialindices der Schulen vordringlich in sozial
benachteiligten Stadtteilen entstehen. Bei der Gestal-
tung der Bildungsangebote werden sowohl die Erforder-
nisse der Kinder und Familien des Stadtteils zugrunde
gelegt als auch die Potenziale des Stadtteils genutzt.

Kleine Klassen besonders in benachteiligten Gebieten

Im Rahmen der Hamburger Schulreform wird die
Schülerzahl in allen Klassen verringert. Darüber hinaus
wird das Programm zur Herabsetzung der Klassenstär-
ken in den sozial benachteiligten Stadtteilen auf der

Grundlage der Sozialindices der Schulen weiter fortge-
setzt.

Förderung von Menschen mit Migrationshintergrund

Im Rahmen des Programms zur Förderung von Kin-
dern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund hat
Hamburg u. a. „Family-Literacy-Kurse“ zur Förderung
der Erziehung- und Schriftsprachkompetenz von Eltern
entwickelt. In dem Projekt arbeiten, an den bildungs-
biografischen Schnittstellen des Übergangs vom Ele-
mentar- in den Primarbereich, Kitas, Grundschulen
sowie weitere Institutionen zusammen. Die Kurse sol-
len in Zusammenarbeit mit weiteren Akteuren beson-
ders in den Programmgebieten erweitert und ausgebaut
werden. Für Mütter und Väter zweisprachiger Kinder
werden Deutschkurse angeboten. Im Rahmen dieser
Kurse lernen die Mütter unter anderem Methoden der
frühkindlichen Sprachförderung sowie das Hamburger
Schulsystem kennen, um den Schulalltag ihrer Kinder
und den Übergang in Ausbildung aktiv begleiten zu
können.

4. Instrumente und methodisches Vorgehen der Fachpoli-
tik

Der Behörde für Schule und Berufsbildung obliegen die
stadtweit wirksamen Aufgaben im Bereich Bildung. Die
Organisation regionaler Verantwortungsgemeinschaf-
ten und die Entwicklung regionaler Bildungslandschaf-
ten erfordert Abstimmung und Zusammenarbeit mit
der BSG, der BKSM, der BWA, der FB und den
Bezirksämtern.

Im Handlungsfeld „Bildung“ sind für die Programmge-
biete der „Integrierten Stadtteilentwicklung“ die fol-
genden Instrumente von besonderer Bedeutung:

– Regionalisierung der Schulaufsicht: Im Jahr 2008
wurde die Schulaufsicht regionalisiert und grundle-
gend umgestaltet. Seit diesem Zeitpunkt sind die
jeweiligen Schulaufsichten für alle Schulen eines
politischen Bezirks schulformübergreifend zustän-
dig. Die Schulaufsichten werden zu Partnern der
lokalen Quartiers- und Stadtteilentwicklungspro-
zesse.

– Einführung von Regionalen Bildungskonferenzen:
Im Jahr 2010 nehmen die regionalen Bildungskonfe-
renzen in den Stadtteilen ihre Arbeit auf. Aufgabe der
Bildungskonferenzen wird es sein, eine Bestandsauf-
nahme der Bildungsangebote in den Quartieren und
Stadtteilen vorzunehmen, eventuelle Bedarfe zu loka-
lisieren, integrierte Bildungskonzepte unter Einbe-
ziehung aller Bildungseinrichtungen der Region zu
entwickeln und die vorhandenen Bildungsangebote
dauerhaft zu vernetzen. Ziel der Bildungskonferen-
zen ist es, in Zusammenarbeit mit den Bildungsein-
richtungen und den Bezirksämtern und Fachbehör-
den, ein optimales Bildungsangebot für die Kinder,
Jugendlichen und Erwachsenen einer Region zu
gestalten und mit Leben zu füllen. Es ist geplant, die
Bildungskonferenzen auf Dauer zu implementieren.

– Ressortübergreifendes Handeln und Regionalisie-
rung der strategischen Ansätze: Allgemeinbildende
und berufliche Schulen, die Agentur für Arbeit,
Unternehmen, Kammern, außerschulische Bildungs-
träger, Bezirksämter, Jugendhilfeeinrichtungen, Ver-
bände und Vereine sollen ihre Beratungs- und Unter-
stützungsleistungen im Bereich der Bildungs- und
Berufswegeentscheidungen in gemeinsamer Verant-
wortung für die Kinder und Jugendlichen entspre-
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chend einer abgestimmten Gesamtstrategie einbrin-
gen. Verfahren zur Abstimmung der in einer Region
erforderlichen Beratungs-, Unterstützungs- und Bil-
dungsangebote müssen entwickelt und Formen der
Dokumentation und der Erfolgsmessung abgestimmt
und vereinbart werden.

– Sprachförderung: Das seit dem 01.08.2005 geltende
Sprachförderkonzept unterstreicht die Bedeutung
der deutschen Sprache für den Schulerfolg und für
die berufliche und gesellschaftliche Integration. Mit
den Regelungen sind die Voraussetzungen für die
Schule gegeben, dass alle Kinder, bei denen ein
besonderer Sprachförderbedarf diagnostiziert wird,
verpflichtet sind, in dem Jahr vor Beginn ihrer Schul-
pflicht eine Vorschule zu besuchen und an zusätzli-
chen schulischen Sprachfördermaßnahmen teilzu-
nehmen. Die Sprachförderressourcen werden den
Schulen nach Sozialindex zugewiesen. Damit ist
sicher gestellt, dass die Sprachförderressourcen in
den Stadtteilen mit besonders ausgeprägten Sprach-
förderbedarf eingesetzt werden.

– Durchgängige Sprachbildung vom Elementarbereich
bis zum hohen Erwachsenenalter erfordert ein
geplantes Zusammenwirken der unmittelbar an
Sprachförderung Beteiligten, die Bereitstellung
geeigneter Kursangebote und die Gestaltung regiona-
ler Bildungsgelegenheiten und sozialer Bezüge, die
für die betroffenen Menschen Bildungsmöglichkei-
ten erst eröffnen. Einrichtungen wie Seniorentreffs
und Altenkreise bieten Bildungsangebote in Verbin-
dung mit sozialer Begegnung und Beratung für ältere
Menschen an. Stadtteilbezogene Konzepte sind zu
entwickeln und fortzuschreiben.

– Gestaltung durchgängiger Bildungsbiografien: Mit
der Hamburger Schulreform, der Einführung der Pri-
marschule, der Stadtteilschule und der Weiterent-
wicklung der Gymnasien wird die Kompetenzent-
wicklung aller Schülerinnen und Schüler individuell
und nachhaltig gefördert. Mit der Neugestaltung der
Übergänge Schule – Beruf werden Voraussetzungen
für realistische Bildungs- und Berufswegeentschei-
dungen getroffen und die Bildungs- bzw. Ausbil-
dungsangebote der beruflichen Schulen weiterent-
wickelt. Mit der Einbindung von Weiterbildungs-
möglichkeiten für Erwachsene in Bildungszentren
soll der Erwerb der Kompetenzen gefördert und
selbstgesteuertes Lernen gestärkt werden.

5. Schnittstellen zu anderen Handlungsfeldern

Die Verbesserung der Bildungssituation und der Bil-
dungschancen in benachteiligten Stadtteilen ist als
mehrdimensionales Aufgabenfeld zu sehen, das Schnitt-
stellen mit anderen Ressorts und lokalen Institutionen
aufweist. Durch fachübergreifende Zusammenarbeit
wird die Wirksamkeit der pädagogischen Arbeit in
Schulen, Kitas, Jugendeinrichtungen, Bildungszentren
etc. erhöht, den besonderen Anforderungen in den För-
dergebieten wird Rechnung getragen und es können
Synergien erzeugt werden. Im Folgenden werden für
jedes Handlungsfeld der „Integrierten Stadtteilentwick-
lung“ exemplarisch Schnittstellen mit dem Handlungs-
feld „Bildung“ dargestellt.

– Beschäftigung, Qualifizierung, Ausbildung: Koope-
rationen mit diesem Handlungsfeld betreffen insbe-
sondere Organisation und Optimierung des Über-
gangs von der Schule in den Beruf, quantitative und
qualitative Steigerung der Ausbildungsplätze sowie

die Bereitstellung und Entwicklung der Infrastruktur
zur Förderung der im Stadtteil erforderlichen Weiter-
bildung.

– Lokale Ökonomie: Die lokale Ökonomie profitiert
von einer gut vernetzten Bildungsinfrastruktur und
einer Kooperation mit ausgewählten Bildungsein-
richtungen. Sie kann künftige Mitarbeiter rekrutie-
ren und trägt dazu bei, dass der Standort für poten-
zielle Arbeitnehmer, insbesondere auch als Wohnort
für Familien, attraktiver wird. Über die Verbindung
von Arbeiten und Lernen werden berufliche Weiter-
bildung und außerschulisches Lernen gefördert und
Fachkräftequalifizierung in der Region unterstützt.

– Familienförderung: Die Abstimmung und frühzei-
tige Zusammenführung von Strategien und Maßnah-
men zur Lernförderung mit Beratungs- und Unter-
stützungsmaßnahmen zur Förderung und Stabilisie-
rung des familiären Umfelds leistet einen Beitrag zur
Stabilisierung und verbesserten Lebensperspektive
der Familien und trägt zur Verbesserung der Bil-
dungsperspektiven bei. Die Wirksamkeit schulischer
Sprachförderkonzepte für Kinder wird durch Spra-
chenangebote für deren Eltern erhöht.

– Wohnen, lokaler Wohnungsmarkt & Wohnungswirt-
schaft: Attraktive Bildungs- und Betreuungseinrich-
tungen sind ein wichtiges Kriterium für den Zu- oder
Wegzug von Eltern aus bzw. in Stadtteile. Die Qua-
lität der Bildungseinrichtungen hat somit direkte
Auswirkungen auf die Nachfrage und Vermietbarkeit
von gebietsbezogenen Wohnungsbeständen an
bestimmt Bevölkerungsgruppen.

– Wohnumfeld und öffentlicher Raum: Bildungsein-
richtungen, insbesondere Schulen, gestalten durch
die Übernahme von Patenschaften (z. B. Bachpaten-
schaften) oder mit Projekten zur Schulhofnutzung
öffentliche Räume und das Wohnumfeld mit. Kinder
und Jugendliche übernehmen altersgerecht Verant-
wortung für das Wohnumfeld. Durch die Mitwirkung
an der Planung und Umsetzung von Projekten leisten
sie einen wichtigen Beitrag zum verantwortlichen
Umgang mit dem öffentlichen Raum.

– Integration: Schulen und andere Bildungsstätten
sind Orte interkulturellen Lebens sowie Orte inter-
kultureller Begegnungen und interkultureller Ereig-
nisse im Jahreslauf. Über Elternabende, Projekttage
und -wochen, Schulveranstaltungen, Sprachförde-
rung und herkunftssprachliche Angebote werden
Mitglieder unterschiedlicher Kulturkreise angespro-
chen. Schulen haben Zugang zu Familien mit Migra-
tionshintergrund, können Informationen zu Fragen
der Integration verteilen und niedrigschwellige
Angebote zur Integration anbieten.

– Kultur im Stadtteil: Bildungseinrichtungen und 
-angebote tragen zum Image und zur Kultur im Stadt-
teil bei. Schulen und andere Bildungseinrichtungen
arbeiten mit Künstler, Kulturinitiativen und Kultur-
einrichtungen zusammen und können gemeinsam
stadtteilbezogene kulturelle Angebote wie Theater-
aufführungen oder von den Schulen organisierte
„Events“ anbieten.

– Gesundheitsförderung: Zum Bildungsauftrag gehört
ebenfalls die Gesundheitsförderung, in dessen Rah-
men Kinder und Jugendliche unterstützt werden,
Verantwortungsbewusstsein für gesundheitsförderli-
che Lebensweisen und Lebensverhältnisse zu ent-
wickeln. Der Lebensraum Schule selbst ist Ort zur
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Einübung gesundheitsförderlichen Verhaltens und
kann über die Vorbildfunktion oder themenbezogene
Bildungs- und Beratungsangebote gesundheitsför-
dernd in den Stadtteil wirken. Da Gesundheitsförde-
rung nicht nur eine Frage des Wissens, sondern vor
allem des Verhaltens ist, wirken hier Kooperationen
mit Einrichtungen im Stadtteil besonders lernunter-
stützend.

– Umwelt und Verkehr: Umwelterziehung und Ver-
kehrserziehung sind Aufgabengebiete schulischen
Lernens. Kinder und Jugendliche setzten sich mit
den Anforderungen des heutigen Verkehrs, den Aus-
wirkungen auf die Menschen und die Umwelt sowie
mit der Entwicklung einer zukunftsfähigen Mobilität
auseinander und präsentieren ihre Arbeitsergebnisse
einer „Bildung für eine nachhaltige Entwicklung“
auch im Stadtteil. Durch Einbeziehung der Lernen-
den in umwelt- und verkehrsbezogene regionale Pla-
nungen wird Bewusstseinswandel und das Verständ-
nis für nachhaltige Modelle zum Umweltschutz und
Verkehrsinfrastruktur gefördert.

– Sicherheit: Sicherheitsverhalten und individuelles
Sicherheitsgefühl sind auch durch Bildungsprozesse
beeinflussbar. Schulen tragen insbesondere durch
Projekte der Verkehrserziehung zur Verbesserung
sicheren Verhaltens im Straßenverkehr bei. Die Aus-
einandersetzung mit unterschiedlichen Formen von
Gefährdungen und Gefährdungspotenzialen trägt zur
realistischen Einschätzung von Handlungsalternati-
ven und angemessenem Verhalten bei. Zur Einübung
entsprechender Handlungsweisen ist die Zusammen-
arbeit mit den unterschiedlichen Institutionen (z. B.
Kriminalprävention der Polizei, bürgernaher Beam-
ter, Teilnahme an gebietsbezogenen Sicherheitskon-
ferenzen) erforderlich.

– Sport und Freizeit: Der Sportunterricht führt in eine
weitgefächerte Sport-, Spiel- und Bewegungskultur
ein. Schulsport stellt wesentliche Elemente der Aus-
gestaltung eines gesundheitsförderlichen Schulle-
bens dar. In Zusammenarbeit mit Sportvereinen und
anderen Sportanbietern fördern Schulen Lernerfah-
rungen an anderen Orten und tragen dazu bei, dass
Jugendlichen Sport und Freizeit bewusst als Teile
ihres Lebens einplanen.

5.4 Familienförderung

1. Problemlagen

Für die Persönlichkeitsentwicklung und die Interaktion
mit der Gesellschaft nimmt das Lebensumfeld, die
Wohnung und der Wohnort eine zentrale Rolle ein.
Wenn der Erfahrungs- und Bewegungsspielraum fast
ausschließlich auf das benachteiligte Stadtquartier
beschränkt ist, gewinnt die infrastrukturelle Versorgung
mit unterschiedlichen Angeboten für Familien, Kinder
und Jugendliche zusätzlich an Bedeutung. Zwischen der
sozialen Benachteiligung von Familien und den
begrenzten Entwicklungschancen ihrer Kinder besteht
ein enger Zusammenhang. Eine multidimensionale
Problemlage ist nicht nur auf die problematische Ein-
kommenssituation der betreffenden Familien zurück-
zuführen, sie ist vielmehr durch weitere Indikatoren wie
Gewalt, soziale Isolation, mangelnde Erziehungskom-
petenz und Vernachlässigung gekennzeichnet. Das Feh-
len von sozialem und kulturellem Kapital geht häufig
mit mangelndem wirtschaftlichem Erfolg und mit sozia-
ler Ausgrenzung und Arbeitslosigkeit einher. Insbeson-

dere Kinder und Jugendliche, die in benachteiligten
Stadtteilen aufwachsen, zeigen verstärkt soziale Auffäl-
ligkeiten, gesundheitliche Probleme, Leistungsstörun-
gen oder Neigung zu Drogenmissbrauch. Familien in
schwierigen Lebenslagen brauchen besondere – auf
Integration abzielende – Angebote, die sie im Alltag
stützen und entlasten und sie mit aufsuchender, nachge-
hender und eng begleitender Sozialarbeit auch engma-
schig und über einen längeren Zeitraum begleiten kön-
nen. Diese Familien zeigen sich – häufig auf Grund
unzureichender Kenntnis des Bildungs-, Sozial- und
Verwaltungssystems, – gegenüber behördlichen Institu-
tionen verunsichert und nutzen seltener die Regelange-
bote der Familienförderung. Ihnen muss in geeigneter
Weise Hilfestellung und Sicherheit über ihre Rechte
und Ansprüche gegeben werden.

2. Ziele und Aufgaben

Maßnahmen der Familienförderung folgen dem gesetz-
lichen Auftrag des SGB VIII. Sie sollen insbesondere
dazu beitragen, junge Menschen in ihrer individuellen
und sozialen Entwicklung zu fördern und Benachteili-
gungen zu vermeiden oder abzubauen. Sie leisten
Beiträge dazu, Eltern und andere Erziehungsberechtigte
zu beraten und zu unterstützen, sowie Kinder und
Jugendliche vor Gefahren für ihr Wohl zu schützen.
Zusätzlich sollen sie helfen, positive Lebensbedingun-
gen für junge Menschen und ihre Familien sowie eine
kinder- und familienfreundliche Umwelt zu erhalten
oder zu schaffen. In den benachteiligten Stadtteilen
besteht in Bezug auf den oben geschilderten gesetzli-
chen Auftrag besonderer Handlungsbedarf. Die Maß-
nahmen und Ressourcen können und sollen in den
betreffenden Quartieren mit folgenden Zielvorgaben
eingesetzt werden:

– Eltern und andere Erziehungspersonen werden
unterstützt, damit Kinder ihre Lebenschancen opti-
mal entfalten können.

– Belastete Eltern erhalten Angebote, den Alltag zu
meistern und Probleme zu überwinden.

– Die unterschiedlichen Angebote im Stadtteil müssen
miteinander vernetzt werden und gut kooperieren.

– Das Wohl der Kinder steht an erster Stelle. Staat und
Gesellschaft müssen reagieren, wenn Kinder von Ver-
nachlässigung und Gewalt in der Familie bedroht
sind.

– Berücksichtigung der Anforderungen einer zuneh-
mend älter werdenden Bevölkerung und Verbesse-
rung der Lebenssituation älterer Menschen im Sinne
des Politikziel einer seniorenfreundlichen Stadt

– Behinderten Menschen ist die gleichberechtigte Teil-
habe am Leben in der Gesellschaft zu gewährleisten
und ihnen ist eine selbstbestimmte Lebensführung
zu ermöglichen.

3. Vorgehensweise und Handlungsansätze (exemplarisch)

Mit den Angeboten für sozial belastete Familien sollen
positive Auswirkungen auf das Zusammenleben und die
nachbarschaftlichen Strukturen in Gebieten entfaltet
werden, deren Sozialstruktur von diversen Belastungs-
faktoren geprägt ist.

Frühe Hilfen für Familien mit besonderem Unterstüt-
zungsbedarf und Risikofamilien

Durch Projektangebote mit frühzeitigen Hilfen sollen
verstärkt auch isoliert lebende Multiproblemfamilien
erreicht werden, um ihnen die angemessene und passge-
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naue Unterstützung anzubieten und sie in der ersten
sensiblen Lebensphase des Kindes zu begleiten. Mit
dem Programm „Frühen Hilfen in Hamburg“ sollen
Schwangere und junge Eltern mit Kindern bis zum 3.
Lebensjahr mit besonderem Unterstützungsbedarf und
Risikofamilien mit präventiven Angeboten erreicht und
für die Inanspruchnahme der Hilfe gewonnen werden.
Derzeit werden diesbezügliche lokale Projekte modell-
haft gefördert und evaluiert.

Integrativer Ansatz für Menschen mit Migrationshin-
tergrund

Projekte der Familienförderung sprechen in der Regel
auch problembelastete Familien mit Migrationshinter-
grund an. Manche von ihnen sind weniger gut ausgebil-
det, finanziell schlecht gesichert und mit verschieden-
sten Problemen wie teilweise unzureichenden Deutsch-
kenntnissen mehrfach belastet. Die familienpolitischen
Projekte widmen sich daher in der jeweils nötigen
Intensität dieser Zielgruppe mit Respekt vor ihrem kul-
turellen Hintergrund und ihrem Lebensstil und erleich-
tern ihnen den Zugang zu angebotenen Hilfen und
Unterstützungen. In Einzelfällen widmen sich Projekte
auch ausschließlich den Familien mit Migrationshin-
tergrund.

Ausbau der Eltern-Kind-Zentren

Mit den Eltern-Kind-Zentren werden Eltern mit klei-
nen Kindern angesprochen, die bisher mit den Regelan-
geboten der Jugend- und Familienförderung nicht
erreicht werden konnten. Angebunden an das flächen-
deckende hamburgische System der Kindertagesbetreu-
ung sollen durch das Angebot der Eltern-Kind-Zentren
die Kinder bildungsferner Elternhäuser und die Kinder
mit Migrationshintergrund früher in die Kindertages-
betreuung integriert werden. Mit speziell für diese
Gruppe entwickelten Konzeption mit Eltern-Kind-
Club, Spiel und Lernstunden für Kinder, Angeboten für
Eltern und Kind und Elternbildungs- und Beratungs-
angeboten wird die kindliche Entwicklung gefördert
und das elterliche Erziehungsverhalten unterstützt.

Seniorentreffs

Die Stadt unterstützt Seniorentreffs mit dem Ziel, älte-
ren Menschen ein wohnortnahes Angebot zur Kommu-
nikation zu unterbreiten und gleichzeitig mit aktivie-
renden Veranstaltungen ihre gesellschaftlichen Teilha-
bemöglichkeiten zu verbessern. Über zwei Drittel der
Seniorentreffs verfügen bereits über Formen der digita-
len Technik (z. B. Computerkurse und Internet).

Das Programm Sozialräumliche Angebotsentwicklung
(SAE)

Zum Programm SAE gehören Projekte, die eine breite
Palette unterschiedlicher Unterstützungsangebote für
Kinder, Jugendliche und Familien vorhalten. Dazu
zählen beispielsweise Beratungsangebote für Eltern,
Schularbeitenhilfe und Freizeitgestaltung oder Versor-
gung mit preisgünstigen Mahlzeiten. In Mütter-Cafés
und Elterntreffs werden Anlässe geschaffen, um Hilfe
zur Selbsthilfe oder gegenseitige nachbarschaftliche
Unterstützung anzuregen. SAE Projekte sind sozialrä-
umlich ausgerichtete Verbundprojekte, in denen freie
und öffentliche Träger der Jugendhilfe gemeinsam Hil-
fen anbieten. Sie arbeiten mit Schulen, Kindertagesein-
richtungen und anderen Einrichtungen zusammen, die
für Kinder, Jugendliche und Familien von Bedeutung
sind. Alle Projekte kooperieren mit den Allgemeinen
Sozialen Diensten der Jugendämter. Die Angebote der

Projekte sind auf die Lebenssituation der Familien aus-
gerichtet, die Rat und Unterstützung der Jugendämter
suchen. Sie sind unbürokratisch und ohne lange Warte-
zeiten erreichbar. Welche Angebote in welchen Projek-
ten vorgehalten werden, ist abhängig von den Lebensla-
gen der Menschen, die in einer Region leben und von
der bereits vorhandenen Infrastruktur sozialer Hilfen.
Das sozialräumlich wirkende SAE-Programm wird mit
dem Ziel einer stärker präventiven, möglichst den Ein-
satz von Hilfen zur Erziehung erübrigenden Ausrich-
tung in 2009 und 2010 deutlich ausgebaut.
Community-Center als generationenübergreifende
Gemeinschaftseinrichtung im Stadtteil
Mit der Konzeptentwicklung von Community-Centern
wurde im Rahmen der „Lebenswerten Stadt“ im Sinne
des Vernetzungsgedanken ein Weg eingeschlagen,
unterschiedlichste Angebote und Einrichtungen der
Familienförderung sowie der Kultur-, Bildungs- und
Seniorenarbeit, die für die Menschen im Quartier
Bedeutung haben, unter einem Dach zusammenzu-
führen. Dies gilt es, im Sinne der Ziele und Aufgaben
einer integrierten sozialen Stadtteilentwicklung weiter
zu entwickeln und an verschiedenen Standorten auszu-
bauen.

4. Instrumente und methodisches Vorgehen der Fachpoli-
tik
Der Behörde für Soziales, Familie, Gesundheit und Ver-
braucherschutz, insbesondere dem Amt für Familie,
obliegen die stadtweit wirksamen Aufgaben im Bereich
Familienförderung. Sie sichert und finanziert ein aus-
reichendes und zielgruppenorientiertes Angebot an
Einrichtungen der Familienförderung und -unterstüt-
zung, an offener Kinder- und Jugendarbeit, an Hilfen
zur Erziehung sowie an Kindertagesbetreuung und
Gesundheitsberatung für Hamburg. Planungen auf
lokaler Ebene fallen in die Zuständigkeit der
Bezirksämter mit ihren jeweiligen Dezernaten. Hiervon
ausgenommen sind die Angebote der Kindertagesbe-
treuung, die von den Kita-Trägern und Tagespflegeper-
sonen eigenverantwortlich bedarfsgerecht geschaffen
und weiterentwickelt werden. Die Behörde ergänzt die
bezirkliche Angebotsstruktur durch überregionale För-
derung in den Fällen, in denen die Zielgruppen aus dem
gesamten Stadtgebiet Zugang zu den Einrichtungen,
Maßnahmen und Angeboten haben.
Im Rahmen der Integrierten Stadtteilentwicklung kann
wesentlich dazu beigetragen werden, das familienpoliti-
sche Angebot in der benötigten Struktur und Dichte in
den Quartieren zu entwickeln. Innerhalb der behördli-
chen und bezirklichen Aufgaben kommen im Hand-
lungsfeld „Familienförderung“ die fallbezogenen Maß-
nahmen der Familienförderung für die Programmge-
biete (z. B. Hilfen zur Erziehung, Beratung für Familien,
Angebote rund um die Geburt, Angebote der offenen
Kinder- und Jugendarbeit) sowie besondere sozialraum-
bezogene Projekte, wie beispielsweise Eltern-Kind-Zen-
tren, Community-Center oder das Programm „Sozialrä-
umliche Angebotsentwicklung“ zum tragen.

5. Schnittstellen zu anderen Handlungsfeldern
Die Maßnahmen zur Verbesserung der Situation von
Familien in benachteiligten Stadtteilen sind besonders
dann erfolgreich, wenn sie gemeinsam mit anderen Res-
sorts und den lokalen Akteuren abgestimmt entwickelt
und realisiert werden. Damit Familien die Unterstüt-
zungsangebote kennen und auch unkompliziert nutzen
können, sollen sich die Einrichtungen der Familienför-
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derung noch stärker in den Sozialraum hinein öffnen
und insbesondere ihre Angebote dort machen, wo
Eltern und Familien sich tatsächlich aufhalten und wo
im erzieherischen Alltag Probleme entstehen und sicht-
bar werden. Dies bedeutet einerseits aufsuchende
Arbeit, und andererseits eine stärkere Kooperation und
Vernetzung von Einrichtungen der Jugendhilfe, der
Schulen, der Kitas, der Gesundheitshilfe und der stadt-
teilkulturellen und generationenübergreifenden Ange-
bote im Quartier. Im Folgenden werden für jedes Hand-
lungsfeld der „Integrierten Stadtteilentwicklung“
exemplarisch Schnittstellen mit dem Handlungsfeld
„Familienförderung“ dargestellt.

– Beschäftigung, Qualifizierung, Ausbildung: Ange-
bote der Familienförderung können genutzt werden,
um Menschen in prekären Lebenssituationen den
Zugang zum Arbeitsmarkt oder Ausbildung zu
erleichtern. Hierzu gehört beispielsweise, den Fami-
lien und ihren Kindern im ausbildungsfähigen Alter
zielgerichtete Orientierung und Vermittlungsange-
bote in qualifizierte Beratungszusammenhänge zu
ermöglichen. In der Offenen Kinder- und Jugendar-
beit und der Jugendsozialarbeit kann der Kontakt zu
jungen Menschen hergestellt werden, um ihnen Per-
spektiven ihrer beruflichen und persönlichen Ent-
wicklung zu erhalten bzw. neu zu eröffnen. Es sollen
ausdrücklich auch nicht mehr schulpflichtige junge
Menschen angesprochen werden, die auf Grund feh-
lender oder unzureichender Schulabschlüsse – ge-
koppelt mit weiteren multiplen Problemlagen – von
beruflichen Integrationsangeboten nicht erreicht
wurden. In den Bezirken sollte daher die Zusammen-
arbeit der Jugendhilfe mit den U 25-Teams der Job-
center, Trägern von Jugendberufshilfemaßnahmen
und Kompetenzagenturen weiterentwickelt werden.

– Bildung: Da der Zugang zu formaler Bildung und die
Bildungserfolge nach wie vor in erheblichem Maß
von der sozialen Herkunft abhängen, ist eine frühzei-
tige Begleitung sozial benachteiligter Familien und
eine Zusammenarbeit mit den entsprechenden loka-
len Bildungseinrichtungen unerlässlich. Insbeson-
dere bei den Übergängen von Kindertagesbetreuung
in die zukünftigen Primarschulen sowie bei der
nichtschulischen Betreuung sind die Schnittstellen
im Rahmen der Integrierten Stadtteilentwicklung
stärker zu entwickeln. Wenn schulische mit individu-
ellen, familiären oder sozialen Problemen einherge-
hen, können Angebote der Jugendhilfe Kindern und
Jugendlichen helfen, schulisch erfolgreicher zu sein.

– Lokaler Wohnungsmarkt & Wohnungswirtschaft:
Maßnahmen der Familienförderung (Elternschulen
o.ä. aber auch Seniorentreffs) steigern die Attrakti-
vität von Quartieren für Familien bzw. sind eine
wichtige Unterstützung für Familien in belasteten
Stadtteilen.

– Wohnumfeld und öffentlicher Raum: Durch die
Beteiligung von Familien an der Umgestaltung des
Wohnumfeldes können die öffentlichen Räume fami-
lienfreundlicher gestaltet werden und das Wohnen
von Familien im Stadtteil erleichtern.

– Integration: Die Einrichtungen der Familienförde-
rung sind als Akteure vor Ort ganz besonders ange-
halten, eine sozialräumliche Perspektive in ihr Han-
deln einzubeziehen. Ihre Teilnahme an den Netz-
werken zur sozialen Stabilisierung und Integration

ist unerlässlich. Ein wichtiger Ansatz ist hier vor
allem auch die aufsuchende Arbeit.

– Gesundheitsförderung: Aktivitäten zur Familienför-
derung sind wegen ihrer direkten Nähe zu den Haus-
halten im Stadtteil besonders geeignet mit Projekten
der Gesundheitsförderung zu kooperieren und
Inhalte der Gesundheitsförderung mit zu transportie-
ren.

Sicherheit: Die Förderung von Familien trägt dazu bei,
stabile soziale Strukturen in den Gebieten aufzubauen.
Hierdurch wird einem Abrutschen insbesondere von
Kindern und Jugendlichen in die Kriminalität entge-
gengewirkt. Gleichzeitig sind insbesondere Familien
sensibel für Fragen des Sicherheitsempfindens im Woh-
numfeld und im öffentlichen Raum. Können Familien
ihre Sicherheitsbelange aktiv einbringen, können sie
selbst zu einem familienfreundlichen Umfeld beitragen.

5.5 Wohnen, lokaler Wohnungsmarkt und Wohnungswirt-
schaft

1. Problemlagen

In vielen benachteiligten Stadtteilen entsprechen die
Wohnungen sowohl in der Ausstattung, der Energieeffi-
zienz als auch im Zuschnitt nicht den Bedürfnissen der
Bewohnerinnen und Bewohner und den üblichen Stan-
dards. Diese Bestände sind häufig in städtebaulicher 
(z. B. Großwohnsiedlungen) und in struktureller (z. B.
inadäquate Wohnungsgrößen) Hinsicht mit Problemen
behaftet. Auf Grund ihrer geringen Attraktivität sind
die Mieten entsprechend niedrig, so dass dort überwie-
gend einkommensschwache Menschen wohnen und
hinzuziehen, die auf den relativ günstigen Wohnraum
angewiesen sind. Unter diesen sozial schwachen, häufig
bildungsfernen Bewohnern sind wiederum auch über-
proportional viele problembeladene Haushalte, was
ohne stadtentwicklungspolitische Intervention die Ent-
stehung bzw. Verstetigung von sozialen Brennpunkten
begünstigt. Eine Ballung sozialer Problemen im geför-
derten Mietwohnungsbau mit Mietpreis- und Bele-
gungsbindungen ist jedoch vor dem Hintergrund der
seit 1995 bestehenden und sukzessive ausgeweiteten
Flexibilisierungsinstrumente nicht notwendigerweise
anzunehmen, zumal fast 50 % aller Hamburger Haus-
halte berechtigt sind, eine Sozialwohnung zu beziehen.
Ein wachsendes Problem auf dem Hamburger Woh-
nungsmarkt ist, dass Markteffekte zur sozialen Entmi-
schung beitragen. Dies betrifft vor allem die in den letz-
ten Jahren deutlich gestiegenen Mieten in vielen zen-
trumsnahen Wohnquartieren.

Bei den preisgebundenen bzw. preiswerten Mietwoh-
nungen ist teilweise eine problematische Verengung des
Marktes zu beobachten. Anhand zahlreicher Indikato-
ren ist festzustellen, dass die Versorgungslage bei preis-
günstigen Mietwohnungen in Hamburg – insbesondere
in bestimmten Teilsegmenten (gerade bei kleinen oder
sehr großen Wohnungen) – angespannt ist. Für die Ent-
wicklung des Sozialwohnungsbestands ist insbesondere
der kontinuierliche Trend beim Auslaufen der Bindun-
gen kennzeichnend. Der Bestand an Sozialwohnungen
außerhalb von freigestellten Gebieten hat sich auf nun-
mehr auf 89.183 Wohnungen (Stand 2009) verringert.
Dadurch verschärft sich die Konkurrenzsituation
gerade in preisgünstigen Segmenten des Wohnungs-
marktes deutlich, was auch ein verstärktes Ausweichen
auf die Teilmärkte benachteiligter Stadtteile nach sich
zieht.
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Insgesamt zeigt sich in Stadtteilen mit besonderen Pro-
blemlagen immer wieder das Problembild potentiell
überforderter Nachbarschaften in einzelnen Hausge-
meinschaften, in Straßenzügen und Quartieren, wo die
Erosion nachbarschaftlicher Beziehungen, mangelnde
soziale Kontrolle, mangelnde Kaufkraft, mithin die
Kumulation sozialer Problemlagen zu einer negativen
Wahrnehmung der Nachbarschaft beziehungsweise des
Quartiers führt und eine selektive Mobilität bewirkt,
durch die insbesondere die vergleichsweise einkom-
mensstärkeren Haushalte diese Quartiere verlassen, was
die Problemsituation weiter verschärft.

2. Ziele und Aufgaben

Dem Handlungsfeld Wohnen kommt in benachteiligten
Stadtteilen eine wichtige Aufgabe bei der Eindämmung
sozialräumlicher Segregation und Polarisierung zu. Im
Einzelnen lassen sich folgende Ziele formulieren:

– Die Schaffung tragfähiger Sozialstrukturen durch
eine stärkere Mischung von Haushaltstypen, Wohn-
formen sowie Miet- und Eigentumsverhältnissen.

– Die Ansiedlung neuer Bewohnergruppen zur Steige-
rung der sozialen Durchmischung in attraktiven
bestandsergänzenden Neubauten.

– Die Modernisierung unattraktiver Wohnungsbe-
stände, um die Lebensqualität der Bewohnerinnen
und Bewohner zu steigern und die lokalen Woh-
nungsmärkte attraktiver zu machen.

– Die Einbeziehung der lokalen Bewohnerschaft und
anderer lokaler Akteure in die Planung und Umset-
zung von baulichen Maßnahmen an und um
Gebäude.

– Die Verbesserung der städtebaulichen Situation
durch die Aktivierung von Brachflächen oder
Baulücken für Wohnungsbau, oder auch zur Ergän-
zung von Flächen für Versorgungsangebote und
Betriebsstätten.

– Eine stärkere Integration der Wohnungswirtschaft in
die Gebietsentwicklung, speziell in die Koordination
von Sanierungs- und Aufwertungsmaßnahmen, vor
allem durch Bildung von Netzwerken, Kooperatio-
nen und Projekten mit den wohnungswirtschaftli-
chen Akteuren vor Ort.

3. Vorgehensweisen und Handlungsansätze (exempla-
risch)

Zukünftig soll auch in Gebieten der „Integrierten Stadt-
teilentwicklung“ ein größeres Augenmerk auf die mit
dem Neubau von Wohnungen verbundenen Chancen
gelegt werden. Dabei kann es sowohl um Wohnungs-
neubau für bisher nicht im Gebiet vertretene Gruppen
zur Förderung einer sozialen stärkeren Mischung
gehen, als auch um Konzepte zugunsten der Deckung
von Angebotsdefiziten für die im Gebiet vorhandene
Bevölkerung. Die Wohnungspolitik verfügt, wie im
Wohnungsbauentwicklungsplan (DRS 19/2995) umfas-
send dargestellt, über vielfältige Strategien und Hand-
lungsansätze, um die genannten Aufgaben angehen zu
können.

Die Kapazität des Wohnungsbauprogramms wurde im
Rahmen des Hamburger Konjunkturprogramms deut-
lich erhöht und soll für die gesamte Legislaturperiode
auf diesem höheren Niveau weitergeführt werden.
Ebenso wurden die Mittel für die – insbesondere ener-
getische – Modernisierung von Wohngebäuden u. a. im
Rahmen des Klimaschutzprogramms deutlich aufge-

stockt. Mietpreisbindungen zielen dabei darauf, die Ver-
drängung der angestammten Bewohner im Zuge von
Sanierungsmaßnahmen in sozial schwächeren Stadttei-
len zu verhindern.

Speziell für Quartiere mit Entwicklungsbedarf ist in der
Mietwohnungsbauförderung ein Segment „Besondere
Gebietsentwicklung“ vorgesehen. Hier wird mit einer
30- statt 15-jährigen Förderungsdauer und einem gerin-
geren Subventionsabbau gearbeitet, so dass die Miete in
besonders geringen Schritten ansteigt. Das Programm-
segment zur Förderung von Baugemeinschaften (Miete
und Eigentum) wurde im Jahr 2009 erheblich aufge-
stockt und die Förderbarwerte im Bereich der Mietwoh-
nungen angepasst.

Hamburg hält, im Unterschied zu den anderen Bundes-
ländern, an der Modernisierungsförderung in Sanie-
rungsgebieten (nach §164a BauGB) fest. Mit dieser las-
sen sich in Sanierungsgebieten erhöhte Modernisie-
rungskosten, vor allem aber auch Belegungsbindungen
zugunsten der bisherigen Bewohner bzw. Sanierungsbe-
troffenen abdecken.

In Kooperation mit der Wohnungswirtschaft, den
Bezirksämtern und den städtischen Unternehmen sol-
len zusätzliche Potenziale für den Wohnungsbau – ins-
besondere in den 50er-/60er-Jahre-Quartieren – mobili-
siert und dies mit der Aufwertung der Bestände ver-
knüpft werden. Durch zusätzliche Anreizmodelle sollen
ungenutzte Flächen des städtischen Verwaltungsvermö-
gens v.a. für den Wohnungsbau mobilisiert und ein
„Förderprogramm Innenentwicklung“ zur Aktivierung
privater Flächen eingerichtet werden.

Die Freistellungsregelungen für Mümmelmannsberg,
Steilshoop und Neuallermöhe-West sowie Wilhelms-
burg wurden bis zum 31. Dezember 2020 für Wilhelms-
burg bis zum 31. Dezember 2013 für Mümmelmanns-
berg, Neuallermöhe-West und Steilshoop – verlängert,
damit deren stabilisierender Effekte für die Belegungs-
strukturen beibehalten wird. Für weitere 18 Siedlungen
wurden Freistellungen von den angemessenen Woh-
nungsgrößen ausgesprochen. Den Wohnungsunterneh-
men wurde im Rahmen von Kooperationsverträgen die
freie Belegung der WA-Wohnungen (Belegungsbindun-
gen für Dringlichkeitsbewerber) eingeräumt, gebunden
an die Gegenleistung, vordringlich Wohnungssuchende
in anderen Wohnungen ihrer Bestände unterzubringen.

4. Instrumente und methodisches Vorgehen der Fachpoli-
tik

Der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, Amt
für Wohnen Stadterneuerung und Bodenordnung oblie-
gen die stadtweit wirksamen Aufgaben im Bereich der
Wohnungspolitik. Die Abwicklung der Programme zur
Wohnungsbauförderung sowie Modernisierung erfolgt
durch die Hamburgische Wohnungsbaukreditanstalt.
Das Immobilienmanagement der Finanzbehörde leistet
durch die Aktivierung und Vermarktung städtischer
Flächen für den Wohnungsbau einen maßgeblichen
Beitrag. Auf lokaler Ebene sind für die Maßnahmen und
Projekte die Bezirksämter mit ihren jeweiligen Dezer-
naten zuständig. Dabei müssen die Instrumente und
Strategien immer wieder auf die jeweiligen örtlichen
Gegebenheiten angepasst und zugeschnitten werden;
sie können im Einzelnen unterschiedlich ausfallen, je
nachdem, ob es sich um ein innerstädtisches Altbau-
quartier, eine Großwohnsiedlung in Stadtrandlage oder
eine 50er-/60er-Jahre Siedlung handelt.
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Neubauförderung

Die verschiedenen Instrumente der Neubauförderung
für Eigentumsmaßnahmen als auch für Mietwohnun-
gen können zur Erreichung der genannten Ziele einge-
setzt werden. Durch preisgünstige Eigentumsprojekte
sind attraktive Angebote für eigentumsorientierte
Schwellenhaushalte möglich. Gleichermaßen können
attraktive neue Mietwohnungen, genossenschaftlich
oder privat, zur Durchmischung der Bevölkerungs-
struktur beitragen. Gerade im Bereich des geförderten
Wohnungsneubaus ist es dabei eine besondere Heraus-
forderung, ausreichend Flächen zu mobilisieren. Im
Rahmen integrierter Entwicklungskonzepte können
qualifizierte Projekte auch hier ein sinnvoller Baustein
sein.

Baugemeinschaften

Baugemeinschaftsprojekte können auch mit besonderen
Konzepten oder für besondere Zielgruppen (Mehrgene-
rationenhäuser, autofreie/ökologische Wohnprojekte
u.ä.) eine sozialintegrative und attraktivitätssteigernde
Wirkung entfalten. Sie tragen dazu bei, ein Stadtquar-
tier zu stabilisieren, da Nachbarschaften gepflegt und
gelebt werden und die Projekte auf kommunikatives
Miteinander angelegt sind.

Modernisierung

Vor dem Hintergrund des häufig schlechten Unterhal-
tungszustands und der mangelhaften Energieeffizienz
vieler Wohngebäude spielt auch die Modernisierungs-
förderung bei der Attraktivierung der Wohnungsbe-
stände in benachteiligten Stadtteilen eine wichtige
Rolle. Die Beteiligung und Aktivierung der Mieter-
schaft, z. B. über Mieterbeiräte, Mieterversammlungen,
Stadtteilkonferenzen, vor allem aber auch durch direkte
Ansprache und Beratung, flankiert Umbau und Sanie-
rungsmaßnahmen und trägt zur sozialen Stabilisierung
bei.

Flexible Handhabung von Belegungsbindungen

Die flexible Handhabung der Belegungsbindungen, wie
sie durch die unternehmensbezogene Wohnungsver-
gabe und die Kooperationsverträge zur Integration von
Wohnungslosen in den regulären Wohnungsbestand
erreicht wird, ist ein wichtiges Instrumente zur sozialen
Stabilisierung benachteiligter Stadtteile.

5. Schnittstellen zu anderen Handlungsfeldern

Die Wohnverhältnisse strahlen auf viele andere Berei-
che des täglichen Lebens aus. Die Verbesserung der
Wohnsituation hat dementsprechend große Auswirkun-
gen auf viele andere Handlungsfelder der integrierten
Stadtteilentwicklung. Im Folgenden werden für jedes
Handlungsfeld der „Integrierten Stadtteilentwicklung“
exemplarisch Schnittstellen mit dem Handlungsfeld
„Wohnen“ dargestellt.

– Beschäftigung, Qualifizierung, Ausbildung: Maß-
nahmen der Wohnungs- und Wohnumfeldverbesse-
rung können mit Beschäftigungs- und Qualifizie-
rungsmaßnahmen kombiniert werden. Der Einsatz
geeigneter Maßnahmen stärkt die Möglichkeiten für
Beschäftigung und Qualifizierung in Entwicklungs-
gebieten. Die lokale Wohnungswirtschaft kann als
Partner für Beschäftigung und Ausbildung im Quar-
tier wirken, indem sie Maßnahmen der Erneuerung
und Pflege mit beschäftigungsfördernden Maßnah-
men verbindet und selbst als Arbeitgeber neue
Arbeits- und Ausbildungsplätze im Quartier anbietet.

– Lokale Ökonomie: Maßnahmen zur Modernisierung
und zum Wohnungsneubau können den Zuzug kauf-
kräftigerer Schichten in das Quartier bewirken und
damit die lokale Ökonomie und insbesondere den
Versorgungssektor stärken. Aufträge für z. B. Moder-
nisierungsmaßnahmen kommen auch lokalen Hand-
werksbetrieben zu gute und stützen so das lokale
Angebot an Arbeitsplätzen.

– Bildung: Eine wichtige Aufgabe für die Wohnungs-
wirtschaft besteht darin, regelmäßig die Bildungs-
und Betreuungseinrichtungen über Entwicklungen
in der Region zu informieren und Formen der
Zusammenarbeit mit den Einrichtungen zu finden.

– Kultur: Die lokale Wohnungswirtschaft kann als
Eigentümerin von Flächen die Stadtteilkulturarbeit
unterstützen, indem sie Flächen unentgeltlich zur
Verfügung stellt, Aktionsräume schafft oder kultu-
relle Projekte und Angebote wie Stadtteilfeste oder
besondere Freizeit- und Kulturangebote für Jugendli-
che fördert.

– Familienförderung: Ein familienfreundliches Woh-
numfeld und ein auf die Bedürfnisse von Familien
zugeschnittenes Wohnungsangebot ist ein zentrales
Element einer familienfreundlichen (Wohn-)Politik.
Zeitgemäße Wohnstandards und angemessene Woh-
nungsgrößen und letztlich auch bezahlbare Mieten
sind gerade für Haushalte mit Kindern sehr wichtig,
aber auch alten- und behindertengerechte Wohnun-
gen und alternative Wohnprojekte wie beispielsweise
Wohngemeinschaften für Menschen mit Behinde-
rungen und/oder Demenz. Wohnungsunternehmen
können aber auch über soziale Maßnahmen in ihren
Beständen, beispielsweise über die Einrichtung von
Nachbarschaftstreffs, positiv auf das nachbarschaftli-
che Zusammenleben einwirken und so Familien
unterstützen.

– Wohnumfeld und öffentlicher Raum: Wohnungsneu-
bauten und Modernisierungen wirken unmittelbar
auf das Wohnumfeld und den öffentlichen Raum.
Grundsätzlich sollten Maßnahmen an Gebäuden
durch Maßnahmen im öffentlichen Raum flankiert
werden. Hierzu bedarf es einer guten Kooperation
und Koordination zwischen privaten Akteuren und
dem jeweiligen Gebietsmanagement.

– Integration: Die Qualität des Wohnens wirkt sich
unmittelbar auf das Klima des Zusammenlebens der
Menschen im Stadtteil aus. Wohnbauförderung,
Modernisierungsmaßnahmen sowie die gezielte
Organisation von Begegnung und Nachbarschafts-
hilfe zwischen Menschen mit und ohne Migrations-
hintergrund fördern die Integration und die Hilfsbe-
reitschaft in Häusern und Siedlungen.

– Gesundheitsförderung: Gesunde Wohnverhältnisse
tragen maßgeblich zur Gesundheit der Bewohner bei.
So wurde im 20. Jahrhundert unter den Schlagworten
„Licht, Luft und Sonne“ eine Reduzierung der Woh-
nungsdichte in Altbauquartieren in den Blickpunkt
gerückt. Heute steht die Schaffung eines gesunden
Raumklimas durch verbesserte Heizungsanlagen und
kontrollierte Be- und Entlüftung im Vordergrund. In
benachteiligten Stadtteilen müssen punktuell Pro-
bleme durch dunkle, feuchte und zu enge Wohnun-
gen noch angegangen werden.

– Umwelt und Verkehr: Die lokale Wohnungswirt-
schaft hat als Eigentümerin der privaten Flächen
einen erheblichen Einfluss auf die Umweltqualität im
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Quartier. Für den Bereich des ruhenden Verkehrs
sind oftmals auch die Wohnungseigentümer
Ansprechpartner, da sie für die Sicherstellung ausrei-
chenden Parkraumes und seiner Bewirtschaftung
zuständig sind. Für die Qualifizierung der privaten
Grünflächen, beispielsweise als Mietergärten oder als
naturnah gestaltete Räume, sind die Wohnungsei-
gentümer entscheidende Kooperationspartner. Auch
die Modernisierung von Wohngebäuden (Heizan-
lagen, Wasserversorgung, Stromversorgung) kann zur
Verbesserung der Umweltqualität beitragen.

– Sicherheit: Wohnungseigentümer können durch
bauliche und technische Lösungen die Sicherheit in
und um die Wohngebäude erhöhen. Zu solchen
Lösungen gehören beispielsweise die bauliche Umge-
staltung der Gebäude nach Sicherheitsgesichtspunk-
ten (übersichtliche Eingangsbereiche, Orientierung
der Gebäude zum öffentlichen Raum, helle und über-
sichtliche Innenbereiche). Besonders in Gebäuden
mit einer hohen Geschosszahl hat sich die Einrich-
tung von Conciergen im Eingangsbereich als sicher-
heitsfördernd erwiesen. Die Einrichtung von Pfört-
ner- und Concierge-Logen (i.d.R. in Verbindung mit
Beschäftigungsmaßnahmen) sind ein prototypisches
Beispiel dafür, wie die Verbesserung des Sicherheits-
empfindens und die Minderung von Vandalismus
sich positiv auf die Wohnqualität auswirken und die
Sicherheit und Attraktivität eines Stadtteils erhöht
werden kann.

– Sport und Freizeit: Durch Kooperation von lokaler
Verwaltung und privaten Wohnungsunternehmen
lassen sich in der Aufwertung wohnungsnaher
Flächen für Erholung, Sport und Freizeit erhebliche
Synergien für ein Quartier erzielen. Teilweise können
Wohnungsunternehmen auch Räumlichkeiten für
Sport und Freizeit in den Wohngebäuden und Quar-
tieren zur Verfügung stellen. Zudem können sie aktiv
als Initiator und Veranstalter von quartiersbezogenen
Sportangeboten und gesamtstädtisch ausgerichteten
Sportereignissen in den Fördergebieten auftreten.

5.6 Wohnumfeld und öffentlicher Raum

1. Problemlagen

In benachteiligten Stadtteilen ist die Bevölkerung auf
Grund ihrer eingeschränkten Mobilität besonders auf
das Quartier mit seinen Einrichtungen und Angeboten
angewiesen. Der öffentliche Raum hat im Alltagsleben
der Bewohner gerade hier eine wichtige Funktion für
den gesellschaftlichen Austausch und die Identifikation
mit dem Quartier. Die Anforderungen an den wohnna-
hen Freiraum variieren jedoch nach Lebensalter,
Geschlecht, familiärer und sozialer Lage sowie kulturel-
len Werthaltungen. Nicht selten kann der öffentliche
Raum im Stadtteil auch zum Austragungsort von
Abgrenzungsbestrebungen, Konflikten und Verdrän-
gung werden.

Häufig sind der öffentliche Raum und das Wohnumfeld
eher ungepflegt und durch einen achtlosen Umgang
gekennzeichnet. Ihre Gestaltung und Nutzungsmög-
lichkeiten entsprechen oft nicht den lokalen Bedarfen.
Sie machen einen vernachlässigten und verwahrlosten
Eindruck, sind sehr oft trist und alles andere als anre-
gend. In manchen Fällen wird diese Bild noch durch die
Folgen von Vandalismus verstärkt. Die Unwirtlichkeit
und Verlassenheit bewirken häufig zudem, dass freie
Flächen zu „Angsträumen“ werden und subjektive

Unsicherheitsgefühle bei den Bewohnern verstärken.
Dieser Gesamtzustand ist nicht zuletzt Ausdruck und
Folge der individuellen Situation und Perspektivlosig-
keit der Menschen sowie ihrer geringen Identifikation
mit dem eigenen Quartier.

2. Ziele und Aufgaben
Verkehrsflächen, Quartiers-, Spiel- und Sportplätze,
große und kleine Parks sowie Kleingärten bilden den
öffentlichen Raum. Das Wohnumfeld umfasst öffentli-
che, halböffentliche und private Außenräume, somit
den Lebens- und Aktionsraum der Bewohner im Alltag.
Wohnumfeld und öffentlicher Raum prägen die Gestalt
und Wahrnehmung von Quartieren und tragen maßgeb-
lich zur Lebensqualität bei. Zentrales Ziel muss es daher
sein, die Gestalt, den Zustand und die Nutzungsqualität
des Wohnumfeldes und der öffentlichen Räume in den
Fördergebieten durchgreifend in Wert zu setzen, so dass
sie den besonderen Freizeit-, Kommunikations- und
sozialen Integrationsbedürfnissen der verschiedenen
Bewohnergruppen Rechnung tragen. Parallel müssen
die Aufenthaltsqualität und Sicherheit im öffentlichen
Raum nachhaltig verbessert werden. Ein weiteres wich-
tiges Ziel muss sein, die Pflege aller Flächen der beson-
deren Situation anzupassen und die Bewohner über
geeignete Beteiligungsformen für ihre Mitgestaltung zu
gewinnen. Weiterhin lassen sich als konkrete Ziele for-
mulieren:
– Stärkung der baulich-räumlichen, funktionalen,

sozialen und symbolischen Werte des öffentlichen
Raums und des Wohnumfeldes,

– Belebung öffentlicher Plätze,
– Schaffung lokaler Verantwortlichkeiten für eine dau-

erhaft ansprechende Nutzung der Freiräume
– Vernetzung unterschiedlicher Freiräume für unter-

schiedliche Nutzeransprüche.
3. Vorgehensweise und Handlungsansätze (exemplarisch)

Freiraumgestaltung mit Bürgerbeteiligung
Plätze, Spielflächen, Grünflächen oder auch Straßen
können im Rahmen eines gezielten Beteiligungs- und
Aktivierungsprojekts gemeinsam mit und von Bewoh-
nerinnen gestaltet werden. Auch Mietergärten lassen
sich in Kooperation mit Wohnungsunternehmen als
Beteiligungsprojekte anlegen, gestalten und pflegen.
Hierdurch wird nicht nur die Qualität des Wohnumfel-
des und der Anlagen angehoben, sondern auch das Ver-
antwortungsbewusstsein der Menschen für sie gestärkt.
Erweiterung und Qualitätsverbesserungen von Frei-
raumflächen
Das Freiraumangebot kann durch Um- und Zwischen-
nutzung bisher anderweitig genutzter Flächen sowie
von Brach- und Sukzessionsflächen erweitert werden.
Durch die Neuordnung von Erschließungsflächen oder
die Umorganisation von Müll- und Abfallplätzen kann
die Qualität der Freiräume im Fördergebiet verbessert
werden. Diese Maßnahmen können außerdem wir-
kungsvoll mit einer Optimierung der Wegebeziehun-
gen, Strategien zur Verkehrsberuhigung oder abge-
stimmten Beleuchtungskonzepte verknüpft werden.
Letztere tragen auch zur Erhöhung des Sicherheitsge-
fühls auf Straßen, Plätzen und Grünanlagen bei.
Belebung und Wiederaneignung öffentlicher Räume
Kunst- und Kulturprogramme, Theateraufführungen,
temporäre oder dauerhafte (Kunst-) Installationen,
Sport- und Stadtteilfeste, Märkte und andere vergleich-
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bare Aktivitäten können auf besondere Weise zur Bele-
bung und Nutzung öffentlicher Räume beitragen: Sie
fördern ihre (Wieder-)Aneignung durch die Bewohne-
rinnen, schaffen Aufmerksamkeit über die Grenzen des
Stadtteils hinaus und verändern dadurch die Wahrneh-
mung der Bewohnerinnen von ihrem eigenen Quartier
positiv.
Umfassende Verbesserung des Wohnumfeldes und der
Aufenthaltsqualität öffentlicher Räume
Durch die Gewinnung von Wohnungsunternehmen für
ein Housing Improvement District (HID) lassen sich
die Aufwertung des Wohnumfeldes mit gezielten Ver-
besserungen der verkehrlichen Infrastruktur, der
Sicherheit, Sauberkeit, Betreuung und des Service im
wohnnahen Bereich verbinden. Auf diese Weise kann
eine Art „Facility Management“ für das Quartier entste-
hen, das dauerhaft das allgemeine Erscheinungsbild
und die Nutzungsmöglichkeiten von Plätzen, Parks und
dem Wohnumfeld verbessert. In dem Maße, wie hier-
durch das Quartier für die Bewohnerinnen in Wert
gesetzt wird, steigt ihre Identifikation mit ihm und die
Bereitschaft, sich für das eigene Umfeld zu engagieren.

4. Instrumente und methodisches Vorgehen der Fachpoli-
tik
Der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, insbe-
sondere dem Amt für Landes- und Landschaftsplanung
und dem Amt für Wohnen, Stadterneuerung und
Bodenordnung sowie dem Amt für Verkehr obliegen die
übergeordneten stadtweit wirksamen Aufgaben im
Bereich öffentlicher Räume und der Wohnumfeldver-
besserung. Auf lokaler Ebene sind für die Planungen die
Bezirksämter mit ihren jeweiligen Dezernaten zustän-
dig.
Im Handlungsfeld „Öffentlicher Raum und Wohnum-
feld“ fallen innerhalb der behördlichen und bezirkli-
chen Aufgaben folgende Instrumente und Methoden
des Verwaltungshandelns für die Programmgebiete der
„Integrierten Stadtteilentwicklung“ besonders ins
Gewicht:
– Laufende Überprüfung des Zustands öffentlicher

Räume und des näheren Einzugsgebietes von Wohn-
quartieren. Hieraus abgeleitet werden gegebenenfalls
Neu-, Um-, Ausbau- und Instandsetzungsmaßnah-
men von Plätzen, Straßenräumen, Gewässer, Ufern,
Parkanlagen, Treffpunkten etc. und des Wohnumfel-
des eingeleitet bzw. durchgeführt. Wo erforderlich
werden barrierefreie Wegeführungen geschaffen,
Fuß- und Radwege gesichert und die Beleuchtung im
öffentlichen Raum verbessert. Alle entsprechenden
Lösungen tragen unter Berücksichtigung der beson-
deren städtebaulichen Situationen in Großwohnsied-
lungen und in verdichteten innerstädtischen Gebie-
ten zur Verbesserung der Lebensqualität in den Pro-
grammgebieten bei. Hierzu gehören beispielsweise
die Sicherstellung der Nutzbarkeit der Freiräume
durch unterschiedliche Bevölkerungsgruppen sowie
u. a. die Berücksichtigung von kriminalpräventiven
Ansätzen im Städtebau.

– Auf Bezirksebene werden die Gestaltung und
Instandhaltung von Marktplätzen, Stadtplätzen, Vor-
plätzen der Haltestellen von U-und S-Bahnen sowie
von öffentlichen Spiel- und Sportflächen berücksich-
tigt. Mit der zuständigen Fachbehörde werden Neu-
gestaltungen und Mehrfachnutzungen von Schulhö-
fen entwickelt. In den Programmgebieten wird dem
oft erhöhten Pflegeaufwand der Freiräume ein-

schließlich gegebenenfalls erforderlicher Neuordnung
von Müllanlagen bzw. -plätzen Rechnung getragen.

– Im Rahmen der integrierten Stadtteilentwicklung
werden besondere Kooperationen mit der lokalen
Wohnungswirtschaft angestrebt, um das Wohnum-
feld im Sinne einer qualifizierten Gebietsentwick-
lung z. B. durch begrünte Höfe, Mietergärten, Vorgär-
ten, grüne Wände und Dächer aufzuwerten.

– Die Einbeziehung der Bevölkerung sowie relevanter
Akteure in den Programmgebieten sichert die Qua-
lität und Nachhaltigkeit der umgesetzten Maßnah-
men. Für die Beteiligungsverfahren werden aktivie-
rende Strategien eingesetzt, die auf die besonderen
sozialen Lagen eingehen und unterschiedliche
sprachliche und kulturelle Kompetenzen berücksich-
tigen, um die Prozesse von Aktivierung, Beteiligung
und Aneignung erfolgreich durchzuführen

5. Schnittstellen zu anderen Handlungsfeldern

Die Aufwertung des Wohnumfeldes und des öffentli-
chen Raums ist am wirksamsten, wenn sie gemeinsam
mit Maßnahmen und Projekten anderer Ressorts und
lokaler Akteure entwickelt, abgestimmt und realisiert
wird. Durch die fachübergreifende Zusammenarbeit
erzielen die regulären fachlichen Maßnahmen eine
größere Reichweite, werden Synergien mit anderen
Handlungsfeldern erzeugt und sich widersprechende
Planungsansätze vermieden. Entsprechend wirkungs-
voller sind die fachlichen Lösungen gerade im Hinblick
auf die besonderen Probleme in den Programmgebieten.
Im Folgenden werden für jedes Handlungsfeld der
„Integrierten Stadtteilentwicklung“ exemplarisch
Schnittstellen mit dem Handlungsfeld „Wohnumfeld
und öffentlicher Raum“ dargestellt.

– Beschäftigung, Qualifizierung, Ausbildung: Tätig-
keiten im Bereich Wohnumfeld und öffentlicher
Raum können mit der Schaffung von Beschäftigung,
beispielsweise in Trägerschaft von Wohnungsunter-
nehmen, verknüpft werden, wenn diese zusätzlich
sind und im öffentlichen Interesse liegen

– Lokale Ökonomie: Die Lokale Ökonomie insbeson-
dere Gastronomie und Handel sind auf die Qualität
von Wohnumfeld und öffentlichem Raum angewie-
sen. Wohnungswirtschaft und kommunale Planung
sollen bei der Entwicklung ihrer Flächen mit der
lokalen Ökonomie kooperieren.

– Bildung: Die frühzeitige Mitwirkung der unter-
schiedlichen Bildungseinrichtungen der Region an
der Planung und Umsetzung von Projekten im
öffentlichen Raum stärkt die sozialen Kompetenzen
der Beteiligten und trägt zur Identifikation der Men-
schen mit ihrem Stadtteil bei. Planungsprozesse kön-
nen zum Bildungsinhalt werden, wenn sie aktiv mit
Kindern und Jugendlichen in den Bildungseinrich-
tungen bearbeitet werden.

– Familienförderung: Die Beteiligung von Familien an
der Umgestaltung des Wohnumfeldes trägt dazu bei,
dass der wohnungsnahe Bereich mehr an den diffe-
renzierten Nutzungsbedarfen von Familien ausge-
richtet wird und so die Lebensqualität für Familien
im Stadtteil sowie ihre soziale Lage und Kompetenz
verbessert werden.

– Lokaler Wohnungsmarkt & Wohnungswirtschaft:
Durch Kooperation von lokaler Verwaltung und pri-
vaten Wohnungsunternehmen lassen sich in der Auf-
wertung wohnungsnaher öffentlicher und privater
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Flächen erhebliche Synergien für ein Quartier insge-
samt erzielen, die auch im Interesse der Wohnungs-
wirtschaft liegen, insofern sie die Mieterzufrieden-
heit und die Attraktivität des Wohnungsstandortes
erhöhen.

– Integration: Projekte zur Wohnumfeldverbesserung
und Belebung öffentlicher Räume mit gezielter Bür-
gerbeteiligung sind in hohem Maße geeignet, Bewoh-
nerinnen mit Migrationshintergrund zum Mitma-
chen zu gewinnen und gleichzeitig ihre besonderen
Bedürfnisse bei der Gestaltung der Freiräume ein-
fließen zu lassen.

– Kultur im Stadtteil: Öffentlicher Raum ist Begeg-
nungsraum. Als Veranstaltungsort für kulturelle
„Events“ wie z. B. Straßentheater und Konzerte oder
Kinder- und Stadtteilfeste oder künstlerisch kultu-
relle Interventionen hat er eine wichtige Rolle für
kulturelle Nutzungen und Aktivitäten, die bei der
Gestaltung des öffentlichen Raumes u. a. durch Betei-
ligung von Bewohnern und lokalen Akteuren berück-
sichtigt werden sollte.

– Gesundheitsförderung: Verbesserungen der Aufent-
haltsqualität erzielen besonders dann eine große Wir-
kung – gerade auch für Kinder und Jugendliche –,
wenn sie mit Aspekten der Gesundheitsförderung,
wie z. B. aktiver Bewegungs- und Erholungsangebote,
verknüpft werden.

– Umwelt und Verkehr: Die Steigerung der Aufent-
haltsqualität des öffentlichen Raums und des Woh-
numfeldes geht oft Hand in Hand mit einer Verbesse-
rung der Umweltqualität und einer Reduzierung der
(Lärm-)Belastungen durch Verkehr. Die Anforderun-
gen an das Wohnumfeld aus landschaftsplanerischer
und verkehrstechnischer Sicht sind bei der Qualifi-
zierung der öffentlichen Räume durch enge Abstim-
mungs- und Planungsprozesse zu verknüpfen

– Sicherheit: Die Gestaltung der öffentlichen Räume
hat unmittelbare Auswirkungen auf die Sicherheit
und das Sicherheitsempfinden im Quartier. Dazu
zählen u. a. abgestimmte Beleuchtungskonzepte,
Schaffung von Transparenz und Übersichtlichkeit
sowie Aufenthaltsqualität und Verweilmöglichkeiten,
Beseitigung von Barrieren und Sicht einschränken-
der Vegetation und verbesserte Wegebeziehungen
(vgl. Kapitel 5.11; Sicherheit). Durch die Beteiligung
von Stadtteilbewohnern an der Umgestaltung und
Pflege des öffentlichen Raums kann Vandalismus ent-
gegengewirkt werden.

Sport und Freizeit: In die Gestaltung und Aufwertung
öffentlicher Räume kann deren Nutzbarkeit für Sport-
und Freizeitaktivitäten im Sinne urbaner Bewegungs-
räume integriert und wohnartnahe Angebote geschaffen
werden, die auch bewegungsarme Menschen behutsam,
gezielt und dauerhaft an sportliche Aktivitäten heran-
führen. In der Planung der öffentlichen Räume sind
dementsprechend auch Plätze für Teamspiele für Jeder-
mann und wohnortnahe Spielgelegenheiten vorzuse-
hen.

5.7 Integration von Menschen mit Migrationshintergrund

1. Problemlagen

Integration findet vor allem vor Ort in der Nachbar-
schaft und in den Stadtteilen statt. Entscheidend für das
Zusammenleben von Menschen mit und ohne Migra-
tionshintergrund sind die wirtschaftlichen und sozialen

Gegebenheiten eines Stadtteils und seines Wohnumfel-
des und, dass Begegnungen zwischen Menschen mit
und ohne Migrationshintergrund stattfinden können.
Hamburg hat einen relativ hohen Anteil von Menschen
mit Migrationshintergrund, die ungleich über das Ham-
burger Stadtgebiet verteilt leben. Die Konzentration
von Bevölkerungsgruppen mit Migrationshintergrund
in einzelnen Stadtteilen lässt sich auf Effekte des Woh-
nungsmarktes aber auch auf subjektive Gründe (Ver-
wandtschafts- und Freundschaftsstrukturen) zurück-
führen. In benachteiligten Stadtquartieren häufen sich
sowohl ökonomische und soziale benachteiligte Haus-
halte als auch – zum Teil deckungsgleich – Haushalte
von Menschen mit Migrationshintergrund. Dies kann
die Entstehung von sozialen und interkulturellen Kon-
flikten begünstigen. In benachteiligten Stadtteilen ist
zudem ein enger Zusammenhang zwischen sozialer
Herkunft und Bildungszugang zu beobachten. Indika-
toren wie Sprachkenntnisse oder die Schulabbrecher-
quote bei Menschen mit Migrationshintergrund weisen
auf Probleme hin, die durch integrationsfördernde
Maßnahmen vor Ort angegangen werden müssen.

2. Ziele und Aufgaben
Grundlegendes Ziel für die Programmgebiete muss es
sein, die Teilhabe von Menschen mit Migrationshinter-
grund am nachbarschaftlichen Zusammenleben im
Stadtteil und die Akzeptanz und Wertschätzung von
kultureller Vielfalt zu fördern. Es handelt sich hierbei
um einen zweiseitigen Prozess, der Offenheit, Toleranz
und Dialog von allen Mitgliedern der Gesellschaft erfor-
dert. Das dichte Nebeneinander heterogener Bevölke-
rungsgruppen in benachteiligten Stadtteilen ist durch
soziale, kulturelle, ökonomische und städtebauliche
Maßnahmen der integrierten Stadtteilentwicklung zu
einem Netzwerk im Stadtteil auszubauen, das von
Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit und nicht von
Abgrenzung geprägt ist. Zentrale Ziele einer aktiven
Stadtteilentwicklung sind daher:
– Wertschätzung der kulturellen Identität der Ethnien

und Kulturen im Stadtteil bei gleichzeitiger Förde-
rung des interkulturellen Austauschs und der Inte-
gration im Sinne wechselseitiger Anerkennung und
der gemeinschaftlichen Übernahme von gesellschaft-
licher Verantwortung,

– Förderung der Teilhabe aller Bewohner eines Stadt-
teils an gesellschaftlichen Prozessen durch Stärkung
des bürgerschaftlichen Engagements,

– Ausbau der Bildungs- und Entwicklungsmöglichkei-
ten der Kinder und Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund, um ihnen Lebensperspektiven zu eröffnen
und gesellschaftliche Teilhabe in den unterschied-
lichsten Netzwerken des Stadtteils zu ermöglichen.

3. Vorgehensweise und Handlungsansätze (exemplarisch)
Im Rahmen der „Integrierten Stadtteilentwicklung“
können im Handlungsfeld „Integration“ viele Projekte
realisiert werden, die eng mit den Inhalten anderer
Handlungsfelder verknüpft sind. Integration wird in
Hamburg als Querschnittsaufgabe verstanden, an der
alle gesellschaftlichen Gruppen unter Einbeziehung der
regionalen Akteure, vor allem auch der Migrantenorga-
nisationen, mitwirken müssen.
Aufwertung von Wohnungen und Wohnumfeld in Ver-
bindung mit Integrationsmaßnahmen
Die Aufwertung und Stabilisierung der benachteiligten
Stadtteile in baulicher Hinsicht wird über Instrumente
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wie Wohnungsneubau, Modernisierung und Belegungs-
politik angestrebt. Dabei werden mit dem Einsatz bele-
gungspolitischer Instrumente Strategien entwickelt und
umgesetzt, die eine Durchlässigkeit für neue Bewohner-
gruppen sowie eine Stabilisierung bzw. Aufwertung der
Quartiere sicherstellen. In diesem Prozess sollten die
Wohnungsunternehmen sensibilisiert werden, mehr
Menschen mit Migrationshintergrund in die bauliche
Umgestaltung einzubeziehen und gegebenenfalls – wie
auch andere Arbeitgeber – selbst einzustellen, um deren
interkulturelle Kompetenzen anzuerkennen und zu
nutzen.

Ausbau des bürgerschaftlichen Engagements für alle
Bevölkerungsgruppen

In benachteiligten Stadtteilen ist im Zuge der integrier-
ten Erneuerung das bürgerschaftliche Engagement zu
stärken. Aus diesem Grunde sind Formen der Bürgerbe-
teiligung zu entwickeln, die die Teilhabe von Menschen
mit Migrationshintergrund verbessern. Dazu sind
bestehende Netzwerke in den Stadtteilen zu unterstüt-
zen und so auszubauen, dass sich auch weniger aktive
Bevölkerungsgruppen in die Stadterneuerung integrie-
ren lassen. Dabei steht sowohl bürgerschaftliches Enga-
gement für Menschen mit Migrationshintergrund als
auch die Wertschätzung und Förderung des bürger-
schaftlichen Engagements von Menschen mit Migrati-
onshintergrund im Mittelpunkt. Dies beinhaltet auch
die Förderung der Selbstorganisationen von Menschen
mit Migrationshintergrund.

Ausbau der sozialen Infrastruktur zu stadtteilübergrei-
fenden Gemeinschaftseinrichtungen

Im Zuge der Stadtteilentwicklung soll die soziale und
kulturelle Infrastruktur optimiert werden, um Abwan-
derungstendenzen zu stoppen und den Zuzug auch
sozial stabiler Haushalte zu begünstigen. In den Ein-
richtungen können z. B. niedrigschwellige kulturspezi-
fische Anspracheformen entwickelt werden, die die
Bevölkerung mit Migrationshintergrund erreichen. Zur
Stärkung nachbarschaftlicher Beziehungen werden
gemeinsame Aktivitäten angeboten, die positive
gemeinschaftliche Erfahrungen ermöglichen (z. B.
Feste, lokale Sport- und andere Freizeitangebote). Zur
Stärkung bürgerschaftlichen Engagements werden in
den Einrichtungen gelungene Beispiele für nachbar-
schaftliches Zusammenleben im Rahmen einer positi-
ven Öffentlichkeitsarbeit gewürdigt. Darüber hinaus
können angebunden an die Einrichtung spezielle
Ansprechpartner für Integrationsfragen eingesetzt wer-
den, die auch bei Problemen und Konflikten des inter-
kulturellen Zusammenlebens beraten und vermitteln.

4. Instrumente und methodisches Vorgehen der Fachpoli-
tik

Die Behörde für Soziales, Familie, Gesundheit und Ver-
braucherschutz, Leitstelle „Integration und Zivilgesell-
schaft“, ist für die ministerielle Steuerung der Hambur-
ger Integrationspolitik, welche über das Handlungskon-
zept zur Integration von Zuwanderung erfolgt, sowie für
die Beratung der anderen Fachbehörden zuständig. In
ihrer Aufgabenwahrnehmung wird die Leitstelle vom
Integrationsbeirat unterstützt. Die Arbeitsstelle Vielfalt
der Justizbehörde ist zentrale Ansprechstelle für Fragen
der Gleichstellung der Geschlechter, gleichgeschlechtli-
che Lebensweisen, interkulturelle Angelegenheiten und
den demografischen Wandel. Sie kontrolliert die Umset-
zung des Antidiskriminierungsrechts und koordiniert
Maßnahmen gegen Rassismus und Rechtsextremismus.

Auf lokaler Ebene sind für die Maßnahmen und Pro-
jekte die Bezirksämter mit ihren jeweiligen Dezernaten
zuständig.

Integrationsfördernde Maßnahmen haben sich an den
heterogenen Voraussetzungen in den jeweiligen Stadt-
teilen zu orientieren. Erforderlich sind daher bezirks-,
stadtteil- und quartiersbezogene Lösungsansätze, die
die lokalen Akteure und Netzwerke einbinden. Integra-
tion kann dabei nur gelingen, wenn sie als Querschnitts-
aufgabe im Handeln unterschiedlicher Ressorts veran-
kert wird. Konkrete Ziele und integrationsfördernde
Maßnahmen, die auf die spezifischen Problemsituatio-
nen in den Stadtteilen reagieren, sind in den integrier-
ten Handlungskonzepten festzuschreiben.

Um die migrantischen Bevölkerungsschichten in den
Stadtteilen zu aktivieren und in Prozesse der Gebiets-
entwicklung einzubinden, müssen niedrigschwellige
Zugänge und spezielle Anspracheformen entwickelt
werden, die auf unterschiedliche Zielgruppen passgenau
abgestimmt sind. Eine aufsuchende Ansprache, gegebe-
nenfalls durch Personen aus dem eigenen Kulturkreis
und in der Herkunftssprache hat sich wegen des ver-
trauensbildenden Effekts als erfolgreich erwiesen und
sollte daher verstärkt eingesetzt werden. Um Kindern
und Jugendlichen bessere Entwicklungsmöglichkeiten
zu eröffnen, sind insbesondere auch die Eltern gezielt
anzusprechen.

Die kulturell vielfältige Zusammensetzung der Stadtge-
sellschaft muss sich ebenso in den Arbeitsstrukturen der
Verwaltung und des Gebietsmanagements widerspie-
geln. Die Einbindung von Menschen mit Migrations-
hintergrund und ihren interkulturellen Kompetenzen
in die Arbeitsstrukturen des Gebietsmanagements ver-
bessert die Ansprache und Aktivierung von Menschen
mit Migrationshintergrund und den Aufbau einer ver-
lässlichen Kontakt- und Beziehungsarbeit. Zudem soll-
ten für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des
Gebietsmanagements Fortbildungen in interkultureller
Kompetenz angeboten werden.

Die Einbindung von Menschen mit Migrationshinter-
grund in die formalen Beteiligungsstrukturen muss
gezielt durch politische Vorgaben und das Gebietsmana-
gement gefördert werden.

Mit den Integrationszentren bietet Hamburg den
erwachsenen bleibeberechtigten Zuwanderern eine
anerkannte Infrastruktur für Integrationsmaßnahmen
an. Die gemeinsam mit den Bezirksämtern und den Trä-
gern der Integrationszentren erarbeiteten Indikatoren
stellen eine ausgewogene und problemgerechte Mittel-
verteilung über das gesamte Stadtgebiet sicher. In jedem
Bezirk gibt es ein Integrationszentrum sowie Filialen
entsprechend der örtlichen Notwendigkeiten. Die
Migrationsberatung in den Integrationszentren ist mit
den Regeldiensten der Bezirksämter und anderen
Akteuren (z. B. team.arbeit.hamburg, Agentur für
Arbeit Hamburg) vernetzt. Die Arbeit der Integrations-
zentren wird durch die zuständige Fachbehörde eva-
luiert und bei Bedarf nachgesteuert.

Zur Sicherstellung eines bedarfsgerechten Sprachför-
derangebotes für erwachsene bleibeberechtigte Zuwan-
derer werden die vom Bund und den Hamburger Fach-
behörden geförderten Deutschkurse durch die zustän-
dige Fachbehörde koordiniert. Hierbei steht die
Verbesserung der Angebotsstruktur der Integrations-
kurse und der berufsbezogenen Sprachförderung sowie
ihrer Verknüpfung mit arbeitsmarktpolitischen Instru-
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menten im Vordergrund. Um besonders schwer zu errei-
chenden Familien den Zugang zu den Deutschkursen
zu erleichtern, werden gesonderte Projekte mit einem
aufsuchenden Ansatz und ortsnahen Kursangeboten
durchgeführt.

5. Schnittstellen zu anderen Handlungsfeldern

Integrationsarbeit trägt dann am wirksamsten zur Ver-
besserung der Lebensbedingungen in benachteiligten
Stadtteilen bei, wenn sie gemeinsam mit anderen Res-
sorts und den lokalen Akteuren abgestimmte Maßnah-
men und Projekte entwickelt und realisiert. Eine gelun-
gene Integrationspolitik in den Stadtteilen erfordert vor
allem die Einbeziehung der Menschen mit Migrations-
hintergrund selbst, z. B. durch die Zusammenarbeit mit
Migrantenorganisationen oder auch mit Religionsge-
meinschaften, wie z. B. muslimischen Gemeinden, im
Stadtteil. Zudem müssen Integrationszentren und die
Bezirksämter eingebunden werden, um eine erfolgrei-
che Umsetzung des Handlungskonzepts zur Integration
von Zuwanderern auch vor Ort zu gewährleisten. Das
Handlungskonzept zur Integration von Zuwanderern
bietet in seinen fünf Handlungsfeldern „Sprache, Bil-
dung, Ausbildung“, „Berufliche Integration“, „Soziale
Integration“, „Zusammenleben in der Stadt“ und
„Zuwanderungsfreundliches Hamburg“ vielfältige
Handlungsansätze, die bei der integrierten Stadtteilent-
wicklung berücksichtigt werden. Im Sinne eines Gender
Mainstreaming muss in den unten genannten Hand-
lungsfeldern zudem auch immer die gleichberechtigte
Teilhabe von Mädchen und Frauen mit Migrationshin-
tergrund im Blick behalten werden. Im Folgenden wer-
den für jedes Handlungsfeld der „Integrierten Stadtteil-
entwicklung“ exemplarisch Schnittstellen mit dem
Handlungsfeld „Integration“ dargestellt.

– Beschäftigung, Qualifizierung, Ausbildung: Sprache
und Ausbildung sind die Schlüssel zum Arbeits-
markt. Insbesondere die Ansprache von und der kul-
turelle Austausch mit Menschen mit Migrationshin-
tergrund in deutscher Sprache bieten die Möglich-
keit, deren Erwerbschancen deutlich zu erhöhen.
Förderangebote, die sich speziell an migrantisch
geprägte Stadtteilbevölkerungen richten, können auf
eine Verbesserung der alltagssprachlichen Fähigkei-
ten hinarbeiten. Ziel muss es sein, Menschen mit
Migrationshintergrund für den Gebrauch der deut-
schen Sprache auch im Alltagsleben zu begeistern
und dabei zugleich den eigenen sprachlichen und
kulturellen Hintergrund der Menschen Wert zu
schätzen.

– Lokale Ökonomie: Lokale Ökonomie in benachtei-
ligten Stadtteilen steht in der Regel in engem Zusam-
menhang mit ethnisch geprägten Unternehmen und
Unternehmensformen. Die Dynamik gerade migran-
tischer Unternehmen kann die Entwicklung der loka-
len Ökonomie stärken.

– Bildung: Alle Bildungseinrichtungen einer Region
haben eine besondere integrationsfördernde Aufgabe.
Notwendige Voraussetzung dafür ist, dass die unter-
schiedlichen Bildungseinrichtungen vernetzt zusam-
menarbeiten, gemeinsame regionale Konzepte
erarbeiten und diese im Sinne integrierter Hand-
lungskonzepte zur Anwendung bringen (Fachkonfe-
renzen, Bildungsgespräche etc).

– Familienförderung: Einrichtungen der Familienför-
derung sind wichtige Partner für die Integration.
Integrationsmaßnahmen müssen sich, auch aus kul-

turellen Gründen, oft an die Familie als primären
sozialen Bezugsrahmen richten, um über die Familie
das einzelne Individuum zu erreichen. Daher ist eine
verstärkt aufsuchende Familienarbeit ein wichtiger
Ansatz zur Integration vor Ort. Auch Seniorentreffs
leisten einen wichtigen Beitrag zur Integration älterer
Menschen mit Migrationshintergrund, einige der
Treffs in Hamburg widmen sich bereits schwerpunkt-
mäßig dieser Zielgruppe.

– Wohnen, lokaler Wohnungsmarkt & Wohnungswirt-
schaft: Eine sensible Belegungspolitik der Woh-
nungsunternehmen und Wohnungsämter beeinflusst
das Gelingen lokaler Integration stark. Hierüber
muss möglichst mit lokalen ethnischen Multiplikato-
ren im Rahmen der Gebietsentwicklung kommuni-
ziert werden. Die Einbeziehung von Menschen mit
Migrationshintergrund in das Dienstleistungsperso-
nal vor Ort kann erheblich zur Integration und Redu-
zierung nachbarschaftlicher Konflikte beitragen.
Speziell für ältere pflegebedürftige Menschen mit
Migrationshintergrund ist der Aufbau einer Wohn-
gruppe der Wohngemeinschaften für Demenz in Pla-
nung.

– Wohnumfeld & öffentlicher Raum: Die Qualifizie-
rung des öffentlichen Raumes und des Wohnumfel-
des soll in enger Abstimmung mit der im Quartier
lebenden Bevölkerung erfolgen. Die Einbeziehung
von Menschen mit Migrationshintergrund und
migrantischen Organisationen hierbei unterstützt
deren Integration in die lokalen Netzwerke.

– Kultur im Stadtteil: Kulturarbeit im Stadtteil hat
eine zentrale Funktion für den interkulturellen Aus-
tausch, weil sie vielfältige Chancen auf Teilhabe am
gesellschaftlichen Leben eröffnet und die Gelegen-
heit zur Wertschätzung und respektvollem Umgang
mit kulturellen Identitäten bietet. So lassen sich bei-
spielsweise öffentliche kulturelle Aktivitäten mit den
Festtagen größerer ethnischer Gruppen im Stadtteil
verbinden.

– Gesundheitsförderung: Die Vermittlung von
Gesundheitskompetenz ist ein wichtiges Thema für
Integrationsarbeit. Dies berührt generell die Präven-
tion: u. a. die Erkennung und Vermeidung chroni-
scher Erkrankungen, Probleme bei Schwangerschaft
und Geburt, die regelmäßige Teilnahme an Frühun-
tersuchungen für Kinder und Ernährungsberatung.
Aktivitäten der Gesundheitsförderung und -bildung
sollten alle Kulturen im Stadtteil mit ihren speziellen
Traditionen ansprechen und die Zugangsmöglichkei-
ten von gesundheitlichen Versorgungsangeboten für
Menschen mit Migrationshintergrund verbessert
werden. Dabei spielen u. a. auch fremdsprachliche
Angebote über interkulturelle Gesundheitsmediato-
rinnen und – mediatoren eine bedeutende Rolle.

– Umwelt und Verkehr: Integrationsmaßnahmen kön-
nen mit Aktivitäten der Umweltbildung kooperieren.
Auch im Bezug auf das Umweltverständnis und beim
Thema Mülltrennung sind kultursensible Anspra-
cheformen zu entwickeln. Bei Verkehrsplanungen,
besonders bei der Gestaltung des ÖPNV Angebotes,
zeigen sich weitere Schnittstellen, da Haushalte mit
niedrigeren Einkommen in hohem Maße auf ÖPNV-
Angebote angewiesen sind.

– Sicherheit: Bei der Einrichtung von Sicherheitskon-
ferenzen sollten möglichst alle relevanten ethnischen
Gruppen ebenso wie Menschen ohne Migrationshin-
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tergrund eines Stadtteils angesprochen und einge-
bunden werden. Bei der Planung von zielgruppenspe-
zifischen Maßnahmen zur Gewaltprävention ist kul-
tursensibel zu agieren.

– Sport und Freizeit: Populäre Sportarten wie Fußball
erfreuen sich in fast allen Ethnien großer Beliebtheit
und können eine verbindende Wirkung im Sinne der
Völkerverständigung entfalten. Sportliche Aktivitä-
ten, vor allem Vereins und Mannschaftssport sind
deshalb besonders geeignet, ethnisch und sozial hete-
rogene Gruppen zu integrieren. In benachteiligten
Stadtteilen kommt es darauf an, die traditionelle
Sportkultur und andere Freizeitangebote für die
migrantischen Gruppen zu öffnen und integrierende
Angebote zu entwickeln, die Begegnungen von Men-
schen mit und ohne Migrationshintergrund fördern.

5.8 Kultur im Stadtteil

1. Problemlagen

Die Lebendigkeit und die Identität eines Stadtquartiers
werden zu einem entschiedenen Teil durch das kultu-
relle Leben in seinen unterschiedlichen Facetten vor
Ort geprägt. Benachteiligte Stadtteile sind häufig kon-
fliktbehaftete Orte des Aufeinandertreffens sehr unter-
schiedlicher Lebensweisen, die aus den unterschiedli-
chen kulturellen, sozialen, religiösen und wirtschaftli-
chen Hintergründen der Bewohner entstehen. Eine
vielfältige Stadtteilkultur kann als Bindeglied zwischen
den verschiedenen Kulturen wirken und sie untereinan-
der in ihrer Vielfalt vermitteln. Im Handlungsfeld
Stadtteilkultur kann eine positive Wahrnehmung der
Vielfalt der Kulturen zur Chance werden und zur Iden-
tität und Imageverbesserung des Quartiers beitragen.

In Stadtteilen mit überdurchschnittlich vielen erwerbs-
losen Bewohnern und tendenzieller Perspektivlosigkeit
unter Jugendlichen bietet lokale Kulturarbeit den Raum
zur Aneignung und Beteiligung, zur Kommunikation
sowie zur Entwicklung kreativer Potenziale und
Talente. In der kulturellen Beschäftigung können Pro-
bleme im Quartier thematisiert und die Beteiligten hier-
für sensibilisiert werden. Durch Kulturarbeit im Stadt-
teil kann so die Wahrnehmung des Quartiers in einer
Binnensicht wie auch in einer Außensicht verändert
werden.

Im Spannungsfeld von kreativer Eigenbetätigung auf
Basis von Selbstorganisation und professioneller, dezen-
traler Kulturvermittlung bietet Kultur im Stadtteil
Ansätze, Teilhabechancen von Menschen an Kunst und
Kultur zu erhöhen, auf interkulturelle Dimensionen
neugierig zu machen und über ein vielfältiges Kulturan-
gebot die Lebensqualität im Stadtteil zu verbessern.

2. Ziele und Aufgaben

Stadtteilkulturinitiativen wirken auf der Grundlage
spezifischer, lokal unterschiedlich gewachsener und
entwickelter Strukturen und Milieus. Sie entstehen und
wachsen auf Grundlage von spezifischem Engagement
von Personen, Gruppen und Einrichtungen. Diese
Strukturen standen daher auch bei der Entwicklung des
Hamburger Modells für die Stadtteilkulturförderung im
Vordergrund, das Transparenz und Zusammenarbeit
zwischen Politik, Verwaltung und Bürgern ermöglicht.
Im Hinblick auf benachteiligte Stadtquartiere sollen vor
allem folgende Ziele im Handlungsfeld „Kultur im
Stadtteil“ erreicht werden:

– Beteiligung von Menschen, denen der Zugang zur
Kunst und kulturellen Produktion bisher verschlos-
sen blieb, am gemeinsam geschaffenen kulturellen
Reichtum der Stadt,

– Stärkung von Geschichtsbewusstsein und einer loka-
len Öffentlichkeit zur Identifikation mit dem Quar-
tier,

– Förderung und Anregung der Kommunikation über
Interessens-, Alters- und Milieugrenzen hinweg und
Förderung eines interkulturellen Dialoges,

– Förderung interkultureller Projektarbeit, um
Migranten und Migrantinnen die Chance zu geben,
ihre kulturelle Identität zu bewahren und weiterzu-
entwickeln, ihre Kunst und Kultur öffentlich zu prä-
sentieren und den gleichberechtigten Dialog der
unterschiedlichen Kulturen zu stärken,

– Nutzung von Kinder- und jugendkultureller Projekt-
arbeit, um in Stadtbereichen mit besonderem Ent-
wicklungsbedarf neue Kräfte für anregungsreiche
Kulturarbeit zu mobilisieren,

– Ermutigung zu freiwilligem Engagement bei der Mit-
gestaltung kultureller Milieus aus den Alltagsbezü-
gen des Wohnumfeldes heraus,

– Förderung von Kulturarbeit als Impuls für die
Gebietsentwicklung sowie Initiierung und Stabilisie-
rung einer kulturellen Infrastruktur für unterschied-
liche kulturelle Milieus.

3. Vorgehensweisen und Handlungsansätze (exempla-
risch)

Stadtteilkultur basiert auf den Strukturen vor Ort

Neben einer „Kultur im Stadtteil“ steht der Begriff
„Stadtteilkultur“ für ein spezifisches Hamburger För-
dersystem, mit dem Stadtteilkulturzentren, Geschichts-
werkstätten und offene, stadtteilkulturelle Projektarbeit
unterstützt werden. In Verbindung mit einer vielfälti-
gen kulturellen Praxis und auf Basis entwickelter Netz-
werke wirken Einrichtungen der Stadtteilkultur als
Impulsgeber für Stadtteilentwicklungsprozesse. Bewoh-
ner des Stadtteils werden eingeladen, das soziale und
kulturelle Gemeinwesen zu gestalten und auch biogra-
phische und stadträumliche Spuren aufzunehmen. In
dieser sozialräumlichen Orientierung haben Stadtteil-
kulturzentren und Geschichtswerkstätten ihre beson-
dere Qualität entwickelt. Generationsübergreifende und
interkulturelle Ansätze sind nicht nur Eckpunkte der
Globalrichtlinie Stadtteilkultur sondern gelebtes Pro-
gramm und zeigen beispielhaft Wege auf, die multikul-
turellen Potenziale zu einem lebendigen kulturellen
Klima in den Gebieten zu verdichten. Das Spektrum der
in den vergangenen Jahren umgesetzten Kulturprojekte
reicht von den Bildungsprojekten „Buchstart“ und
„Canto elementar“ über Geschichtswettbewerbe wie
z. B. „Weggegangen und Angekommen“ bis hin zur
„Kulturküche“ in Altona.

Kinder- und Jugendkultur als Anker im Gebiet

Von zentraler Bedeutung für eine lebendige Kultur im
Stadtteil sind darüber hinaus auch die Impulse, die im
Rahmen der Profilierung Hamburgs zur Modellregion
für Kinder- und Jugendkultur gesetzt werden konnten
(Drucksache 18/649 vom 27.7.04). Kulturelle Bildung ist
ein entscheidendes Fundament, um die Lebensperspek-
tiven von jungen Menschen und ihren Familien in einer
modernen Informationsgesellschaft zu sichern. Kinder
und Jugendliche brauchen Fähigkeiten und Hand-
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lungskompetenzen, die nicht nur mit Wissen, sondern
auch mit Lebenskunst, mit gefestigter Persönlichkeit,
Selbstvertrauen und Motivation zu tun haben. Ästheti-
sche Praxis und Auseinandersetzung mit Kunst und
Kultur zielt auf diese Schlüsselkompetenzen. Als Bei-
spiele für herausragende Projekte der Kinder- und
Jugendkulturarbeit der vergangenen Jahre sind unter
anderen die „HipHop-Academy Hamburg“, das Berge-
dorfer LSH-Projekt „East-side-story“ und die Initiative
„Kultur bewegt“ zu nennen.

Bildung und Stadtteilkultur sind eng verzahnt

Die Zusammenarbeit zwischen Schulen und außerschu-
lischen, kulturellen Partnern gewinnt zunehmend an
Bedeutung (regionale Bildungslandschaften). In diesem
Netzwerk positionieren sich Einrichtungen der Stadt-
teilkultur, aber auch Bücherhallen und Einrichtungen
bzw. Initiativen aus dem Bereich der Kinder- und
Jugendkultur erfolgreich als außerschulische Lernorte
und tragen zur Profilierung kultureller Arbeit an Schu-
len bei. Ziel der Bücherhallen Hamburg ist es, ein lei-
stungsfähiges System öffentlicher Bibliotheken zu
betreiben, welches Bürger und Bildungseinrichtungen
bei der Verwirklichung von Lese-, Lern- und Informati-
onsinteressen unterstützt und eine stadtteilnahe Versor-
gung mit aktuellen Medien (Büchern, Zeitschriften,
CD, DVD, Datenbanken) für jeden Bürger bereit hält.
Zugleich sind die Bücherhallen kultureller Ort mit viel-
fältigem auf das jeweilige Einzugsgebiet zugeschnitte-
nem Veranstaltungsangebot und beteiligen sich an der
soziokulturellen Stadtteilarbeit. Bildungsprozesse wer-
den dabei in einem erweiterten Verständnis auch auf die
jeweiligen Lebensräume von Kindern und Jugendli-
chen bezogen und formale Bildungsgelegenheiten – also
schulische – werden stärker mit nonformalen und infor-
mellen Bildungsgelegenheiten verknüpft. Der Fokus
richtet sich darauf, attraktive Bildungsgelegenheiten
sozialräumlich zu verknüpfen und damit breitere
Zugänge zu Bildungsangeboten zu eröffnen. Dieser
Selbstlerngedanke verlängert sich auch in die Erwachse-
nenwelt (lebenslanges Lernen).

4. Instrumente und methodisches Vorgehen der Fachpoli-
tik

Der Behörde für Kultur, Sport und Medien, insbeson-
dere dem Amt für Kultur, obliegen die stadtweit wirksa-
men Aufgaben im Bereich Kultur im Stadtteil. Die
BKSM verfolgt im Bereich der Stadtteilkultur gegen-
über den Bezirksämtern die Strategie der Globalsteue-
rung. Vor diesem Hintergrund (§ 46 BezVG) gilt in
Hamburg die „Globalrichtlinie Stadtteilkultur“ als
Grundlage bezirklichen Handelns. Daneben hat die
Fachbehörde – als Orientierungshilfe zur Gestaltung
des Zuwendungsprozesses – eine Förderrichtlinie Stadt-
teilkultur veröffentlicht. Auf der genannten Grundlage
erhalten die sieben Bezirksämter jährlich Rahmenzu-
weisungen aus dem Fördertitel für die Stadtteilkultur
im Kulturhaushalt. Daneben bewirtschaftet die Fach-
behörde an zentraler Stelle einen kleinen „Impulsfonds
für die Stadtteilkultur“, um Aufgaben von überregiona-
ler Bedeutung zu erfüllen (Informationsservice, Fach-
diskurs, Evaluation).

Das schon genannte Rahmenkonzept zur Kinder- und
Jugendkulturarbeit in Hamburg wirkt mit seinen Zielen
und Handlungsfeldern zwischen den Behörden,
Bezirksämtern und Akteuren als strategische Plattform
zur Abstimmung der laufenden Aktivitäten und zur
Profilierung Hamburgs als „Modellregion Kinder- und

Jugendkultur“. Mit dieser Plattform haben sich im Ver-
lauf der letzten fünf Jahre zahlreiche private Mäzene,
Stiftungen und Unternehmen mit ihren Förderungen
identifiziert und ihre Projekte auf den Kontext einge-
stimmt bzw. der Fachbehörde Fördermittel zur Verfü-
gung gestellt, um konkrete Projekte zu unterstützen. In
diesem Zusammenhang ist auch die Ausschreibung
„Kultur bewegt“ zu nennen, in deren Rahmen kultu-
relle Projektarbeit in Stadtgebieten mit Entwicklungs-
bedarf gefördert wird. In der Grundlinie erfolgt die För-
derung konkreter Maßnahmen im Bereich kinder- und
jugendkultureller Projektarbeit durch institutionelle
Förderungen einzelner Kultureinrichtungen (Theater,
Museen,...), spezifische Projektförderungen für Einzel-
projekte (z. B. Buchstart, Canto elementar, HipHop-
Academy) oder die offene Ausschreibung von Fonds
durch die Fachbehörde. Die Förderung der Stiftung
Hamburger Öffentliche Bücherhallen erfolgt auf
Grundlage einer Ziel-Leistungsvereinbarung als insti-
tutionelle Förderung durch die Fachbehörde (BKSM)
sowie Förderungen für einzelne Kooperationsprojekte
durch die BSB und BSG. Interkulturelle Projektarbeit
wird im Rahmen stadtteilkultureller Förderbudgets auf
Bezirksebene oder durch zentral veranschlagte Mittel
der Fachbehörde gefördert.

5. Schnittstellen zu anderen Handlungsfeldern

Stadtteilkulturarbeit hat in ihrer lokalen Verwurzelung
eine Vielzahl von Schnittstellen zu anderen Handlungs-
feldern. In der gemeinsamen Entwicklung von Maßnah-
men und Projekten mit anderen Ressorts und den loka-
len Akteuren können eine Qualifizierung der kulturel-
len Infrastruktur und Angebote in Richtung der
besonderen Anforderungen in den Programmgebieten
erreicht werden.

Im Folgenden werden für jedes Handlungsfeld der
„Integrierten Stadtteilentwicklung“ exemplarisch
Schnittstellen mit dem Handlungsfeld „Kultur im
Stadtteil“ dargestellt.

– Beschäftigung, Qualifizierung, Ausbildung: Das
Handlungsfeld Kultur bietet Einsatzmöglichkeiten
für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen, wenn darü-
ber Menschen für den Arbeitsmarkt qualifiziert wer-
den können. Dies kann beispielsweise bei handwerk-
lichen Tätigkeiten im Bereich Denkmalschutz der
Fall sein. Denkbar sind auch Serviceleistungen im
Kulturbereich sowie künstlerische Tätigkeiten an
sich.

– Bildung: Kulturelle Angebote im Stadtteil sind auch
Lerngelegenheiten tragen zur Bildung im Stadtteil
bei. Als verlässlicher Partner bieten Einrichtungen
der Stadtteilkultur in regionalen Bildungslandschaf-
ten eine Basis für ganzheitliche, kulturelle Bildungs-
prozesse, die formale, non-formale und informelle
Konzepte integrieren und vor allem Kindern und
Jugendlichen mit Brüchen in der Bildungsbiographie
oder mit Migrationshintergrund Bildungsanregun-
gen verschaffen können. Einen besonderen Schwer-
punkt der Einrichtungen der Stadtteilkultur stellt die
künstlerische Nachwuchsförderung dar. Sie spricht
besonders Kinder und Jugendliche an, erreicht aber
in Verbindung mit breitenkulturellen Ansätzen auch
Erwachsene aus allen Schichten der Bevölkerung.
Die Wirkung von Projekt- und Netzwerkarbeit muss
in die Richtung von Stadtteilen mit besonderem Ent-
wicklungsbedarf verstärkt und durch neue institutio-
nelle Partner erweitert werden.
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– Familienförderung: Durch niedrigschwellige, auf
Familien bzw. Kinder und Jugendliche zugeschnit-
tene kulturelle Angebote, kann deren Teilhabe am
kulturellen und damit gesellschaftlichen Leben ver-
bessert werden.

– Lokaler Wohnungsmarkt & Wohnungswirtschaft:
Gemeinsame kulturelle Aktivitäten fördern die Bil-
dung des Gemeinschaftssinns. Eine lebendige „Stadt-
teilkultur“ stiftet die Identität der Bewohner mit dem
Quartier. Zudem wird durch ein attraktives kulturel-
les Leben die Außenwahrnehmung des Gebietes ver-
bessert, was sich positiv auf die Vermietbarkeit der
Bestände auswirken kann.

– Wohnumfeld & öffentlicher Raum: Zur Belebung
und „Inbesitznahme“ öffentlicher Räume sind insbe-
sondere kulturelle Veranstaltungen wie z. B.
Straßentheater und Konzerte oder Kinder- und
Stadtteilfeste oder künstlerisch kulturelle Interven-
tionen geeignet. Diese Angebote können mit entspre-
chender Unterstützung (z. B. durch den Gebietsent-
wickler, Träger der Stadtteilkultur) selbstorganisiert
sein, Talente in der Bewohnerschaft aktivieren oder
professionell durchgeführt werden.

– Integration: Kulturarbeit im Stadtteil ist eine zen-
trale Grundlage bei der Gestaltung des interkulturel-
len Dialogs und integrativer Kulturarbeit. Ziel ist es,
den in Hamburg lebenden Menschen mit Migrations-
hintergrund zu ermöglichen, ihre kulturelle Identität
zu bewahren und weiterzuentwickeln, ihre Kunst
und Kultur öffentlich zu präsentieren und den gleich-
berechtigten Dialog der unterschiedlichen Kulturen
zu stärken.

– Gesundheitsförderung, Umwelt und Verkehr: Über
kleine von Kulturarbeit getragene Bildungs- und
Informationsveranstaltungen bis hin zu künstleri-
schen Interventionen (Straßentheater, Wettbewerbe,
Informationsblätter etc.) können gesundheits-,
umwelt- und verkehrsbezogene Themen auch im
Rahmen von Aktionstagen vermittelt werden.

– Sicherheit: Durch Kunst- und Kulturaktionen sowie
künstlerische Interventionen können als unsicher
empfundene Räume „zurückerobert“ werden.

– Sport und Freizeit: Stadtteilkulturzentren sind auch
Anbieter niedrigschwelliger, kleinteiliger Sport- und
Freizeitangebote, die sich unmittelbar an den Bedar-
fen und Interessen der Anwohner orientieren.

5.9 Gesundheitsförderung

1. Problemlagen

Zwischen der sozialen Lage und Gesundheitsproblemen
bestehen Zusammenhänge: Der vergleichsweise nied-
rige Lebens- und Wohnstandard, die häufig überdurch-
schnittliche Umwelt- und Verkehrsbelastung sowie wei-
tere sozialstrukturell bedingte Probleme wie niedriges
Bildungsniveau und Berufsqualifizierung können sich
negativ auf die gesundheitliche Situation und die
Lebenserwartung der Bewohnerinnen und Bewohner
ressourcenschwächerer Stadtteile auswirken. Als kon-
krete gesundheitliche Probleme treten – insbesondere
bei Kindern und Jugendlichen – verstärkt Feh-
lernährungen, Bewegungsmangel, Entwicklungsauffäl-
ligkeiten, sowie teilweise Suchtgefährdungen auf.
Hinzu kommen eine mangelnde Aufgeklärtheit über
Gesundheits- und Krankheitsfragen im Allgemeinen
und geringere Nutzungen von Früherkennungs- und

Präventionsangeboten. Häufig sind die persönlichen,
ökonomischen und sozialen Ressourcen zur Bewälti-
gung gesundheitlicher Belastungen auf Grund persönli-
cher Erfahrungen und Lebensmuster der Menschen in
diesen Stadtgebieten begrenzt. Infolge dessen haben res-
sourcenschwächere Bürgerinnen und Bürger einen
höheren Bedarf an Leistungen des medizinischen Ver-
sorgungssystems und an sozialer Absicherung im
Krankheitsfall. Gesundheitsfördernde und präventive
Aktivitäten müssen daher schwerpunktmäßig in den
Stadtteilen durchgeführt werden, in denen die unter-
stützungsbedürftigen Zielgruppen leben und Hand-
lungsbedarfe nachgewiesen sind.

2. Ziele und Aufgaben

Die Gesundheitsförderung und Prävention haben für
die integrierte Stadtteilentwicklung eine herausragende
und strategische Bedeutung: ihr zentrales Ziel – Verbes-
serung der Lebensbedingungen und -chancen in res-
sourcenschwächeren Quartieren – ist ohne eine deutli-
che Senkung der Gesundheitsrisiken und den Aufbau
gesundheitsfördernder Strukturen kaum zu erreichen.
Zentrales Ziel der Gesundheitsförderung muss daher
sein, die gesundheitliche Situation der Menschen in res-
sourcenschwächeren Quartieren grundlegend zu ver-
bessern.

Übergeordnet sind dabei zwei strategische Ziele zu
beachten:

– Gesundheitsförderung und Prävention müssen in
ressourcenschwächeren Gebieten flächendeckend in
die Regelsysteme integriert werden, d. h. Gesund-
heitsförderung bspw. in Eltern-Kind-Zentren, Kin-
dertagesstätten und Schulen müssen so alltagsnah
umgesetzt werden, dass möglichst alle davon profitie-
ren können und

– Gesundheitsförderung und Prävention zielgruppen-
spezifisch auch unter ethnischen und gender Aspek-
ten für die Menschen im Entwicklungsgebiet organi-
sieren, d. h. die hier lebenden Menschen, die auf
Grund ihrer Lebenssituation eine besondere Unter-
stützung benötigen, ansprechen und erreichen.

Die operationalen Ziele in ressourcenschwächeren
Stadtteilen liegen v.a. in der:

– Schaffung gesundheitsfördernder Lebens-, Wohn-
und Arbeitsverhältnisse,

– Reduzierung gesundheitsschädlicher und -belasten-
der Umweltbedingungen,

– Schaffung bedarfsgerechter, für die verschiedenen
Altersgruppen differenzierter und interkultureller
Angebote der Gesundheitsbetreuung sowie medizini-
scher Vorsorge und Versorgung,

– Befähigung der Bewohnerschaft zu selbstbestimm-
tem Handeln für Gesundheit (Vermittlung von Life-
Skills und Entwicklung von Gesundheitskompeten-
zen),

– Abbau von Zugangsschwellen zu den Regelangeboten
des Gesundheitswesens, der Gesundheitsbetreuung,
Prävention und medizinischen Versorgung.

Gesundheitsförderung umfasst alle Maßnahmen, die auf
die Veränderung und Förderung des individuellen Ver-
haltens zielen und die Lebensumstände im positiven
Sinne verändern. Sie trägt damit zur Stärkung der
Gesundheitsressourcen und -potenziale der Menschen
bei. Gesundheitsförderung ist als Prozess zu verstehen,
der darauf abzielt, alle Bürgerinnen und Bürger zu ver-
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antwortungsbewussten Entscheidungen hinsichtlich
ihrer Gesundheit zu befähigen (Empowerment). Die
umfassende Förderung von Gesundheitskompetenzen
und -bedingungen in den Handlungsfeldern
Ernährung, Bewegung und psychosoziale Gesundheit,
insbesondere bei Kindern und Jugendlichen und deren
Familien soll gestärkt werden. Dabei sind alters-,
geschlechts- sowie migrationsspezifische Perspektiven
einzubeziehen.

Präventive Maßnahmen sollen früh beginnen: Früher-
kennung, das Vorsorgeverhalten sowie Themen der
Gesundheit in der Schwangerschaft und frühen Kind-
heit bilden hier wichtige Handlungsschwerpunkte.

3. Vorgehensweise und Handlungsansätze

Lokale Gesundheitsförderungsstrategie

Zielgeleitete Gesundheitsförderung und Prävention
benötigen eine Beschreibung und Bewertung der loka-
len Gesundheitslagen und Versorgungsangebote. Diese
Erkenntnisse liefern Orientierungsdaten für die lokalen
Akteure. Eine gelungene Kooperation gehört zu den
Erfolgsfaktoren für Gesundheitsförderung und Präven-
tion. Stadt, Bezirke, Stadtteile sowie Einrichtungen wie
Krankenkassen und andere Sozialversicherungsträger,
Kammern und freie Träger müssen in gemeinsamer Ver-
antwortung gesamtstrategisch zusammenwirken. Dies
bedeutet gerade auf Stadtteilebene die effiziente und
pragmatische Verknüpfung und wechselseitige Bereit-
stellung und Nutzung vorhandener Ressourcen (von
Fachkompetenz bis Räumen, Küchen, etc.). Als beson-
ders erfolgreich hat sich dafür eine Mehr-Ebenen-Stra-
tegie herausgestellt, die Lebensphasen (z. B. Schwanger-
schaft, frühe Kindheit, Kita- und Schulalter, Senioren),
Lebenswelten (z. B. Stadtteil, Kita, Schule), Zielgrup-
pen (z. B. Menschen mit Migrationshintergrund, Kin-
der, Familien) und Handlungsschwerpunkte umfasst.
Mögliche weitere Bündnispartner sind freie Träger der
Gesundheits- und Gemeinwesenarbeit, Selbsthilfegrup-
pen, Ärztinnen und Ärzte, Apothekerinnen und Apo-
theker, Krankenversicherung, Sportvereine sowie Schu-
len und Kinderbetreuungseinrichtungen. Auf diese
Weise soll die Gelegenheit zum Kennenlernen, zum
Austausch unterschiedlicher Sichtweisen und Ideen zur
Gesundheitsförderung sowie zum gemeinsamen Han-
deln im Stadtteil entstehen.

Entwicklung niedrigschwelliger Angebote der Gesund-
heitsförderung und Prävention

Die Entwicklung weiterer niedrigschwelliger Angebote
für einzelne Zielgruppen ist vor allem deswegen wichtig,
um besonders gefährdete und ressourcenschwächere
Gruppen frühzeitig und bedarfsgerecht zu erreichen.
Diese Angebote haben daher zum Ziel, die gesundheits-
relevanten Lebensbedingungen sowie die personalen
und sozialen Ressourcen der angesprochenen Gruppen
stärker zu berücksichtigen. Bewährt hat es sich hierbei,
wenn die Maßnahmen in Räumen und Einrichtungen
im Stadtteil stattfinden, die den angesprochenen Ziel-
gruppen vertraut sind. Dies können Schulen, Kinderbe-
treuungseinrichtungen, Gesundheitshäuser bzw. Com-
munity Center, Vereine sowie andere soziale oder reli-
giöse Einrichtungen sein. Auch im Rahmen regionaler
Gesundheitszentren lassen sich bei Präventions- und
Gesundheitsförderungsangeboten durch die Anknüp-
fung an ärztliche Versorgung Zugänge erleichtern. Für
die Vermittlung gesundheitsbezogener Kompetenzen
sind auch Bürgerinnen und Bürger zu gewinnen, die

ihre Erfahrungen und Fertigkeiten einbringen und wei-
tergeben wollen.

4. Instrumente und methodisches Vorgehen der Fachpoli-
tik

Der Behörde für Soziales, Familie, Gesundheit und Ver-
braucherschutz, insbesondere dem Amt für Gesundheit
und Verbraucherschutz obliegen die stadtweit wirksa-
men Aufgaben im Bereich Gesundheitsförderung und
Prävention. Auf lokaler Ebene sind für die Umsetzung
die Bezirksämter mit ihren jeweiligen Dezernaten
zuständig. Im Handlungsfeld „Gesundheitsförderung“
erhält die lokale Orientierung der Gesundheitsförde-
rung innerhalb der behördlichen und bezirklichen Auf-
gaben ein besonderes Gewicht für die Programmgebiete
der integrierten Stadtteilentwicklung. Die Erfolgsaus-
sichten von Gesundheitsförderung und Prävention stei-
gen, wenn die Instrumente und Kompetenzen der
Akteure zielgeleitet verknüpft werden. Der Blick auf die
professionellen Strukturen allein greift aber zu kurz.
Wichtiger Teil dieser Kooperationskultur sind Bürge-
rinnen und Bürger, die ihre Kompetenzen und Interes-
sen in die Aktivitäten einbringen können. Dies schafft
Ermutigung, steigert den Selbstwert und trägt damit
selbst wieder gesundheitsfördernde Erfahrungen in
sich. Darüber hinaus können gesundheitsbezogene
Selbsthilfepotenziale und Netzwerke ihre unterstützen-
den Wirkungen für Gesundheit entfalten. Folgende
Strukturbausteine der integrierten Stadtteilentwick-
lung haben sich auch in der Praxis der Gesundheitsför-
derung und Prävention bewährt:

– Gesundheitsbezogene Analysen zu Problemen und
Potenzialen im Stadtteil,

– Einbindung der wesentlichen Akteure und der Stadt-
teilbevölkerung,

– Verständigung auf konkrete Handlungsschwer-
punkte und Abstimmung eines Umsetzungskonzep-
tes mit klaren Verantwortlichkeiten,

– Aktivierung und Unterstützung vorhandener Res-
sourcen und Kompetenzen im Stadtteil u. a. durch
Einbeziehung freiwilligen Engagements von Bürge-
rinnen und Bürgern,

– Koordination der Gesundheitsförderung zur Aktivie-
rung, Zusammenführung (z. B. in Transparenz- und
Planungskonferenzen) und Beratung der Stadtteilak-
teure, Begleitung des Umsetzungskonzeptes, Hilfe
bei der Finanzierung von Projekten und Dokumenta-
tion und Überprüfung der Wirksamkeit des Gesund-
förderungsansatzes,

– Unbürokratische Finanzierung und Umsetzung klei-
nerer Gesundheitsförderungs- bzw. Präventionspro-
jekte (z. B. durch Verfügungsfonds),

– Bündelung der Koordination für Gesundheitsförde-
rung mit weiteren Angeboten (z. B. Stadtteilcafé,
Beratungsangebote).

Neben der Behörde für Soziales, Familie, Gesundheit
und Verbraucherschutz kann auch die Hamburgische
Arbeitsgemeinschaft für Gesundheitsförderung bei der
Qualifizierung und Qualitätssicherung praxisnahe
Unterstützung anbieten:

– Aufbau und Pflege eines quartiersübergreifenden
und intersektoral arbeitenden Netzwerks zur
Gesundheitsförderung in der integrierten Stadtteil-
entwicklung (Akteure der Programmgebiete),
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– Vermittlung von Kommunikations- und Informa-
tionsprozessen zwischen Akteuren aus unterschiedli-
chen Arbeitsfeldern,

– Durchführung von quartiersübergreifenden Fortbil-
dungen, Workshops und Veranstaltungen zum The-
menfeld Gesundheitsförderung bzw. Qualifizierung
von Akteuren.

5. Schnittstellen zu anderen Handlungsfeldern

Gesundheitspolitik trägt dann am Wirksamsten zur Ver-
besserung der Lebensbedingungen in ressourcen-
schwächeren Stadtteilen bei, wenn sie gemeinsam mit
anderen Ressorts und den lokalen Akteuren abge-
stimmte Maßnahmen und Projekte entwickeln und rea-
lisieren. Durch diese fachübergreifende Zusammenar-
beit erhalten die regulären fachlichen Maßnahmen eine
Qualifizierung in Richtung der besonderen Anforde-
rungen in den Fördergebieten, da Synergien erzeugt
werden. Im Folgenden werden für jedes Handlungsfeld
der „Integrierten Stadtteilentwicklung“ exemplarisch
Schnittstellen mit dem Handlungsfeld „Gesundheits-
förderung“ dargestellt.

– Beschäftigung, Qualifizierung, Ausbildung: Das
Thema Gesundheitsförderung ist in den Maßnahmen
der beruflichen Bildung und Weiterbildung stärker
zu verankern. Anzusprechen sind die Zuwendungs-
geber dieser Maßnahmen wie Agentur für Arbeit
Hamburg, team.arbeit.hamburg, Behörde für Wirt-
schaft und Arbeit oder Behörde für Schule und
Berufsbildung.

– Bildung: Schulen und andere Bildungseinrichtungen
tragen in der Gesundheitsförderung und Prävention
in besonderem Maße in den Fördergebieten Verant-
wortung für die Vermittlung von Gesundheitskompe-
tenzen. Dabei kommt insbesondere der Ausgestal-
tung der Ganztagsschulen nach gesundheitsförderli-
chen Kriterien eine große Bedeutung zu.

– Familienförderung: Insbesondere bei der Unterstüt-
zung von Familien mit kleinen Kindern, aber auch
mit der Suchtprävention bestehen Schnittstellen.

– Lokaler Wohnungsmarkt & Wohnungswirtschaft:
Die lokale Wohnungswirtschaft hat Schnittstellen
zur Gesundheitsförderung, wenn Problemen der
Wohnungslüftung und Schimmelbildung ihre
Bestände prägen. Die Vermittlung von Informatio-
nen zum richtigen Bewohnen einer Wohnung kann
eine Aktion der Gesundheitsförderung sein.

– Wohnumfeld & öffentlicher Raum: Ein attraktives
und vielfältig gestaltetes Wohnumfeld soll zu Bewe-
gung und sportlicher Aktivität einladen und so direkt
auf die Gesundheit der Stadtteilbewohner wirken. Im
Wohnumfeld und im öffentlichen Raum sind auch
unfallpräventive Aspekte (Sicherheit für ältere Men-
schen sowie Geh- und Sehbehinderte) zu beachten.

– Integration: In den Aktivitäten der Integrationsför-
derung sollte Gesundheit eine besondere Rolle ein-
nehmen. Menschen mit Migrationshintergrund müs-
sen bessere Zugangsmöglichkeiten und Teilhabe an
den gesundheitlichen Versorgungsangeboten ermög-
licht werden. Dazu gehören insbesondere auch die
Gesundheitsbildung und -förderung. Beratungen zur
ausgewogenen Ernährung, gerade auch von Kindern,
tragen dabei nicht nur zur Gesundheitsbildung bei,
sondern sind auch ein guter Ansatz, um beim gemein-
samen Kochen und Essen Begegnungen von Men-
schen unterschiedlicher Herkunft zu fördern.

– Kultur im Stadtteil: Kulturelle Aktionen (z. B. durch
Straßentheater, Wettbewerbe, Informationsblätter
etc.) können die inhaltliche Vermittlung der im
Stadtteil anliegenden gesundheitlichen Themen
unterstützen.

– Sicherheit: Die Stärkung gesundheitsbewusster Ver-
haltensweisen (z. B. die Reduzierung des Alkohol-
konsums) kann u. a. gewaltpräventiv wirken. Projekte
der Gewaltprävention können mittelbar positive Aus-
wirkungen auf die gesundheitliche Situation poten-
tieller Opfer von Gewalt haben.

– Sport und Freizeit: Die Aufwertung und Ergänzung
von Sportflächen und der Aufbau von Sportangebo-
ten für alle Bevölkerungsgruppen kann sich positiv
auf deren Gesundheit auswirken.

5.10 Umwelt und Verkehr

1. Problemlagen
Benachteiligte Stadtteile sind auf Grund ihrer Lage im
Stadtgebiet tendenziell höheren Umweltbelastungen als
andere Stadtteile ausgesetzt. Dazu gehören in erster
Linie die Belastungen aus Luftverschmutzung und
Umgebungslärm. Zudem werden Wohnumfeld und
öffentliche Räume durch lokale Umweltverschmutzun-
gen im direkten Wohnumfeld und Probleme der Bewoh-
ner mit den Mülltrennungs- und Müllsammelsystemen
belastet. Der achtlose Umgang mit Abfall in einzelnen
Quartieren ist darüber hinaus Ausdruck mangelnder
Identifikation mit und Verantwortlichkeit für die
direkte Umwelt. Gleichzeitig trägt die „Vermüllung“ zu
einem negativen Image der Quartiere bei. Sie ist damit
Ausdruck einer geminderten Wertschätzung des Quar-
tiers und verstärkt diese gleichzeitig. In Bezug auf Res-
sourcenschonung und Klimaschutz ist in vielen Gebie-
ten die Wärmedämmung und energieeffiziente Wärme-
versorgung im Gebäudebestand oftmals mangelhaft.
Benachteiligte Quartiere sind häufig auch im Bereich
Verkehr besonderen Belastungen ausgesetzt. Großsied-
lungen sind oftmals mit großflächigen Verkehrsanlagen
ausgestattet, die aus heutiger Sicht nicht mehr erforder-
lich sind. Diese schränken die Verkehrssicherheit im
Gebiet und die Nutzbarkeit der öffentlichen Räume ein.
Breite Straßen weisen wenige Querungsmöglichkeiten
auf und durchschneiden als Barrieren die Quartiere.
Stark befahrene Hauptverkehrsstraßen beeinträchtigen
die Wohnqualität insbesondere der direkt anliegenden
Wohngebäude; es kann zu einer quartiersinternen Kon-
zentration sozial benachteiligter Gruppen in diesen
wenig attraktiven Wohnungen kommen. Häufig in
Stadtrandlage gelegen, ist die Verkehrsanbindung
benachteiligter Quartiere, insbesondere die ÖPNV-
Anbindung, oftmals verbesserungswürdig. Da jedoch
insbesondere sozial benachteiligte Menschen über
weniger Möglichkeiten der individuellen Mobilität ver-
fügen, ist ein gut ausgebauter ÖPNV eine zentrale Vor-
aussetzung, um am gesellschaftlichen sowie am berufli-
chen Leben teilhaben zu können. In den dicht bebau-
ten, innenstadtnahen benachteiligten Quartieren aus
der Gründerzeit kann es – anders als in den Großsied-
lungen – durch hohen Parkdruck zu „Wildparken“ und
dadurch zu einer weiteren Belastung der öffentlichen
Räume kommen.

2. Ziele und Aufgaben
Übergeordnetes Ziel für die Programmgebiete muss es
sein, Umweltbelastungen sowie Belastungen durch
ruhenden und fließenden Verkehr zu mindern. Gleich-
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zeitig muss die externe Anbindung und interne
Erschließung der Gebiete insbesondere durch den
ÖPNV verbessert werden. Konkret lassen sich folgende
Ziele formulieren:

– Verminderung der Umweltverschmutzung,

– Verbesserung der Umweltqualität,

– Qualifizierung von Freiräumen,

– Energetische Modernisierung der Gebäudesubstanz,

– Qualitätssteigerung der gebietsbezogenen verkehrli-
chen Infrastruktur,

– Erhöhung der Verkehrssicherheit.

3. Vorgehensweisen und Handlungsansätze (exempla-
risch)

Verminderung der lokalen Umweltverschmutzung

Die Verminderung der lokalen Umweltverschmutzung
kann durch eine Steigerung des Umweltbewusstseins in
der Bevölkerung auf der einen Seite sowie durch einen
höheren Pflegeaufwand und höhere Müllentsorgungs-
taktungen im Gebiet auf der anderen Seite angegangen
werden. Hierdurch wird das Problem der Verschmut-
zung und Vermüllung der Gebiete mit einer dualen Stra-
tegie angegangen, in der die Wertschätzung für die
Umwelt und das Wohngebiet geweckt werden und
gleichzeitig eine erneute Verschmutzung der öffentli-
chen Räume durch den sauberen „Grundzustand“
erschwert werden.

Verbesserung der Umweltqualitäten

Die Umweltqualität im Gebiet kann dadurch gesteigert
werden, dass Freiräume im Gebiet geschaffen werden.
Solche Freiräume können Mietergärten, Parks, Kinder-
bauernhöfe, naturnah aufgelassene Brachflächen oder
naturnah gestaltete Gewässer sein. Gleichzeitig kann es
angebracht sein, durch eine Neuzonierung des ruhen-
den Verkehrs Freiräume zu schaffen und durch eine
Neuordnung des fließenden Verkehrs Umweltbelastun-
gen wie z. B. Lärmemissionen insbesondere in Wohn-
straßen zu mindern. Ein Parkraummanagement kann
die innerstädtischen Gebiete von zu hohem Parkdruck
entlasten. Die Entsiegelung von Flächen sowie die
Begrünung von Dächern können die Umweltqualität im
Gebiet ebenfalls steigern. Kinderstadtteilpläne können
genutzt werden, um Freiräume in Hinblick auf ihre
Umwelt- und Erlebnisqualitäten für Kinder zu qualifi-
zieren.

Verbesserung der Gebäudesubstanz

Die Sanierung von Wohngebäuden sowie von öffentli-
chen Gebäuden (Schulen, Kindergärten, Gemein-
schaftseinrichtungen etc.) unter energetischen
Gesichtspunkten ist ein Beitrag zum Klimaschutz.
Gleichzeitig helfen eine gute Wärmedämmung und eine
energieeffiziente Heiztechnik, die Nebenkosten zu sen-
ken und tragen damit dazu bei, dass finanzschwächere
Haushalte im Quartier verbleiben können bzw. dass der
Betrieb kommunaler Einrichtungen Kosten sparender
erfolgen kann.

Qualitätssteigerung der verkehrlichen Infrastruktur
und Erhöhung der Verkehrssicherheit

Die Anbindung und innere Erschließung der Pro-
grammgebiete durch den öffentlichen Nahverkehr kann
verbessert werden, indem gebietsbezogene Bedarfe ana-
lysiert und gegebenenfalls die Führung von Buslinien
oder die Taktung zu bestimmten Tageszeiten den örtli-
chen Bedarfen angepasst werden. Die Dimensionierung

von Straßenräumen kann in Hinblick auf den tatsächli-
chen Verkehrsfluss im Gebiet angepasst, wenn möglich
verringert werden. Insbesondere können Barrieren, wie
z. B. Verkehrstrassen, durch Querungsmöglichkeiten
bis hin zum Rückbau abgebaut werden, wenn die ver-
kehrlichen Verhältnisse dieses zulassen. Die Verkehrssi-
cherheit, besonders von Kindern, kann durch Que-
rungsmöglichkeiten und Verkehrsberuhigung an neu-
ralgischen Punkten verbessert werden. Aber auch
organisatorische Maßnahmen, wie z. B. die Organisa-
tion eines individuellen Einkaufsverkehrs, insbeson-
dere für ältere Menschen können die infrastrukturelle
Situation im Gebiet verbessern.

4. Instrumente und methodisches Vorgehen der Fachpoli-
tik

Der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, insbe-
sondere dem Amt für Verkehr und Straßenwesen oblie-
gen die übergeordneten stadtweit wirksamen Aufgaben
im Bereich Verkehr und Straßenwesen. Dem Amt für
Umweltschutz obliegen die stadtweit wirksamen Aufga-
ben im Bereich Umweltschutz. Auf lokaler Ebene sind
für die Planungen die Bezirksämter mit ihren jeweiligen
Dezernaten zuständig.

Im Handlungsfeld „Umwelt und Verkehr“ fallen inner-
halb der behördlichen und bezirklichen Aufgaben fol-
gende Instrumente und Methoden des Verwaltungshan-
delns für die Programmgebiete der integrierten Stadt-
teilentwicklung besonders ins Gewicht:

– Die Prüfung der Auslastung und des Zustandes der
Hauptverkehrsstraßen sowie weiterer Straßen und
hieraus abgeleitet gegebenenfalls Neu-, Um-, Ausbau-
und Instandsetzungsmaßnahmen der Straßen ist
regelhafte Aufgabe der BSU sowie der Bezirksämter.
Hierbei sind die besonderen städtebaulichen Situa-
tionen in Großwohnsiedlungen sowie in verdichteten
innerstädtischen Gebieten besonders zu berücksich-
tigen, um für Lösungen zur Verbesserung der
Lebensqualität in den Programmgebieten beizutra-
gen. Dazu gehört ebenfalls die Minderung des Umge-
bungslärms. Handlungsbedarfe für Maßnahmen zur
gebietsbezogenen Lärmreduzierung werden in den
Lärmaktionsplänen unter Mitwirkung der Öffent-
lichkeit festgeschrieben und können im Rahmen der
Gebietsentwicklung umgesetzt werden.

– Die Verbesserung der Energieeffizienz öffentlicher
Gebäude rückt in den Programmgebieten ganz beson-
ders dann in den Vordergrund, wenn durch Senkung
des Heizwärmebedarfs und der Betriebskosten die
Nutzbarkeit der Einrichtungen für soziale Träger und
Initiativen erleichtert wird. Auch die Verbesserung
des sommerlichen Hitzeschutzes durch Modernisie-
rungen trägt zur Aufwertung der Wohnqualität im
Stadtteil bei.

– Der Betrieb, die Unterhaltung, Instandsetzung und
Erneuerung der öffentlichen Beleuchtung in den Pro-
grammgebieten berücksichtigt die lokalen Anforde-
rungen in Hinblick auf die Dichte und Positionie-
rung von Beleuchtungen sowie einen gegebenenfalls
erhöhten Aufwand an Instandsetzung unter dem
Aspekt der Herstellung öffentlicher Sicherheit.

– Die Koordinierung des öffentlichen Personennahver-
kehrs mit den Hamburger Verkehrsbetrieben bindet
die besonderen Mobilitätsanforderungen in den Pro-
grammgebieten ein.
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– Bei der Koordinierung der Abfallentsorgung werden
besondere Problemstrukturen in den Programmge-
bieten berücksichtigt.

– Der in den Programmgebieten oft erhöhte Pflege-
aufwand der öffentlichen Verkehrsflächen und
Freiräume wird in den Planungen auf Bezirksebene
berücksichtigt.

5. Schnittstellen zu anderen Handlungsfeldern

Umwelt- und Verkehrspolitik tragen dann am Wirksam-
sten zur Verbesserung der Lebensbedingungen in
benachteiligten Stadtteilen bei, wenn sie gemeinsam
mit anderen Ressorts und den lokalen Akteuren abge-
stimmte Maßnahmen und Projekte entwickeln und rea-
lisieren. Durch diese fachübergreifende Zusammenar-
beit erhalten die regulären fachlichen Maßnahmen eine
Qualifizierung in Richtung der besonderen Anforde-
rungen in den Fördergebieten, da Synergien erzeugt
und sich widersprechende Planungsansätze vermieden
werden.

Im Folgenden werden für jedes Handlungsfeld der
„Integrierten Stadtteilentwicklung“ exemplarisch
Schnittstellen mit dem Handlungsfeld „Umwelt und
Verkehr“ dargestellt.

– Beschäftigung, Qualifizierung, Ausbildung: Bauliche
und gestalterische Maßnahmen im Rahmen des
Handlungsfelds wie die Renaturierung eines Bach-
laufs oder einer Brachfläche stellen ein Aktionsfeld
für Beschäftigungsmaßnahmen oder ein arbeits-
marktpolitische Projekte dar, wenn diese zusätzlich
und im öffentlichen Interesse sind.

– Lokale Ökonomie: Durch Strukturierung der lokalen
Verkehrsströme (Wegekonzepte etc.) sowie die ver-
kehrliche Anbindung des Gebiets an die Gesamtstadt
können wirtschaftliche Effekte für lokalen Gewerbe-
treibenden und Einzelhändler entstehen. Beispiels-
weise sind bei der Umgestaltung einer Einkaufsstraße
die lokal ausgerichtete Wirtschaftsförderung sowie
die örtlichen Gewerbetreibenden als Kooperations-
partner zu gewinnen. Wenn die Nahversorgung im
Gebiet nicht ausreichend ist, gewinnt das Thema des
öffentlichen Nahverkehrs an Bedeutung. Die
Erreichbarkeit von Einkaufsmöglichkeiten muss
auch für weniger mobile Bevölkerungskreise, die
nicht über ein eigenes Auto verfügen, gewährleistet
sein.

– Familienförderung und Bildung: Vor allem im prak-
tischen Umgang mit Pflanzen und Tieren können
Selbstvertrauen und Verantwortungsbewusstsein ins-
besondere von Kindern und Jugendlichen gestärkt
werden. Das Erlernen des sparsamen Umgangs mit
Wasser und Energie gehört als Bestandteil der Res-
sourcenschonung ebenfalls zur Erhöhung des
Umweltbewusstseins im Rahmen einer programmge-
bietsübergreifenden Umweltbildung.

– Lokaler Wohnungsmarkt & Wohnungswirtschaft:
Die Wohnungswirtschaft profitiert von einer Verbes-
serung der Umweltqualität in Form von Lärmschutz
und Emissionsminderung sowie einer optimierten
Verkehrsanbindung, insbesondere durch den ÖPNV.

– Wohnumfeld & öffentlicher Raum: Die Verbesserung
der Umweltqualität im Gebiet kann zur Qualifizie-
rung des öffentlichen Raumes und des Wohnumfel-
des beitragen und im Rahmen eines integrierten
Konzeptes erfolgen. Insbesondere bei der Realisie-
rung von Verkehrskonzepten, die überörtliche Ver-

kehrsströme und Durchgangsverkehre aus den Quar-
tieren heraushalten sollen, sind intensive Abstim-
mungen und Koordinierung mit den fachlich zustän-
digen Stellen, Wohnungsunternehmen und lokalen
Gewerbetreibenden besonders wirksam. Umgestal-
tungen des Straßenraums, Neuordnungen des ruhen-
den Verkehrs oder angepasste Parkraumkonzepte
können Maßnahmen zur Wohnumfeldverbesserung
und Belebung des öffentlichen Raums deutlich stär-
ken – und sind für sie häufig eine notwendig Voraus-
setzung.

– Kultur im Stadtteil: Stadträume entwickeln sich im
Spannungsfeld von Naturraum und gebauter bzw.
gestalteter Umwelt. Auf dieses Spannungsverhältnis
bezieht sich künstlerisch kulturelle Praxis und
schafft neue Erlebnisqualitäten und Handlungsdi-
mensionen für die Menschen im Stadtteil.

– Gesundheitsförderung: Die Minderung von Umwelt-
belastungen und die Steigerung der Umweltqualität
sind die Grundlagen eines gesunden Wohn- und
Lebensraumes.

5.11 Sicherheit, Kriminal- und Gewaltprävention

1. Problemlage

Je nach Bautypologie weisen benachteiligte Stadtquar-
tiere unterschiedliche Problemlagen in der Sicherheits-
wahrnehmung auf. Insbesondere Großwohnsiedlungen
sind häufig geprägt von der Anonymität ihrer Sied-
lungsstrukturen und Gebäudeformen. Hinzu kommen
Instandhaltungsstaus an den Wohngebäuden, Leer-
stände in Wohnungen und Ladenzeilen sowie schlecht
gepflegte und nutzbare Grün- und Freiflächen. Die
Monostruktur bestimmter Großwohnsiedlungen aber
teilweise auch von Siedlungen der 50/60iger Jahre
bringt es mit sich, dass zu vielen Zeiten öffentliche
Räume und Straßen kaum belebt sind. Größe und
Struktur der Wohnungsbestände und teilweise hohe
Fluktuationsraten erschweren die Bildung von stabilen
Nachbarschaften. In innerstädtischen benachteiligten
Quartieren zeigen sich bauliche Mängel an der schlecht
erhaltenen Gebäudesubstanz, vor allem aber auch in zu
wenigen und oft mangelhaft gestalteten Frei- und Grün-
flächen. Die hohe Nutzungsdichte, gekoppelt mit feh-
lenden Verantwortlichkeiten der Bewohner zieht Ver-
schmutzungen, Vandalismus und eine Verwahrlosung
der öffentlichen Räume nach sich.

Die Konzentration benachteiligter Bevölkerungsgrup-
pen und die ethnische Heterogenität in benachteiligten
Stadtquartieren begünstigt darüber hinaus die Entste-
hung sozialer Konflikte, denn sie erschwert häufig die
Entstehung guter nachbarschaftlicher Beziehungen und
mit diesen die Basis für soziale Kontrolle im unmittel-
baren Wohnumfeld. Wenn sich die Zeichen von Ver-
wahrlosung, Vandalismus und Zerstörung im Wohnum-
feld, im öffentlichen Raum oder an den Wohngebäuden
mehren, steigt das Unsicherheitsempfinden der Bewoh-
ner, gleichzeitig sinkt die Hemmschwelle gegenüber
weiteren Zerstörungen (sog. „Broken-Windows-
Effekt“). Verunsicherte Bewohnerinnen und Bewohner
ziehen sich stärker ins Private zurück und meiden die
aus ihrer Sicht eingeschränkt nutzbaren öffentlichen
Räume („Angsträume“). Damit nimmt die soziale Kon-
trolle dieser Räume ab und sozial auffällige Gruppen
können sich die Orte leicht aneignen, was sich wie-
derum negativ auf das Image und das Wohngefühl in
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einer Siedlung bzw. einem Stadtteil auswirkt und den
Wegzug stabiler Bevölkerungsgruppen begünstigt.

2. Ziele und Aufgaben

Durch eine stärkere Berücksichtigung kriminalpräven-
tiver Aspekte bei der integrativen Stadtteilentwicklung
soll die Unsicherheitswahrnehmung in benachteiligten
Gebieten abgebaut werden. Konkret lassen sich fol-
gende Ziele formulieren:

– Umgestaltung von Unsicherheit vermittelnden Räu-
men

– Verbesserung der Beleuchtung des Stadtteils

– Stärkung der sozialen Kommunikation und Kon-
trolle

– Aktivierung der Haushalte für Maßnahmen der Kri-
minalprävention

– Beratung der Haushalte für mehr Sicherheit beim
Wohnen

– Ausweitung der sozialen Arbeit mit gefährdeten
Gruppen

– Prävention und Reduktion häuslicher und sexueller
Gewalt

3. Vorgehensweisen und Handlungsansätze (exempla-
risch)

Um Gefährdungswahrnehmung zu reduzieren und das
Sicherheitsgefühl zu verbessern, bedarf es der kontinu-
ierlichen Verbesserung der Lebensqualität in den Stadt-
teilen. Auf vier Ebenen kann strategisch an der Verbes-
serung der Situation in benachteiligten Gebieten gear-
beitet werden:

Städtebauliche Lösungen zur Kriminalprävention

Maßnahmen am Gebäude, im Wohnumfeld und im
öffentlichen Raum müssen in stärkerem Maße Sicher-
heitsgesichtspunkte in städtebaulicher, architektoni-
scher und baulich-technischer Hinsicht berücksichti-
gen. Generell gilt es vor allem die Übersichtlichkeit,
eindeutige Zugänge und Nutzungszuweisungen zu
erreichen. Hierzu können baulich-räumliche Maßnah-
men eingesetzt werden wie:

– bauliche Gestaltung, Um- und Instandhaltung der
Wohngebäude und ihrer Außenanlagen nach Sicher-
heitsgesichtspunkten durch die Verwendung von zer-
tifizierten einbruchhemmenden Bauteilen bei Neu-
bauten, die Gestaltung gut einsehbarer Eingangsbe-
reiche, dem Angebot von Concierge-Lösungen bis
hin zu einem gepflegten Erscheinungsbild der Wohn-
gebäude,

– Schaffung von halbprivaten und privaten Freiflächen
im Gebiet, z. B. Zonierung der Außenbereiche der
Wohngebäude, Anlage von Mietergärten

– Gestaltung von öffentlichen Freiräumen: Schaffung
von Transparenz und Übersichtlichkeit sowie Auf-
enthaltsqualität und Verweilmöglichkeiten, Beseiti-
gung von Barrieren und Sicht einschränkender Vege-
tation etc.

Ordnungspartnerschaften auf lokaler Ebene

Wenn lokale Gefährdungslagen festgestellt werden kön-
nen sich Aufgaben- und Entscheidungsträger der kom-
munalen Ebene zu „Ordnungspartnerschaften“ zusam-
menschließen, um eine um Verbesserung der Sicherheit
und der Stärkung des Sicherheitsgefühls bei Brenn-
punkten der Straßenkriminalität, „Angsträumen“, Van-
dalismus und sonstigen Verwahrlosungserscheinungen

sowie durch das Verhalten von Problemgruppen (exzes-
siver Alkoholkonsum etc.) zu erreichen. Ordnungspart-
nerschaften arbeiten mit tatsituativ wirkenden Präven-
tions- und Repressionsmaßnahmen, die konkret auf die
von Bürgerinnen und Bürgern als bedrohlich empfun-
denen „Vorboten“ der Kriminalität wirken. Sie sind
keine selbständigen Institutionen, sondern ein Netz-
werk von Aufgaben- und Entscheidungsträgern, um
Projekte zur Verbesserung der objektiven Sicherheit
und des subjektiven Sicherheitsgefühls unmittelbar zu
vereinbaren (vgl. Kapitel 6; Beteiligung, Aktivierung,
Lokale Netzwerke). Hierzu gehören die bezirklichen
Fachkommissionen zur Bekämpfung der Jugendkrimi-
nalität, Stadtteilkonferenzen und andere bezirkliche
Gremien sowie die bezirklichen Jugendämter und die
Fachämter für Sozialraummanagement. Die Leitstelle
„Handeln gegen Jugendgewalt“ hat aktuell im Auftrag
der Amtsleitungen eine Bestandsaufnahme dieser
bezirklichen und regionalen Gremien erarbeitet.

Sicherheitskonferenzen

Sicherheitskonferenzen sind kriminalpräventive Betei-
ligungsgremien, die darauf zielen, mit sachkundigen
und engagierten Bürgern und Vereinen durch eine Stär-
kung der sozialen Normen die öffentliche Ordnung zu
sichern und eine kriminalpräventive Wirkung zu erzie-
len. Ordnungspartnerschaften sollten bei lokalen Pro-
blemlagen durch Sicherheitskonferenzen ergänzt wer-
den. Sie können als dauerhaft eingerichtete Beteili-
gungsgremien mit Lenkungscharakter oder als
Projektgruppen zur Lösung eines konkreten Krimina-
litäts- bzw. Ordnungsproblems tätig sein. Das Engage-
ment der Bewohner sollte in ein lokales Netzwerk zur
Stärkung der Sicherheit im Gebiet eingebunden sein.
Die Tätigkeit der Sicherheitskonferenzen ist nicht nur
auf kurzfristige Erfolge, auf die Beseitigung von Symp-
tomen, ausgerichtet, sondern auch auf das Einwirken
auf Kriminalitätsursachen, die oft in mangelnder Inte-
gration von Menschen in die Gesellschaft und durch
Bildungs- und Ausbildungsdefizite sowie Arbeitslosig-
keit verursachter Perspektivlosigkeit begründet liegen.

Soziale Arbeit mit gefährdeten Gruppen

Die Schaffung von speziellen Angeboten (z. B. Anti-
Gewalt-Trainings“) für sozial problematischen Gruppen
ist nach wie vor eine der zentralen Maßnahmen, um auf
diese Gruppen zu einzuwirken und damit der Krimina-
lität in benachteiligten Quartieren vorzubeugen. Aus
der Arbeit kriminalpräventiver Gremien können Vor-
schläge und Konzepte für passgenaue Angebote ent-
wickelt werden. Die Einbindung kriminalpräventiver
Gremien bei der Durchführung von Maßnahmen mit
problematischen Gruppen stärkt deren Verankerung im
Stadtteil und kann so die Entwicklung einer lokalen
sozialen Kontrolle („Kultur des Hinschauens“) unter-
stützen.

4. Instrumente und methodisches Vorgehen der Fachpoli-
tik

Der Behörde für Inneres, insbesondere der Polizei oblie-
gen die stadtweit wirksamen Aufgaben im Bereich
Sicherheit. Wird der Städtebau in Hinblick auf Krimi-
nalprävention und Sicherheitsempfinden qualifiziert,
hat auch die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
mit dem Amt für Wohnen, Stadterneuerung und Boden-
ordnung eine tragende Rolle. Auf lokaler Ebene sind für
die Planungen die Bezirksämter mit ihren jeweiligen
Dezernaten zuständig. Im Handlungsfeld „Sicherheit“
fallen innerhalb der kommunalen Aufgaben folgende
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Instrumente und Methoden des Verwaltungshandelns
für die Programmgebiete der „Integrierten Stadtteilent-
wicklung“ besonders ins Gewicht:

– Polizeiliche Kriminalprävention und Kriminalauf-
klärung.

– Verstärkte Präsenz aller Sicherheits- und Ordnungs-
behörden durch vermehrte Fußstreifen, flexible
Dienstzeitregelung etc.

– Vermeidung von Verdrängung und Rückzugseffekten
durch Alternativangebote und soziale Hilfen

– Einrichtung von Ordnungspartnerschaften mit den
relevanten Akteuren wie: Bezirksamt / BOD / Sozial-
dezernat /Jugendämter, Innenbehörde / Polizei, Sozi-
albehörde, Verkehrsbetriebe, Wohnungsbauunter-
nehmen, Einzelhandel um die Kooperation zentralen
öffentlichen und privaten Akteure zu verbessern.

– Schaffung von kriminalpräventive Beteiligungsgre-
mien (Sicherheitskonferenzen) als Netzwerkknoten
zur Einbindung von Schulen, Kirchen und Wohl-
fahrtsverbänden, Vereinen, Trägern der Sozial- und
Jugendhilfe, Gebietsentwicklern und lokalen Ak-
teure.

– Gemeinsame Sonderaktionen von Trägern der Ord-
nungspartnerschaft und Beteiligten der Sicherheits-
konferenzen zu bestimmten Anlässen (z. B. Straßen-
feste)

– Durchsetzung der bestehenden Gesetze (HWG, SOG)
auf der Basis einer einheitlichen Einschreitschwelle.

– Umsetzung von kriminalpräventiven Ansätzen im
Städtebau, soweit in den Programmgebieten bei-
spielsweise städtebauliche Neustrukturierungen oder
Umgestaltungen öffentlicher Räume stattfinden.

– Entwicklung von zielgruppenspezifischen Angebo-
ten für besonders problematische Gruppen.

– Entwicklung und Optimierung von Maßnahmen zur
Reduzierung der Gewalt unter jungen Menschen
nach Handlungskonzept „Handeln gegen Jugendge-
walt“ (Drucksache 18/7296)

5. Schnittstellen zu anderen Handlungsfeldern

Das Handlungsfeld „Sicherheit“ ist in einem erweiter-
ten gebietsbezogenen Ansatz kaum isoliert von anderen
Handlungsfeldern zu betrachten. Kriminalprävention
konzentriert sich heute vielfach darauf, die „Tatgelegen-
heiten“ von vorne herein zu reduzieren. Hierdurch
gewinnt der Bezug zur lokalen Ebene an Bedeutung. Auf
Stadtteilebene müssen die Bewohner und lokale Institu-
tionen gemeinsam mit der Polizei und den betreffenden
Ressorts auf kommunaler Ebene Strategien und Maß-
nahmen entwickeln, um für mehr Sicherheit und ein
besseres Sicherheitsempfinden im Gebiet zu sorgen. Im
Folgenden werden für jedes Handlungsfeld der „Inte-
grierten Stadtteilentwicklung“ exemplarisch Schnitt-
stellen mit dem Handlungsfeld „Sicherheit“ dargestellt.

– Lokale Ökonomie: Sicherheitskonzepte für den
öffentlichen Raum sind zugleich auch Sicherheits-
konzepte für die angrenzenden Unternehmen.
Sicherheitskonferenzen und andere Formen des Aus-
tausches über Stadtteilkultur und soziale Sicherheit
sind auch für Wirtschaftsunternehmen attraktiv und
werden von ihnen genutzt. Zudem wird durch die
lokale Infrastruktur der öffentliche Raum belebt und
damit die Sicherheit im Gebiet erhöht.

– Bildung, Integration, Sport und Freizeit: Die Hand-
lungsfelder „Bildung“, „Sport und Freizeit“ sowie
„Integration“ haben starke Bezüge zur Sicherheit im
Stadtteil, da hier Grundvoraussetzungen für die
soziale Teilhabe an gesellschaftlichen Prozessen und
für das nachbarschaftliche Zusammenleben im Stadt-
teil gelegt werden. Insbesondere die lokale Jugendar-
beit und die Schulen können in Abstimmung mit
anderen Ressorts und Akteuren ihr Wissen einbrin-
gen.

– Lokaler Wohnungsmarkt & Wohnungswirtschaft:
Die Verbesserung des Sicherheitsempfindens und die
Minderung von Vandalismus wirken sich positiv auf
die Wohnqualität und damit auf die Vermietbarkeit
von Wohnobjekten aus.

– Wohnumfeld & öffentlicher Raum: Die Gestaltung
des öffentlichen Raums nach Sicherheitsgesichts-
punkten wirkt sich positiv auf deren Aufenthaltsqua-
lität und Nutzbarkeit aus.

– Gesundheitsförderung: Suchtprävention hat sowohl
gesundheitsfördernde als auch sicherheits- und
gewaltpräventive Wirkung. Eine enge Zusammenar-
beit mit der Amtsleiterrunde „Drogenfreie Kindheit
und Jugend“ ist vorzusehen.

– Umwelt und Verkehr: Das Handlungsfeld „Umwelt
und Verkehr“ spielt insbesondere für die Sicherung
der Schulwege, aber auch in Bezug auf Beleuchtungs-
konzepte und übersichtlich gestaltete Straßenräume
eine wichtige Rolle für die Sicherheit im Stadtteil.

5.12 Sport und Freizeit

1. Problemlagen

Heute leiden überproportional viele Kinder und
Jugendliche, vor allem in benachteiligten Stadtteilen,
unter gesundheitlichen Problemen wie motorischen
Störungen und Übergewicht oder weisen Verhaltensauf-
fälligkeiten wie Aggressivität oder Konzentrations-
schwierigkeiten auf. In vielen Familien fehlen Kennt-
nisse und das Verständnis für die Bedeutung von Bewe-
gung, Spiel und Sport für die kindliche Entwicklung
sowie für die Entwicklung und Erhaltung der Gesund-
heit der Erwachsenen. Aus diesen und aus materiellen
Gründen wird die sportliche Entwicklung von Kindern
häufig nicht ausreichend unterstützt bzw. sind die
Erwachsenen selbst zu wenig sportlich aktiv. Zu den
eingeschränkten Handlungsspielräumen der Bevölke-
rung kommt hinzu, dass Einrichtungen und Anlagen
für Spiel und Sport sowie andere Freizeitbetätigungen
in benachteiligten Stadtteilen oft nicht im ausreichen-
den Maße vorhanden sind oder durch hohe Bean-
spruchung Verschleißerscheinungen aufweisen. Die
Instandhaltung öffentlich zugänglicher Sportanlagen
erfolgte teilweise nicht auf einem technisch und funk-
tional befriedigenden Niveau und reduzierte deren
Attraktivität.

Durch den in den letzten Jahren beobachteten Wandel
im Freizeitverhalten haben sich zudem die Bedürfnisse
nach Sport- und Freizeitangeboten in sozial bedingten
Differenzierungen quantitativ und qualitativ spürbar
verändert.

2. Ziele und Aufgaben

Sportliche Aktivitäten und insbesondere der Vereins-
sport können in benachteiligten Stadtteilen eine wich-
tige Rolle für soziale Integration, lokale Identifikation
und die Förderung der Gesundheit spielen. Daher soll
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das Sport- und Freizeitangebot als Teil der Gebietsent-
wicklung ausgebaut und die Zugänglichkeit für die
unterschiedlichen Zielgruppen erleichtert werden. Den
heterogenen Bewohnergruppen sollen attraktive und
bezahlbare Sport- und Freizeitangebote zur Verfügung
gestellt werden, die zu einer aktiven und bewegungsori-
entierten Freizeitgestaltung animieren, das individuelle
Selbstbewusstsein stärken und die soziale und ethnische
Integration der Stadtteilbewohner unterstützen.

Die für den Sport zuständige Fachbehörde hat eine
Sportentwicklungsplanung, die auf einer Analyse des
Sportverhaltens- und der Sportbedürfnisse der Bevölke-
rung Hamburgs basiert beauftragt, auf deren Grundlage
passgenaue und zukunftsweisende Bewegungs- und
Sportangebote geschaffen werden sollen.

Angesichts vorhandener gesundheitlicher Problemla-
gen soll in Kooperation mit verschiedenen Institutio-
nen und Akteuren der Gesundheitssport gestärkt wer-
den, um die nachgewiesenen gesundheitlichen Effekte
von Bewegung im Sinne der Prävention zu unterstüt-
zen. Weitere konkrete Ziele sind:

– die proaktive Einbindung der Sportvereine in die
Prozesse der Stadtteilentwicklung

– die Bewegungsförderung für Kinder als Grundlage
für eine gesunde Entwicklung

– die Entwicklung und Sanierung von Sportstätten und
Bewegungsflächen im Dialog mit dem Gebietsmana-
gement

– die Verknüpfung der Sportentwicklung mit der Frei-
raumplanung, um in den Quartieren öffentliche
urbane Bewegungsräume zu schaffen (Bewegungs-
parks)

– die Unterstützung entsprechender lokaler selbstorga-
nisierter Initiativen und

– die Integration verschiedener Altersgruppen, sozialer
Schichten und unterschiedlicher Nationalitäten
durch sportliche Aktivitäten

– Schaffung von Sportangeboten, die den spezifischen
Bedarfen einer älter werdenden Bevölkerung gerecht
werden

3. Vorgehensweisen und Handlungsansätze (exempla-
risch)

Kooperationen und Vereinbarungen mit Organisatio-
nen des Sports

Im Rahmen der integrierten Stadtteilentwicklung wer-
den Projekten und Maßnahmen zur Förderung von
Bewegung und Sport in Kooperation mit dem Hambur-
ger Sportbund, der Hamburger Sportjugend, einzelnen
Sportvereinen und bestehenden Initiativen gestaltet.
Der Schwerpunkt liegt hierbei auf der Vernetzung von
Kitas, Schulen und anderen Einrichtungen im Quartier.

Fachliche Begleitung von Projekten

Projekte in verschiedenen benachteiligten Stadtteilen
Hamburgs werden sportfachlich beraten und begleitet.
Hierbei wird mit unterschiedlichen Fachbehörden und
Akteuren vor Ort zusammengearbeitet. Im Bildungsbe-
reich wird die Behörde für Schule und Berufsbildung
insbesondere mit den Vereinbarungen zur Kooperation
von Schule und Verein in den unterschiedlichen Aus-
prägungen und der Ausgestaltung von Schulen mit
sportlichen Prädikaten einbezogen. Aber auch Themen
wie Fitness-Parcours, Mehrgenerationen- und Bewe-

gungsspielplätze in der Stadt werden durch fachliche
Inputs begleitet.

Kooperation bei Bauprojekten

Die Behörde für Kultur, Sport und Medien arbeitet ins-
besondere mit dem Amt für Wohnen, Stadterneuerung
und Bodenordnung und der Behörde für Schule und
Berufsbildung im Rahmen von Bauprojekten gemein-
sam an der Entwicklung der Sportinfrastruktur. Club-
häuser, Sporthallen, Umkleideräume und Sportflächen
werden in den Programmgebieten bedarfsgerecht aus-
bzw. aufgebaut. Im öffentlichen Raum, auf großen
Grünflächen und in Parks können Bewegungsangebote
in enger Kooperation mit den Kindern und Jugendli-
chen und auch mit älteren Stadtteilbewohnern geplant
und zusammen aufgebaut werden.

Teilnahme an Sportereignissen

Die Teilnahme an Sportereignissen wie den Cyclassics
oder Stadtläufen kann im Rahmen der Stadtteilentwick-
lung für gebietsbezogene Teams gesponsort werden. Das
gemeinsame zielgerichtete Training kann das lokale
Gemeinschaftsgefühl, das individuellen Selbstbewusst-
sein und die Identifikation mit dem Stadtteil fördern.
Zudem kann die öffentliche Teilnahme zu einer positi-
veren Außenwahrnehmung des Stadtteils beitragen.

4. Instrumente und methodisches Vorgehen der Fachpoli-
tik

Der Behörde für Kultur, Sport und Medien, insbeson-
dere dem Sportamt, obliegen die stadtweit wirksamen
Aufgaben im Bereich Sport. Daneben tragen die
Behörde für Schule und Berufsbildung im schulischen
Bereich und die Bezirksämter auf lokaler Ebene zur
Entwicklung und Förderung des Sports im Stadtteil bei.
Im Handlungsfeld „Sport im Stadtteil“ fallen innerhalb
der behördlichen und bezirklichen Aufgaben folgende
Instrumente und Methoden des Verwaltungshandelns
für die Programmgebiete der „Integrierten Stadtteilent-
wicklung“ besonders ins Gewicht:

– Für den „Sport vor Ort“ ist die Bereitstellung von
Sportinfrastruktur von besonderer Bedeutung. Diese
umschließt sowohl die genormten Sportstätten als
auch Möglichkeiten für informelles Sporttreiben und
spezielle Sportstätten wie z. B. Kletteranlagen. Mit
der Sanierungsoffensive verbessert der Senat nach-
haltig den Zustand der öffentlichen Sportplätze in
den Bezirken. Mit den Mitteln des Sportförderver-
trags fördert die BKSM gezielt Sportangebote zum
Ausgleich sozialer Benachteiligung. Zudem bilden
Kooperationsprojekte in Fördergebieten, in denen
Vereine eine besonders wichtige sozialintegrative
Aufgabe übernehmen, einen wichtigen Beitrag zur
Verbesserung der Sportinfrastruktur im Quartier.
Weitere wichtige Partner sind private Sportanbieter
wie Fitnessstudios oder Sportanlagenbetreiber sowie
öffentliche Unternehmen wie bspw. Bäderland.

– Die Sportentwicklungsplanung soll auf differenzierte
lokale Anforderungen mit kooperativen Planungs-
methoden reagieren. Unter Beteiligung der Bevölke-
rung und lokaler Akteure sollen zielgruppenspezifi-
sche und niedrigschwellige Angebote geschaffen wer-
den, die auch bewegungsarme Menschen behutsam,
gezielt und dauerhaft an sportliche Aktivitäten her-
anführen.

– Zusätzlich zu den sportartenorientierten Sportstätten
werden Bewegungsräume geschaffen, die den spezifi-
schen Anforderungen der kindlichen Bewegungsent-
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wicklung gerecht werden, für ältere Menschen geeig-
net sind und für den zunehmenden Freizeit- und
Gesundheitssport optimale Bedingungen schaffen.

– Immer mehr Bürgerinnen und Bürger nutzen auch
sportstättenunabhängig ihr unmittelbares Wohnum-
feld und die öffentlich zugänglichen Orte der Stadt
wie Parks, grüne Wegeverbindungen und die der
Gewässerufer für sportliche Aktivitäten. Die Schaf-
fung von urbanen Bewegungsräumen wird in den
nächsten Jahren ein weiterer Schwerpunkt der Ham-
burger Sportentwicklung sein. Hierzu zählen Lauf-
und Rollstrecken, Fitnessparcours, Plätze für Team-
spiele für Jedermann und wohnortnahe Spielgelegen-
heiten..

5. Schnittstellen zu anderen Handlungsfeldern

Die Sportentwicklung als Teil der Gebietsentwicklung
ist besonders dann erfolgreich, wenn sie gemeinsam mit
Maßnahmen und Projekten anderer Ressorts und loka-
ler Akteure abgestimmt und realisiert wird. Durch die
fachübergreifende Zusammenarbeit erzielen die
regulären fachlichen Maßnahmen eine größere Reich-
weite, werden Synergien mit anderen Handlungsfeldern
erzeugt und sich widersprechende Planungsansätze ver-
mieden. Entsprechend wirkungsvoller sind die fachli-
chen Lösungen gerade im Hinblick auf die besonderen
Probleme in den Programmgebieten. Im Folgenden
werden für jedes Handlungsfeld der „Integrierten Stadt-
teilentwicklung“ exemplarisch Schnittstellen mit dem
Handlungsfeld „Sport und Freizeit“ dargestellt.

– Beschäftigung, Qualifizierung, Ausbildung: Sport-
vereine und andere Initiativen können Träger von
Qualifizierungsmaßnahmen sein und/oder Ausbil-
dungsplätze schaffen. Maßnahmen zur Qualifizie-
rung und Beschäftigungsförderung können die
Umgestaltung von Sport- und Freizeitflächen ebenso
zum Gegenstand haben wie die Betreuung und Anlei-
tung besonderer Sportgruppen.

– Lokale Ökonomie: Neue Sportarten lösen oft eine
spezifische Nachfrage aus, für die spezialisierte
gewerbliche Angebote entwickelt werden können.
Bei der Förderung der lokalen Ökonomie können sol-
che gewerblichen Angebote gegebenenfalls gezielt
unterstützt werden, um die lokale Angebotsstruktur
zu erweitern bzw. zu qualifizieren.

– Bildung: Die Bewegungs- und Sporterziehung von
Kindern und Jugendlichen in Kitas und Schulen bie-
ten Anknüpfungspunkte für die lokale Entwicklung
der Sport- und Freizeitangebote. Zugleich nehmen
Kitas und Schulen die Möglichkeiten des Stadtteils
in ihre Bildungs- und Erziehungsarbeit auf.

– Familienförderung: Sport- und Freizeitangebote tra-
gen zum Erlernen wichtiger sozialer und gesellschaft-
licher Fähigkeiten bei. Jugendliche erhalten durch
die Einbindung in Sportvereine eine größere emotio-
nale und soziale Stabilität. Attraktive Angebote für
Kinder und Jugendliche aktivieren die Elterngenera-
tion sich ehrenamtlich zu engagieren oder selbst
sportlich aktiv zu werden.

– Lokaler Wohnungsmarkt & Wohnungswirtschaft:
Eine attraktive Sport- und Freizeitinfrastruktur liegt
im Interesse der Wohnungswirtschaft, da sie die Mie-
terzufriedenheit und die Attraktivität des Wohnungs-
standortes erhöhen können.

– Öffentlicher Raum: Die Einrichtung von Spiel- und
Sportflächen bzw. ihre Aufwertung kann, insbeson-

dere in Kooperation mit örtlichen Akteuren (z. B.
Sportvereinen), zur Verbesserung des Erscheinungs-
bildes und der Nutzung öffentlicher Räume beitra-
gen.

– Integration: Sportliche Aktivitäten können eine
wichtige integrative Funktion übernehmen, wenn die
vorhandenen Sportangebote für Menschen mit
Migrationshintergrund at-traktiver gestaltet und ihre
Zugänglichkeit für diese Bevölkerungsgruppen
erhöht werden können. Bei der Entwicklung von
Sportangeboten im benachteiligten Quartieren muss
den spezifischen Bedürfnissen unterschiedlicher
Nutzergruppe hinsichtlich Alter, Geschlecht und
kultureller Herkunft Rechnung getragen werden. Im
nachbarschaftlichen Kontext organisierte Sportver-
anstaltungen können die Identität und das interkul-
turelle Verständnis fördern.

– Kultur im Stadtteil: Sport ist ein wesentlicher Träger
von kulturellen und gesellschaftlichen Aktivitäten in
benachteiligten Stadtteilen. Sportvereine fördern
niedrigschwellige Kulturangebote häufig finanziell
und materiell. Die Vernetzung beider Handlungsfel-
der kann ein Schlüssel zur Stärkung der lokalen Kul-
tur und der lokalen Identität sein.

– Gesundheitsförderung: Mit der Gestaltung der loka-
len Sportangebote besteht ein direkte Wechselwir-
kung mit der Gesundheitsförderung im Stadtteil.
Angesichts der individuellen Verhaltensweisen und
Einstellungen zu Bewegung und Gesundheit bei den
gewandelten Arbeits-, Lebens- und Umweltbedin-
gungen spielt die Bewegungsförderung für alle
Altersgruppen eine zentrale Rolle bei Erhalt und För-
derung der Gesundheit.

– Umwelt und Verkehr: Spiel- und Bewegungsflächen
können naturnah und unter Berücksichtigung von
Aspekten des Umweltschutzes gestaltet werden. Auch
Sportstätten können Ziel energetischer Sanierungs-
maßnahmen sein. Die Verbesserung der Radver-
kehrsinfrastruktur (Wege und Abstellanlagen) zu und
an Sportstätten kann verbessert werden.

– Sicherheit: Sportliche Aktivitäten können dazu bei-
tragen, Aggressionen und motorischen Bewegungs-
drang gesteuert abzubauen, körperliche Fähigkeiten
positiv einzusetzen und das Akzeptieren vorhandener
Regeln zu erlernen. Sportvereine und Teamsport bin-
den Kinder und Jugendliche in eine Normen- und
Wertegemeinschaf ein, die stabilisierenden Einfluss
ausübt und zu einer positiven Persönlichkeitsent-
wicklung junger Menschen beitragen kann. Sport
kann so eine gewaltpräventive Wirkung insbesondere
in der Gruppe der Kinder und Jugendlichen entfal-
ten. Allerdings ist Sport auch anfällig für verschie-
dene Formen der Gewalt, die zunehmend auf Sport-
plätzen und am Rande von Sportveranstaltungen in
Erscheinung treten. Vor diesem Hintergrund bedarf
es der gemeinsamen Anstrengungen aller Beteiligten,
um vielfältige Handlungsformen gegen Gewalt und
Aggression für Fairness, Disziplin und Teamgeist im
Sport zu entwickeln.

6. Beteiligung, Aktivierung, Lokale Partnerschaften

Neben der gebietsbezogenen und problemorientierten
Zusammenführung der unterschiedlichen fachlichen
Handlungsfelder sind die Beteiligung, Aktivierung und
Vernetzung der Öffentlichkeit, der Bürgerinnen und Bür-
ger sowie der unterschiedlichen Akteure im Stadtteil das
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zentrale Prinzip der integrierten Stadtteilentwicklung.
Durch die Förderung und den Aufbau neuer Kooperatio-
nen und Netzwerke sollen die Barrieren zwischen den
Akteuren aus den unterschiedlichen Teilbereichen wie
Verwaltung, soziale Einrichtungen und Wohlfahrtspflege,
gesellschaftliche Selbstorganisation (Vereine, Initiativen,
Selbsthilfe) und Wirtschaft überwunden werden. Hier-
durch sollen nicht nur Reibungsverluste und Konkurren-
zen zwischen unterschiedlichen Akteursgruppen abge-
baut, sondern vor allem die lokalen Handlungskapazitäten
und gemeinsamen Problemlösungsfähigkeiten im Stadt-
teil mit dem Ziel erhöht werden, zu bedarfsgerechten und
innovativen Lösungen für die lokalen Probleme zu kom-
men und die Grundlagen für eine selbst tragende Entwick-
lung zu schaffen. Durch Beteiligung und Aktivierung
sollen die Mitverantwortung und Eigeninitiative der Men-
schen geweckt, ihr Selbstvertrauen und ihre Selbsthilfe-
kompetenz gestärkt, sie zur Artikulation ihrer Interessen
befähigt, als „Koproduzenten“ der Gebietsentwicklung
gewonnen und ihnen der Zugang zu den Ressourcen für
eine selbstbestimmte Lebensführung ermöglicht werden,
um eine „Kultur der Selbstbestimmung“ entstehen zu las-
sen.

Bürgerbeteiligung, Vernetzung und Selbstorganisation
bedürfen in benachteiligten Stadtteilen der gezielten För-
derung und Unterstützung. Diese kann (und sollte) zwar
im Laufe des Entwicklungsprozesses schrittweise mög-
lichst von Akteuren aus dem Stadtteil selber übernommen
werden, die über eigene Potenziale verfügen. Dennoch ist
sie während der gesamten Gebietsentwicklung eine der
Hauptaufgaben des Gebietsmanagements und der Verwal-
tung insgesamt. Beteiligung, Vernetzung und Selbstorga-
nisation sind für sich genommen zentrale Erfolgsbedin-
gungen der Gebietsentwicklung. Sie erhöhen die Hand-
lungskapazitäten und die Problemlösungsfähigkeiten und
damit auch die kommunalen Handlungsspielräume; sie
tragen zu einer Qualitätsverbesserung der Maßnahmen
und Projekte bei und stärken die Ressourcenbündelung;
aber vor allem sind sie eine entscheidende Voraussetzung
dafür, dass sich in den Quartieren nachhaltige Struktur-
entwicklungen herausbilden können. Die Qualität, Diffe-
renzierung und Ernsthaftigkeit der Beteiligungs- und
Aktivierungsprozesse bestimmen maßgeblich den Erfolg
des gesamten Gebietsentwicklungsprozesses.

Lokale Governance

Das Gebietsmanagement und ein integriertes Entwick-
lungskonzept, das mit aktiver Beteiligung der Menschen
und Akteure im Stadtteil aufgestellt worden ist, sind not-
wendige Voraussetzungen, aber alleine keine Garantie für
gelingende Beteiligungs- und Aktivierungsprozesse. Noch
vor den lokalen Bedingungen und Problemlagen – siehe
hierzu den folgenden Abschnitt – hängen Erfolg oder
Misserfolg dieser Prozesse von dem Grundverständnis, der
Handlungsorientierung, den Steuerungsmodi, Regelun-
gen und nicht zuletzt von den Entscheidungsprozeduren
der Programmdurchführung ab.

Den Menschen und Akteuren in den Programmgebieten
sollen Beteiligung und Aktivierung aktiv angeboten wer-
den. Bürgerengagement, Prozesse der Selbstorganisation
und eigendynamische Entwicklungen kommen in benach-
teiligten Stadtteilen ganz wesentlich durch aktive Mitwir-
kung und Impulse der Verwaltung und des Gebietsmana-
gements in Gang – also „von oben“. Dies bedeutet jedoch
nicht, dass nicht auch in den Programmgebieten ganz
unterschiedliche, gerade auch nicht-öffentliche Akteure in
einem komplexen und von außen schwer bis gar nicht steu-

erbaren Zusammenspiel an den Veränderungsprozessen
beteiligt sind. Vor allem entscheiden auch hier die Men-
schen und Akteure letztlich selber, ob sie das Beteiligungs-
angebot annehmen oder mit welcher Intensität sie sich
engagieren. Die notwendigen Beteiligungs- und Aktivie-
rungsangebote sind also – sollen sie erfolgreich sein – dar-
auf angewiesen, dass sie bottom-up mit Leben erfüllt wer-
den. Nur eine Kooperation aller Akteure von der Verwal-
tung über das Gebietsmanagement, den Einrichtungen
und professionellen Trägern im Stadtteil bis hin zur
Bewohnerschaft und zum Gewerbe kann die Verbesserung
der Lebensverhältnisse in Problemquartieren bewerkstel-
ligen.

Es bedarf daher zur Umsetzung der Entwicklungsprozesse
in den Fördergebieten eines kooperativen Steuerungs- und
Entscheidungsmodus, der eine handlungsorientierte
Kommunikation und Aushandlung der Entwicklungsziele
auf möglichst gleichberechtigter Basis zwischen den ver-
schiedenen Akteuren gewährleistet. Dieser Modus, der als
lokale Governance bezeichnet werden kann, ist vor allem
durch folgende Merkmale gekennzeichnet:

– Ausgleich zwischen konkurrierenden Interessen im
Stadtteil und die Schaffung von Netzwerken und Part-
nerschaften für eine gemeinsame Leistungserbringung
von Öffentlichem Sektor (Politik, Verwaltung), Drittem
Sektor (z. B. Freie Wohlfahrtspflege und andere unab-
hängige Non-Profit-Organisationen), Zivilgesellschaft
(z. B. Vereine, Initiativen, Bürgerforen, Aktionsgemein-
schaften, Selbsthilfegruppen, bürgerschaftliches Enga-
gement) und Markt bzw. Wirtschaft;

– Erweiterung des Fokus des Verwaltungshandelns über
den institutionellen Rahmen hinaus und Einbeziehung
der sozialen und zivilgesellschaftlichen Netzwerke
sowie Anerkennung der Regeln ihrer Selbststeuerung;

– Ermöglichung von Selbstkoordinierung in den Stadttei-
len und kooperative Prozessteuerung durch Netzwerke
und Partnerschaften;

– Öffnung von Entscheidungsprozessen für eine stärkere
Partizipation zivilgesellschaftlicher Akteure und Über-
tragung von Kompetenzen in die Stadtteile und auf ihre
Akteure;

– Ausrichtung des Verwaltungshandelns auf die koopera-
tive Steuerung, Koordinierung und Moderation, auf die
Gewährleistung akteurs- und sektorübergreifender
Integration und Regulierung des Gesamtprozesses der
Gebietsentwicklung, auf die Ermöglichung von Gestal-
tungsspielräumen für zivilgesellschaftliches Engage-
ment und auf die Sicherstellung der materiellen Rah-
menbedingungen für die Entwicklung.

Nachdem die am New Public Management ausgerichtete
Binnenmodernisierung der Verwaltung den Nutzen des
Verwaltungshandelns für die Bürger und Bürgerinnen als
Kunden mit berechtigten Qualitätsansprüchen in den Mit-
telpunkt des Selbstverständnisses von Verwaltung gerückt
hat, bedarf es einer Öffnung dieses Modells im Sinne einer
„aktivierenden und kooperativen Verwaltung“. Verwal-
tung, professionelle und zivilgesellschaftliche Akteure und
die Wirtschaft gehen eine Allianz mit dem Ziel ein,
gemeinsam die Lebensverhältnisse im Quartier zu verbes-
sern. Diese Allianz basiert auf einer gemeinsamen Pro-
blembewertung, auf gemeinsam ausgehandelten Lösungs-
strategien und Zielorientierungen. Sie beruht auf gemein-
samen Absprachen, Übereinkünften und Selbstbindungen
zwischen den Beteiligten hinsichtlich Transparenz, Parti-
zipation, Verantwortlichkeiten und kollektiver Entschei-
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dungsfindung. Ihre Handlungsfähigkeit, ihre Fähigkeit
zur Problemlösung und zur Konfliktregelung erzielt diese
Allianz durch die Steuerung und Koordinierung über
Akteursnetzwerke, denen eigene Kompetenzen übertragen
und deren gesellschaftliche Selbststeuerungspotenziale
ausdrücklich unterstützt werden. Es geht um eine neue
Verantwortungsteilung, den Vorrang von Ergebnissen vor
institutionellen Regeln und der Ausrichtung bedarfsge-
rechter Lösungen an lebensweltlichen Problemlagen statt
nach Zuständigkeiten.

Verwaltungshandeln als politisch gesteuerte Intervention
und gesellschaftliche Selbststeuerung sind im Steuerungs-
modus lokaler Governance kein Gegensatz. Sie ergänzen
sich vielmehr. Ihre Verbindung setzt Synergien frei und
erweitert die Wirkungen des Verwaltungshandelns. In der
integrierten Stadtteilentwicklung sind der Modus der Ent-
scheidungsfindung und der netzwerkübergreifenden
Selbststeuerung von lokaler Governance zudem auf die
Verwaltung angewiesen: Die Übernahme erweiterter
Kompetenzen und Verantwortlichkeiten auf Seiten der
zivilgesellschaftlichen Akteure in den Stadtteilen setzt im
Sinne des Subsidiaritätsprinzips entsprechende fördernde
und befähigende Rahmenbedingungen voraus. Anderer-
seits aber gilt auch: Verantwortlich handeln können Men-
schen nur, wenn ihnen auch Gelegenheit gegeben wird,
Verantwortung wahrzunehmen. Je weniger Kompetenzen
in den Stadtteil und auf seine Akteure übertragen werden,
umso geringer sind die Handlungsfähigkeit und Akti-
vitätspotenziale der örtlichen Akteure und umso geringer
sind die Chancen, dass sich selbst tragende Strukturen ent-
wickeln können.

Im Rahmen des lokalen Governance-Modus sollen kollek-
tive Anliegen auf örtlicher und lebensweltlicher Ebene
geregelt werden. Ihre Legitimation erfahren die „Lösun-
gen“ durch die nicht-hierarchischen, diskursiven und kon-
sensorientierten Aushandlungsprozesse, aus denen sie
hervorgehen, d. h. durch die vereinbarte Qualität der
erwarteten Ergebnisse. Diese Legitimation wird nicht
automatisch dadurch entwertet, dass die Beteiligungsgre-
mien häufig das Kriterium der „Repräsentativität“ in
einem formalen Sinn nicht erfüllen. Abgesehen davon,
dass es die Aufgabe des Gebietsentwicklers sein muss,
schrittweise die eigentlichen Adressaten der integrierten
Stadtteilentwicklung möglichst zahlreich für die Teil-
nahme an den Beteiligungsgremien zu gewinnen, und dass
erfolgreiche Beteiligungsprozesse nicht nach dem Mehr-
heitsprinzip funktionieren, ist entscheidend, dass der
Zugang zu den örtlichen Gremien prinzipiell für alle offen
ist, über ihre Arbeit und Verfahren größtmögliche Trans-
parenz und Öffentlichkeit im Stadtteil hergestellt wird
(keine „closed-shop-Veranstaltungen“) und sich jedes
Beteiligungsgremium zu Beginn seiner Arbeit auf Verfah-
rensregeln verständigt (s. hierzu im Einzelnen unten).
Mindestens so wichtig wie vereinbarte Regeln ist die Ver-
ständigung auf gemeinsame Problemwahrnehmungen und
Deutungsmuster für die Situation im Stadtteil, denn sie
schaffen die Voraussetzung für kooperative Lösungen, die
problemadäquat sind und eine realistische Chance auf
Umsetzung haben.

Governance, Partizipation und Mitwirkung auf lokaler
Ebene stehen nicht in Konkurrenz zu demokratisch ver-
fassten Institutionen und gewählten Gremien. Zivilgesell-
schaftliche Meinungsbildung trägt zur lebensweltlichen
„Erdung“ repräsentativer demokratischer Entscheidun-
gen bei und will in diesem Sinne Einfluss auf sie erwerben,
aber zivilgesellschaftliche Organisationen bleiben auf die

institutionalisierten Verfahren demokratischer Willensbil-
dung angewiesen und können nicht an ihre Stelle treten.
Die Ergebnisse von Beteiligungsprozessen bedürfen daher
häufig zu ihrer Umsetzung der Bestätigung bzw. Über-
nahme durch politisch-administrative Gremien auf
Bezirksebene. Hieraus können sich Legitimationskon-
flikte für die Beteiligungsverfahren und in den Augen der
lokalen Akteure eine Entwertung ihres Engagements erge-
ben. Es sind deswegen Vereinbarungen erforderlich, die
das Verhältnis zwischen den bezirklichen politischen Gre-
mien und den Beteiligungsverfahren in den Quartieren
regeln und für die Stadtteilakteure nachvollziehbare und
verlässliche Arrangements für den politischen Umgang
mit Beteiligungsergebnissen vorsehen. Solche Regelungen
müssen keineswegs einseitig sein: Beispielsweise kann
einer Selbstbindung der politisch-administrativen Gre-
mien, Ergebnisse aus Beteiligungsprozessen grundsätzlich
zu übernehmen, solange sie nicht rechtlichen Vorgaben,
funktionalen Anforderungen oder gesamtstädtischen
Beschlusslagen widersprechen, eine Selbstverpflichtung
der lokalen Akteure gegenüberstehen, sich auf kollektive
Belange des lokalen Gemeinwesens jenseits von Einzelin-
teressen und Instrumentalisierungen zu konzentrieren.

Rahmenbedingungen und Anforderungen

Die Bereitschaft und das Interesse, sich für Anliegen im
Stadtteil zu engagieren, sind in der Bewohnerschaft sehr
unterschiedlich ausgeprägt. Sie sind vor allem abhängig
von den strukturellen und sozialen Ressourcen der Einzel-
nen und der sozialen Gruppe, der sie angehören. Die
Mehrheit der Menschen in benachteiligten Stadtteilen
verfügt über geringe Einkommen, niedrige, häufig gar
keine Bildungsabschlüsse und nur eingeschränkte Mög-
lichkeiten der Wohnungswahl; sie sind nur schwach in
unterstützende soziale Beziehungsnetzwerke eingebun-
den, haben kaum Zugang zu kultureller und politischer
Teilhabe und ihre sozialen Mobilitätschancen sind gering,
nicht selten leben sie in mehr oder weniger abgeschlosse-
nen homogenen Milieus. Damit fehlen ihnen wichtige
Voraussetzungen für die Teilnahme an den gängigen Betei-
ligungsverfahren – und dies, obwohl sie auf Grund ihrer
Lebenslage in besonderem Maße auf das Quartier und
seine sozialen wie ökologischen Bedingungen angewiesen
sind. Aus der Passivität dieser Menschen gegenüber Ent-
wicklungen in ihrer unmittelbaren Umwelt kann jedoch
nicht geschlossen werden, dass sie sich nicht beteiligen
wollten.

Die Beteiligungsbereitschaft hängt weiterhin von Fakto-
ren wie Alter, Geschlecht, Familiensituation oder kulturel-
les bzw. religiöses Wertesystem ab. So stehen von sozialer
Ausgrenzung bedrohte Migranten der üblichen Beteili-
gungspraxis auf Grund kultureller und religiöser Orientie-
rungen, aber auch wegen sprachlicher Probleme, mangeln-
der politischer Rechte und fehlender Anerkennungskultur
der formalen Prozeduren zusätzlich distanziert gegenüber.
Alleinerziehende und Eltern mit Kleinkindern werden
häufig nicht nur durch ihre spezifischen Bedürfnisse, son-
dern auch durch ihren besonderen Zeitrhythmus an der
Beteiligung gehindert. Letzteres gilt beispielsweise auch
für Beschäftigte in Wechselschichten. Jugendliche und
Jungerwachsene dürften, abgesehen davon, dass ihnen
auch wichtige strukturelle und soziale Ressourcen fehlen
können, auf den ersten Blick in stadtteilbezogenen Beteili-
gungsangeboten für sich kaum etwas entdecken, das mit
ihren Interessenslagen zu tun hat.

Bei Vertretern zivilgesellschaftlicher Initiativen, Organi-
sationen und Vereine, von Freien Trägern und von sozialen
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und kulturellen Einrichtungen im Stadtteil, aber auch von
Wohnungsbaugesellschaften kann im Grundsatz von einer
hohen Beteiligungsbereitschaft ausgegangen werden.
Ähnliches gilt – von „Anlaufschwierigkeiten“ abgesehen –
für die örtlichen Gewerbetreibenden. Aber auch diese
Gruppen haben ihre spezifischen Anforderungen und
Erwartungen an die Beteiligungsprozesse, die sich nicht
per se mit den Interessenslagen anderer Gruppen decken
und nicht ohne weiteres in den kollektiven Anliegen eines
ganzen Stadtteils aufgehen.

Die Bereitschaft zu zivilem Engagement und die Teil-
nahme an Beteiligungsprozessen können also ebenso
wenig einfach vorausgesetzt werden wie die akteurs- und
sektorenübergreifende Zusammenarbeit der „Stakehol-
der“ im Stadtteil. Beide müssen im Normalfall erst über
gemeinsame Lern- und Organisationsprozesse initiiert
und entwickelt werden, wobei das Empowerment der „pas-
siven“ und nicht organisierten Bewohnerinnen und
Bewohner eine herausgehobene Bedeutung hat. Hierzu
bedarf es neben Zeit sowie geeigneter Kommunikations-
orte und -anlässe insbesondere flexibler Gestaltungsräume
und differenzierter Beteiligungsformen, die sowohl den
unterschiedlichen Lebenslagen und Lebenswelten sowie
den Möglichkeiten der Menschen als auch der Vielfalt der
Sichtweisen und Interessen im Stadtteil Rechnung tragen.

Beteiligung und Aktivierung sollen zwischen den ver-
schiedenen Gruppen im Stadtteil Brücken schlagen und
Kooperationen zwischen ihnen anstiften. Sie sollen aber
auch die einzelnen Gruppen befähigen, ihre jeweiligen
Sichtweisen und Interessen in die übergreifende Stadtteil-
kooperation einzubringen. Letzteres erfordert nicht nur,
die Selbstorganisation der verschiedenen Gruppen zu stär-
ken, sondern angesichts der sehr unterschiedlichen Vor-
aussetzungen, die die einzelnen Gruppen für ein gemein-
schaftliches Engagement mitbringen, müssen Beteili-
gungsformen auch gezielt für spezifische Gruppen sowie
deren interne Verständigung und Koordination ausgerich-
tet werden. Dies gilt insbesondere für die Bewohnergrup-
pen, die auf Grund ihrer geringen strukturellen und sozia-
len Ressourcen besondere Zugangsschwierigkeiten zu
Stadtteilaktivitäten haben. Im Kern lassen sich folgende
Gruppen auf der Gebietsebene unterscheiden, deren
Abgrenzungen und vor allem interne Differenzierungen
auf Grund der örtlichen Bedingungen allerdings stark
variieren können:

– Bewohnerinnen und Bewohner, die in keiner Initiative,
keinem Verein und keiner anderen zivilgesellschaftli-
chen Organisation aktiv sind; diese Gruppe kann in sich
sehr heterogen sein, sehr stark divergierende Interessen
umfassen und ist intern praktisch nicht vernetzt, so dass
spezifische Beteiligungs- und insbesondere Aktivie-
rungsformen für sie in der Regel zusätzlich differenziert
werden und vor allen niedrigschwellig ansetzen müs-
sen;

– Initiativen, Vereine, Organisationen etc. der Zivilgesell-
schaft; hier dürfte in der Bevölkerung Bereitschaft zum
Engagement im Stadtteil am ehesten vorzufinden sein;
vor allem ist die gesellschaftliche Selbstorganisation
und damit auch die Fähigkeit, Interessen zu formulie-
ren und zu vertreten, im Allgemeinen gut entwickelt
und sind häufig gemeinsame nachbarschaftliche Bezüge
sowie eine Verbundenheit mit dem Stadtteil gegeben;
innerhalb der einzelnen Zusammenschlüsse können
informelle Netzwerke gut ausgebildet sein, die Vernet-
zung zwischen ihnen ist jedoch eher punktuell und von
individuellen Faktoren abhängig; die Spannweite bei-

spielsweise vom afghanischen Kulturverein über den
Mieterbeirat bis hin zur Geschichtswerkstatt macht
allerdings auch deutlich, dass das Spektrum der Anlie-
gen, Wertorientierungen und auch der internen Struk-
turen sehr groß sein kann;

– Akteure des Dritten Sektors; dieser Gruppe sind u. a. die
Wohlfahrtsverbände und Hilfsorganisationen, die Kir-
chen, eigenständige soziale, arbeitsmarktpolitische, kul-
turelle und planerisch tätige Träger zuzuordnen; sie
haben ein professionelles Interesse an der aktiven Arbeit
im und für den Stadtteil, sind gut organisiert und betei-
ligen sich nicht nur an projektbezogenen Kooperatio-
nen, sondern initiieren diese auch aktiv; die Akteure
dieser Gruppe sind sehr gut vernetzt und bilden häufig
den organisatorischen Kern strategischer Netzwerke;
allerdings können unterschiedliche Träger auch als
Konkurrenten auftreten und übergreifende Kooperatio-
nen und Netzwerke beeinträchtigen; mehrheitlich
gehören sie zu den wichtigen „Stakeholdern“ im Stadt-
teil, d. h. sie sind nicht nur zu Beteiligende, sondern
können selber Beteiligung und Aktivierung organisie-
ren und Partizipationsangebote machen;

– Soziale, kulturelle und Bildungseinrichtungen der
Stadt; auch diese Gruppe gehört zu den „Stakeholdern“;
Einrichtungen wie Kitas, Jugendhäuser, Schulen oder
Bücherhallen leisten im Rahmen ihres Auftrages und
ihrer fachlichen Aufgabenwahrnehmung schon „von
Haus aus“ wichtige Beiträge zur Stabilisierung und Ent-
wicklung des Stadtteils; sie orientieren ihre stadtteilbe-
zogenen Aktivitäten an professionellen Anforderungen
und arbeiten entsprechend in eher formalisierten und
sektorientierten Kooperationen und Netzwerken;

– Wohnungsgesellschaften und private Hauseigentümer;
obgleich dieser Gruppe das Interesse an einer sozial sta-
bilen und ausgewogenen Quartierssituation gemeinsam
ist, können die Bereitschaft, aber auch die Ressourcen
ihrer einzelnen Akteure, für kollektive Belange im
Stadtteil mit in die Verantwortung zu gehen, sehr unter-
schiedlich sein; ihre interne Kooperation und Vernet-
zung können effektiv, aber auf Grund unterschiedlicher
Ressourcen oder Geschäftspolitiken auch sehr fragmen-
tiert sein; Wohnungsgesellschaften, die sich dem sozia-
len Ausgleich und funktionierenden Nachbarschaften
in den Wohnquartieren verpflichtet sehen, haben einen
ausgeprägten Gebietsbezug, gehen nicht selten Koope-
rationen mit sozialen und kulturellen Akteuren ein,
agieren also sektorübergreifend, und fördern ihrerseits
die Partizipation und Selbstorganisation ihrer Mieter-
schaft; auch sie sind wichtige „Stakeholder“;

– Einzelhändler und Gewerbetreibende; auch diese
Gruppe verbindet im Grundsatz ein gemeinsames Inter-
esse: die Verbesserung oder mindestens Stabilisierung
der eigenen wirtschaftlichen Situation am Standort, also
im Stadtteil; die Selbstorganisation ist jedoch häufig,
nicht zuletzt auch auf Grund von Ressourcenmangel,
gering entwickelt, der Bezug zum Gebiet kann sehr
unterschiedlich ausgeprägt sein und sektorübergreifen-
des Handeln ist eher selten; dennoch stellt diese Gruppe
ein nicht unerhebliches Potenzial für die Gebietsent-
wicklung dar, zu dessen Mobilisierung es jedoch maßge-
schneiderter Beteiligungs- und Aktivierungsformen
bedarf.

Diese Gruppen sind keine festgefügten und in sich abge-
schlossenen Größen. Abgesehen davon, dass sie in Abhän-
gigkeit von den lokalen Bedingungen ohnehin unter-
schiedlich ausgeprägt sein können, sind die Grenzen zwi-
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schen ihnen fließend und unterliegen sie ständigen Verän-
derungen. Vor allem aber können durch kontinuierliche
Kommunikationsprozesse und gezielte, immer wiederkeh-
rende Interaktionen auf der Grundlage akzeptierter Regu-
larien die stadtteilbezogenen Handlungspotenziale der
Gruppen erweitert werden und sich neue Aktionsgruppen
herausbilden. Beteiligung und Aktivierung müssen hierzu
innerhalb der einzelnen Gruppen Aktivitätspotenziale
mobilisieren und die Koordination und Vernetzung ent-
wickeln; sie müssen aber auch die Kooperation und Koor-
dination zwischen den Gruppen und ihren Netzwerken,
die Vernetzung der Netzwerke befördern.

Entsprechende Beteiligungs-, Aktivierungs- und Vernet-
zungsformen können im Grundsatz auf drei Ebenen anset-
zen:

– Gebietsbezogene Beteiligung: Alle Bewohnerinnen und
Bewohnern sowie alle Akteure haben auf dieser Ebene
die Möglichkeit, an der Zielformulierung für die
Gebietsentwicklung, an Entscheidungen zu Strategien,
Schwerpunktsetzungen und Organisation des Gesamt-
prozesses sowie an stadtteilweiten Konfliktlösungen
und -mediationen mitzuwirken und teilzunehmen; die
Beteiligungsformen können gruppenspezifisch angelegt
sein (z. B. als reines Bürgerforum nur für Bewohnerin-
nen und Bewohner) oder als Gremien gruppen- bzw.
sektorenübergreifender Kooperation (z. B. Stadtteilkon-
ferenzen, Stadtteilbeiräte). Die Beteiligung an der
Erstellung integrierter Entwicklungskonzepte sollte
letztlich auf dieser Ebene erfolgen.

– Projekt- oder themenbezogene Beteiligung: Auch hier
können sich die Angebote wiederum sowohl an einzelne
Gruppen (Bewohner, Akteure) als auch an gruppenüber-
greifende Kooperationen wenden; im Zentrum der
Beteiligung steht jedoch die gemeinsame Bearbeitung
spezifischer Fragestellungen, fachlicher Themen, die
Planung und Durchführung eines konkreten Vorhabens
oder auch die themenbezogene Konfliktbearbeitung
(z. B. Nachbarschaftsprojekte, Planungszellen). Da das

Ziel immer ein konkretes Ergebnis innerhalb eines ver-
abredeten Zeitrahmens ist, sind der Erfolg und die
Erfahrung, konkret „etwas bewegt“ zu haben, für die
Beteiligten direkt erlebbar.

– Zielgruppenspezifische Beteiligung: Beteiligungsange-
bote auf dieser Ebene gehen auf die besondere lebens-
weltliche Situation spezifischer Zielgruppen ein und
nehmen gezielt ihre Bedürfnisse und Probleme auf. Zu
diesen Gruppen können beispielsweise Migrantinnen,
Jugendliche oder ältere Menschen gehören. Zielgrup-
penorientierte Aktivierungsformen setzen vor allem
aber auch niedrigschwellig an und können die sozial
besonders isolierten und von Ausgrenzung bedrohten
Bewohnergruppen erreichen. Die Hamburger Senioren-
beiräte vertreten die Belange der älteren Generation in
der Öffentlichkeit und bei der Verwaltung. Bei allen Pla-
nungen sind auch die Mitwirkungs- und Beteiligungs-
rechte der Seniorenvertretungen zu beachten.

Für die letztliche Erfolgsbewertung von Beteiligung lassen
sich je nach Perspektive und Position unterschiedliche
Kriterien heranziehen. Dennoch können Grundanforde-
rungen formuliert werden, die Beteiligungs- und Aktivie-
rungsprozesse erfüllen müssen, wenn sie erfolgreich die
Potenziale der Menschen in benachteiligten Stadtteilen
aktivieren und zur Verbesserung ihrer Situation und
Lebenschancen beitragen sollen. Zu diesen Grundanforde-
rungen gehören u. a. folgende Aspekte:

– Beteiligung und Aktivierung müssen die soziale Inte-
gration fördern, ihr Zugang und ihre Wirkung dürfen
nicht selber sozial selektiv sein und die vorhandene
soziale Ausgrenzung verschärfen. Für den Erfolg des
Gesamtprozesses ist es unabdingbar, dass die angebote-
nen Beteiligungsformen der besonderen sozialen Lage
einzelner Gruppen entgegenkommen. Zentral sind
dabei Aktivierungsformen und -angebote, die ausdrück-
lich an den Möglichkeiten und Bedürfnissen der im
Stadtteil besonders marginalisierten und ausgegrenzten
Gruppen orientiert sind und das Selbstwert – und
Zugehörigkeitsgefühl sowie die Voraussetzungen für die
Bewältigung des Alltags dieser Menschen fördern.

– Der Zugang zu den Beteiligungsgremien muss prinzipi-
ell für die Bewohner und Akteure im Stadtteil offen sein.
Das schließt nicht aus, dass es für einzelne Gruppen
oder spezifische Aufgabenstellungen Beteiligungsgre-
mien für ausgewählte Adressatenkreise oder mit
begrenzten Teilnehmerzahlen gibt. In diesen Fällen
muss die Auswahl der Mitglieder jedoch anhand
begründeter und transparenter Kriterien (Zugangsre-
geln) erfolgen und während der gesamten Laufzeit
Bestand gaben. Ein beispielsweise mit mehrheitlicher
oder gar ausschließlicher Bewohnerbeteiligung einge-
richtetes Bürgerforum darf nicht im Verlauf seiner
Tätigkeit allmählich von hauptberuflichen Akteuren
dominiert werden. Umgekehrt darf sich ein als Exper-
tengremium eingesetzter Runder Tisch nicht unter
Hand zu einem Bürgergremium entwickeln.

– Empowerment und die Förderung sozialen Kapitals
müssen eigenständige Ziele und Aufgaben von Beteili-
gung und Aktivierung sein; zwar können und sollen sie
diese Aufgaben auch in Verbindung mit anderen Zielen
im Zusammenhang mit der Regelung kollektiver
Belange im Stadtteil leisten, aber sie dürfen nicht als
bloßes Begleitprodukt anderer Zwecke instrumentali-
siert werden.

– Beteiligung braucht Struktur und Kontinuität. Beteili-
gungsgremien und Aktivierungsangebote müssen regel-
mäßig und in einem definierten Rahmen stattfinden.
Sie müssen, insbesondere bei größeren Gremien, eine
stabile Leitung haben, die sich als Mentor bzw. Modera-
tor versteht und über Erfahrungen in der Organisation
kooperativer Arbeitsprozesse, Moderationstechnik,
Konfliktlösung und in den kommunalpolitischen
Strukturen und Prozessen verfügt.

– Unabdingbare Voraussetzungen für gelingende Beteili-
gung sind gemeinsam vereinbarte Spielregeln, Klarheit
über den Stellenwert des jeweiligen Gremiums bei allen
Beteiligten und Transparenz über seine Rolle im Ver-
hältnis zu anderen parallel arbeitenden Beteiligungsgre-
mien im Stadtteil. Mit der Konstituierung jedes Beteili-
gungsgremiums müssen gemeinsam von allen Beteilig-
ten Festlegungen zu folgenden Punkten getroffen
werden: Ziele, Zeitrahmen, Arbeitsweise und Ergebni-
soffenheit des Arbeitsprozesses, Fairness im Umgang
und hinsichtlich der Einflusschancen eventuell berühr-
ter Interessen, Anwendung des Konsensprinzips und
Verfahren bei Konflikten, realistischer Erwartungshori-
zont hinsichtlich der Ergebnisse und ihren Wirkungen,
Aufgaben und Rollen der verschiedenen Beteiligten
bzw. Akteure, Adressaten der gemeinsamen Ergebnisse,
Beschlüsse oder Empfehlungen sowie Umgang mit
Presse und Öffentlichkeit.

– Die Ergebnisse von Beteiligungsprozessen müssen auch
für die nicht direkt an ihm Beteiligten – z. B. Stadtteilöf-
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fentlichkeit, politisch-administrative Bezirksgremien –
nachvollziehbar sein. Die Arbeitsfortschritte und Zwi-
schenergebnisse müssen so dokumentiert werden, dass
sich auch Teilnehmer, die erst während des Prozesses
hinzukommen, in das Selbstverständnis, die geteilten
Erwartungen und den Arbeitsstand des jeweiligen Gre-
miums einfinden können, ohne dass alle Diskussionen
für sie immer wieder neu aufgerollt werden müssen.

– Zur Behandlung der Ergebnisse, Beschlüsse oder Emp-
fehlungen der Gremien des Beteiligungsprozesses durch
die bezirklichen bzw. kommunalen Entscheidungsgre-
mien muss es mindestens eine generelle Übereinkunft
geben. Außerdem muss es Absprachen darüber geben,
wie die Beteiligungsgremien gegebenenfalls Zugang zu
von ihnen benötigten Dokumenten und Informations-
materialien erhalten können.

Zur Stärkung von Beteiligungsprozessen und zur Erhöh-
ung ihrer Außenwirkung in der Öffentlichkeit ist es wün-
schenswert, dass Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens
aus Politik, Kultur oder Wirtschaft Patenschaften für sie
übernehmen und als „Botschafter“ ihrer Anliegen fungie-
ren.

Herangehensweisen und Methoden

Partizipation und Aktivierung in der integrierten Stadttei-
lentwicklung sind wesentlich durch drei Prinzipien gelei-
tet: Respektierung der Eigeninteressen der Menschen und
der Autonomie ihrer Lebenspraxis, Abbau von Strukturen
sozialer Benachteiligung sowie Befähigung der Menschen,
ihre Lebenswelt gemeinsam mit anderen zu gestalten, d. h.
zusammen mit anderen etwas für sich zu bewirken. Die
Unterstützung und Hilfe, die Beteiligung und Aktivierung
gerade den marginalisierten Gruppen bieten müssen, sol-
len den Menschen nicht abnehmen, was sie möglicher-
weise selber tun können – und wollen, sondern soziale
Zusammenhänge herstellen und unterstützende Netz-
werke aufbauen, die die Selbsthilfepotenziale und Selbst-
organisation der Menschen fördern und gemeinschaftliche
Ressourcen für eine selbstbestimmte Lebensgestaltung
mobilisieren. Dies kann im sozialen Nahbereich mit der
Wiederherstellung oder Bildung familiärer, verwandt-
schaftlicher oder freundschaftlicher Unterstützungs-Netz-
werke beginnen; wo für diese keine Voraussetzungen mehr
vorhanden sind, kann Menschen in vergleichbarer Situa-
tion, mit verwandten Anliegen oder gleichgerichteten
Interessen über Nachbarschafts- oder Initiativ-Netzwerke
ein Weg aus der Isolation eröffnet werden. Im Vergleich zu
diesen natürlichen und informellen Netzwerken setzen
formelle Netzwerke, die einer gemeinschaftlichen Aufgabe
verpflichtet sind, und erst recht Netzwerke professioneller
Akteure bereits eine Bereitschaft für kollektives Engage-
ment voraus, verfügen über ein Mindestmaß kollektiver
Handlungsfähigkeit und können daher Gestaltungsziele
im und für den Stadtteil verfolgen. Entsprechend ent-
wickelt sind in ihnen die Eigenverantwortung und Selbst-
organisation der Einzelnen.

Im Aufbau, in der Wiederherstellung und Pflege sozialer
Netzwerke liegt daher die zentrale Aufgabe von Beteili-
gung und Aktivierung darin, die vorhandenen sozialen
Ressourcen bzw. das vorhandene soziale Kapital der unter-
schiedlichen sozialen Gruppen in einem Stadtteil zu bün-
deln und zu stärken. Dies bedeutet, angepasst an die Aus-
gangssituation der einzelnen Gruppen das Selbstvertrauen
der Menschen und das Vertrauen in ihre eigenen Kompe-
tenzen zu fördern, vor allem aber zwischen ihnen Ver-
trauen, gegenseitige Verpflichtung und Wertschätzung,
Verbindlichkeit sowie gemeinsame Grundhaltungen und

Interessen zu entwickeln. Beteiligung und Aktivierung als
soziale Netzwerkbildung heißen weiterhin, die Bereit-
schaft und die Fähigkeit zu gemeinschaftlichem Handeln
auszubilden. Die Handlungsfähigkeit einer Gruppe hängt
von der Ausprägung ihrer Zusammengehörigkeit, ihres
sozialen Kapitals ab. Dieses hat aber nicht nur eine bin-
dende Funktion für die jeweils eigene Gruppe, sondern
schafft auch Brücken zwischen den verschiedenen Grup-
pen im Quartier und integriert sie über soziale, wirtschaft-
liche, ethnische, kulturelle oder milieubedingte Unter-
schiede hinweg. Bürgerengagement, Selbstorganisation
und besonders Eigenverantwortung sind als Ergebnisse
der Verbesserung des sozialen Kapitals von Netzwerken in
soziale Kooperationen eingebettet und im lebensweltli-
chen Kontext der Menschen verankert; sie haben gerade in
benachteiligten Stadtteilen eine wichtige komplementäre
Funktion für die sozialraumorientierte Normalversorgung
mit öffentlichen Sozialleistungen.

Die einzelnen Netzwerkarten – bürgerschaftliche bzw.
natürliche Netzwerke, professionelle Akteursnetzwerke
und befristete Projektnetzwerke – sind im Stadtteil auf ver-
schiedenen Ebenen angesiedelt, haben unterschiedliche
Merkmale und können in sich stark differenziert sein.
Inwieweit es zwischen diesen Netzwerkarten Übergänge
gibt und wie durchlässig diese sind, hängt vom erreichten
Umfang des sozialen Kapitals ab. Unter Gesichtspunkten
der Qualität von Beteiligungs- und Aktivierungsformen ist
dies eine Frage der erreichten Partizipationsstufen. Im
Grundsatz lassen sich folgende Stufen unterscheiden, die
in ihrer Gesamtheit einen gelungenen Beteiligungsprozess
beschreiben; es kann aber auch sinnvoll sein, Beteiligungs-
oder Aktivierungsformen gezielt auf einzelne Stufen zu
beschränken.

– Information: Bürger werden über ein öffentliches Vor-
haben unterrichtet, haben aber keine Einflussmöglich-
keiten;

– Anhörung: Bürgern wird die Möglichkeit zur Erörte-
rung eines öffentlichen Vorhabens gegeben (z. B. Sanie-
rungsbeirat); inwieweit ihre Sichtweisen Eingang in die
weiteren Planungen etc. finden, entzieht sich ihrer
Kenntnis, die Einflussmöglichkeiten bleiben begrenzt;

– Einbeziehung und Interessensabgleich: Die Interessen
und Standpunkte von Bürgern, die durch ein Vorhaben,
eine Standortentscheidung etc. unmittelbar betroffen
sind, werden in einem formalisierten Verfahren (z. B.
Mediation) mit dem Ziel abgeglichen, bestehende Kon-
flikte zu schlichten; die Einflussmöglichkeiten können
punktuell hoch sein, insbesondere wenn durch das Vor-
haben etc. Rechtsgüter der betroffenen Bürger tangiert
sind;

– Mitbestimmung: Betroffene Bürger können frühzeitig
ihre Sichtweisen zu einem öffentlichen Vorhaben gel-
tend machen und auch eigene Alternativen entwickeln;
häufig erhalten sie Unterstützung durch Experten (z. B.
Planungszelle); die Beteiligung erfolgt „auf Augen-
höhe“ und der Beitrag seitens der Bürger kann weitrei-
chend sein;

– Mit-Entscheidung und Leitbild-Diskurs: Bürger neh-
men Einfluss auf die Themen, die Problemdefinition
und mögliche Lösungen, sie entwickeln eigene Vorstel-
lungen zur Gestaltung des Stadtteils und seiner Ent-
wicklung (z. B. Zukunftswerkstätten); die Beteiligung
ist nicht mehr reaktiv auf vorgegebene Maßnahmen und
Projekte, sondern initiativ;
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– Eigeninitiative und Selbstorganisation: Bürger gestal-
ten und realisieren selber aktiv Vorhaben und verstehen
sich als verantwortliche Ko-Produzenten in der Umset-
zung von öffentlichen und gemeinschaftlichen Anliegen
im und für den Stadtteil (z. B. Verfügungsfonds).

Bürgerbeteiligung und -aktivierung sind auf allen Stufen
kommunikative Prozesse, sie dürfen nicht als formaler Akt
behandelt werden. Welches Vorgehen und welche Formen
geeignet sind, muss letztlich immer vor dem Hintergrund
der örtlichen Bedingungen und der jeweiligen Zielgruppe
entschieden werden. Fertige Rezepte gibt es ebenso wenig
wie Erfolgsgarantien. Besondere Anforderungen stellt der
Einstieg in die Aktivierung marginalisierter und ausge-
grenzter Bewohnergruppen. In einem ersten Schritt muss
es darum gehen, die Themen und Probleme herauszufin-
den, die die Menschen beschäftigen, die sie stören, aber
auch die Dinge, die sie sich wünschen. Solche Themen las-
sen sich durch keine wissenschaftlichen Untersuchungen
identifizieren und sie liegen auch nur selten auf der Straße.
Die erste Kontaktaufnahme mit den Menschen muss daher
immer zum Ziel haben, ihnen zuzuhören, Vertrauen zu
schaffen und von ihnen zu erfahren, von welchen Aspekten
in ihrem unmittelbaren Lebensumfeld sie persönlich
betroffen sind. Interesse und Engagement entstehen in der
Regel anlassbezogen und durch persönliche Betroffenheit.
Sie sind zunächst meistens nur punktuell und zeitlich ein-
gegrenzt. Diesen Bedingungen müssen die gewählten
Kommunikationsformen Rechnung tragen. Sie müssen
außerdem niedrigschwellig ansetzen, d. h. sie müssen die
Menschen darin unterstützten, ihre Scheu, die eigenen
Rechte wahrzunehmen, eigene Bedürfnisse zu artikulieren
und mit anderen etwas gemeinsam zu tun, zu überwinden.

Im Folgenden wird eine summarische Übersicht nach
Beteiligungszielen über methodische Ansätze gegeben, die
in der Stadtteilentwicklung erprobt sind und mit denen in
den letzten Jahren gute Erfahrungen gemacht worden sind
(klassische Ansätze wie z. B. Stadtteilfeste werden nicht
aufgeführt):

– Aktivierung, Artikulation von Meinungen und Interes-
sen: Aktivierende Befragung, Aktivierende Beratung,
Arbeitsbuchmethode, Bürgerausstellung, Bürgerpanel,
Community Organizing, Demokratiewerkstatt, eDe-
mocracy, „Küchentischgespräche“ (PRA – Participatory
Rapid Appraisal), Real Time Strategic Change (RTSC);

– Sammeln von Ideen, Bündelung von Erfahrungen und
Energie, Initiierung öffentlicher Kommunikationspro-
zesse: Moderationsmethoden, Open Space;

– Entwicklung von Leitbildern, Entwicklungsperspekti-
ven und Handlungsoptionen: Szenariotechnik,
Zukunftskonferenz (Future Search), Zukunftswerk-
statt;

– Bearbeitung von Konflikten, Abgleich von Interessen,
Zusammenführung unterschiedlicher Standpunkte:
Walt-Disney-Methode, Mediation, Runder Tisch;

– Einleitung von Planungsprozessen, Mitgestaltung und
Mitbestimmung: Anwaltsplanung, Gemeinsinn-Werk-
statt, Kompetenzwerkstatt, Perspektivwerkstatt, Plan-
ning for Real, Planungswerkstatt, Planungszelle, Bür-
gergutachten, Gemeinwesenarbeit.

Lokale Partnerschaften

Das Gebietsmanagement und insbesondere der Gebiets-
entwickler sind zentrale Bezugsgrößen für die Beteiligung
und Netzwerkarbeit im Stadtteil. Selber als Netzwerk
angelegt, bilden sie den organisatorischen Kern, der die

Aktivierung der vorhandenen Entwicklungspotenziale
zivilgesellschaftlicher Kräfte und die Bündelung der pro-
fessionellen Ressourcen von Einrichtungen, Trägern und
intermediären Akteuren im Stadtteil entscheidend mög-
lich macht. Im Sinne des Grundansatzes integrierter Stadt-
teilentwicklung, die Bevölkerung der Fördergebiete in die
Lage zu versetzen, ihre Lebenswelt und den sozialen
Zusammenhalt wieder aus eigener Kraft zu gestalten,
bedeutet jedoch, dass diese Unterstützungsaufgabe dann
erfolgreich gelöst wird, wenn sie nicht mehr gebraucht
wird (Exit-Strategie).

Ein wichtiger Ansatz zur Erreichung dieses Ziel ist der
Aufbau lokaler Allianzen oder Partnerschaften, die die
Voraussetzungen mitbringen, selber zu einem organisato-
rischen Kern für die Selbstorganisation und -steuerung
(„self-governance“) zivilgesellschaftlicher Leistungen und
Gestaltungsprozesse im Stadtteil zu werden. Als strategi-
sche Netzwerke („Handlungskoalitionen“) haben sie
zudem für die Entwicklung, die Stärkung der Identifika-
tion der Bewohnerinnen und Bewohner mit dem Stadtteil
und die Verbesserung des Stadtteilimages insgesamt einen
hohen Stellenwert und tragen zur lokalen Governance bei.

Über die erforderlichen Voraussetzungen verfügen in
besonderem Maße Netzwerke und Netzwerkkooperatio-
nen sozialer Dienstleister, die mit dem Ziel kooperieren,
unterschiedliche, aber aufeinander bezogene Leistungen
oder Produkte zu erbringen. Zu ihnen gehören „Stakehol-
der“ im Stadtteil wie freie und gewerbliche soziale Träger,
lokale Organisationen, Einrichtungen, Fachämter der Ver-
waltung und die öffentlichen Auftraggeber (Bezirksamt
oder Fachbehörde). Auch Unternehmen wie die Woh-
nungsgesellschaften oder andere Betriebe können an die-
sen Netzwerken beteiligt sein. In der Regel sind es Ver-
trags-Netzwerke, in denen zwischen den Dienstleistern
verbindliche Absprachen über die Erfüllung der Leistun-
gen und die Umsetzung der sozialraumbezogenen Ziele
bestehen. Was sie „zusammenhält“ und ihre Stabilität aus-
macht, ist deswegen die Vertragserfüllung durch die opera-
tive Erstellung von Leistungen.

Eine besondere Form dieser lokalen Partnerschaften sind
Vernetzungen von Leistungsangeboten zu einem lokalen
Zentrum wie beispielsweise community center oder Bil-
dungszentren. Sie können unterschiedlich organisiert und
inhaltlich ausgerichtet sein. Folgende Modelle sind u. a.
möglich:

– Einrichtungs- bzw. Trägerverbund mit kooperativer
Koordinierung, Steuerung und Vermittlung der Einze-
langebote (Koordinierungsteam, gemeinsame Öffent-
lichkeitsarbeit, übergreifendes Raummanagement);

– Räumliche und/oder organisatorische Zusammen-
führung unterschiedlicher Einrichtungen bzw. Träger
und ihrer Angebote „unter einem Dach“ mit gemeinsa-
mer Koordination;

– Integration sozialer und soziokultureller Angebote in
einem gemeinschaftlich genutzten Gebäude in gemein-
samer Trägerschaft, mit gemeinsamen Grundvorstellun-
gen und Handlungszielen sowie einheitlichem Auftritt.

Die Realisierungsmöglichkeiten für solche lokalen Netz-
werk-Zentren sind stark von den örtlichen Bedingungen
abhängig, verallgemeinerbare Vorgehensweisen für ihren
Aufbau gibt es daher nicht. Im Vergleich zu den Hand-
lungskoalitionen sozialer Dienstleister können sie jedoch
Vorteile bieten:
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– Die Übergänge, ja sogar direkte Einbeziehung zivilge-
sellschaftlicher Netzwerke in den Kooperationszusam-
menhang des Zentrums ist einfacher und auf einer sta-
bileren Basis möglich als bei einer „ortlosen“ Netzwerk-
kooperation.

– Selbstorganisierte Aktivitäten und Angebote der
Bewohner können „niedrigschwellig“ die Infrastruktur
des Zentrums mit nutzen und werden auf diese Weise
unterstützt; zugleich erhöht dies die Kommunikations-
funktion des Zentrums und seines Träger-Netzwerkes
für den Stadtteil.

– Die Kooperation hat für die Bewohner einen sichtbaren
Ort und ist daher nicht nur erkennbarer, sondern kann
auch eine Identifikationsfläche bieten.

– Die Leistungen können effizienter erbracht und unter
bestimmten Voraussetzungen auch effektiver und
bedarfsgerechter angeboten werden.

– Ein eigens für das lokale Netzwerk-Zentrum eingerich-
tetes Gebäude kann für den Stadtteil eine städtebauliche
Verbesserung bewirken und zusätzlich die Identifika-
tion der Menschen mit dem Stadtteil erhöhen.

Erfolgreiche Netzwerkkooperationen sozialer Dienstleis-
ter und lokale Netzwerk-Zentren als lokale Partnerschaf-
ten, d. h. „Stakeholder“-Kooperationen, die sowohl über
eigene Ressourcen verfügen als auch bereit sind, für das
lokale Gemeinwesen in eine Mitverantwortung zu gehen,
sind ein großer Schritt in Richtung selbst tragender Struk-
turen im Stadtteil. Sie sollten aber möglichst durch sog.
richtungsoffene Verhandlungsnetzwerke flankiert werden,
in denen sich städtische Instanzen, öffentliche Akteure
und private Interessensgruppen auf einer politisch-strate-
gischen Ebene über mittel- bis langfristige Entwicklungs-
optionen und Ressourcenverteilungen abstimmen. Solche
„Policy“-Netzwerke organisieren sich entlang von Fachpo-
litiken (Handlungsfelder) und auch wenn sie lokal ausge-
richtet und in ihnen wichtige lokale Schlüsselpersonen
vertreten sind, können sie einen über den Stadtteil hinaus-
gehenden Aktionsradius haben, der in diesem Fall für den
Stadtteil von besonderem Wert sein kann. Dabei muss es
jedoch das Ziel sein, dass derartige Verhandlungsnetz-
werke einzeln, aber vor allem im Verbund mehrerer Hand-
lungsfelder Partnerschaften für den Stadtteil eingehen. Es
ist Aufgabe des Gebietsmanagements – insbesondere der
Gebietskoordinatoren – diese Partnerschaften aufzubauen
und die Verbindung zwischen diesen politischen Netz-
werken sowie den professionellen und zivilgesellschaftli-
chen Netzwerken herzustellen.

Die erfolgreiche Initiierung lokaler Partnerschaften auf
der Ebene operativer Leistungserbringung ist an einige
unabdingbare Bedingungen gekoppelt:

1. Den Netzwerk-Akteuren müssen echte Kompetenzen
übertragen und ein autonomer Handlungsraum einge-
räumt werden. Ohne die Entfaltung lokaler Gover-
nance-Strukturen kann von ihnen keine Bereitschaft
zur Übernahme von Mitverantwortung für die Gebiets-
entwicklung erwartet werden.

2. Wie für alle Netzwerke gilt auch für diese Netzwerkko-
operation, dass sie nur dann die zugeschriebenen Aufga-
ben effektiv bewältigen kann, wenn sie für die Aufga-
benstellung adäquat zusammengesetzt ist und sich die
entscheidenden Schlüsselakteure bzw. Netzwerke an ihr
beteiligen.

3. Die Initiierung, Moderation und das Unterstützungs-
Management des Vertrags-Netzwerks sozialer Dienst-
leister stellen hohe Anforderungen an das Gebietsmana-

gement. Nicht nur, dass es sich bei dieser Netzwerkko-
operation um eine hybride Kooperationsform handelt,
in der sich Elemente eigenständig horizontaler, hierar-
chischer und marktförmiger Koordination und Steue-
rung mischen, sondern die beteiligten Träger stehen
teilweise auch in Konkurrenz zu einander. Zunächst
bedarf es einer sorgfältigen Vorbereitung und Planung.
Anknüpfend an die Bestandsaufnahme der Interessens-
gruppen im Gebiet und ihrer Ansprüche bzw. Interessen
in der Problem- und Potenzialanalyse müssen die poten-
ziellen Kooperationspartner, die Vernetzungen, in die
sie möglicherweise bereits eingebunden sind, sowie ihre
professionelle Kompetenz und materiellen Ressourcen
bewertet werden. Auf der Basis der Bewertungsergeb-
nisse ist eine vorläufige Auswahl in Frage kommender
Akteure vorzunehmen, mit denen Gespräche über die
Möglichkeiten und Bereitschaft für die Entwicklung
gemeinsamer Handlungsziele und eine Netzwerkbil-
dung aufgenommen werden. Diese sollten in konkrete
Kooperationsverhandlungen einmünden, an deren
Ende die Festlegung der Kooperationspartner steht, mit
denen eine Vereinbarung oder ein Vertrag abgeschlossen
wird. Unterstützung und Steuerung der Netzwerkko-
operation verlangen neben einem konsequenten
Projektmanagement vom Gebietsmanagement u. a., die
unterschiedlichen Interessen, Machtasymmetrien und
Konflikte auszugleichen und einzugrenzen, Zuständig-
keiten und Verantwortlichkeiten auszutarieren, die
Fortschreibung der gemeinsamen Ziele und Zielverein-
barungen zu moderieren, Spielräume für die Eigenstän-
digkeit der Partner und ihrer spezifischen „Organisati-
onskulturen“ herzustellen und die Offenheit der Ko-
operation nach außen und für neue Partner zu
gewährleisten.

Mindeststandards der örtlichen Infrastruktur für Beteili-
gung und Aktivierung

Beteiligung, Aktivierung und Bürgerengagement brau-
chen auf der örtlichen Ebene im Stadtteile eine Infrastruk-
tur. Generelles Ziel muss es sein, im Stadtteil „Gelegen-
heitsstrukturen“ zu schaffen. Zur Mindestausstattung in
den Fördergebieten gehören jedoch folgende Elemente:

– Verlässliche und kompetente Ansprechpartner vor Ort;

– ein Stadtteilbüro, das als Anlaufstelle, Treffpunkt und
Kommunikationsort dient und eine gewisse technische
Infrastruktur zur Unterstützung der verschiedenen
Beteiligungsgremien vorhält;

– ein Verfügungsfonds.

Dem Verfügungsfonds kommt ein besonderer Stellenwert
zu, da er sich sowohl für die Beteiligung als auch die Akti-
vierung als besonders wirkungsvoll erwiesen hat. In jedem
Fördergebiet soll deswegen mit Beginn der Arbeiten an
dem integrierten Entwicklungskonzept ein Verfügungs-
fonds eingerichtet werden, der jährlich mit bis zu 30 Tsd.
Euro ausgestattet ist. Verwaltung und Bewilligungsverfah-
ren des Fonds sollen möglichst weitgehend auf Beteili-
gungsgremien im Stadtteil übertragen werden und
unbürokratisch sein. Sie müssen sicherstellen, dass die
Beteiligten im Stadtteil echte Mitwirkungsmöglichkeiten
bei den Entscheidungen über die aus dem Fonds zu finan-
zierenden Maßnahmen und Projekte haben.

Förderlich für die Bürgerbeteiligung und das Bürgerenga-
gement ist außerdem, wenn Gemeinschaftseinrichtungen
im Stadtteil (z. B. Bürgerhäuser, Nachbarschaftstreffs,
Jugendhäuser) für die Selbstorganisation oder zumindest
Mitgestaltung durch die Bewohnerinnen geöffnet werden.
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Wo die örtlichen Bedingungen dies zulassen, sollten Ein-
richtungen wie Freiwilligenagenturen, Selbsthilfekontakt-
stellen und Seniorenbüros eingerichtet werden.

7. Methoden und Handlungsansätze

7.1 Gebietsmanagement

In jedem Fördergebiet wird ein Gebietsmanagement (GM)
eingerichtet. dessen Arbeit mit der Aufnahme des Gebiets
in die Programmförderung beginnt. Das Gebietsmanage-
ment ist ein wesentlicher Teil der Gesamtverantwortung
der Bezirksämter für die operative Programmumsetzung
in den Fördergebieten in ihrem Bezirk. (Zur Gesamtver-
antwortung im Einzelnen siehe das Kapitel 8.4; Aufbauor-
ganisation). Die Einrichtung des Gebietsmanagements,
die Auswahl seiner Mitglieder sowie die Auswahl und
Berufung des Gebietsentwicklers obliegen den Bezirksver-
waltungen.

Das Gebietsmanagement ist das entscheidende strategi-
sche Handlungssystem, das in den Stadtteilen die Pro-
grammziele und die jeweiligen Gebietsziele umsetzt.
Dabei wird von einem umfassenden Verständnis von
Gebietsmanagement ausgegangen: Es umfasst den gesam-
ten Steuerungsprozess zur Integration der verschiedenen
Politik- und Handlungsfelder, zur Vernetzung lokaler
Strukturen und Akteure sowie zur Umsetzung einer inte-
grierten Entwicklungsstrategie. Es koordiniert und mode-
riert das formelle und informelle Zusammenwirken von
privaten und öffentlichen, politischen und nicht-politi-
schen Akteuren in der Entwicklung eines Stadtteils mit
dem Ziel, die vorhandenen isolierten Leistungen und die
Möglichkeiten der beteiligten Träger, Einrichtungen und
intermediären Akteure zu einem zusammenhängenden
Prozess zu bündeln und gleichzeitig die vorhandenen Ent-
wicklungspotenziale der Bevölkerung im Stadtteil zu akti-
vieren und zu stärken. Das Gebietsmanagement hat den
Auftrag, gezielt selbst tragende und nachhaltig wirksame
personelle und materielle Strukturen aufzubauen, die es
einem Stadtteil perspektivisch ermöglichen, seine Ent-
wicklung auf der Basis regulärer öffentlicher Daseinsvor-
sorge aus eigener Kraft zu gestalten. In seiner Aufgaben-
wahrnehmung sind die Dimensionen sozialer, ökonomi-
scher, kultureller, ökologischer und baulich-räumlicher
Quartiers-Regeneration gleichrangig. Die zentralen Hand-
lungsprinzipien seines Vorgehens sind gebietsbezogen,
ganzheitlich, prozesshaft, bewohnerorientiert, milieuange-
passt und realistisch.

Gebietsmanagement als Netzwerk

Das Gebietsmanagement ist keine Aufgabe eines einzelnen
Akteurs, beispielsweise des Gebietsentwicklers, allein. Es
ist ein sozialräumlich organisiertes Handlungssystem, das
sich im Kern aus der Bezirksverwaltung, den Gebietsent-
wicklern und den Organisationen im Quartier, wie dem
Stadtteilbüro und dem Stadtteilbeirat, zusammensetzt.
Diese Netzwerkstruktur trägt in mehrfacher Weise den
besonderen Erfordernisse des Managements von Quartier-
entwicklungsprozessen Rechnung. Die ziel- und ergebnis-
orientierte Steuerung des Gesamtprozesses verlangt die
Vorgabe grundlegender Ziele, die Zuweisung von Ressour-
cen, die Festlegung zu beteiligender Akteure, die Vereinba-
rung von Kooperationen, Meilensteinen und Ergebnissen
sowie deren Bewertung – also im Wesentlichen eine Top-
Down- Vorgehensweisen. Gleichzeitig bedarf es Koopera-
tionsformen, die im Sinne des Subsidiaritätsprinzips die
Verantwortung und Entscheidungen möglichst ins Quar-
tier auf bürgernahe Ebenen verlagern und die damit auf

Selbstbindung und Selbstorganisationskraft der beteilig-
ten Akteure setzen. Diese Bottom-up-Vorgehensweise zielt
auf die erforderliche Vertrauens- und Konsensbildung,
respektiert die Selbständigkeit der Beteiligten und stellt
die gemeinsame Suche von Problemlösungen in den Vor-
dergrund.

Grundlegende Ziele und Aufgaben des Gebietsmanage-
ments

Hauptziel des Gebietsmanagement ist es, die Lebensbe-
dingungen der Menschen in benachteiligten Quartieren
spürbar und dauerhaft zu verbessern. Je nach Lage im För-
dergebiet gehören hierzu die fachlichen Ziele der unter-
schiedlichen Handlungsfelder (s. Kapitel 5; Thematische
Handlungsfelder). Zu diesem Zweck verfolgt das
Gebietsmanagement vor allem folgende Strategien:

– Integrierung der verschiedenen Dezernate bzw.
Fachämter zu einem abgestimmten Vorgehen im Sinne
der Entwicklungsziele des jeweiligen Gebiets;

– Vernetzung der Fachämter mit freien Trägern und loka-
len Diensten, Einrichtungen, Vereinen, Verbänden und
Initiativen;

– Aufstellung integrierter Budgets für die Maßnahmen
und Projekte in den einzelnen Fördergebieten;

– Aktivierung der Bewohnerschaft und der Akteuren der
lokalen Wirtschaft zur Mitwirkung am Gebietsentwick-
lungsprozess;

– Entwicklung und Realisierung von Organisationsstruk-
turen und Managementformen, die geeignet sind, das
Hauptziel und die jeweiligen fachlichen Ziele zu beför-
dern;

– Initiierung einer strukturbildenden und nachhaltigen
Entwicklung im Fördergebiet;

– Aus diesen Zielen leiten sich für das Gebietsmanage-
ment u. a. folgende zentrale Aufgaben her:

– Umsetzung geeigneter Formen direkter, projektbezoge-
ner Beteiligung der unterschiedlichen Bewohnergrup-
pen im Fördergebiet und ihrer Aktivierung;

– Schaffung geeigneter Organisationen für die Beteili-
gung und Vernetzung institutioneller und privater
Akteure im Quartier;

– Realisierung geeigneter Organisationsformen und
Foren für Interessen und Problemlösungsansätze der
Bewohnerschaft und anderer lokaler Akteure im Quar-
tier sowie ihre Moderierung und Mediation;

– Aufbau gebietsbezogener Kommunikations- und
Kooperationsstrukturen, die sowohl vertikale als auch
horizontaler Akteursfelder verbinden;

– Praktische Zusammenführung der jeweiligen in einem
Fördergebiet erforderlichen Handlungsfelder und
Fachaufgaben;

– Aufbau, Pflege und Steuerung geeigneter strategischer
und sozialer Netzwerke;

– Bündelung von personellen und materiellen Ressourcen
für die Aufgaben im Quartier und Akquisition zusätzli-
cher lokaler (auch privater) Mittel;

– Erarbeitung und Fortschreibung integrierter Entwick-
lungskonzepte;

– Controlling der Umsetzung von Maßnahmen und Pro-
jekten sowie des Mitteleinsatzes;
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– Kontinuierliche Bewertung der Zielerreichung von
Projekten, der Netzwerkkooperationen und des Ge-
bietsentwicklungsprozesses insgesamt;

– Monitoring der sozialen Entwicklung im Gebiet (auch
nach Abschluss der Programmförderung);

– Vorbereitung der Bilanzierung des Gebietsentwick-
lungsprozesses zum Ende der Förderung;

– Nachsorge und Verstetigung nach Beendigung der Pro-
grammförderung.

Organisation des Gebietsmanagements

Das Gebietsmanagement umfasst drei Ebenen, deren
Zusammenspiel seine Gesamtorganisation bilden (vgl.
Grafik S. 86).

1. Die Ebene der Verwaltung:

Die Verwaltungsebene verantwortet im Rahmen des
Gebietsmanagements die grundlegenden Vorgaben für
die jeweilige Gebietsentwicklung und ihre ergebnisori-
entierte Steuerung.

So wie die behördenübergreifende Kooperation auf Pro-
grammebene eine zentrale Voraussetzung für seinen
Erfolg insgesamt ist, ist die fächerübergreifende Koope-
ration in den Bezirksämtern eine entscheidende Bedin-
gung für die erfolgreiche Umsetzung der Gebietsent-
wicklungsprozesse in den Fördergebieten. Es sollte
deswegen ein „Koordinierungskreis Integrierte Stadt-
teilentwicklung“ (KK) eingerichtet werden, in dem die
dezernats- und fachamtsübergreifende Abstimmung
und Steuerung des Bezirksamts für die Integrierte
Stadtteilentwicklung im Sinne des Programms erfolgt.
Der Koordinierungskreis sollte die für die operative
Umsetzung erforderlichen Entscheidungen über Kon-
zepte, Vorgehensweisen, Maßnahmen und Projekte tref-
fen, die erforderlichen Prioritäten und Umsetzungs-
schritte festlegen sowie die praktischen Schlussfolge-
rungen aus dem Controlling und der Evaluation
(Selbst-Evaluation) für die Bezirksamtsleitung aufberei-
ten.

Der ständige Kern des Koordinierungskreises soll aus
Vertreterinnen und Vertretern der beteiligten Dezernate
und Fachämter, den bezirklichen Gebietskoordinatoren
(s. u.) und den Gebietsentwicklern gebildet werden. Ver-
treterinnen und Vertreter der Fachbehörden sollen bei
besonderem Bedarf (insbesondere wenn die Fachbehör-
den eigene Projekte in einem Fördergebiet betreuen)
hinzugezogen werden. Gleichfalls sollen bei Bedarf auch
die Akteure aus den Fördergebieten (wie z. B.
SAGAGWG) hinzugezogen werden können. Es soll nur
einen Koordinierungskreis für alle Fördergebiete eines
Bezirks geben.

Die nötige querschnittsorientierte und horizontale Inte-
gration und Koordination der fachlichen Steuerung
muss, wenn sie den praktischen Anforderungen der
Umsetzung in den Fördergebieten gerecht werden soll,
möglichst schlank, flexibel und zeitnah agieren können
und sie muss sowohl verwaltungsintern als auch für alle
verwaltungsexternen Akteure einen klar definierten
„Brückenkopf“ haben. In den Bezirksämtern sollen
Gebietskoordinatoren (GK) benannt werden, die die
laufende Arbeit zwischen den verschiedenen Dezerna-
ten und Fachämtern im Bezirksamt koordinieren, die
Geschäfte des Koordinierungskreises führen und vor
allem zentrale Ansprechpartner sowohl für die Gebiets-
entwickler als auch die Akteure im Quartier sind. Die
Gebietskoordinatoren sind für die laufenden Geschäfte

der Gebietsentwicklung, die Durchführung des laufen-
den Controllings und die erforderlichen Rückkopp-
lungsprozesse aus der Verwaltung und in die Verwaltung
zuständig und sollen mit entsprechenden Handlungsbe-
fugnissen ausgestattet sein. Sie sollen die Bezirksamts-
leitungen direkt informieren können. Für alle Förder-
gebiete eines Bezirks soll es möglichst nur einen
Gebietskoordinator geben.

2. Die intermediäre Ebene:

Die Gebietsentwickler sind der Motor der Gebietsent-
wicklung; sie tragen Impulse in das Quartier, treiben die
Prozesse voran, steuern sie, tragen die Wünsche und
Ideen der Bewohnerinnen und Bewohner aus dem
Quartier zusammen und bündeln sie, indem sie eine
begründete Auswahl vornehmen. Entscheidend für den
Erfolg ihrer Arbeit ist, dass sie für ihre Mittlerrolle die
notwendige Unabhängigkeit haben und Neutralität
wahren. Als Bindeglied zwischen Gebiet und Verwal-
tung obliegt ihnen sicherzustellen, dass einerseits die
grundlegenden Zielvorgaben, Ressourcenzuweisungen
und Steuerungsvorgaben der Verwaltung ins Quartier
vermittelt werden und andererseits die Initiativen,
Impulse und Ziele aus den lokalen Prozessen in die Ver-
waltung (und Politik) kommuniziert werden. Die
Gebietsentwickler sind zuständig für die zentralen prak-
tischen Entwicklungs-, Koordinations-, Vermittlungs-
und Vernetzungsaufgaben im Fördergebiet. (Zu den
sich hieraus im Einzelnen ergebenden Anforderungen
und Aufgaben für den Gebietsentwickler s. die entspre-
chenden Abschnitte unten.)

3. Die Ebene des Gebiets:

Die Quartiersebene ist die Basis für die Realisierung des
gesamten Gebietsentwicklungsprozesses. Entschei-
dende Akteure der Vor-Ort-Ebene sind vor allem die
gebietsbezogenen Einrichtungen, gruppenspezifischen
Initiativen und Zusammenschlüsse sowie die aktive
Bewohnerschaft. Sie sollen an der Erstellung des Ent-
wicklungskonzepts mitwirken, die Organisierung von
Quartiersprozessen und projektbezogenen Beteili-
gungsverfahren unterstützen, Kontakte zur nicht-akti-
ven Bewohnerschaft herstellen und auch als Zuwen-
dungsempfänger selber Projekte durchführen. Für die
Absicherung und Nachhaltigkeit der Erfolge nach Aus-
laufen der Programmförderung (Nachsorge, Versteti-
gung) kommt der in Netzwerken organisierten Quar-
tiersebene eine besonders wichtige Rolle zu (vgl. im Ein-
zelnen das Kapitel 6; Bürgerbeteiligung und
-aktivierung).

Das Gebietsmanagement bezieht auf der Quartiersebene
zu seiner Aufgabenerfüllung insbesondere Vor-Ort-
Organisationen wie das Stadtteilbüro und den Stadtteil-
beirat ein, aber auch temporäre, auf Einzelprojekte
bezogene Instrumente der Bürgerbeteiligung spielen
hier eine Rolle. Schließlich ist auch der Verfügungs-
fonds ein wichtiges Steuerungsinstrument.

Aufgaben, Arbeitsweise und Anforderungsprofil der
Gebietsentwickler

Die wichtigste Aufgabe der Gebietsentwickler (GE) liegt in
der Aktivierung und Einbindung der endogenen Poten-
ziale der Quartiersbevölkerung, in der Vertrauensbildung
im Quartier durch die Förderung von Begegnungen und
gemeinsamen Aktivitäten zwischen den unterschiedlichen
sozialen und kulturellen Milieus sowie in der Moderation
und dem behutsamen Management von Konflikten inner-
halb des Stadtteils und zwischen Stadtteilinteressen und
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externen Interessenslagen (z. B. der Verwaltung). Von
ebenso zentraler Bedeutung sind der Aufbau, die Pflege
und Steuerung sozialer Netzwerke und die Vernetzung der
gebietsbezogenen Einrichtungen, Institutionen und sozia-
len Angebote mit dem Ziel, sowohl die sektoralen und
institutionellen Barrieren zu überwinden, als auch
milieuübergreifendes Handeln zu ermöglichen. Es ist
nicht die Aufgabe der Gebietsentwickler selber Projekte
durchzuführen. Im Sinne ihres Netzwerkauftrages sollen
sie jedoch Projektideen initiieren („Werkstätten“), die
möglichen Partner und Ressourcen für ein Projekt zusam-
menbringen und die Machbarkeit einer Projektidee unter
Einbindung lokaler Netzwerke überprüfen.

Weitere Aufgaben der Gebietsentwickler sind:

– Vorbereitung der Erstellung, Fortschreibung und Ver-
folgung integrierter Entwicklungskonzepte mit Zeit-
und Maßnahmeplänen unter aktiver Einbeziehung der
Bevölkerung im Fördergebiet;

– Vorbereitung konkreter Finanzierungs- und Umset-
zungspläne für die Beantragung von Projektmitteln;

– Abstimmung der lokalen Aufgaben mit der Verwal-
tungsebene und Beratung der Verwaltung;

– Erfassung, Aktivierung und Bündelung personeller und
materieller Potenziale und Ressourcen im Quartier;

– Organisation, Besetzung und Betrieb einer Anlaufstelle
im Quartier (Ort-vor-Ort, Stadtteilbüro), Organisierung
eines Stadtteilbeirates bzw. vergleichbarer Beteiligungs-
gremien und treuhänderische Bewirtschaftung des Ver-
fügungsfonds;

– Organisation von Beteiligungs- und Kooperationsfor-
men für die Bewohnerschaft, die lokale Wirtschaft und
die Träger von Einrichtungen und Diensten/Angebo-
ten;

– Durchführung und Moderation von Veranstaltungen
für die einzelnen Beteiligungskreise und Kooperations-
gremien;

– Anregung und Initiierung lokaler Partnerschaften;

– Initiierung von Maßnahmen und Projekten der
Beschäftigungsförderung, der Kinder- und Jugendar-
beit, der Verbesserung lokaler Einrichtungen und örtli-
cher Infrastruktur, der Kriminalprävention, der Sozio-
kultur und der Bildung, Beratung und Betreuung, der
lokalen Ökonomie, der quartiersbezogenen Wirtschafts-
förderung und der sozialräumlichen Förderung von
Identitätsbildung und Imageverbesserung, der bauli-
chen Modernisierung und Instandsetzung, für Um- und
Ergänzungsbauten sowie Neubauten, Nutzungsände-
rungen und Abbrüchen, der Wohnumfeldverbesserung,
der Freiraumgestaltung und für Verkehrsanlagen, des
Umweltschutzes, der Neuausrichtung der Wohnungsbe-
wirtschaftung und der Entwicklung bedarfs- und
milieugerechter Belegungskonzepte;

– Vorbereitung von Anträgen für Ordnungsmaßnahmen
und Sozialplanleistungen an die Finanzbehörde und
Durchführung des Sozialplans nach § 180 BauGB sowie
Entwürfe für schriftliche Stellungnahmen zu genehmi-
gungspflichtigen Vorhaben und Rechtsvorgängen nach
§§ 24, 144 und 163 BauGB;

– Gewährleistung der nötigen Information und Transpa-
renz der Verfahren sowie von Klarheit über die Spiel-
räume der lokalen Einflussnahme;

– Verantwortliche Durchführung von Moderations- und
Mediationsaufgaben (Dialogmanagement);

– Quartiersbezogene Öffentlichkeitsarbeit;

– Durchführung bzw. Unterstützung des Maßnahme- und
Projekt-Controllings sowie Dokumentation und
Berichterstattung;

– Selbst-Evaluierung und Unterstützung von Wirkungs-
und Erfolgskontrollen (Evaluation).

Das Spektrum der Aufgaben kann in Abhängigkeit von der
spezifischen Situation im Fördergebiet variieren; nicht in
jedem Fördergebiet kommen alle Aufgaben in gleicher
Weise zum Zuge.

Die Arbeitsweise der Gebietsentwickler orientiert sich an
den Methoden des Projektmanagements und ist interdiszi-
plinär. Zur erfolgreichen Bewältigung des breiten Aufga-
benspektrums sind professionelle Fach- und Methoden-
kompetenzen sowie Schlüsselqualifikationen der Gebiets-
entwickler gefordert. Zu ihnen gehören u. a.:

– gute fachliche Grundlagenkenntnisse und praktische
Erfahrungen in den Bereichen Stadtteilentwicklung
und Stadterneuerung sowie Soziales, Gemeinwesenar-
beit, Beschäftigungspolitik und Ökonomie;

– Kenntnisse und Erfahrungen im Umgang mit planungs-
rechtlichen Grundlagen wie z. B. vorbereitende Unter-
suchungen nach § 141 BauGB;

– Kompetenzen und Erfahrungen in der Konzept- und
Strategieentwicklung und Kenntnisse in Methoden der
Informationserhebung und Bedarfsfeststellung in
unterschiedlichen sozialen Gruppen einschl. Erstellung
von Bedarfsanalysen, Bestandsaufnahmen, Aufberei-
tung statistischen Materials und Evaluation;

– gründliche Kenntnisse und Erfahrungen in den Metho-
den der Bürgerbeteiligung und Bewohneraktivierung
sowie ihrer situationsgerechten Anpassung;

– hohe Organisations- und Methodenkompetenz in der
Durchführung unterschiedlicher situationsbezogener
Veranstaltungsformate (Vernetzung, Beteiligung, Akti-
vierung) sowie in der Motivierung und teamorientierten
Steuerung von Projektgruppen;

– ausgezeichnete Dialog-, Kommunikations- und Team-
fähigkeiten (Gesprächsführung, Präsentation, Öffent-
lichkeitsarbeit) sowie Moderations- und Mediations-
kompetenzen;

– ausgeprägte interkulturelle und intersoziale Kompeten-
zen und Mehrsprachigkeit;

– praktische Erfahrungen mit Projektmanagement und
Prozesssteuerung;

– Kenntnisse der kommunalen und lokalen Akteursszene
sowie der Vor-Ort-Bedingungen;

– eingehende Verwaltungskenntnisse.

Rahmenbedingungen und Organisationsform der Gebiets-
entwickler

Für eine erfolgreiche Arbeit benötigen die Gebietsent-
wickler nicht nur die entsprechenden Kompetenzen, son-
dern insbesondere auch ausreichend zeitliche, finanzielle
und soziale Ressourcen. Diese müssen strukturell aufgabe-
nadäquat und dem erforderlichen Qualifikationsprofil
angemessen sein. Im Einzelnen sollten die Ressourcen für
die Gebietsentwickler an der Größe und den Anforderun-
gen des jeweiligen Fördergebiets ausgerichtet werden. Die
Schwerpunkte, der Aufgabenumfang und die (Qualifikati-
ons-) Anforderungen an die Gebietsentwickler in einem
bestimmten Fördergebiet werden in der Problem- und
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Potenzialanalyse vorläufig eingestuft; endgültig werden
sie im integrierten Entwicklungskonzept definiert.

Angesichts der fächerübergreifenden Anforderungen an
die Gebietsentwickler sollten auch Teamlösungen in
Betracht gezogen werden, in denen mindestens ein Mitar-
beiter mit planerischen und einer mit sozialpädagogischen
und/oder ökonomischen Qualifikationen vertreten ist. Um
den spezifischen Aufgaben kultureller und ethnischer
Integration Rechnung zu tragen, bedarf es außerdem in
verstärktem Maß Gebietsentwickler mit Migrationshinter-
grund und Mehrsprachigkeit.

Ein Gebietsentwickler bzw. der Träger eines Gebietsent-
wicklers soll nicht als Träger einer Maßnahme oder eines
Projektes im gleichen Gebiet tätig werden.

Auftraggeber der Gebietsentwickler sind die Bezirksämter.
Um für alle Seiten die nötige Planungssicherheit zu
gewährleisten und für die Gebietsentwickler ein vertretba-
res Verhältnis zwischen Arbeitsbedingungen und den von
ihnen geforderten Qualifikationen zu wahren, sollen die
Verträge auf vier Jahre befristet sein und eine Verlänge-
rungsoption über weitere drei Jahre enthalten. Die materi-
elle Ausstattung orientiert sich an den Anforderungen des
jeweiligen Fördergebiets, wie sie in der Problem- und
Potenzialanalyse und im integrierten Entwicklungskon-
zept definiert sind. Neben den Honoraren und notwendi-
gen Sachmitteln wird im Rahmen vorhandener Mittel ein
Gebietsentwicklerfonds in Höhe von 20 Tsd. Euro p.a. für
die vertraglich geregelte freie Verwendung zur Initiierung,
Unterstützung und Ergänzung kleiner Maßnahmen und
Aktivitäten eingerichtet, um von ihm eingeleitete Prozesse
zu fördern und zu beschleunigen. Die Anforderungen und
Aufgabenstellung sollten vertraglich möglichst präzise
und klar festgelegt sein. Sie sollten die ausdrückliche
Anerkennung der Mittlerfunktion des Gebietsentwicklers
enthalten. Neben der Leistungsbeschreibung sollten zu
den unverzichtbaren Inhalten des Vertrages außerdem fol-
gende Punkte gehören:

– Operationalisierung der zu erreichenden Ergebnisse in
Form konkreter Maßnahmen,

– Festlegung von finanziellen Ressourcen,

– Angabe von Indikatoren zur Bewertung der erreichba-
ren Ergebnisse,

– Art und Weise sowie Häufigkeit der Berichterstattung
(Controlling),

– Anreize für den Auftragnehmer sowie Sanktionierungs-
und Eingriffsmöglichkeiten für den Auftraggeber.

Weiterqualifikation und Schulungen für Gebietsmanage-
ment

Die klassischen Ausbildungsgänge tragen den professio-
nellen Anforderungen integrierter Gebietsentwicklung
kaum Rechnung. Auch im Rahmen gängiger Berufspraxis
lassen sich Fähigkeiten und Erfahrungen in der interdiszi-
plinären Arbeitsweise, in der sozialraumorientierten Ver-
netzung oder in den Methoden der Beteiligung, Aktivie-
rung und Projektsteuerung nur schwer systematisch
erwerben. Gleiches gilt für die klassischen Verwaltungs-
laufbahnen.

Im Kontext des Programms Integrierte Stadtteilentwick-
lung werden deshalb für die professionellen Akteure in den
Gebietsmanagements geeignete Weiterbildungs- und
Schulungsangebote durchgeführt. Sie zielen sowohl auf
den Schulungsbedarf einzelner Gruppen (z. B. Gebietsent-
wickler) als auch auf die Vermittlung systemischer Kompe-
tenzen in konkreten Arbeitszusammenhängen. Die
Schulungen werden handlungsorientiert ausgelegt und
praktische Aufgabenstellungen aus der alltäglichen Arbeit
aufgreifen. Sie werden darüber hinaus durch Handlungs-
Leitfäden, Orientierungsmaterialien (wie z. B. „För-
derfibel“) oder geeignete Informationsportale im Internet
flankiert.

Weitere Einzelheiten hierzu finden sich im Kapitel 8.3;
Wissens- und Erfahrungsaustausch.
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7.2 Integrierte Entwicklungskonzepte

Integrierte Entwicklungskonzepte (IEK) sind ein wesent-
liches Steuerungs- und Koordinierungsinstrument der
Integrierten Stadtteilentwicklung, ihnen kommt daher für
die Umsetzung des Programms eine strategische Bedeu-
tung zu. Bereits ihre Erarbeitung und Fortschreibung tra-
gen zur Aktivierung der lokalen Potenziale bei und fördern
die nötige Kommunikation zwischen den örtlichen Akteu-
ren, Gebietsentwicklern, dem Gebietsmanagement und
der Verwaltung. Sie erfüllen im besten Sinne eine vertrau-
ensbildende Funktion zwischen allen Beteiligten. In der
Umsetzung liefern integrierte Entwicklungskonzepte für
die Gebietsentwickler und die Gebietsmanagements die
zentrale Orientierung für die Prozesssteuerung, Projekt-
entwicklung und Mittelbündelung; außerdem sind sie
Grundlage für die laufende Überprüfung der eingeschla-
genen Strategie und gewählten Arbeitsschwerpunkte. Für
die aktiven Bürgerinnen und Bürger bieten sie den
Bezugsrahmen für die vereinbarten Ziele, Problemlösun-
gen und Schwerpunkte der Gebietsentwicklung; für Ein-
richtungen und privates Engagement bedeutet dies kon-
kret: Planungssicherheit. Für die Fachbehörden sind sie
die Basis für die erforderlichen Mittelbedarfe und liefern
neben den Anknüpfungspunkten der fachübergreifenden
Kooperation sowohl die strategische Orientierung als auch
den operativen Rahmen für die Erreichung ihrer fachli-
chen Ziele und die Realisierung von Projekten in ihrer
fachlichen Verantwortung.

Als Beschluss der Senatskommission sind die integrierten
Entwicklungskonzepte verbindliche Grundlage für den
Ressourceneinsatz der beteiligten Behörden, Ämter und
Bezirksämter im Rahmen des Programms integrierte
Stadtteilentwicklung. Sie sind daher sowohl für die
Bezirksämter als auch die programmsteuernde Behörde
die entscheidende Grundlage für die Mittelbeantragung, 
-bewilligung und -kontrolle sowie ein unverzichtbares
Planungsinstrument, um die Programmziele in den Gebie-
ten stringent und ressortübergreifend umzusetzen, die
Prozesse entsprechend zu steuern und zu controllen sowie
die Ergebnisse und Wirkungen zu evaluieren.

Integrierte Entwicklungskonzepte als dynamischer Prozess

Die Aufstellung eines integrierten Entwicklungskonzepts
steht am Anfang jedes Gebietsentwicklungsprozesses. Es
leitet ihn konkret ein und soll die zentrale Handlungs-
grundlage für ihn schaffen. Gleichzeitig soll es unter akti-
ver Beteiligung der Öffentlichkeit, der Bürger und der
Akteure vor Ort erarbeitet werden. Insgesamt hängt der
Erfolg der Gebietsentwicklung in hohem Maße von seiner
Qualität ab, so dass sich von Anbeginn hohe Anforderun-
gen an das Konzept stellen. Diese scheinen sich jedoch
teilweise zu widersprechen. So soll ein integriertes Ent-
wicklungskonzept beispielsweise abgestimmte Ziele for-
mulieren, aber gleichwohl ergebnisoffen und fortschrei-
bungsfähig sein; es soll gebietsspezifisch sein, gleichzeitig
aber mit Konzepten aus anderen Gebieten verglichen wer-

Grafik Gebietsmanagement
(Durchführungsebene)
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den können; es soll Handlungssicherheit bieten, aber auch
Raum für Experimente schaffen oder es soll allgemeinver-
ständlich und knapp abgefasst sein, gleichzeitig aber aus
wissenschaftlichen Analysen abgeleitet und fachlich fun-
diert begründet werden.

Diese und andere „Gegensätze“ resultieren aus der grund-
legenden Prozessorientierung, den Gestaltungsspielräu-
men sowie der lokalen Selbstorganisation und Entwick-
lungsdynamik integrierter Stadtteilentwicklung. Für die
integrierten Entwicklungskonzepte bedeutet dies, dass sie
keinen einmaligen, abgeschlossenen Planungsschritt
darstellen, sondern in der Wechselwirkung von Analyse,
Strategie, Umsetzung und Zielerreichung fortlaufend wei-
terentwickelt werden. Die integrierten Entwicklungskon-
zepte dokumentieren die Differenz zwischen Zielvorstel-
lungen und tatsächlichen Ergebnissen, den Abgleich zwi-
schen Soll und Ist (Controlling) und machen sie damit im
laufenden Prozess der Reflexion und Korrektur zugäng-
lich. Sie sind ein wichtiges Instrument, Lernnetzwerke zu
bilden und kollektive Lernprozesse in Gang zu bringen, 
d. h. das Gebietsmanagement zu einer lernenden Organisa-
tion zu entwickeln, so dass neue Problemlösungs- und
Handlungskompetenzen entstehen und sich unter allen
Prozessbeteiligten eine gemeinsame Vision für das Quar-
tier und wirkliche Teilnehmerschaft herausbilden können.

Konkret bedeutet dies, dass weder die gesamte Problem-
analyse noch alle Ziele noch alle Projekte in der ersten Fas-
sung eines integrierten Entwicklungskonzeptes als abge-
schlossen und endgültig festgelegt dargestellt werden kön-
nen und dieses auch nicht versucht werden sollte. Im
Gegenteil kommt es darauf an, dass offene oder noch
ungelöste Fragen, Zielperspektiven und Projekte dargelegt
werden, ihr Stellenwert im Kontext des gesamten Zielsy-
stems, für die eingeschlagene Entwicklungsstrategie und
für die operative Umsetzung präzise eingeordnet und
bewertet (Kohärenz) und angegeben wird, mit welchen
Schritten eine Lösung in welchem Zeitrahmen herbeige-
führt werden soll.

Angesichts der prinzipiellen Unabgeschlossenheit inte-
grierter Entwicklungskonzepte kommt zwei Instrumenten
ein besonderes Gewicht zu: die Fortschreibung der Kon-
zepte und die Evaluation. Sie sind Motor und Garant für
die laufende Weiterentwicklung und Konkretisierung von
Analyse, Zielen und Projekten und können die für sie
erforderliche vernetzte Kommunikation und Verständi-
gungsprozesse zwischen den beteiligten Akteuren und den
unterschiedlichen Ebenen gewährleisten.

Grundlegende Anforderungen und Voraussetzungen

Der Charakter der integrierten Entwicklungskonzepte als
offene Rahmenplanung erfordert in besonderem Maße,
dass sie konsistent und strukturiert angelegt sind. Nur
dann können sie kontinuierlich Handlungssicherheit bie-
ten und Referenz für die Zielerreichung sein, gleichzeitig
aber fortschreibungsfähig im Sinne wachsender Problem-
lösungs- und Handlungskompetenz sein. Sie sollen deswe-
gen sowohl inhaltlich und methodisch als auch in ihrer
Aufbereitung eine Reihe von Kriterien erfüllen.

1. Grundlegende Qualitätskriterien

Das zentrale Qualitätskriterium für die integrierten
Entwicklungskonzepte ist die Kohärenz zwischen Pro-
jekten, Teilzielen, Zielen, Handlungsfeldern, Leitzielen
und Problemdiagnose. Es muss eine gebietsspezifische
Entwicklungsstrategie erkennbar sein, mit der die iden-
tifizierten Problemlagen bearbeitet, die erkannten

Potenziale genutzt und die formulierten Ziele realisiert
werden sollen und in die die konkreten Projekte einge-
bettet sind.

Die Ziele sollen in zentrale Leitziele, strategische Ziele
(Handlungsfelder) und operative Ziele bzw. Teilziele
(Projektziele) differenziert sein, die einzelnen Hand-
lungsfeldern zugeordnet werden können. Ihr gebiets-
spezifischer Bezug muss eindeutig sein; andererseits
dürfen sie nicht so kleinteilig ausfallen, dass sie bereits
ein Projekt oder eine Maßnahme darstellen. Dieses gilt
auch noch für die Teilziele: Sie müssen eine konkrete
Wirkung beschreiben, deren Erreichung oder Nichter-
reichung im Kern gemessen werden kann. Ziele müssen
eine realistische Perspektive entwickeln, dürfen aber
nicht trivial sein, d. h. keinen Zustand in Aussicht stel-
len, der wahrscheinlich auch ohne die Programmförde-
rung eintreten würde. Für ihre Erreichung soll außer-
dem ein Zeithorizont bestimmt sein.

Es muss eine Auswahl und Priorisierung der Ziele
erkennbar sein, die nachvollziehbar aus der quartiers-
spezifischen Problemlage und der Entwicklungsstrate-
gie abgeleitet sind. Die Ziele der unterschiedlichen
Handlungsfelder müssen zu in sich stimmigen zentra-
len Leitzielen verknüpft und aufeinander abgestimmt
sein.

Ähnliches gilt für die Projekte: Sie müssen ebenfalls
realistisch und hinreichend konkretisiert sein und kon-
zeptionell aus den Handlungsfeldern und Zielen
begründet werden. Ihre Auswahl muss erkennen lassen,
dass eine gezielte Schwerpunktsetzung vorgenommen
wird und die Projekte hinsichtlich ihrer Bedeutung für
die Zielerreichung gewichtet werden sowie eine zeitlich
gestufte und aufeinander abgestimmte Reihenfolge für
ihre Realisierung vorgesehen wird. Kenntlich gemacht
werden muss auch, wie die einzelnen Projekte die
bekannten Potenziale im Gebiet aufnehmen. Für alle
Projekte muss die Finanzierbarkeit geklärt, die Vorge-
hensweise der Umsetzung beschrieben und ein Zeitplan
angegeben sein. Selbstverständlich können diese Anga-
ben für längerfristig vorgesehene Projekte zunächst nur
im Grundsatz gemacht werden. Projekte, die unmittel-
bar in den bevorstehenden 24 Monaten in die Umset-
zung gehen sollen und damit Teil des aktuellen Zeit-
Maßnahme-Kosten-Plan sind, müssen mit einem kon-
kreten Finanzierungs- und Umsetzungsplan hinterlegt
sein, der auch für die Fälle, in denen die Projektrealisie-
rung voraussichtlich mehr als zwei Jahre in Anspruch
nimmt, eine Absicherung der Gesamtfinanzierung ent-
halten muss. Sollen Projektideen in das integrierte Ent-
wicklungskonzept aufgenommen werden, die diese Kri-
terien (noch) nicht erfüllen, müssen präzise Aussagen
dazu gemacht werden, in welchem Entwicklungssta-
dium sich die Idee befindet, worin ihrer besonderer
Wert für die Erreichung der Gebietsziele liegt, welche
Finanzierungsmöglichkeiten in Frage kommen, welche
inhaltlichen Fragen und Probleme ungelöst sind und
wie in welchem Zeithorizont eine Lösung herbeigeführt
werden soll.

Ein weiteres grundlegendes Qualitätskriterium besteht
darin, dass die integrierten Entwicklungskonzepte im
Grundsatz einen Konsens der Akteure in den Förderge-
bieten widerspiegeln, dass sie in einer ressortübergrei-
fenden Kooperation erarbeitet worden und sorgfältig
zwischen allen zuständigen Fachbehörden und Be-
zirksämtern abgestimmt sind.
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Bereits in ihrer ersten Fassung müssen die integrierten
Entwicklungskonzepte Vorstellungen für die Langfrist-
perspektive der Gebietsentwicklung für die Zeit nach
Programmförderung enthalten. Insbesondere geht es
hierbei um Überlegungen, mit welchen Netzwerkstrate-
gien die Ergebnisse des Förderprozesses nachhaltig
abgesichert und selbst tragende Strukturen etabliert
werden können (Exit-Strategie).

Eine detaillierte Aufstellung der operationalisierten
Qualitätskriterien findet sich im Anhang.

2. Darstellungsform

Die integrierten Entwicklungskonzepte sollen so kurz,
verständlich und lesbar wie möglich gehalten werden.
Sie sollen in möglichst kompakter Form die erforderli-
chen Elemente und Inhalte darstellen und sich auf das
Wesentliche beschränken. Sie sollen in einen strategi-
schen und einen operativen Teil gegliedert sein. Im
ersten werden unter Berücksichtigung der wichtigsten
Probleme und Potenziale die Leitziele dargestellt und
die wichtigsten strategischen Ziele sowie die zentralen
Akteure benannt. Darauf aufbauend werden in dem ope-
rativen Teil die Handlungsschwerpunkte, Projekte und
Maßnahmen dargestellt.

Nicht alle Informationen, die beispielsweise im Zusam-
menhang mit der Problem- und Potenzialanalyse erar-
beitet wurden, müssen zwingend in die Darstellung mit
aufgenommen werden. Auch die Projekterläuterungen
sollten sich möglichst auf die Idee, ihre Relevanz für die
Handlungsfelder, das Vorgehen, mit dem die angestreb-
ten Ergebnisse und Ziele erreicht werden sollen, und
eventuelle Besonderheiten konzentrieren. Hier können
auch standardisierte Darstellungsformen sinnvoll sein,
die sich an den Berichtsformaten des Controllings ori-
entieren.

Detaillierte Hintergrundinformationen und vertiefende
Erläuterungen zu einzelnen Projekten, ihrer Geschichte
etc. sollen in einen Sonderband ausgegliedert werden
und/oder nach Bedarf abrufbar sein (z. B. im Internet).

Als essentieller Bestandteil des integrierten Entwick-
lungskonzepts werden Zeit-Maßnahme-Kosten-Pläne
erstellt.

Elemente und Inhalte

Die integrierten Entwicklungskonzepte sollen folgende
Elemente und Inhalte enthalten (sie sind nicht als
„Kapitel“ zu verstehen):

– Entstehungsprozess:
Darstellung des Beteiligungsprozesses und gegebe-
nenfalls weiterer Verfahren, die zur Erstellung des
Konzepts eingesetzt wurden, Erläuterung ihrer
inhaltlichen Beiträge für das Konzept.

– Zentrale Ergebnisse 
der Problem- und Potenzialanalyse:
Abriss der Entwicklung des Gebietes, Analyse seiner
funktionalen, städtebaulichen, sozialen, und ökono-
mischen Strukturen, Probleme und Potenziale; Dar-
legung der zentralen Problemlagen und Entwick-
lungspotenziale.

– Gebietsauswahl und -abgrenzung:
Begründung der Auswahl und Abgrenzung des
Gebietes (anknüpfend an die Problem- und Poten-
zialanalyse), Charakterisierung der gesamtstädti-
schen Bedeutung und Funktion des Gebietes.

– Leitlinien und Zielsetzungen:
Formulierung zentraler Leitziele für das Gebiet, Ein-
ordnung der Leitziele in die gesamtstädtische Ent-
wicklung (Leitbild), Identifizierung relevanter
Handlungsfelder, Formulierung der strategischen
Ziele und Teilziele, Begründung ihrer Auswahl bzw.
Schwerpunktsetzung, Vernetzung der Ziele der in
Betracht kommenden Handlungsfelder, Begründung
eines Zielsystems, Folgenabschätzung der Zielerfül-
lung für den regionalen Einzugsraum.

– Vorgehensweisen, Projekte und Maßnahmen:
handlungsfeldbezogene Entwicklung und Darstel-
lung der Vorgehensweisen, Projekte und Maßnah-
men unter folgenden Gesichtspunkten: Gegenstand
und Inhalt, angestrebte Ergebnisse, Auswahlkrite-
rien, Priorität, Stellenwert für die Erreichung der
Gebietsziele, Auswirkungen auf andere Handlungs-
felder, Verknüpfung mit anderen Vorgehensweisen,
Projekten und Maßnahmen, Zielgruppen, Träger,
Beteiligte, Zeitplan, Mittelbedarf, offene Fragen, Pro-
bleme.

– Einbeziehung von Regelangeboten, 
anderen Sonderprogrammen und Einzelmaßnahmen
außerhalb des Programms:
Beschreibung im Gebiet bereits eingesetzter Ange-
bote, Maßnahmen und Förderungen, die nicht aus
der Integrierten Stadtteilentwicklung finanziert wer-
den, Verzahnung und Synergien mit ihnen.

– Beteiligung und Aktivierung der 
Bewohnerschaft und Stadtteilakteure:
Methoden und Maßnahmen zur Beteiligung und
Aktivierung unterschiedlicher Bewohnergruppen,
Einbindung lokaler Akteure, Organisationen vor Ort,
Einbeziehung der Bewohnerinnen und Akteure in
die Fortschreibungen des Entwicklungskonzepts.
(Angesichts des hohen Stellenwerts der Bürgerbetei-
ligung für die Programmumsetzung, sollte sie aus-
führlich im Rahmen eines eigenen Kapitels behan-
delt werden.)

– Organisation, Projektmanagement und -steuerung:
Organisation und Struktur der ressort- und ämter-
übergreifenden Abstimmung und Steuerung im
Bezirk, Strukturen auf der intermediären Ebene und
auf der Gebietsebene, Vernetzung der verschiedenen
Ebenen (Gebietsmanagement), Angaben Durch-
führung des Controlling.

– Evaluierung:
Vorgesehene Methoden und Verfahren zur Eva-
luierung und Erfolgskontrolle, Benennung von
Bewertungsmaßstäben und Indikatoren bezogen auf
die strategischen Ziele und Teilziele.

– Kosten- und Finanzierungsübersicht:
Abschätzung des erwartbaren Mittelvolumens für
den Gesamtprozess, Kosten- und Finanzierungsüber-
sicht und Finanzierungspläne für alle Maßnahmen
und Projekte des integrierten Entwicklungskonzepts
für die ersten zwei Jahre einschließlich der jeweiligen
Anteile programmeigener Mittel, Mittel der Fach-
behörden und des Bezirksamtes, Mittel des Bundes,
vorgesehener Fördermittel der EU und möglicher
privater Mittel.

– Implementierung und Start 
des Entwicklungsprozesses:
Zeit-Maßnahme-Kosten-Plan für die ersten zwei
Jahre des Gebietsentwicklungsprozesses einschließ-
lich konkreter Finanzierungs- und Umsetzungspläne
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für die Projekte, die in diesem Zeitraum in die
Umsetzung und/oder definitive Planung gehen; Dar-
legung und Begründung der Projekte bzw. Maßnah-
men, mit denen der Einstieg in die Gebietsentwick-
lung erfolgt; Bewertung des bisherigen Verlaufs und
der vorliegenden Ergebnisse der Starter-Projekte,
Darlegung ihrer Einbeziehung; Terminplan für die
Einrichtung der Strukturen und Gremien auf Ge-
bietsebene.

Fortschreibung und Bilanzierung

1. Fortschreibung
Der Prozesscharakter der integrierten Stadtteilentwick-
lung macht eine regelmäßige und gegebenenfalls auch
anlassbezogene Aktualisierung und Fortschreibung der
integrierten Entwicklungskonzepte zwingend erforder-
lich. Mit ihnen sollen der eingeschlagene Entwick-
lungspfad, die angestrebten Ziele und eingesetzten Pro-
jekte überprüft werden, wenn erforderlich an die
tatsächliche Entwicklung angepasst und um neue Ziele
und Projekte ergänzt, korrigiert oder neu ausgerichtet
werden. Für ursprünglich ungeklärt oder offen geblie-
bene Fragen und Probleme sollen möglichst Lösungen
dargestellt, mindestens aber der weitere Umgang mit
ihnen präzisiert werden. Die Fortschreibung dient der
Reflexion mit dem Ziel, die bisher gemachten Erfahrun-
gen, Einsichten und Erkenntnisse für die weitere Arbeit
im Sinne einer erweiterten Problemlösungs- und Hand-
lungskompetenz fruchtbar zu machen und das Zielsy-
stem für die Gebietsentwicklung weiter zu präzisieren.
Sie hat nicht die Aufgabe eines Rechenschaftsberichts.
Die Fortschreibung unterliegt im Grundsatz den glei-
chen Qualitätskriterien wie das integrierte Entwick-
lungskonzept insgesamt. Insbesondere muss zwischen
Projekten, Zielen, Handlungsfeldern, Leitzielen und
Problemdiagnose eine kohärente Ableitung gegeben
und nachvollziehbar sein.
Der strategische Teil des integrierten Entwicklungskon-
zepts soll nach der Hälfte der Laufzeit des Gebiets-
entwicklungsprozesses, also nach vier Jahren, auf der
Grundlage der Selbstevaluation, den gemachten Erfah-
rungen im Gebiet und der Bewertung des Erreichten in
den Beteiligungsgremien fortgeschrieben werden. Hier
kommt es vor allem darauf an, die auf Grund des zu-
rückliegenden Gebietsentwicklungsprozesses neuen Er-
kenntnisse über die Problemlagen im Fördergebiet
darzulegen und aus ihnen die erforderlichen Schlussfol-
gerungen für die Leitziele, das Zielsystem, das Projekt-
portfolio und die Ausrichtung des Gebietsmanagements
zu begründen. Grundlegende Anpassungen und
Umsteuerungen können aber auch erforderlich werden,
weil sich das methodische Vorgehen als nicht angemes-
sen oder zielführend erwiesen hat, ursprüngliche Ziele
auf Grund externer Faktoren nicht erreichbar sind oder
die Projekte in einem Handlungsfeld insgesamt nicht
die erwünschten Ergebnisse erreichen. Bei diesen und
ähnlichen Fällen soll die Fortschreibung des strategi-
schen Teils des integrierten Entwicklungskonzepts im
Einzelnen darlegen, welche Konsequenzen hieraus für
das weitere Vorgehen etc. gezogen werden und wie sie
sich konkret in den Leitzielen, dem Zielsystem, den
Methoden (z. B. Bürgerbeteiligung) und der Schwer-
punktsetzung bei den Projekten niederschlagen.
Eine zentrale Aufgabe der strategischen Fortschreibung
ist die operative Konkretisierung des Vorgehens zur
Absicherung selbst tragender Strukturen im Förderge-
biet (Exit-Strategie). Hierzu sollen die gewählten

Methoden und die Akteure, Einrichtungen, Netzwerke
etc., auf die sich das Vorgehen abstützt, sowie die ange-
strebten Lösungen konkret dargestellt werden. Außer-
dem sollen sowohl die Erfolgsfaktoren als auch die Risi-
ken im Einzelnen benannt werden.

Die Fortschreibung des strategischen Teil soll nicht die
Informationen, Daten und Erläuterungen aus dem
ursprünglichen integrierten Entwicklungskonzept wie-
derholen, die unverändert bleiben. Sie soll insgesamt
möglichst knapp gehalten sein.

Die Zeit-Maßnahme-Kosten-Pläne jedes integrierten
Entwicklungskonzepts werden alle zwei Jahre fortge-
schrieben und angepasst. Der Schwerpunkt liegt hier
auf der Aktualisierung und vor allem Konkretisierung
der einzelnen Projekte gemäß Arbeitsfortschritt sowie
des Finanzierungs- und Umsetzungsplans jedes Pro-
jekts für die bevorstehende Planungsperiode. (Zur
Anlage der Zeit-Maßnahme-Kosten-Pläne und Finan-
zierungs- und Umsetzungspläne s. das Kapitel 9; Res-
sourcen für die Gebietsentwicklung.)

2. Bilanzierung

Ein halbes Jahr vor dem Auslaufen der Programmförde-
rung und damit der Beendigung des eigentlichen
Gebietsentwicklungsprozesses in einem Fördergebiet
soll eine Bilanzierung des Prozesses vorgelegt werden.
Sie soll in knapper Form wiedergeben, welche Verände-
rungen sich seit Beginn der Förderung in dem Gebiet
eingestellt haben, welche wesentlichen Leitziele und
Ziele erreicht werden konnten und über welches Poten-
zial die selbst tragenden Strukturen verfügen. Als
Grundlage für diese Bilanzierung sollen u. a. möglichst
aktuelle Ergebnisse des Sozialmonitorings, das Feedb-
ack aus den Beteiligungsgremien vor Ort zum Erreich-
ten und auch die Selbstevaluation, d. h. die zeitnahen
Ergebnisse des entsprechenden Erhebungsbogens her-
angezogen werden. In Fällen, in denen trotz Gebietsent-
wicklungsprozess nach Einschätzung des Gebietsmana-
gements außerordentliche Problemlagen vorliegen,
kann sie auch durch eine zusätzliche Evaluation unter-
stützt werden.

Die Bilanzierung dient auch als Grundlage für die Ent-
scheidungen über eine eventuelle Nachsorge bzw. Ver-
stetigung. Wenn Anforderungen für eine Nachsorge des
Gebietsentwicklungsprozesses als erforderlich erkannt
werden, müssen diese deshalb in der Bilanzierung dar-
gelegt und im Einzelnen begründet werden. Gleiches
gilt für eine eventuelle Notwendigkeit, einzelne Pro-
jekte und Maßnahmen mit Beendigung der Programm-
förderung auf Dauer zu stellen (Verstetigung). Weiter-
hin müssen für in Frage kommenden Projekte und Maß-
nahmen detailliert folgende Fragen beantwortet
werden:

– Für welche Leitziele und Ziele des bisherigen Ge-
bietsentwicklungsprozesses war das Projekt relevant?

– Aus welchen Handlungsfeldern werden von dem Pro-
jekt Ziele verknüpft?

– Ist das Projekt ursprünglich aus einem Beteiligungs-
prozess hervorgegangen oder auf welche Impulse geht
sonst zurück? Welche Akteure waren bisher an dem
Projekt beteiligt? Wer sind die Adressaten des Pro-
jekts?

– Welche Ergebnisse hat das Projekt bisher im Einzel-
nen erzielt? Gibt es für das Projekt eine Erfolgskon-
trolle, Evaluation etc.?
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– Mit welcher Zielsetzung, in welchem Umfang und
mit welcher Laufzeit sollte das Projekt gegebenenfalls
im Rahmen einer Nachsorge fortgeführt werden?

– Mit welcher Zielsetzung und in welchem Umfang
sollte das Projekt gegebenenfalls auf Dauer gestellt
werden (Verstetigung?)

– Aus welchen Finanzierungsquellen wurde das Pro-
jekt bisher finanziert? Welche Mittel sind für eine
eventuelle Fortführung erforderlich? Gibt es bereits
einen Kostenträger?

Eine Aufstellung der von der Bilanzierung insgesamt zu
erfüllenden Kriterien findet sich ebenfalls im Anhang.

Verfahren

1. Die Aufstellung eines integrierten Entwicklungsgebiets
wird mit der Aufnahme des Gebiets in das Programm,
der Einrichtung des Gebietsmanagements und der
Berufung des Gebietsentwicklers aufgenommen.

2. Die Bearbeitungszeit eines integrierten Entwicklungs-
konzepts sollte bei etwa 12 Monate liegen. Dabei wird
davon ausgegangen, dass die Informationen, Datenauf-
bereitungen und vor allem Analysen der Problem- und
Potenzialanalyse für das integrierte Entwicklungskon-
zept leitend sind und als Grundlage für das Beteili-
gungsverfahren zur Erstellung des Konzepts herangezo-
gen werden.

3. Jedes integrierte Entwicklungskonzept soll unter akti-
ver Einbeziehung der involvierten bezirklichen und
fachbehördlichen Akteure erstellt werden. Dieses kann
u. a. durch begleitende Workshops erreicht werden, zu
denen auch gezielt verwaltungsexterne Fachleute mit
hinzugezogen werden. Das Konzept soll auf der bezirk-
lichen Ebene, mit den Bezirksämtern und den Fach-
behörden sorgfältig abgestimmt sein, bevor es den
Bezirksversammlungen zur Befassung vorgelegt wird.

4. Das abgestimmte Konzept wird dem Leitungsausschuss
für die Programmsteuerung zugeleitet, das es mit einem
Votum an die Senatskommission gibt.

5. Integrierte Entwicklungskonzepte werden immer durch
die Senatskommission für Integrierte Stadtteilentwick-
lung beschlossen. Erst danach gehen sie in die Umset-
zung.

6. Die Fortschreibung des strategischen Teils der inte-
grierten Entwicklungskonzepte wird nach der Abstim-
mung zwischen Bezirksämtern und Fachbehörden und
ihrer Erörterung im Leitungsausschuss von der Senats-
kommission beschlossen. Die Fortschreibungen der
Zeit-Maßnahme-Kosten-Pläne werden vom Leitungs-
ausschuss bewilligt.

7. Nachsorge-Maßnahmen werden von der Senatskom-
mission auf der Grundlage der Bilanzierung und eines
Votums des Leitungsausschusses beschlossen. Die
Überführung einzelner Maßnahmen in eine dauerhafte
Finanzierung wird nach einem noch zu entwickelnden
Umschichtungs-Verfahren (s. Kapitel 9; Ressourcen für
die Gebietsentwicklung) durchgeführt. Die Einleitung
eines solchen Verfahrens für einzelne Projekte wird von
der Senatskommission beschlossen.

7.3 Nachsorge und Verstetigung

Die Programmförderung im Rahmen der integrierten
Stadtteilentwicklung ist regelmäßig auf sieben Jahre befri-
stet. Diese Befristung ergibt sich aus der grundlegenden
Zielsetzung des Programms, die Förderstadtteile nachhal-
tig in die Lage zu versetzen, sich aus eigener Kraft weiter-

entwickeln zu können, und die Abhängigkeit von öffentli-
chen Hilfestellungen zu reduzieren. Angesichts begrenzter
Fördermittel muss die Förderung aber auch befristet sein,
damit nach und nach alle benachteiligten Quartiere in den
Genuss der Programmförderung kommen können.
Schließlich sind die Komplementärmittel des Bundes aus
den Bund-Länder-Programmen der Städtebauförderung
nach Artikel 104 b Grundgesetz befristet und müssen
regelmäßig hinsichtlich ihrer Verwendung überprüft wer-
den; außerdem werden diese Finanzhilfen im Programm-
verlauf degressiv gewährt.

Die integrierten Entwicklungskonzepte müssen daher
bereits in ihrer Erstfassung zu Beginn der Förderung Vor-
stellungen für die Langfristperspektive der Gebietsent-
wicklung für die Zeit nach Programmförderung enthalten
und darlegen, mit welchen Netzwerkstrategien die Ergeb-
nisse des Förderprozesses nachhaltig abgesichert und
selbst tragende Strukturen etabliert werden können. In der
Fortschreibung des strategischen Teils der integrierten
Entwicklungskonzepte zur Halbzeit der Förderung muss
das geplante Vorgehen zur Absicherung selbst tragender
Strukturen im Fördergebiet operativ konkretisiert wer-
den; dazu sollen die gewählten Methoden und die Akteure,
Einrichtungen, Netzwerke etc., auf die sich das Vorgehen
abstützt, sowie die angestrebten Lösungen konkret darge-
stellt werden. Außerdem sollen sowohl die Erfolgsfaktoren
als auch die Risiken im Einzelnen benannt werden (vgl.
hierzu das Kapitel 7.2; Integrierte Entwicklungskon-
zepte).

Die planvolle Überführung der durch das Programm
geförderten Gebietsentwicklungsprozesse in die Selbstän-
digkeit ist daher von Anfang an eine zentrale Aufgabe des
Gebietsmanagements. Es ist seine Pflicht, die Befristung
der Programm-Förderung sowie die daraus resultierenden
Anforderungen an die Gebietsentwicklung im Stadtteil so
zu kommunizieren, dass sie den aktiven Bürgern und den
Akteuren von Anfang an bekannt sind und von ihnen die
notwendige Aufmerksamkeit erfahren.

Unabdingbar für die erfolgreiche Etablierung selbst tra-
gender Strukturen sind außerdem die beiden folgenden
Voraussetzungen:

1. Auf der Ebene der Bezirksverwaltung muss die fachäm-
terübergreifende Kooperation und Koordinierung in
Verbindung mit einer konsequenten Gebietsorientie-
rung herbeigeführt werden und damit das erforderliche
integrierte Vorgehen abgesichert sein.

2. Den Akteurskonstellationen, die auf Grund ihrer Auf-
gaben und Ressourcen aus eigener Kraft potenziell eine
tragende Funktion im und für den Stadtteil einnehmen
können, müssen von der Verwaltung echte Kompeten-
zen übertragen und autonome Handlungsspielräume
eingeräumt werden. Im Sinne lokaler Partnerschaften
und lokaler Governance müssen sie auf Augenhöhe in
der Gebietsentwicklung respektiert werden.

Auch wenn diese Voraussetzungen erfüllt werden und im
Zuge der Gebietsentwicklung erfolgreich selbst tragende
Strukturen geschaffen werden konnten, kann es dennoch
die Notwendigkeit geben, diese Ergebnisse durch geeig-
nete Maßnahmen dauerhaft abzusichern. Erst recht wenn
der Gebietsentwicklungsprozess zu keinen selbst tragen-
den Strukturen geführt hat und/oder im Fördergebiet auch
gegen Ende der Förderzeit immer noch kumulative Pro-
blemlagen in Teilen der Bewohnerschaft sowie überdurch-
schnittliche Benachteiligungen nachgewiesen werden, ist
es erforderlich, Maßnahmen über den Förderzeitraum
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hinaus einzuleiten. In jedem Fall müssen die entsprechen-
den Bewertungen begründet und nachgewiesen sein. Des-
wegen muss ein halbes Jahr vor Beendigung der Förderung
eine Bilanzierung des Gebietsentwicklungsprozesses vor-
gelegt werden, die u. a. auf möglichst aktuellen Ergebnis-
sen des Sozialmonitorings, dem Feedback aus den Beteili-
gungsgremien vor Ort zu den erzielten Ergebnissen und
auch der Selbstevaluation, d. h. den zeitnahen Ergebnissen
des entsprechenden Erhebungsbogens, basiert. In nach
Einschätzung des Gebietsmanagements besonders schwie-
rigen Situationen kann sie auch durch eine zusätzliche
Evaluation unterstützt werden (vgl. Kapitel 7.2; Inte-
grierte Entwicklungskonzepte). In einer Bilanzierung
empfohlene Maßnahmen, die nach Beendigung der Pro-
grammlaufzeit aus Programmmitteln gefördert werden
sollen, müssen vom Leitungsausschuss für die Programm-
steuerung beschlossen werden.

Es wird zwischen zwei Vorgehensweisen zur nachhaltigen
Absicherung der Ergebnisse und Strukturen aus dem
Gebietsentwicklungsprozess unterschieden: Nachsorge
und Verstetigung.

1. Nachsorge

Vor dem Hintergrund, dass der Gebietsentwicklungs-
prozess im Grundsatz erfolgreich verlaufen ist und auch
selbst tragende Strukturen entwickelt werden konnten,
kann es dennoch zur Sicherung der Verbesserungen und
der neuen Strukturen erforderlich sein, noch nicht
abgeschlossene Projekte zu Ende zu fördern, ehrenamt-
liche Vorhaben über einen befristeten Zeitraum abzusi-
chern, die entstandenen Beteiligungsstrukturen tem-
porär und mit geringerer Intensität als durch den
Gebietsentwickler zu stützen oder den Verfügungsfonds
mit reduziertem Volumen zur Ermöglichung kleinerer
Maßnahmen über einen gewissen Zeitraum beizubehal-
ten.

Auf der Grundlage entsprechender Bewertungen und
Empfehlungen der Bilanzierung sowie eines entspre-
chenden Handlungskonzepts, das mit den Bewohnern
und Akteuren im Quartier abgestimmt ist, soll es mög-
lich sein, derartige Nachsorgemaßnahmen aus dem Pro-
gramm in Höhe eines Drittels der insgesamt für sie
erforderlichen Mittel zu fördern. Die beiden anderen
Drittel müssen jeweils vom zuständigen Bezirksamt
und von privaten Akteuren aufgebracht werden. Diese
nachsorgende Förderung aus dem Programm ist
grundsätzlich auf drei Jahre befristet, die Fortsetzung
der Beschäftigung externer Gebietsentwickler ist dabei
grundsätzlich nicht vorgesehen.

2. Verstetigung

Die Programm-Förderung bewirkt in aller Regel in den
Fördergebieten Verbesserungen und führt zu neuen
Strukturen sowie Qualitäten, die auch bei erfolgreicher
Etablierung selbst tragender Strukturen für die Zeit
nach der Förderung abgesichert werden müssen. Haben
sich beispielsweise aus dem Programm geförderte inno-
vative Maßnahmen als erfolgreich und strukturbildend
erwiesen, so ist es nicht sinnvoll, sie nur deswegen wie-
der einzustellen, weil die zusätzliche Förderung endet –
insbesondere dann nicht, wenn dadurch neue gewon-
nene Qualitäten wieder verloren gingen. Besonders kri-
tisch ist in diesem Zusammenhang der Fortbestand
sozialer Netzwerke, ehrenamtlichen Engagements und
von Selbsthilfeaktivitäten und Beteiligungsstrukturen,
die sehr häufig ohne ein Minimum externer personeller
Unterstützung nicht weiter machen können. Gerade sie

sind aber entscheidende Faktoren für dauerhafte Verän-
derungen und die Selbstorganisation im Stadtteil.
Projekte, Maßnahmen und Strukturen, für die die
Bilanzierung zu dem Ergebnis kommt, dass sie dauer-
haft fortgeführt und erhalten werden müssen, und für
die die Senatskommission dieser Empfehlung folgt, sol-
len in die Regelfinanzierung überführt werden. Die Vor-
aussetzung hierfür ist jedoch, dass die im Zuge der Pro-
grammförderung entwickelten Verwaltungsstrukturen
(fachämterübergreifende und gebietsbezogene Koope-
ration und Koordinierung) für diese Stadtteile ebenfalls
beibehalten werden.
Als Sonderfall ist ein Fördergebiet zu betrachten, in
dem auch nach siebenjähriger Programm-Förderung
unverändert besonders schwierige Problemlagen und
Strukturen fortbestehen und davon ausgegangen wer-
den muss, dass diese sich in absehbarer Zeit mit den
begrenzten Mitteln des Programms nicht grundlegend
werden verändern lassen. Hier müssen andere Instru-
mente entwickelt und eingesetzt werden.

8. Programmsteuerung

8.1 Steuerungsinstrumente

Mit dem Programm werden drei neue Steuerungsinstru-
mente für die integrierte Stadtteilentwicklung eingeführt:
1. Sozialmonitoring
2. Evaluation und
3. Controlling.

Die Steuerungsinstrumente sollen Brücken schlagen zwi-
schen den grundlegenden Zielen und der Strategie des
Programms einerseits und ihrer operativen Umsetzung vor
allem in den Fördergebieten, aber auch im Verwaltungs-
handeln andererseits. Sie sollen den Umsetzungsprozess
ab einer möglichst frühen Stufe der Wirkungsketten beob-
achten, damit frühzeitig evidenzbasiertes Wissen darüber
vorhanden ist, ob die vorgesehene Strategie greift oder
nicht, warum sie erfolgreich ist oder nicht und welche
Schritte möglicherweise einzuleiten sind, um Erfolgspo-
tenziale auszubauen oder Fehlentwicklungen zu korrigie-
ren. Es geht darum, die Lernfähigkeit des Programms,
aller an seiner Umsetzung Beteiligten zu stärken und
sicherzustellen, dass hinsichtlich Entwicklung und
Umsetzung des Programms die Kardinalfragen „Tun wir
die richtigen Dinge?“, „Tun wir die Dinge richtig?“ und
„Wie verändern wir die Dinge?“ auf den ergebnisverant-
wortlichen Ebenen präsent sind.

Mit dem Sozialmonitoring werden sozioökonomische
Kontextdaten der Gebiete im Zeitverlauf und im Vergleich
zur Gesamtstadt kleinräumig erhoben und analysiert. Die
mit diesem Instrument ermittelten Befunde sind allein
keine hinreichende aber notwendige Voraussetzung für die
Identifizierung zwingender Handlungsbedarfe in einem
Gebiet. Sie geben frühzeitig und anhand objektiver Daten
wichtige Anhaltspunkte für die Notwendigkeit weiterge-
hender Vorprüfungen, tragen während eines laufenden
Gebietsentwicklungsprozesses zur Einschätzung der
bewirkten Veränderungen bei und haben für die weitere
Beobachtung von Gebieten nach Auslaufen der Förderung
eine zentrale Funktion. Insgesamt trägt das Sozialmonito-
ring zu einem besseren Verständnis dazu bei, warum
bestimmte Quartiere soziale Problemlagen und Risiken
schlechter bewältigen können als andere und welche Art
von Interventionen diesen Gebieten am ehesten helfen
kann.



Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg – 19. Wahlperiode Drucksache 19/0000

55

Die Evaluation hat die Aufgabe, die Ergebnisse und Wir-
kungen, also die Zielerreichung der Programmförderung
in einzelnen Gebieten und in ihrer Gesamtheit zu ermit-
teln. Unabhängig davon, ob sie vorausgehend, begleitend
oder nachgehend durchgeführt wird, sie ist das zentrale
Instrument der Programmsteuerung, der Qualitätsent-
wicklung und -sicherung sowie der Strategieentwicklung.
Die Evaluation bezieht alle an der Programmsteuerung
und -umsetzung Beteiligten ein und ihre Ergebnisse lie-
fern die Grundlagen und Anstöße für die nötigen Klärun-
gen unterschiedlicher Beobachtungen, Einschätzungen
und Bewertungen zwischen allen Akteuren. Sie ist daher
ein wichtiges Instrument der Kommunikation zwischen
den verschiedenen Akteursebenen und für organisationale
Lernprozesse.

Das Controlling dient der laufenden verwaltungsinternen
Beobachtung und Steuerung der verfahrensmäßigen
Umsetzung und Zielerfüllung von Projekten und Maßnah-
men. Als Projektcontrolling setzt es auf der operativen
Ebene an, auf der letztlich die vorgesehenen Ziele und
Strategien realisiert werden. Sein Stellenwert liegt darin,
das Steuerungs- und Umsetzungsmanagement auf allen
Ebenen mit möglichst zeitnahen Informationen und
Bewertungen über das Projektgeschehen zu unterstützen
und dazu beizutragen, die besondere Komplexität der Auf-
gaben in der integrierten Stadtteilentwicklung zu bewälti-
gen. In dieser Funktion trägt es ebenfalls zur Kommunika-
tion und den Lernprozessen zwischen allen Beteiligten
bei.

Auch wenn jedes dieser drei Instrumente für sich genom-
men spezifische Kernaufgaben erfüllt, greifen sie dennoch
stark ineinander, und erst in ihrer Gesamtheit, in der Ver-
knüpfung und Zusammenführung ihrer spezifischen
Informationen und Ergebnisse sind sie ein leistungsfähi-
ges Instrument, das zielführende Strategie- und Steue-
rungsentscheidungen in der nötigen Qualität absichert.

Selbst in ihrer Gesamtheit darf mit ihnen nicht die Erwar-
tung verbunden oder der Anspruch an sie gerichtet wer-
den, allein alle Voraussetzungen, Informationen oder
Bewertungen, die für die Programmumsetzung gebraucht
werden, liefern zu können. Um ihre Funktion zu erfüllen,
brauchen sie die anderen bewährten Instrumente und Ver-
fahren der Analyse, Steuerung und Aufgabenbewältigung
der Verwaltung und sollten in diese eingebettet sein. Mit
den neuen Instrumenten wird auch dezidiert nicht von der
Vorstellung ausgegangen, Steuerung funktioniere nach
einem einfachen Ursache-Wirkungsschema, nach dem die
beabsichtigten Effekte eintreten, wenn nur die richtigen
Vorgaben und Impulse gegeben werden. Schließlich sind
auch längst nicht alle Ergebnisse und Prozesse messbar, so
dass insbesondere in der Anfangsphase auch die neuen
Instrumente nicht jede erforderliche oder wünschbare
Information liefern können. Dennoch werden sie entschei-
dend zu einer Qualitätsverbesserung der Ergebnisse in der
integrierten Stadtteilentwicklung beitragen und auch die
Informationslage auf allen Ebenen transparenter machen.
Dies umso mehr, wie sie selber beständig angepasst, ver-
bessert und weiterentwickelt werden. Dies bedeutet u. a.
auch, dass ihre Messmethoden und -systeme erweitert und
verfeinert werden müssen, denn was sich messen lässt,
geschieht auch.

Für die drei Steuerungsinstrumente liegen umfangrei-
chere Konzepte vor bzw. sind in Arbeit. Im Folgenden wer-
den ihre jeweilige Zielsetzung, Aufgabenstellung und
Anlage in Grundzügen dargestellt.

8.1.1 Sozialmonitoring

Das Sozialmonitoring ist für die integrierte Stadtteilent-
wicklung eine wichtige Voraussetzung und ein zentrales
Instrument der Steuerung. Im Sinne eines kontinuierli-
chen sozio-demographischen und sozio-ökonomischen
Surveys werden mit ihm stadtweit die Grunddaten der
sozialen Situation, ihrer Dimension und Entwicklung für
einzelne Stadtteile erfasst. Es trägt dazu bei, kritische Pro-
blemlagen in den Quartieren zu identifizieren. Im Zusam-
menspiel mit anderen Erhebungs- und Analyseinstrumen-
ten hat des Sozialmonitoring daher eine wichtige Funktion
für die Begründung stadtteilbezogener Handlungsbedarfe.
Das Sozialmonitoring wird neu in Hamburg eingerichtet
und wird neben der integrierten Stadtteilentwicklung
allen Behörden und Bezirksämtern für ihre sozialraumori-
entierten Programme und Aufgaben zur Verfügung stehen.

Das Hamburger Monitoringsystem wird die Daten und
Informationen zur sozialen Situation und Entwicklung für
kleinräumige Gebietseinheiten auf der Basis der 941 Statis-
tischen Gebiete bereitstellen sowie eine soziale Charakteri-
sierung der Gebiete leisten. Die Beobachtung und Bewer-
tung dienen dabei sowohl dem Vergleich der Gebiete
untereinander als auch dem Vergleich mit der Situation
und den Entwicklungen in der Gesamtstadt und unter-
stützt auf diese Weise eine objektivierte Auswahl von
Gebieten mit besonderem sozial- und stadtentwicklungs-
politischem Handlungsbedarf. Aufbauend auf den klein-
räumigen Analysen werden unterschiedliche Handlungs-
optionen, insbesondere im Hinblick auf die Einrichtung
von Gebieten der integrierten Stadtteilentwicklung (vgl.
Kapitel 4; Gebietsauswahl und Gebietsabgrenzung) ent-
wickelt. Das Augenmerk liegt dabei unter anderem auf der
frühzeitigen Identifizierung von Quartieren mit sich
abzeichnenden Problemlagen (Frühwarnfunktion). Um
eine fundierte Aussage zur Gebietsauswahl treffen zu kön-
nen, dürfen die Ergebnisse des Monitorings nicht isoliert
betrachtet werden, sondern müssen im Einzelfall mit
Daten zum baulichen Zustand und zur städtebaulichen
Verfassung eines Gebiets kombiniert werden. Darüber hin-
aus liefert das Monitoring die quartiersbezogenen Rah-
mendaten für die Evaluation und das Controlling auf der
Ebene der programmatischen Leitziele und unterstützt die
Bezirksämter bei der Beobachtung der sozialen Entwick-
lung in ehemaligen Programmgebieten.

Dem Hamburger „Monitoring Soziale Stadtteilentwick-
lung“ wird ein schlankes, aber dennoch aussagekräftiges
Set von Indikatoren zugrunde gelegt, das sich zunächst auf
die Bereiche Soziales, Bildung, Integration und demogra-
phische Entwicklung konzentriert. Das Datenset ist in
zwei Stufen gegliedert: Dabei handelt es sich um rund 30
Strukturindikatoren, zur allgemeinen demografischen,
baulich-strukturellen und sozialen Beschreibung der
statistischen Gebiete sowie acht ausgewählte „Aufmerk-
samkeitsindikatoren“ die soziale Belastungen in den stati-
stischen Gebieten sensibel registrieren. Die Indikatoren
sind:
1. Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund,
2. Familienwanderungssaldo,
3. Kinder von Alleinerziehenden,
4. SGB II-Empfänger/innen,
5. Arbeitslose,
6. Kinderarmut,
7. Altersarmut,
8. Schulabbrecher.
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Das Indikatorenset ist so angelegt, dass es für zukünftige
Anforderungen jederzeit um weitere relevante Indikatoren
erweitert werden kann.

Für die überwiegende Zahl der gewählten Indikatoren
sind die erforderlichen Daten bereits heute auf der Ebene
Statistischer Gebiete vorhanden. Für eine Reihe von Indi-
katoren, denen im Sozialmonitoring eine besondere
Bedeutung zukommt, liegen weder aus Erhebungen der
amtlichen Statistik noch als Fachdaten des Verwaltungs-
vollzugs Daten vor. Diese sind:
– Bevölkerung mit Migrationshintergrund
– Anzahl und Struktur der Haushalte
– Schulabbrecher nach Schülerwohnort
– Sprachförderbedarfe bei Kindern nach Kinderwohnort.
Die kleinräumigen Daten für diese Indikatoren werden für
das Sozialmonitoring neu generiert. Die Daten zur Bevöl-
kerung mit Migrationshintergrund sowie zur Anzahl und
Struktur der Haushalte werden zukünftig regelmäßig und
zeitnah durch das Statistikamt Nord bereitgestellt. Die
Schülerdaten nach Schülerwohnort werden von der
Behörde für Schule und Berufsbildung erhoben und in das
Sozialmonitoring regelmäßig eingespeist. Hierzu sind IT-
Umstellungen im Schulbereich notwendig, die im Rahmen
vorhandener Mittel finanziert werden.

Die Datengrundlagen für das Sozialmonitoring werden in
einen Pool kleinräumiger statistischer Daten eingebettet,
der Teil einer umfassenden sozial- und stadtentwicklungs-
politischen Datenbasis der Verwaltung ist (Datenpool).
Zur Realisierung eines solchen Datenpools wird eine tech-
nische Lösung umgesetzt, die gewährleistet, dass die
unterschiedlichen Stellen und Ebenen in der Verwaltung,
die mit der quartiersbezogenen und sozialräumlichen Ent-
wicklung befasst sind, mit den gleichen Grunddaten und
Basisindikatoren arbeiten. Jede Stelle kann die Auswer-
tung von Daten jeweils nach ihren spezifischen Informa-
tions- und Bewertungsbedarfen vornehmen. Auch eine
Erweiterbarkeit des Datenpools um rein fachspezifische
Datenbestände, die nach Maßgabe der jeweils zuständigen
Stelle konzipiert sind und nur für diese im Zugriff stehen
sollen, wird technisch und organisatorisch möglich sein.
Das Statistikamt Nord wird mit der Ausarbeitung der
Konzeption sowie mit dem Aufbau und Betrieb des behör-
denübergreifenden Datenpools beauftragt.

Das Sozialmonitoring wird in einer ersten Ausbaustufe
Anfang 2010, basierend auf den bis dahin verfügbaren
Indikatoren, mit der Präsentation der Pilotversion eines
Monitoring-Berichts starten. Weitere Fortschreibungen
des Berichts werden gegebenenfalls weitere neu zu generie-
rende Indikatoren schrittweise einbeziehen. Der Nutzen
des Monitorings und des Datenpools für die Gebietscha-
rakterisierung und -auswahl wird so nach und nach erhöht.
Die Weiterentwicklung wird von der behördenübergrei-
fenden Arbeitsgruppe „Datenmanagement“ unter Vorsitz
des Statistikamtes Nord begleitet und unterstützt.

8.1.2 Evaluation

Die Evaluation hat in doppelter Hinsicht eine wichtige
Bedeutung für die Umsetzung und den Erfolg der inte-
grierten Stadtteilentwicklung. Als empirische Wirkungs-
und Erfolgskontrolle liefert sie die Daten, Informationen
und Bewertungen, die eine Steuerung und laufende Opti-
mierung der Programmumsetzung auf allen Handlungs-
ebenen überhaupt erst möglich machen. Dieses verlangt
angesichts der Besonderheiten des Programms – grundle-
gender Prozesscharakter, komplexe Zielsysteme, außeror-

dentliche Komplexität der Integration unterschiedlichster
fachlicher Handlungsfelder, sehr heterogene Vorausset-
zungen und Bedingungen in den Fördergebieten, Überla-
gerung der Gebietsprozesse durch gesamtstädtische, nicht
selten auch gesamtstaatliche Entwicklungen – eine
geplante und systematische Vorgehensweise, die hohen
konzeptionellen und methodischen Anforderungen
genügt. Als Bewertungs- und Reflexionsinstrument
gewährleistet die Evaluation, dass aus erzielten Erfolgen,
aufgetretenen Problemen und beobachteten Wirkungen
des Prozessmanagements kontinuierlich gelernt werden
kann. Sie ist damit ein wichtiger Motor und Garant dafür,
dass alle relevanten Akteure in Lernprozesse eingebunden
sind, die Kommunikation und Verständigung zwischen
ihnen und den unterschiedlichen Ebenen kontinuierlich
stattfindet und die integrierte Stadtteilentwicklung eine
„lernendes Programm“ ist.

Aufgaben der Evaluation sind die valide Erfassung sowie
umfassende Bewertung und Begutachtung von Verlauf,
Leistung, Wirkung, Erfolg und Effizienz bzw. Wirtschaft-
lichkeit des Programms in seiner Gesamtheit, seiner ein-
zelnen Elemente und seiner Umsetzung sowie der eingelei-
teten Projekte und Maßnahmen in den Stadtteilen. Sie
wird der Identifizierung und Bewertung von Prozessen
und Ergebnissen der Programmumsetzung dienen, die
sich (im Unterschied zum Controlling) an alle an der Pro-
grammumsetzung Beteiligten und auf deren gezielte Bera-
tung richtet. Damit stellt die Evaluation sowohl auf der
Programm- als auch auf der Gebiets- und Projektebene
einen zentralen Baustein für die Qualitätsentwicklung und
-sicherung des Programms dar.

Eine qualifizierte Bewertung von Fortschritten in der Ziel-
erreichung im Rahmen von Evaluationen ist nur auf der
Basis zuvor definierter Wirkungshypothesen und Indika-
toren möglich. Diese sollen sich durch Operationalisie-
rung der in den integrierten Entwicklungskonzepten dar-
gestellten Ziele herleiten und stellen somit eine besondere
Anforderung an die Qualität dieser Konzepte (vgl. Kapitel
7.2; Integrierte Entwicklungskonzepte). Angesichts der
notwendigen Anpassungsfähigkeit der gebietsbezogenen
Entwicklungsziele gegenüber zukünftigen Entwicklungen
wird die Evaluation auch zur Konkretisierung von Zielen
und Zielsystemen eingesetzt.

Charakterisierung der Evaluationselemente

Das Evaluationskonzept sieht Elemente der Selbst-Evalua-
tion und Elemente externer bzw. Fremd-Evaluationen vor.
Die Formen der Selbst-Evaluation bilden die Basis für eine
kontinuierliche Bewertung der Prozesse und Ergebnisse
der Programmumsetzung auf Projekt- und Gebietsebene.
Sie werden in allen Gebieten, für alle Aspekte der Gebiets-
entwicklung, regelmäßig und auf einheitliche Weise einge-
setzt. Daneben wird es vertiefende, wissenschaftliche
Untersuchungen durch externe Experten auf Gebiets- und
Programmebene geben. Sie werden in ausgewählten Fäl-
len, zu speziellen Themen, in bestimmten Abständen oder
nur einmalig vergeben.

1. Elemente der Selbstevaluation

Unter Selbst-Evaluation wird ein systematisches, daten-
gestütztes Verfahren zur Beschreibung und Bewertung
verstanden, bei dem die praxisgestaltenden Akteure
identisch sind mit den evaluierenden Akteuren. Gegen-
stand der Evaluation ist die eigene praktische Arbeit.

Bewertungen im Rahmen der Selbst-Evaluation sind als
behördeninterne Verfahren angelegt. Schlussfolgerun-
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gen und Konsequenzen werden daraus vor allem auf der
Ebene des jeweiligen Programmgebiets gezogen. Die
programmsteuernde Behörde kann darüber hinaus
durch vergleichende Auswertungen verschiedener Pro-
grammgebiete auch Erkenntnisse für die Steuerung und
Weiterentwicklung des gesamten Programms gewinnen.

Das Evaluationskonzept sieht die folgenden Elemente
der Selbst-Evaluation vor:

– Bewertung von Projekten,

– Bewertung von Entwicklungskonzepten (dieser Eva-
luationsschritt (ex-ante) findet im Zuge des Erstel-
lungsprozesses der Integrierten Entwicklungskon-
zepte statt (vgl. Kapitel 7.2),

– Bewertung von Gebietsentwicklungsprozessen.

Die Selbst-Evaluation wird anhand standardisierter
Vorgaben (Erhebungsbogen) erfolgen und die Evalua-
tionsaufgaben werden eindeutig definiert. Weiterhin
werden die nötige Transparenz und die bei den Eva-
luierenden liegende Datenhoheit über die erfassten
Informationen sichergestellt. Für den Umgang mit den
Evaluationsergebnissen, ihrer Auswertung und ihres
Feedbacks an die beteiligten Akteure werden geregelte
Verfahren festgelegt.

2. Elemente der externen Evaluation

Externe Evaluationen richten sich prinzipiell an alle
Akteure der Programmumsetzung. Sie sollen sowohl für
Verbesserungen der Arbeit vor Ort in den verschiedenen

Programmgebieten als auch für die Weiterentwicklung
des Programms genutzt werden. Vor der Veröffentli-
chung einer externen Evaluation ist den an der Untersu-
chung unmittelbar beteiligten Akteuren ein Feedback
und die Möglichkeit zur Stellungnahme zu geben.
Danach sollen die Ergebnisse der externen Evaluatio-
nen in geeignetem Rahmen breit diskutiert werden.
Außerdem ist eine verbindliche Rückmeldung an die
Akteure darüber vorgesehen, welche Konsequenzen
später aus den Empfehlungen einer Evaluation gezogen
wurden.
Das Evaluationskonzept sieht die folgenden Elemente
der externen Evaluation vor:
– Evaluationen von Programmgebieten,
– Regelmäßige Bewohnerbefragungen,
– Thematische Evaluationen,
– eine Zusammenfassende Programm-Evaluation,
– eine Überleitungsevaluation sowie
– eine formative Evaluation der Programmimplemen-

tierung.
Zusammenhang der Evaluationselemente
Mit einer Kombination der unterschiedlich angelegten
Evaluationselemente können alle Aufgabenstellungen
der Evaluation auf Programmgebietsebene wie auf Pro-
grammebene abgedeckt werden. Eine Übersicht über
die Evaluationselemente und ihr Zusammenwirken gibt
die folgende Tabelle.

Gegenstand Frage- 
stellungen

Evaluations-
form

Evaluations-
schritte Methoden Durch- 

führung 

Bewertung von  
Projekten

Alle
geförderten
Projekte

Qualität,  
Zielerreichung,
Outcome 

begleitend fortlaufend 
standardisiert
(Kriterien-
katalog)

Selbst-
Evaluation 

Bewertung von 
Entwicklungs-
konzepten

Integrierte
Entwicklungs-
konzepte 

Anlage,
Qualität ex-ante kontinuierlich 

standardisiert
(Kriterien-
katalog)

Selbst-
Evaluation 

Bewertung  
von Gebiets-
entwicklungs-
prozessen

Alle
Programm-
gebiete

Zielerreichung
Gebiets- 
entwicklung 

begleitend
in Intervallen 
(mindestens
zweimal) 

standardisiert
(Erhebungs-
bogen)

Selbst-
Evaluation 

Evaluationen 
von Programm-
gebieten

Ausgewählte 
Programm-
gebiete

Prozess- 
analyse, Wir- 
kungsanalyse  
Quartiersebene 

ex-post punktuell fallbezogen Externe  
Evaluation 

Bewohner-
Befragungen

Alle
Programm-
gebiete

Wahrnehmungs-
effekte begleitend periodisch standardisiert

(Fragebogen)

Externe  
Evaluation 
(Statistikamt 
Nord)

Thematische
Evaluationen

Handlungs- 
felder,
Instrumente
oder Akteurs-
gruppen

Handlungs- 
möglichkeiten,
Modelle 

Fallstudien periodisch fallbezogen Externe  
Evaluation 

Zusammen-
fassende
Programm-
Evaluation

Programm-
ebene

Wirkungen ins-
gesamt, Novel-
lierungsbedarf

ex-post einmalig fallbezogen Externe  
Evaluation 

Überleitungs-
evaluation

2009 bereits 
laufende Pro-
grammgebiete

Stand der
Gebiets- 
entwicklung 

ex-post einmalig fallbezogen Externe  
Evaluation 

Evaluation der 
Programmim-
plementierung

Verfahrens-
und Organisa-
tionsstrukturen

Effizienz  
Prozess- 
organisation und 
Instrumente

begleitend einmalig fallbezogen Externe  
Evaluation 
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Auf der Programmgebietsebene kommen zu verschiede-
nen Zeitpunkten unterschiedliche Evaluationselemente
zur Anwendung. Zu Beginn der Förderlaufzeit werden
die konzeptionellen Grundlagen für eine erfolgreiche
Gebietsentwicklung gelegt, gleichzeitig müssen die Vor-
aussetzungen für spätere Evaluierungen geschaffen wer-
den. Während der Förderlaufzeit steht die fortlaufende
Erfolgskontrolle der umgesetzten Maßnahmen an, kön-
nen die ersten Wirkungen der Maßnahmen auf die
Gebietsentwicklung registriert werden und stellt sich
für die Fortschreibung des Entwicklungskonzepts die
Frage nach einem Umsteuerungsbedarf bei Entwick-
lungsstrategie sowie bei Verfahren, Abläufen und Mana-
gement. Gegebenenfalls kann die Bilanzierung zum
Ende der Förderlaufzeit (vgl. Kapitel 6.2) durch eine
Evaluation unterstützt werden, indem sie u. a. die Ziel-
erreichung und die Effekte im Gebiet erhebt und daraus
Schlussfolgerungen für die weitere Entwicklungsper-
spektive des Gebiets ableitet. Diese Evaluation kann
besonders dann erforderlich werden, wenn es bereits
deutlich vor der Beendigung der Förderung konkrete
Anhaltspunkte für außerordentliche Problemlagen 
(z. B. anhand von Ergebnissen des Sozialmonitorings)
gibt. Auf Projektebene kann auch eine abschließende
Bewertung des Beitrags der durchgeführten Projekte
zur Gebietsentwicklung in Frage kommen.

Auf der Programmebene erfüllt das Evaluationskonzept
folgende Aufgaben: Für die laufende Programmsteue-
rung dienen Evaluationen einerseits der Beobachtung
der Entwicklung in den einzelnen Programmgebieten,
andererseits dem Steuerungsbedarf bei der inhaltlichen
und prozessualen Umsetzung der Programmstandards.
Für die Programm-Novellierung müssen die gewonne-
nen Erkenntnisse zur Weiterentwicklung des Pro-
gramms zusammengetragen werden. Im Zusammen-
hang mit der Überleitung von Gebieten, die sich zurzeit
in der Förderung nach alten Programmen befinden,
geht es zum einen um eine Begleitung der Einführung
neuer Verfahrens- und Organisationsstrukturen in der
Programmsteuerung, zum anderen ist mit Hilfe einer
externen Überleitungsevaluation der Stand der Gebiets-
entwicklung zu beschreiben und zu bewerten, welche
Schritte gebietsbezogen erforderlich sind, damit die
Standards dieses Programms in den laufenden Förder-
verfahren erfüllt werden (vgl. Kapitel 9).

Implementation des Evaluationskonzepts

Die Implementation des Evaluationskonzepts wird
schrittweise mit Einführung des neuen Programms
erfolgen. Dabei wird den vorhandenen Ressourcen und
Rahmenbedingungen auf den verschiedenen Verwal-
tungsebenen und bei den freien Trägern Rechnung
getragen. Insbesondere werden keine Prozesse, Ergeb-
nisse und Wirkungen evaluiert, zu denen es keine mit
den Durchführungsverantwortlichen vereinbarten
Ziele und Qualitätsanforderungen gibt. Erste Schritte
werden die Etablierung der Selbstevaluation sowie die
Aufnahme der regelmäßigen Bewohnerbefragungen sein.
Die Durchführung der Überleitungsevaluation stellt
einen Sonderfall dar und wird deshalb nach einem eige-
nen Verfahren aufgesetzt und realisiert (vgl. Kapitel 9).

Die Gesamtzuständigkeit für die Evaluationen liegt
beim behördenübergreifenden Leitungsausschuss für
die Programmsteuerung. Er vergibt die Aufträge für
externe Evaluationen, nimmt die Ergebnisse und Aus-
wertungen entgegen und zieht die Schlussfolgerungen.
Er kann für Zuarbeit zu diesen Aufgaben einen geson-

derten Arbeitskreis einsetzen. Die Durchführung und
Auswertung der Selbst-Evaluation findet vor allem auf
Gebietsebene zwischen den Gebietsentwicklern und
den Gebietskoordinatoren statt; für die Auswertungen
und Schlussfolgerungen sind die Gebietsmanagements
zuständig.

Die laufende Gesamtkoordination der Evaluationsver-
fahren liegt bei der Leitstelle der BSU; sie stellt auch die
behörden- und ebenenübergreifenden Abstimmungs-
prozesse zu Fragen der Evaluation sicher. Die Senats-
kommission wird über die Vergabe externer Evaluation
informiert, ihre Ergebnisse etc. werden ihr nachricht-
lich zur Kenntnis gegeben. Außerdem wird ihr in noch
festzulegenden Abständen ein Bericht über Stand und
Ergebnisse des Evaluationsverfahrens insgesamt mit
dem Ziel vorgelegt, mögliche Aspekte und Konsequen-
zen, die sich aus den Evaluationen für eine Programm-
fortschreibung ergeben haben, darzustellen.

8.1.3 Controlling

Das Controlling dient der verwaltungsinternen Bereitstel-
lung aller Informationen und Daten, die in den Bezirksäm-
tern, der BSU und den Fachbehörden benötigt werden, um
die Maßnahmen und Projekte in den Gebieten der inte-
grierten Stadtteilentwicklung zielführend zu realisieren
und zu steuern. Im Kern handelt es sich um ein Projekt-
controlling, d. h. es konzentriert sich auf die Beobachtung
von Terminen, Ergebnisfortschritten anhand leistungsbe-
zogener Meilensteine und des Ressourceneinsatzes sowie
auf die Korrelation dieser Indikatoren mit dem Ziel, die
Realisierung von terminierten Aufgabenstellungen mit
spezifischen Zielvorgaben abzusichern. Neben dieser
Rückkopplungs- und Steuerungsfunktion wird das Con-
trolling als ein Arbeitsinstrument konzipiert, das die lau-
fende Wahrnehmung der fachlichen Aufgaben im Zusam-
menhang mit der Erreichung der Projektziele unterstützt.
Aktive Nutzung des Controllings durch alle Beteiligten
heißt gemeinsame Bewertung der Qualität von Ergebnis-
sen und Prozessen sowie die Auseinandersetzung mit ihr.
Beides schafft Lernanlässe, aus denen sich immer wieder
Antriebe für eine Weiterentwicklung nicht nur des Con-
trollingsystems selber, sondern auch der Vorgehens- und
Verfahrensweisen zur Erreichung der Programmziele erge-
ben. Diese Prozessorientierung ist ein konstituierendes
Element des Controllings der integrierten Stadtteilent-
wicklung und trägt ihren Besonderheiten Rechnung.

Verantwortlichkeiten und Zuständigkeiten

Das Controlling in seiner Gesamtheit wird im Rahmen des
Leitungsausschusses für die Programmsteuerung gemein-
sam von den Bezirksämtern, der BSU und den beteiligten
Fachbehörden verantwortet. Die Verantwortung und
Zuständigkeiten für die einzelnen Controllingbereiche
ergeben sich aus den Aufgaben, die die Beteiligten in der
Programmrealisierung wahrnehmen (vgl. Kapitel 8.4; Auf-
bauorganisation). Hierfür wird das Controlling die not-
wendigen Voraussetzungen bieten: Innerhalb eines für alle
Beteiligten einheitlichen Systems werden die Informa-
tions- und Datenbestände differenziert nach den je-
weiligen Aufgabenclustern und ihren Anforderungen
gestaffelt. (Eigene Controllingverfahren der Behörden und
Bezirksämter bleiben hiervon unberührt.)

Diese ebenenspezifische Segmentierung dient den unter-
schiedlichen Steuerungsbedarfen und -interessen der ver-
schiedenen Ebenen in ihrer jeweils eigenen Berechtigung
und Ausrichtung. Dabei wird von einem Modell ausgegan-
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gen, in dem die zentralen und dezentralen Ebenen in
einem horizontalen Austausch zueinander stehen.

Die interne Verantwortung für das Controlling auf den ver-
schiedenen Ebenen liegt direkt bei den zuständigen Amts-
leitungen. In der BSU obliegt zusätzlich der Leitstelle für
die Integrierte Stadtteilentwicklung (LIS) eine Mitverant-
wortung.

Grundlagen und Gegenstand

Die beschlossenen integrierten Entwicklungskonzepte
und die zu ihnen gehörenden Zeit-Maßnahme-Kosten-
Pläne einschließlich ihrer Finanzierungs- und Umset-
zungspläne sind die Grundlagen des Controllings. Die
integrierten Entwicklungskonzepte liefern für das Con-
trolling den grundlegenden Referenzrahmen für die
Bewertung der Zielerreichung und Ergebnisse, insofern
sie die Leitziele, die Handlungsfelder und ihre strategi-
schen Ziele, die Projekte und ihre Priorisierung sowie die
zentralen Akteure für den gesamten Zeithorizont des Ent-
wicklungsprozesses im Fördergebiet vorgeben. Die Festle-
gungen der Zeit-Maßnahme-Kosten-Pläne definieren die
operativen Eckwerte mit Teilzielen, ergebnisorientierten
Meilensteinen, Terminierungen und entsprechendem Mit-
teleinsatz, anhand denen das Controlling die unterjährigen
Umsetzungsfortschritte misst und steuerungsrelevante
Informationen generiert.

Die Realisierung eines integrierten Entwicklungskonzepts
und seiner Etappen erfolgt letztlich über einzelne Projekte.
Bewertung und Steuerung des Gesamtprozesses in einem
Fördergebiet verlangen daher konkrete Kenntnisse über
die Ergebnisfortschritte auf der Projektebene. Das Con-
trolling bildet deshalb als entscheidende Datenbasis die
Projekte und Maßnahmen der integrierten Entwicklungs-
konzepte und der Zeit-Maßnahme-Kosten-Pläne ab. Es
führt alle Informationen, die hierfür sowie für die Verfol-
gung und Bewertung der Umsetzung der Projekte erfor-
derlich sind. Neben diesen projektbezogenen Daten
(Stammdaten, Daten zu den ergebnisbezogenen Meilen-
steinen, zum Ressourceneinsatz und zum Verfahren) bildet
das Controlling außerdem gebietsbezogene Prozesse (z. B.
Bürgerbeteiligung, Prozessmanagement) ab und hält
Daten zum Ressourceneinsatz für den Overhead auf den
unterschiedlichen Ebenen sowie qualitative Informatio-
nen zur Beschlusslage, Plausibilisierung und Bewertung
vor.

Die Grunddaten („Stammdaten“) des Controllings werden
entsprechend den Fortschreibungen und Aktualisierun-
gen der integrierten Entwicklungskonzepte und Zeit-
Maßnahme-Kosten-Pläne dynamisch angepasst.

Anlage und Aufbau

Aufbau und Systematisierung der Informationen und
Daten werden nach einer dreifachen Matrix angelegt:
1. Gebietsbezug (Bezirk, Fördergebiete),
2. Handlungsfeld- und Zielbezug sowie
3. Projektstruktur.

Die Struktur des Controllings der Einzelprojekte orien-
tiert sich am Lebenszyklus der Projekte und seinen Pha-
sen. Damit wird sichergestellt, dass die verschiedenen Sta-
dien eines Projektes mit ihren jeweils spezifischen Bewe-
gungsdaten systematisch erfasst und die heterogenen
Projekte und Maßnahmen ab einer bestimmten Verdich-
tungsebene in einer vergleichbaren Struktur geplant,
beobachtet, zeitnah aggregiert und nach einheitlichen Kri-
terien mit Blick auf die vereinbarten Ziele bewertet werden

können. Neben den phasenspezifischen Informationen
werden auch phasenübergreifende Struktur- und Verlaufs-
daten ermittelt.

Das Projektportfolio eines Gebiets, die gebietsbezogenen
Projekte eines Handlungsfeldes aber auch gebietsübergrei-
fende Gruppen von Projekten werden als „Multiprojekt-
controlling“ verfolgt und bewertet. Dies kann nach unter-
schiedlichen Parametern angelegt sein: beispielsweise
nach Gebietsbezug, Handlungsfeld, Thema, Terminierung
oder Umsetzungsstände. Ziel ist es, Prozesse gezielt nach
spezifischen Fragestellungen abzubilden und zu bewerten.
Diese können sich beispielsweise prozessorientiert auf die
bedarfsgerechte Allokation von Ressourcen, die zeitliche
Reihenfolge von Projekten im Hinblick auf strategische
Zielerreichungen, die Integration von Projekten unter-
schiedlicher Handlungsfelder oder insbesondere auf die
zielführende Terminierung einer Projektgruppe oder der
Projektgesamtheit beziehen.

Auch wenn die Aufgabe des Controllings in der Verfolgung
der verfahrensmäßigen Umsetzung und Beobachtung von
Ergebnissen (Output) besteht, muss es selbstverständlich
in gewissem Umfang auch strategische Informationen und
Auswertungen (z. B. Projektauswahl, Kompatibilität von
Gebietszielen und Projektzielen) generieren. Der Über-
gang zur Evaluation ist hier fließend. Das Controlling wird
in einem klar eingegrenzten Umfang daher einige eva-
luierende Informationen erfassen, die auch den Evaluatio-
nen zur Verfügung stehen.

Anforderungen

Das Controlling soll folgende zentrale Anforderungen
erfüllen:

1. So viele Daten wie nötig, so wenig wie möglich

Datenumfang und -tiefe werden so ausgelegt, dass sie
die Anforderungen an die Informationsbestände und
das verfügbare Wissen erfüllen. Sie werden auch hinrei-
chend sein, um die immanente Plausibilität (s. u. 3) der
Informationen überprüfen zu können. Das Controlling
wird sich jedoch auf die unbedingt erforderlichen Daten
beschränken und den Datenumfang auf das tatsächlich
Wesentliche begrenzen. Zentrale Kriterien für die Auf-
nahme von Daten sind u. a. ihre effektive Steuerungsre-
levanz und der für sie erforderliche bzw. noch vertret-
bare Pflegeaufwand.

2. Messgrößen und Bewertungskriterien müssen zwischen
den Beteiligten abgestimmt und vereinbart sein

Grundlage der Beobachtungen, Bewertung und Mes-
sung von Ergebnisfortschritten der Projekte sind die
beschlossenen Zeit-Maßnahmen-Kosten-Pläne. Nur die
Indikatoren und Leistungen, die mit ihnen vereinbart
worden sind, werden für das Controlling zugrunde
gelegt bzw. herangezogen. Weichen die Ergebnisse auf
Grund nicht beeinflussbarer Faktoren signifikant von
den Vereinbarungen ab, werden diese im laufenden Ver-
fahren angepasst. Insgesamt wird auf allen Ebenen und
zwischen den verschiedenen Ebenen volle Transparenz
über alle Controllingschritte hergestellt.

3. Informationen und Daten müssen valide und belastbar
sein

Die Qualität von Steuerungsentscheidungen hängt
nicht zuletzt von der Qualität der Informationen ab, auf
Grund deren sie getroffen werden. Es werden deshalb
möglichst nur Informationen verarbeitet, die überprüf-
bar sind. Das Controllingsystem wird außerdem über
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eigene Verfahren und Instrumente für eine laufende
Qualitätssicherung verfügen.

4. Informationen und Daten müssen aktuell und schnell
verfügbar sein

Auf jeder Ebene können die verfügbaren Informationen
von den Nutzern in Echtzeit eingesehen, bearbeitet und
ausgewertet werden. Die Daten werden in einem regel-
mäßigen Turnus aktualisiert, bei Bedarf sind auch
gezielte Aktualisierungen zu ausgewählten Informatio-
nen außerhalb der üblichen Frequenzen möglich.

5. Verfügbarkeit, Bearbeitung und Auswertung der Infor-
mationen müssen die aufgabenspezifischen Bedarfen
der verschiedenen Verantwortungsebenen erfüllen

Die Informations- und Datenbestände werden so aufbe-
reitet und vorgehalten, dass sie den spezifischen Wis-
sens- und Steuerungsbedarfen der einzelnen Ebenen
entsprechen. Dieses gilt insbesondere auch für die Aus-
wertungen und Berichte: Sie sind immer ebenen- bzw.
einheitenspezifisch und erfüllen die jeweiligen Informa-
tionsbedarfe entsprechend der Steuerungs- und Ergeb-
nisverantwortung.

6. Datenhoheit und Vertrauensschutz müssen sicherge-
stellt sein

Die einzelnen Ebenen entscheiden selber, wann sie die
von ihnen erhobenen und erfassten Daten und durchge-
führten Auswertungen im Rahmen des Controllings den
anderen beteiligten Ebenen und Stellen zugänglich
machen. Hierfür gibt es geregelte Verfahren. Diese
schließen auch aus, dass von einer Ebene und Stelle für
sich als „intern“ deklarierte Informationen und Daten
an andere weitergegeben werden können (vgl. Abschnitt
IT-Unterstützung und Kapitel 9; Ressourcen für die
Gebietsentwicklung.) Jede Ebene und Stelle ist ver-
pflichtet, den Vertrauensschutz für die von anderen
Ebenen und Stellen gelieferten Daten zu gewährleisten.

7. Der Aufwand für das Controlling muss sich auf das
Wesentliche konzentrieren und im Verhältnis zum
Ertrag vertretbar sein

Das Controlling soll sich konzentrieren auf die Analyse,
Diagnose bzw. Bewertung und die Empfehlung von
Handlungsbedarfen; demgegenüber sollen die Selek-
tion und Aufbereitung der Daten am Gesamtaufwand
möglichst nicht mehr als 20 % ausmachen, d. h. das Con-
trolling soll kein Selbstzweck sein. U. a. deshalb ist vor-
gesehen, dass die Controllingaufgaben auch von den für
die Fachaufgaben Zuständigen wahrgenommen werden
und nicht allein an Controller ausgelagert werden. Dies
widerspricht nicht dem Erfordernis, dass es auf jeder
Ebene eine zentrale Koordinierung für das Controlling
geben muss. Insgesamt ist der zu erwartende Nutzen des
vorgesehenen Controllingsystems für den Erfolg der
Programmrealisierung sehr hoch einzustufen.

Auswertungen und Berichtswesen

Auswertungen und Berichte sollen die Entscheidungsebe-
nen zuverlässig und schnell mit den relevanten Informa-
tionen versorgen. Ihre Aufgabe ist es, die für Beratungs-
und Entscheidungsprozesse notwendigen Grundlagen in
komprimierter Form bereitzustellen. Neben ad-hoc-Aus-
wertungen liegt der Schwerpunkt auf Abweichungsberich-
ten. Daneben sind auch die notwendigen Berichte für
Dokumentation und Verwendungsnachweise vorgesehen.
Darstellungen von Projekterfolgen sowie erfolgsorientier-
ter Ergebnisbilanzen der Programmarbeit als Grundlage

für eine öffentliche Kommunikation werden ebenfalls
möglich sein.

Die Formate für unterschiedliche Auswertungs- und
Berichtszwecke werden ebenenspezifisch soweit wie mög-
lich standardisiert sein, um den Aufwand für die Erstel-
lung von Berichten gering zu halten.

IT-Unterstützung

Das für das Controlling erforderliche Informations- und
Datenmanagement einschließlich Datenvorhaltung und
Auswertung ist nur mit einer technisch ausgereiften und
leistungsstarken Softwareunterstützung möglich. Diese
muss mindestens die folgenden Anforderungen erfüllen:

– Integration der verschiedenen Ebenen mit ihren Aufga-
ben innerhalb eines Systems auf Basis einer mandanten-
fähigen Datenbank,

– Datenmodellierung mit konsequenter Vermeidung
redundanter Datenhaltung,

– Filterung der Informations- und Datenbestände in
Abhängigkeit definierter Datenhoheiten und ihre
benutzergesteuerte Freigabe,

– Berechtigungskonzept, das eine einfache und flexible
Konfigurierung von Zugriffsrechten sowohl funktions-
bezogen (Lesen, Schreiben) als auch datensatz- und
feldbezogen ermöglicht,

– Abbildung der ebenenspezifischen Geschäftsprozesse
mit Hilfe aufgabenaffiner und medienbruchfreier Tech-
nik zur Überwachung der Abläufe,

– modularer entwicklungsfähiger Aufbau,
– moderne intuitive Benutzeroberfläche (u. a. Konsistenz

und Verlässlichkeit, Balance von Anwenderfreiheit und
Programmsteuerung, Programmtransparenz und Kom-
plexitätsreduzierung, Benutzungstoleranz, Barrierefrei-
heit),

– leistungsstarkes Reporting-Tool,
– Schnittstellen zu den Fachanwendungen der BSU-eige-

nen Mittel- und Zuwendungsverwaltung und zu SAP
(NHH/NRV).

Da Maßnahme- und Projektträger außerhalb der Verwal-
tung ihre Informationen und Daten für das Controlling
nicht direkt in das System eingeben können, sollen Erfas-
sungsmöglichkeiten geprüft werden, die ein automatisches
Einlesen der Trägerdaten in den Bezirksämtern unterstüt-
zen. Hierzu sollen bereits vorhandene Lösungen in ande-
ren Zusammenhängen (z. B. Kitas) ausgewertet werden.

Die Softwareunterstützung für das Controlling insgesamt
soll möglichst auf vorhandene Controllingsysteme aufset-
zen, die behördenweit bereits seit längerem eingesetzt wer-
den, über entsprechende Erfahrungen und eine behörden-
weite organisatorische und technische Infrastruktur verfü-
gen.

Ressourcen

Konzipierung, Entwicklung und Implementation der
zwingend erforderlichen Softwareunterstützung erfordern
einmalige Mittel, die aus vorhandenen Mitteln des Pro-
gramms sowie IuK-Titeln aufgebracht werden.

In welchem Umfang für den laufenden Betrieb außer den
Kosten für das Hosting (Dataport) und den Support der
Softwareunterstützung zusätzlicher Aufwand für die Bear-
beitung des Controlling entsteht, wird sich im Einzelnen
erst nach einer einjährigen Betriebsphase abschätzen las-
sen. Auch hierzu sollen die Erfahrungen mit vergleichba-
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ren Anforderungen aus anderen Bereichen insbesondere in
den Bezirksämtern und den Behörden ausgewertet wer-
den.

8.2 Image und Öffentlichkeitsarbeit

Das Rahmenprogramm Integrierte Stadtteilentwicklung
(RISE) ordnet sich in das Leitprojekt „Hamburg: Heimat-
hafen“ des gesamtstädtischen Leitbildes „Wachsen mit
Weitsicht“ ein. Es knüpft an Hamburgs traditionelle
Bereitschaft zur Verantwortung und Solidarität an und legt
dabei einen Schwerpunkt auf die Stärkung benachteiligter
Quartiere und der in ihnen lebenden Menschen.

Der Ausbau der Kommunikation in der Integrierten Stadt-
teilentwicklung ist für die Verankerung und Umsetzung
der mit dem neuen Programm verfolgten integrativen Zie-
len und angestrebten kooperativen Strukturen konstitutiv
und entscheidet mit über deren Erfolg. Dies gilt sowohl für
die Ebene der Fördergebiete bzw. die gebietsbezogenen
Formen der Imagebildung und Öffentlichkeitsarbeit als
auch für die erforderliche konsistente stadtweite Öffent-
lichkeitsarbeit. Sowohl die Stadtöffentlichkeit als auch die
Beteiligten in den Fördergebieten sollen sich als mitver-
antwortliche Bürger bzw. Akteure und Träger der Entwick-
lungsprozesse in den Gebieten über die Notwendigkeit
und die Fortschritte des Programms orientieren können.

Um das Programm in die Stadt zu tragen, beinhaltet das
Kommunikationskonzept folgende Schwerpunkte:

Ein Gesicht geben: Für das Rahmenprogramm wird eine
Wortmarke formuliert, die zusammen mit der Bildmarke
der Initiative „Lebenswerte Stadt Hamburg“ die Kernbot-
schaft des Programms repräsentiert, eine neue integrative
Strategie für benachteiligte Stadtteile zu verfolgen. Sie
wird den Wert der Vielfalt und der Chancen des Zusam-
menwirkens der Menschen vor Ort ebenso betonen wie
auch die Bereitschaft der Menschen aktiv zu werden und
Brücken über Unterschiede hinweg zu bauen.

Dialog suchen – Zeichen setzen – Kontinuität sichern: Das
neue Programm soll im Stadtbild präsent sein, damit die
Bevölkerung auf die gesamtstädtischen Fragestellungen
und Lösungsansätze aufmerksam wird und zu einem Dis-
kurs über die Bedeutung der programmatischen Neuaus-
richtung eingeladen wird.

Den Menschen in den im Fokus stehenden Stadtteilen soll
vermittelt werden, dass mit dem Programm eine Intensi-
vierung der Unterstützung und neue Impulse zur Verbes-
serung der Zukunftschancen in ihren Quartieren ange-
strebt werden und dass sie als Träger diese Entwicklung
aktiv mit gestalten können.

Das neue Programm Integrierte Stadtteilentwicklung wird
ein eigenes Kommunikationskonzept erhalten, das – auf-
bauend auf den Erfahrungen der Initiative „Lebenswerte
Stadt“ – die dort erprobten Elemente und Projekte von
Image und Öffentlichkeitsarbeit zum Einsatz bringt. Dar-
über hinaus sollen auch Projekte gestartet werden, die im
Gebiet aktivierende Prozesse der Stärkung des Zusammen-
halts und der Identifikation der in einem Gebiet lebenden
Menschen auslösen.

Innerhalb der Fördergebiete der integrierten Stadtteilent-
wicklung ist die Öffentlichkeitsarbeit ein bedeutendes
Instrument zur Aktivierung der Bevölkerung und zur
Überwindung negativer Images. Ziel ist es, das Bild des
Stadtteils durch den Prozess und die Projekte der inte-
grierten Stadtteilentwicklung positiv zu verändern. Stadt-
teilnahe Informationen und Berichte werden dazu mit der

stadtweiten Darstellung des Gesamtprogramms verknüpft.
Die Gebietsmanagements erhalten die Möglichkeit, die
Öffentlichkeitsarbeit für ihre Projekte bzw. Gebiete auszu-
gestalten. Der gebietsbezogenen Öffentlichkeitsarbeit
kommt auch eine große Bedeutung bei der Auslösung von
Diskussionsprozessen und der Formulierung von Interes-
sen aus der Gebietsöffentlichkeit zu. Sie gibt damit wich-
tige Anregungen zur Beteiligung an der Gebietsentwick-
lung. Lokale „Leuchtturmprojekte“ (wie Community-
Center, Bildungs- und Familienzentren, Stadtteilhäusern
o.ä.) können, indem sie Gegenstand der öffentlichen Dis-
kussion und Beteiligung sind, neben ihrer praktischen
auch eine kommunikative und symbolische Kraft entfal-
ten und zu Identifikationspunkten des Quartiers werden.
Auch durch die Würdigung besonders engagierter Akteure
aus dem Quartier kann die Motivation zur Beteiligung an
der Gebietsentwicklung gestärkt werden. Anknüpfungs-
punkte liegen hier insbesondere in den Handlungsfeldern
Integration, Bildung, Familienförderung, Kultur, Sport
und Bürgerbeteiligung.

Die Umsetzung des Kommunikationskonzepts wird orga-
nisatorisch sowohl an zentraler Stelle in der BSU als auch
lokal bei den Gebietsmanagements verankert und im Rah-
men vorhandener Programmmittel finanziert. Anzahl und
Umfang der Maßnahmen sowie die Form der internen
Abwicklung und Organisation werden unter Berücksichti-
gung bezirklicher und/oder fachbehördlicher Vorschläge
definiert. Die Leitstelle wird bei der Entwicklung des
Kommunikationskonzepts durch Externe unterstützt. Als
Instrumente sollen ein gesamtstädtischer Newsletter, Pla-
kate, Flyer, eine Internetplattform für die Kommunikation
nach außen und den Erfahrungsaustausch nach innen zum
Einsatz kommen. Dabei sollen Inhalte in der stadtweiten
und insbesondere auch in der gebietsbezogenen Kommu-
nikation mehrsprachig angeboten werden. Auch Dritte
sollen durch die Öffentlichkeitsarbeit Hilfestellung bei der
Erstellung von Stadtteilzeitungen, gesamtstädtischen oder
lokalen Events erhalten.

8.3 Wissens- und Erfahrungsaustausch

Der Informations-, Wissens- und Erfahrungsstand soll für
die an der Steuerung und Umsetzung des Programms
Beteiligten kontinuierlich angeglichen werden. Insbeson-
dere die Unterstützung des Gebietsmanagements ist hier
von hervorgehobener Bedeutung. Die prozessinterne
Kommunikation soll verbessert, die Urteils- und Entschei-
dungsfähigkeit auf allen Ebenen hergestellt und die Qua-
lität insgesamt gesichert werden. Hierfür werden u. a. fol-
gende Formate und Instrumente geschaffen:

– Einrichtung eines zentralen öffentlichen Internetpor-
tals für den Wissens- und Erfahrungsaustausch im Rah-
menprogramm Integrierte Stadtteilentwicklung. Neben
dem stadtweiten Newsletter sollen an dieser Stelle alle
verfügbaren Informationsmaterialien aus den Pro-
grammgebieten zur Verfügung gestellt werden. Eine
Diskussions- und Kommentarfunktion soll registrier-
ten Nutzern einen interaktiven Austausch ermöglichen.

– Bereitstellung von internen Materialien auf Basis eines
zentralen SharePointServer. Auf diesem Server wird für
die programmbeteiligten Behörden und Verwaltungs-
mitarbeiter ein Archiv zur Verfügung gestellt, in dem
die Unterlagen und Controllingberichte sowie Einla-
dungen, Protokolle, Berichte und Terminplanungen der
RISE-Gremien zur Verfügung gestellt werden;
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– Durchführung von Veranstaltungen zum überbezirkli-
chen Wissens- und Erfahrungsaustausch zu themati-
schen Schwerpunkten aus den Handlungsfeldern der
integrierten Stadtteilentwicklung, die vor Ort durchge-
führt werden;

– Regelmäßige Workshops für alle Programmbeteiligten
(z. B. die Gebietsmanagements) zu Fachthemen, Strate-
gien und Instrumentarium sowie zur Reflexion.

Für die Implementation und Programmdurchführung
werden im Rahmen vorhandener Mittel Informations-
und Schulungsangebote für die Beteiligten im Gebietsma-
nagement, Fachbehörden und Projektträger gestaltet, um
diese durch ein geeignetes Schulungsangebot für die
gestellten Anforderungen auszurüsten. Hierfür wird, gege-
benenfalls unter Hinzuziehung von Einrichtungen der
Freien und Hansestadt Hamburg oder externer Dienstleis-
ter, ein Schulungsprogramm entwickelt.

Darüber hinaus kommen im Rahmen vorhandener Mittel
weitere Angebote in Betracht:

– Info-Service (z. B. „Förderfibel“, Hilfen für Social-
Sponsoring etc.);

– Werkstattberichte (z. B. Erfahrungsberichte aus Ham-
burger Quartieren sowie anderen deutschen und
europäischen Großstädten, Best-Practice-Berichte etc.).

Um Impulse für die laufende Weiterentwicklung des Pro-
gramms zu erhalten, ist die Beteiligung an der deutschen
und europäischen Netzwerkarbeit im Rahmen des Inter-
kommunalen Erfahrungsaustausch zur Stadterneuerung
und Sozialplanung und/oder dem European Programme For
Urban Sustainable Development (URBACT) vorgesehen.

8.4 Aufbauorganisation

Die Bearbeitung der komplexen sozialräumlichen Pro-
blemlagen in den benachteiligten Quartieren erfordert
Verfahrens- und Organisationsstrukturen, die behörden-
übergreifend, kooperativ und auf höchst mögliche Trans-
parenz des Informations- und Kommunikationsflusses für
alle Ebenen und Beteiligten angelegt sind. Sie müssen
handlungsfähig und schlank mit klaren Entscheidungswe-
gen sein und mit erkennbaren Verantwortlichkeiten in der
Verwaltung verankert sein.

Die Gremien für die Steuerung und Umsetzung des Pro-
gramms sollen sektorübergreifende vertikale und horizon-
tale Informations-, Kommunikations- und Kooperations-
beziehungen gewährleisten, die alle Beteiligten in der Ver-
waltung sowie die von der Verwaltung beauftragten
Akteure (Gebietsmanager, freie Träger etc.) effektiv ein-
binden. Die Rollen, Aufgaben und Zuständigkeiten (Stra-
tegieentwicklung, Steuerung, operatives Management, Be-
ratung etc.) der verschiedenen Akteursebenen (Bezirks-
ämter, Gebietsentwickler, BSU, Fachbehörden) sollen
möglichst klar definiert und zugeordnet sein, so dass sie
für alle Beteiligten jederzeit transparent und nachvollzieh-
bar sind. Die unterschiedlichen internen Verwaltungs-
ebenen sollen in einem horizontalen Austausch zueinan-
der stehen.

Grundsätzlich werden drei Handlungsebenen eingerich-
tet, die die Aufbauorganisation für das gesamte Manage-
ment aller Aufgaben der Umsetzung, Steuerung, und Wei-
terentwicklung des Programms bilden. Diese sind:

1. Politische Steuerung

2. Gesamtstädtische Steuerung und

3. Operatives Management.

Politische Steuerung

Die politischen Vorgaben für das Programm der integrier-
ten Stadtteilentwicklung, seine grundlegenden Ziele und
Strategien trifft die Senatskommission für Integrierte
Stadtteilentwicklung. Sie sichert das Programm im Rah-
men des Regierungshandelns auf Senatsebene ab, stärkt
die behördenübergreifende Kooperation für die integrierte
Stadtteilentwicklung als eine wesentliche Voraussetzung
ihres Erfolges und führt die erforderlichen Abstimmungen
und Beschlüsse zur grundlegenden Gestaltung des Pro-
gramms und seiner Weiterentwicklung herbei. Der Senats-
kommission gehören die Präsides und Staatsräte der BSU,
der BSB, der BSG, der BWA, der BKSM, der JB und der
Finanzbehörde, der Chef der Senatskanzlei sowie die Lei-
ter der Bezirksämter an. Den Vorsitz hat der Erste Bürger-
meister inne. In ihrer Funktion als federführende Behörde
ist die BSU auch zuständig für die Abstimmung von
Bezirksvorlagen. Die Kommission hat beratende und
beschließende Funktion.

Zu ihren Aufgaben gehören u. a.:

– Erörterung von Schlussfolgerungen aus den Ergebnis-
sen und Empfehlungen des Sozialmonitorings, der Eva-
luationen und des Controllings für die Weiterentwick-
lung des Programms, seiner Leitziele, Strategien und
Steuerungsorganisation;

– Erörterung und Beschlussfassung von Programmfort-
schreibungen und -änderungen;

– Erörterung und Beschlussfassung der Auswahl und Auf-
nahme von Gebieten in das Programm auf der Grund-
lage von Problem- und Potenzialanalysen;

– Erörterung und Beschlussfassung integrierter Entwick-
lungskonzepte (einschl. ihres jeweils ersten Zeit-Maß-
nahme-Kosten-Plans) sowie der Fortschreibung ihres
strategischen Teils;

– Erörterung und Beschlussfassung der Bilanzierungen
von Gebietsentwicklungen einschl. von Nachsorge-
Maßnahmen und Verstetigung einzelner Maßnahmen;

– Beschlussfassung von Sondervorhaben und des Einsat-
zes von Fördermitteln aus den Teilprogrammen Stadt-
umbau und Aktive Stadt- und Ortsteilzentren der Städ-
tebauförderung bei eingegrenzten besonderen Problem-
stellungen;

– Abstimmung und Entscheidung zwischen den beteilig-
ten Behörden und Bezirksämtern in Sonderfragen der
integrierten Stadtteilentwicklung.

Gesamtstädtische Steuerung

Auf der Programmebene wird die Steuerung der integrier-
ten Stadtteilentwicklung vom Leitungsausschuss zur Pro-
grammsteuerung (LAP) wahrgenommen. Unter der
Federführung der BSU gehören ihm alle beteiligten Fach-
behörden und alle Bezirksämter an; letztere werden durch
ihre Dezernenten vertreten. Weiterhin nehmen die Leit-
stelle für die Integrierte Stadtteilentwicklung (LIS) der
BSU und das Amt für Wohnen, Stadterneuerung und
Bodenordnung (WSB) der BSU Aufgaben der gesamtstäd-
tischen Steuerung des Programms wahr. Die beteiligten
Fachbehörden werden außerdem für ihre Zuständigkeits-
bereiche zentrale Ansprechpersonen bzw. Koordinatoren
einsetzten.

Die drei Einheiten auf der zentralen Ebene tragen dafür
Sorge, dass die erforderlichen Rahmenbedingungen für die
Umsetzung der Programmziele gewährleistet sind. Sie
schaffen die wechselseitig akzeptierten Spielregeln in den
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internen Austauschbeziehungen zwischen den verschiede-
nen Akteursebenen des Programms und bringen den stadt-
weiten und gesamtstädtischen Kontext und seine Bedin-
gungen für die Strategie der integrierten Stadtteilentwick-
lung und ihre Umsetzung zur Geltung.

Im Einzelnen haben die drei Einheiten u. a. folgende Auf-
gaben, dabei werden die der Leitstelle und des Amtes WSB
gemeinsam aufgeführt:

A.Leitungsausschuss zur Programmsteuerung (LAP)

– Genehmigung der bezirklichen bzw. gebietsbezoge-
nen Etats aus programmeigenen Mitteln sowie
Genehmigung der Zeit-Maßnahme-Kosten-Pläne
bzw. konkreter Finanzierungs- und Umsetzungs-
pläne im Falle von Sondervorhaben;

– Festsetzung von Regeln zur Mittelübertragung
gemäß Ergebnisfortschritten und für flexible Mittel-
allokation bei Umsetzungsverzögerungen und Pla-
nungsänderungen;

– Beschluss über Empfehlungen zur Aufnahme von
Gebieten in die Programmförderung;

– Abstimmung der Problem- und Potenzialanalysen
und der integrierten Entwicklungskonzepte sowie
Formulierung von Empfehlungen zu ihrer weiteren
Behandlung in der Senatskommission;

– Überprüfung der laufenden Auswertung der Pro-
grammumsetzung, Bewertung identifizierter Nach-
steuerungsbedarfe und Entscheidung über Hand-
lungsoptionen bzw. Interventionen;

– Beschluss über konzeptionelle und strategische Emp-
fehlungen für die Weiterentwicklung des Programms
sowie für Anpassungen der operativen Umsetzung
anhand der Ergebnisse des Sozialmonitorings, der
Evaluation, des Controllings und gegebenenfalls wei-
terer Informationsgrundlagen;

– Formulierung von Qualitätsstandards und Innova-
tionskriterien für Vorgehensweisen und Projekte;

– Beauftragung von themenbezogener Begleitfor-
schung, externer Evaluationen und von Innovations-
projekten;

– Beschlussfassung des maßnahmebezogenen Einsat-
zes von Fördermitteln aus dem Teilprogramm Städte-
baulicher Denkmalschutz der Städtebauförderung

– Einbringung von Problemlösungskompetenzen und
Moderation/Mediation bei konkreten Umsetzungs-
problemen und/oder Konfliktsituation in einzelnen
Gebieten und zwischen Bezirksämtern und Fach-
behörden bzw. unter Fachbehörden.

– Formulierung von Empfehlungen zu Sonderfragen
und politischen Entscheidungen im Rahmen der
integrierten Stadtteilentwicklung;

B. Leitstelle für die Integrierte Stadtteilentwicklung (LIS)
und Amt für Wohnen, Stadterneuerung und Bodenord-
nung (WSB)

– Geschäftsführung der Senatskommission für Inte-
grierte Stadtteilentwicklung (Geschäftsführung);

– Vorbereitung und Durchführung der Sitzungen des
Leitungsausschusses;

– Vorbereitung der Entscheidungen zu den bezirkli-
chen bzw. gebietsbezogenen Etats aus programmeige-
nen Mitteln sowie der Zeit-Maßnahme-Kosten-Pläne
einschließlich konkreter Finanzierungs- und Umset-
zungspläne;

– Erarbeitung von Entscheidungsvorlagen zur Pro-
grammsteuerung, insbesondere Empfehlungen zur
Aufnahme von Gebieten in die Programmförderung,
zu Interventionen hinsichtlich identifizierter Nach-
steuerungsbedarfe und zur Weiterentwicklung des
Programms und der Steuerungsinstrumente,

– Koordinierung und Aufbereitung der Ergebnisse des
Sozialmonitorings (in Zusammenarbeit mit dem Sta-
tistikamt Nord);

– Unterstützung der Bezirksämter bei der Gebietsaus-
wahl und der Vorbereitung von Gebietsanmeldungen

– Unterstützung der Bezirksämter bei der Ausschrei-
bung der Leistungen für Gebietsentwickler (Ent-
wicklung eines Leitfadens und Beratung).

– Vorbereitung der Ausrichtung, Themen und Fra-
gestellungen sowie externer Beauftragung von Eva-
luationen einschl. Initiierung themenbezogener
(Begleit-)Untersuchungen; Beauftragung, Begleitung
und Steuerung der Überleitungsevaluation und der
Evaluation der Programm-Implementation;

– Förderung des Verständnisses und der Kompetenzen
für die Evaluation bei den Programmakteuren (auch
Unterstützung von Feedback-Verfahren);

– Implementierung und Gesamtsteuerung sowie über-
greifende Auswertung des verwaltungsinternen Con-
trollings;

– Initiierung von Arbeitshilfen, handlungsorientierten
Workshops und Weiterbildungen. Die Verantwor-
tung für die bei deren Erstellung bzw. Durchführung
relevanten fachlichen Belange der integrierten Stadt-
teilentwicklung obliegt dabei WSB/LIS, die Ver-
antwortung für die Fachprogramme, -projekte und 
-maßnahmen obliegt den zuständigen Behörden.

– Bereitstellungen von Informationsmaterialien zu
Förderprogrammen der EU, des Bundes und Ham-
burger Fachbehörden („Förderfibel“) sowie Beratung
und Koordinierung der Bezirksämter bei der Bean-
tragung von Fördermitteln;

– Bereitstellung von Informationen über Erfahrungen
aus anderen Bundesländern mit der integrierten
Stadtteilentwicklung und über praxisrelevante Dis-
kussionen in der einschlägigen Fachöffentlichkeit;

– Initiierung zu Fachthemen und Vorgehensweisen für
Programmakteure und Durchführung der Veranstal-
tungen in Zusammenarbeit mit den für die Fachpro-
gramme bzw. Maßnahmen zuständigen Behörden

– Initiierung und Durchführung von Veranstaltungen
zu fachlichen und operativen Themen (Program-
mumsetzung) für Programmakteure (einschl. BSU)
Durchführung der Veranstaltungen in Zusammenar-
beit mit den für die Fachprogramme bzw. Maßnah-
men zuständigen Behörden

– Durchführung von Weiterbildungen zu fachlichen
und operativen Themen (Programmumsetzung) für
Programmakteure (einschl. BSU) in Zusammenar-
beit mit den Start- und Auslaufphase);

– Förderung der Zusammenarbeit zwischen Bezirks-
ämtern und Fachbehörden (auch einzelfallbezogen);

– Unterstützung eines kontinuierlichen Erfahrungs-
austausch unter den Bezirksämtern und zwischen
Bezirksämtern und Fachbehörden;
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– Abrechnungen und Verwendungsnachweise für Mit-
tel aus Förderprogrammen des Bundes, der EU oder
anderer Finanzierungsquellen;

– Umsetzung eines einheitlichen Kommunikations-
konzeptes für die stadtweite und gebietsbezogene
öffentliche Darstellung der Programmarbeit und der
Ergebnisse der integrierten Stadtteilentwicklung ein-
schl. Internetportal etc.;

– Unterstützung der Bezirksämter in der gebietsbezo-
genen Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit.

In den beteiligten Fachbehörden werden zentrale Koor-
dinatoren für die integrierte Stadtteilentwicklung ein-
gesetzt. Diese haben die Aufgabe als „Scharniere“ fach-
und handlungsfeldbezogen innerhalb der Steuerungse-
bene und zwischen Programmsteuerung und operati-
vem Management zu fungieren. Insbesondere sollen sie
als zentrale Anlaufstellen für die Bezirksämter und das
Gebietsmanagement in Fragen der fachlichen Abstim-
mung, Koordinierung und Steuerung in der konkreten
Umsetzung dienen.

Operatives Management

Die Gesamtverantwortung für die Durchführung und das
operative Management der Maßnahmen, Projekte und
Aktivitäten des Programms der Integrierten Stadtteilent-
wicklung liegt bei den Bezirksämtern. Sie sind für die
erfolgreiche Umsetzung der Gebietsentwicklungsprozesse
in ihren jeweiligen Fördergebieten verantwortlich. (vgl.
hierzu im Einzelnen Kapitel 7.1; Gebietsmanagement).
Für die Fachbehörden bilden die integrierten Entwick-
lungskonzepte und die daraus abgeleiteten Zeit-Maß-
nahme-Kosten Pläne den Referenzrahmen für die Projek-
tumsetzung.

Im Rahmen ihrer Gesamtverantwortung für die Pro-
grammdurchführung haben die Bezirksämter u. a. fol-
gende Aufgaben:

– Gewährleistung der Rahmenbedingungen für die orga-
nisatorische Infrastruktur zur bezirksweiten und loka-
len Koordinierung und Steuerung der Entwicklungs-
prozesse in Fördergebieten (Koordinierungskreis,
Gebietskoordinator, Gebietsmanagement) sowie für den
erforderlichen Informations- und Kommunikations-
fluss und für die Einrichtung lokaler Beteiligungsgre-
mien;

– Gewährleistung der fachübergreifenden Kooperation
der beteiligten bezirklichen Dezernate und Fachämter
für die fachliche Integration der Ziele unterschiedlicher
Handlungsfelder in den Fördergebieten in Zusammen-
arbeit mit den Fachbehörden;

– Identifizierung benachteiligter Stadtteile sowie Initiie-
rung von Verfahren und entsprechenden Anträgen zur
Aufnahme von Gebieten in die Programmförderung;

– Beauftragung, Betreuung und Verantwortung von Pro-
blem- und Potenzialanalysen;

– Erarbeitung und Abstimmung integrierter Entwick-
lungskonzepte;

– Aufstellung von Zeit-Maßnahme-Kosten-Plänen
einschließlich der Finanzierungs- und Umsetzungs-
pläne alle zwei Jahre;

– Ausschreibung, Auswahl und Beschäftigung der exter-
nen Gebietsentwickler;

– Fortschreibung der integrierten Entwicklungskonzepte
(strategischer Teil) und Erstellung von Bilanzierungen
zum Abschluss von Gebietsentwicklungsprozessen
einschließlich von Empfehlungen zur Nachsorge
und/oder Verstetigung;

– Gebietsbezogene Bündelung und Steuerung der vorhan-
denen und bezirklichen Ressourcen für die Förderge-
biete;

– Akquisition von Fördermitteln der EU und des Bundes
(mit Unterstützung durch die BSU) sowie Einwerbung
von Sponsorengelder und privater Mittel;

– Verantwortung für die gebietsbezogene Mittelverwal-
tung, Zuwendungsverfahren und Verwendungsnach-
weise;

– Verantwortung für das operative Controlling auf
Gebiets- und Bezirksebene einschließlich Berichtsle-
gung gegenüber den Fachausschüssen der Bezirksver-
sammlung sowie dem Leitungsausschuss zur Pro-
grammsteuerung und der Senatskommission für Inte-
grierte Stadtteilentwicklung;

– Verantwortung für die Selbstevaluation auf Gebiets-
und Bezirksebene sowie Betreuung externer Evalua-
tionsverfahren;

– Überwachung der Leistungen des Gebietsentwicklers
sowie der Qualität und Belastbarkeit der Netzwerkko-
operation im Hinblick auf die perspektivische Schaf-
fung selbstragender Strukturen in den Fördergebieten;

– Institutionalisierte Kooperationen mit Wohnungsun-
ternehmen und Unterstützung des Gebietsmanage-
ments beim Aufbau und dauerhafter Stabilisierung von
strategischen Netzwerken („lokale Partnerschaften“);

– Abstimmung mit den kommunalpolitischen Gremien
(Bezirksversammlung, Fachausschüsse etc.).

Im Rahmen ihrer Verantwortung für die Durchführung
von Fachprogrammen und Projekten, die in ihrer fachli-
chen Verantwortung oder mit ihrer fachlichen Beteiligung
im Rahmen der integrierten Entwicklungskonzepte
durchgeführt werden, haben die Fachbehörden u. a. fol-
gende Aufgaben:

– Gewährleistung der Kooperation mit anderen Fach-
behörden und den bezirklichen Koordinierungsaus-
schuss;

– Durchführung der betreffenden Fachprogramme und
Projekte im Rahmen der integrierten Entwicklungskon-
zepte;

– Akquisition von Fördermitteln der EU und des Bundes
für die betreffenden Fachprogramme und Projekte;

– Controlling der Fachprogramme auf Gebietsebene.
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9. Ressourcen für die Gebietsentwicklung

Strategischer Ansatz der integrierten Stadtteilentwicklung
ist die handlungsorientierte Integration unterschiedlicher
Politik- und Handlungsfelder mit dem Ziel eines gebiets-
bezogenen und lebenslagenorientierten Vorgehens. Um
dies zu erreichen, bedarf es einer Bündelung der finanziel-
len Ressourcen für die Entwicklung in den Fördergebieten
– die Bündelung der Mittel ist ein zentraler Erfolgsfaktor
für das Programm insgesamt.

Ressourcenbündelung bedeutet koordiniertes Handeln
verschiedener Fördermittelgeber aus unterschiedlichen
Politikfeldern auf der Basis einer gemeinsamen Problem-
beurteilung und eines Konsenses über die Strategien und
Maßnahmen zur Lösung der Probleme, d. h. auf der Basis
eines gemeinsam beschlossenen integrierten Entwick-
lungskonzepts (vgl. Kapitel 7.2). Mit ihr wird ausdrücklich
keine Überführung unterschiedlicher (Fach-)Programme
in ein einheitliches Budget intendiert und sie bedeutet
auch nicht die beliebige additive Nutzung verschiedener
Förderangebote. Das Programm Integrierte Stadtteilent-
wicklung ist für die Bündelung und den Einsatz der Mittel
für die Entwicklung benachteiligter Stadtteile das Leitpro-
gramm.

Über die aus der klassischen Städtebauförderung bekann-
ten Zusammenführung möglichst vieler Investitionsträger
hinaus, werden sowohl investive als nicht-investive Mittel
aus den fachlichen Handlungsfeldern (vgl. Kapitel 5; The-
matische Handlungsfelder) eingesetzt und verbunden. Die
Bündelung kann auf unterschiedliche Weisen erreicht wer-
den und orientiert sich an den jeweiligen Gegebenheiten
bzw. Anforderungen in den Fördergebieten. Beispiels-
weise können freiwillige und gesetzliche Leistungen in ein
Fördergebiet auf der Grundlage von Ausnahmeregelungen
gelenkt werden. Direkte Mittelbündelung ist dann gege-
ben, wenn aus dem Programm geförderte Projekte gezielt
aus anderen Finanzierungsquellen mitfinanziert werden
(Ko- bzw. Komplementärfinanzierung). Aber auch die
Realisierung zusätzlicher Projekte in einem Fördergebiet,
die nicht aus dem Programm finanziert werden, tragen zur
Bündelung von Mitteln für die Verbesserung der Lage in
benachteiligten Stadtteilen bei. Mittelbündelung ist dort
besonders wirksam, wo mit ihr eine Schwerpunksetzung
des Mitteleinsatzes einhergeht.

Ziel ist es, die Kooperation und den Mitteleinsatz der
Fachressorts im Sinne der angestrebten Ergebnisse und
Wirkungen zu verbessern und dies bedeutet zunächst, die
Finanzierung und damit die Realisierung gerade von
fachübergreifenden Projekten und Maßnahmen in den
Fördergebieten leichter als ohne Programmförderung zu
machen. Möglichen Mitnahmeeffekten wird entgegenge-
wirkt, indem die Mittelvergabe an die Einhaltung von
Qualitätsstandards gebunden wird, die sich sowohl auf
Maßnahme- als auch Verfahrensqualitäten beziehen. Die
Ressourcenbündelung soll auch zur Effizienz des Mittel-
einsatzes der kooperierenden Fördermittelgeber beitragen
und Einspareffekte erzielen.

Die Bündelung von Mitteln setzt einerseits voraus, dass
die jeweils beteiligten Mittelgeber hinreichend Planungs-
und Dispositionsvorlauf haben. Andererseits gibt es auf
der örtlichen Ebene des Fördergebiets nur sehr geringe bis
keine Möglichkeiten, Mittel aus unterschiedlichen Quel-
len und nicht harmonisierten Förderprogrammen gebiets-
und projektbezogen zusammenzuführen. Die Ebene der
einzelnen Projekte und Maßnahmen ist mit dieser Aufgabe
erst recht überfordert. Es bedarf daher eines Verfahrens für

die behördenübergreifende Abstimmung und Entschei-
dung für den Mitteleinsatz, das diesen unterschiedlichen
Voraussetzungen Rechnung trägt und zugleich möglichst
schlank ist.

Vorhandene Ressourcen

1. Mittel des Programms Integrierte Stadtteilentwicklung

Die programmeigenen Mittel für die Integrierte Stadt-
teilentwicklung kommen aus folgenden im Haushalt
der BSU veranschlagten Titeln: (1) 6100.686.01 Ham-
burgische Quartiersoffensive – „Integrierte Stadtteilent-
wicklung“ -, (2) 6100.686.03 Hamburgisches Stadtum-
bau- und Sanierungsprogramm (mit den Teilen Städte-
bauliche Sanierung, Stadtumbau, Förderung „Aktive
Orts- und Stadtteilzentren“ und Städtebaulicher Denk-
malschutz), (3) 6100.686.04 Hamburgisches Stadtteil-
entwicklungsprogramm – „Aktive Stadtteilentwick-
lung“ – und (4) 6100.821.04 Förderung von Stadtent-
wicklungs- und Erneuerungsaktivitäten vornehmlich in
innerstädtischen Gebieten. Die ersten drei Titel sind im
Betriebshaushalt veranschlagt und können daher auch
für nicht-investive Zwecke eingesetzt werden. Bei den
Titeln (2) und (3) sind Verwaltungsvereinbarungen mit
dem Bund zu berücksichtigen, da mit ihnen die Inan-
spruchnahme von Fördermitteln des Bundes im Rah-
men der Städtebauförderung gesichert wird. Die veran-
schlagten Haushaltsansätze der genannten Titel belau-
fen sich in 2009 auf 26.360 Tsd. Euro und in 2010 auf
29.000 Tsd. Euro. Mit dieser Drucksache ergeben sich
keine bilanziellen Auswirkungen auf die Vermögenslage
der Stadt.

Aus diesen Mitteln werden vorrangig die Projekte und
Maßnahmen zur Umsetzung der Entwicklungsprozesse
in den einzelnen Fördergebieten anfinanziert, d.h. die
Maßnahmefinanzierung erfolgt aus den Programmmit-
teln subsidiär als Anteilsfinanzierung. Weiterhin wer-
den aus den programmeigenen Titeln die Problem- und
Potenzialanalysen bzw. Vorbereitenden Untersuchun-
gen, die Gebietsentwickler (einschließlich Stadtteil-
büro, Verfügungsfonds der Stadtteilbeiräte, Fonds für
Gebietsentwickler, lokale Öffentlichkeitsarbeit etc.), die
Regiekosten im Zusammenhang mit der behördenüber-
greifenden Kooperation und Programmsteuerung (z. B.
externe Gutachten und Dienstleistungen, Controlling,
Evaluation, Sozialmonitoring, Wissens- und Erfah-
rungsaustausch, stadtweite Öffentlichkeitsarbeit, Wei-
terbildungs- und Schulungsbedarf) finanziert.

2. Mittel der Fachbehörden

Die Leistungen, die die Fachbehörden im Rahmen ihrer
Regelaufgaben erbringen, werden überwiegend zwar in
einem gebietsfreien Kontext bereitgestellt, dennoch tra-
gen viele von ihnen indirekt zur räumlichen Entwick-
lung benachteiligter Stadtteile bei. Durch entsprechend
abgestimmte Schwerpunktsetzungen kann diese Wir-
kung erhöht werden. Dies gilt gerade auch für die fach-
behördlichen Rahmenzuweisungen an die Bezirksäm-
ter. Spezifische Förderprogramme der Fachbehörden
können darüber hinaus direkt Programmaktivitäten in
den Fördergebieten unterstützen.

Die Förderung durch die Fachbehörden konzentriert
sich auf Projekte und Maßnahmen in den Politikfelder
bzw. thematischen Handlungsfeldern, für die sie jeweils
die fachliche Verantwortung haben. In der Regel
geschieht dies entweder über die direkte Realisierung
eines bestimmten Vorhabens in einem oder mehreren
Fördergebieten (z. B. im Rahmen eines stadtweiten Pro-
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gramms) oder durch Mitfinanzierung eines örtlichen
Projekts.

3. Mittel der Bezirksämter

Neben den Mitteln aus den programmeigenen Titeln
stehen den Bezirksämtern auch Mittel aus den Rahmen-
zuweisungen zur Verfügung, über deren Einsatz sie
überwiegend selbst bestimmen können. Im Grundsatz
ist daher eine gewisse Schwerpunktbildung zur Unter-
stützung der Gebietsentwicklung notwendig und mög-
lich.

Von den Bezirksämtern werden die auf der Ebene ein-
zelner Fördergebiete (Durchführungsebene) erforderli-
chen Leistungen zur Erreichung der Programmziele
umgesetzt (s. o. 1.).

Weitere Fördermöglichkeiten

Programme der EU und des Bundes, aber auch privates
Engagement können wichtige zusätzliche Finanzierungs-
quellen für die Gebietsentwicklung sein. Inwieweit sie
letztlich genutzt werden können, ist zwar vom jeweiligen
Einzelfall abhängig, die Möglichkeiten sollen jedoch
zukünftig regelhaft geprüft werden.

1. Förderprogramme der EU und des Bundes

Auf EU-Ebene sind es vor allem die Strukturfonds, die
Gemeinschaftsinitiativen oder die Aktionsprogramme,
die für benachteiligte Stadtteile genutzt werden können.
Unter den Förderprogrammen des Bundes zählen
hierzu neben den klassischen Städtebaufördermitteln
beispielsweise Bildung, Wirtschaft, Arbeit im Quartier
(BIWAQ), Lokales Kapital für soziale Zwecke oder auch
Regelprogramme wie die Ausbildungsförderung oder
die Mittel der Bundesagentur für Arbeit. Im Allgemei-
nen können mit diesen und ähnlichen Förderprogram-
men der EU und des Bundes vorhandene Ansätze oder
Vorhaben gezielt unterstützt und zusätzliche Akzente in
der Gebietsentwicklung gesetzt werden. Sie eignen sich
jedoch nicht für die Finanzierung struktureller Aufga-
ben oder Versorgungsangebote.

Die zahlreichen Förderprogramme der EU und des
Bundes sind nicht aufeinander abgestimmt, haben teil-
weise sehr unterschiedliche Förderbedingungen und
verlangen entsprechend unterschiedliche Voraussetzun-
gen, die häufig nicht umstandslos in die Arbeit vor Ort
passen. Die Anträge sind aufwändig und müssen relativ
kurzfristig vorgelegt werden. Da außerdem ein Förder-
programm häufig für mehrere Fördergebiete und
Bezirke interessant sein kann, wird die Leitstelle Inte-
grierte Stadtteilentwicklung in der BSU die nötigen
Informationen über einschlägige Programme und För-
dermöglichkeiten der EU kontinuierlich vorhalten 
(z. B. „Förderfibel“), sie an die Gebietsmanagements
weitergeben sowie bei der Antragstellung und Abwick-
lung Hilfestellung geben. Die Einbeziehung insbeson-
dere von EFRE- und ESF-Mitteln, deren Einsatz Län-
dersache ist, soll zukünftig gezielter geschehen.

2. Förderungen von Privaten

Die wichtigsten privaten Investoren in benachteiligten
Gebieten sind die Wohnungsunternehmen, die häufig
auch Beschäftigung für Langzeitarbeitslose im Quartier
schaffen. Auch die Träger der freien Wohlfahrtspflege
setzen Eigen- und Fremdmittel für soziale Zwecke in
den Quartieren ein. Eine besondere Rolle nehmen
Social Sponsoring und Corporate Citizenship ein, wie
sie neben Unternehmen u. a. auch von Initiativen wie
„start social – hilfe für helfer“ oder „Unternehmen: Part-

ner der Jugend (UPJ)“ praktiziert werden. Sie bringen
nicht nur zusätzliche Mittel in die Stadtteile, sondern
fördern mit freiwilligem Engagement den sozialen Aus-
tausch. Nicht zuletzt kommt auch privaten Stiftungen
ein bedeutender Stellenwert zu, denn sie engagieren
sich finanziell nicht selten auch über einen mittel- bis
längerfristigen Zeitraum.
Die Gewinnung und Einbeziehung ehrenamtlichen
Engagements und privater Fördermittel hängen stark
von den jeweiligen örtlichen Bedingungen ab und sind
deshalb vorrangig Aufgabe des Gebietsmanagements.
Für die Zusammenarbeit mit den Wohnungsunterneh-
men sollen auf bezirklicher Ebene geeignete Formate
für einen kontinuierlichen Austausch und regelmäßige
gemeinsame Absprachen entwickelt und eingeführt
werden. Im Rahmen der bezirklichen Öffentlichkeitsar-
beit für das Programm wird eine Kommunikationsstra-
tegie entwickelt, mit der die unterschiedlichen privaten
Akteure gezielt auf ein mögliches Engagement ange-
sprochen werden können. Die Leitstelle der BSU wird
diese Bemühungen (auch im Rahmen der stadtweiten
Öffentlichkeitsarbeit) unterstützen.
Es gibt in der Stadtentwicklung häufig das Problem,
dass von einer im Privatbesitz befindlichen Schlüssel-
fläche problematische Ausstrahlungen auf ein Quartier
bzw. einen ganzen Stadtteil ausgehen, der alle übrigen
Maßnahmen der Stadterneuerung ins Leere laufen lässt.
Diese Situation ließe sich über den zeitlich befristeten
Erwerb des Schlüsselgrundstücks durch eine städtische
Entwicklungsgesellschaft und eine an den Erwerb
anschließende Entwicklung über einen mehrjährigen
Zeitraum lösen. Diese Art Projektentwicklung muss in
enger Abstimmung mit den für den Stadtteil verfolgten
Entwicklungszielen sowie unter Einbeziehung der
wichtigen Akteure in der Nachbarschaft und im Quar-
tier erfolgen. Gleichzeitig muss eine stringente wirt-
schaftlich ausgerichtete Entwicklungs- und Verwer-
tungsperspektive umgesetzt werden.
Eine solche Aufgabe ist mit den üblichen Mitteln der
Steuerung von Stadterneuerungsaufgaben nicht lösbar,
sondern bedarf einer Trägergesellschaft. Dabei sind die
Entwicklungsaufgaben, die von dieser Gesellschaft
übernommen werden sollen, nur auf mittlere Frist mit
der Übernahme einer Eigentümerfunktion verbunden.
Am Ende der Projektentwicklung muss regelmäßig die
Weitergabe der Wohn- und Gewerbeimmobilien stehen.
Somit ist immer nur ein vorübergehender Kapitalbedarf
vorhanden; Erträge aus abgeschlossenen Projekten kön-
nen neue Projekte speisen. Die BSU soll prüfen, ob und
gegebenenfalls in welcher Form und unter welchen Vor-
aussetzungen die Gründung einer solchen Entwick-
lungsgesellschaft zweckmäßig ist und ob externe Part-
ner für die Beteiligung an einer solchen Gesellschaft
gewonnen werden können.

Disposition und Bewilligung von Fördermitteln

Grundlage für die Disposition und Bewilligung von För-
dermitteln sind die von der Senatskommission für Inte-
grierte Stadtteilentwicklung beschlossenen integrierten
Entwicklungskonzepte und deren Fortschreibungen. Nur
die in ihnen begründeten Projekte und Maßnahmen sowie
Regiekosten sind Gegenstand der Mittelbeantragung
durch die Bezirksämter. Ausnahmen hiervon sind zusätzli-
che Maßnahmen, die sich im Zuge der Umsetzung einer
Gebietsentwicklung kurzfristig als notwendig herausge-
stellt haben, sowie Sondervorhaben außerhalb von Förder-
gebieten (vgl. Kapitel 4; Gebietsauswahl und Gebietsab-
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grenzung). Ausgenommen sind außerdem Aufwendungen
aus den programmeigenen Mitteln im Zusammenhang mit
der Programmsteuerung einschließlich Evaluation.

Die in den integrierten Entwicklungskonzepten vorge-
nommene Abschätzung des zu erwartenden Mittelvolu-
mens für den Gesamtprozess wird für die planerische
Gesamtdisposition der Finanzmittel für das jeweilige
Gebiet zugrunde gelegt. Die verbindliche Disponierung
und Mittelzusage erfolgt anhand eines Zeit-Maßnahme-
Kosten-Plans für jedes Gebiet. Dieser wird alle zwei Jahre
aufgestellt bzw. aktualisiert. Benötigt die Realisierung
eines Projekts oder einer Maßnahme länger als zwei Jahre,
werden die voraussichtlichen Gesamtmittel mit dem
ersten Zeit-Maßnahme-Kosten-Plan verbindlich dispo-
niert, der Mittelansatz jedoch erst mit der folgenden Pla-
nungsperiode anhand des aktualisierten Zeit-Maßnahme-
Kosten-Plans definitiv festgelegt.

Die Zeit-Maßnahme-Kosten-Pläne umfassen zwei Teile:
1. eine Aufstellung aller Projekte und Maßnahmen, die
sich in dem anstehenden Zwei-Jahres-Zeitraum in der
konkreten Planung und Umsetzung befinden und 2. kon-
krete Finanzierungs- und Umsetzungspläne für die aufge-
führten Projekte und Maßnahmen. Die Gesamtaufstellung
weist den für den Planungszeitraum konkret veranschlag-
ten Mittelbedarf für das Gebiet insgesamt und für jedes
Einzelvorhaben sowie die Regiekosten (Gebietsentwickler
etc.) für das Gebiet aus. Die einzelnen Finanzierungs- und
Umsetzungspläne zu jedem Vorhaben enthalten neben den
üblichen Projektdaten u. a. folgende Angaben:
– aktueller Planungs- bzw. Umsetzungsstand;
– aktueller Mittelbedarf insgesamt;
– Spezifizierung des aktuellen Mittelbedarfs nach Pla-

nungs- bzw. Entwicklungsphase, Ausführungsphase
und Betriebsphase (je nach Maßnahme können die Pha-
sen variieren);

– Terminierung der einzelnen Phasen und ihrer Teil-
schritte;

– Spezifizierung der Anteile der herangezogenen Finanz-
quellen am Gesamtmittelaufkommen für das Projekt
bzw. die Maßnahme (programmeigene Mittel, Mittel
von Fachbehörden, der Bezirksämter und des Bundes
sowie angestrebte EU-Förderungen und Beiträge Priva-
ter);

– Nachweis der Erfüllung von Zuwendungs- bzw. Bewilli-
gungsanforderungen anderer Kostenträger als der BSU,
insbesondere der Fachbehörden.

Bei Projekten und Maßnahmen, die bereits in der jeweils
vorangegangenen Planungsperiode konkret gefördert wur-
den, sollen außerdem alle bisher zu- und abgeflossenen
Mittel ausgewiesen werden. Insgesamt können auf Grund
der Besonderheiten einzelner Handlungsfelder weitere
Angaben erforderlich sein; die nötigen Spezifizierungen
erfolgen im Rahmen des Controllings.

Die Zeit-Maßnahme-Kosten-Pläne werden dem Leitungs-
ausschusses für die Programmsteuerung (vgl. Kapitel 8.4;
Aufbauorganisation) von der BSU (Leitstelle und Amt
WSB) mit einem Petitum zur Bewilligung vorgelegt. Dabei
wird dem Erfordernis Rechnung getragen, die verschiede-
nen Titel der programmeigenen Mittel und die Zuwen-
dungen anderer Kostenträger aufgabenbezogen zu bündeln.

Die mit den bewilligten Zeit-Maßnahme-Kosten-Plänen
verbindlich zugesagten Mittel werden für die Projektpha-
sen orientiert an den tatsächlich realisierten Teilschritten
(Controllingergebnisse) übertragen. Weichen die tatsächli-

chen Umsetzungsfortschritte nach zwölf Monaten vom
Zeit-Maßnahme-Kosten-Plan erheblich ab, wird die Pla-
nung gemeinsam von Bezirksamt und BSU (Leitstelle und
Amt WSB) überprüft und gegebenenfalls angepasst. Hat
sich in einem Gebietsentwicklungsprozess herausgestellt,
dass kurzfristig eine neue, bisher nicht vorgesehene Maß-
nahme eingeleitet werden muss, kann sie auf der Grund-
lage eines Finanzierungs- und Umsetzungsplans zeitnah
beantragt werden. Über die Bewilligung entscheidet der
Leitungsausschuss.

Die BSU wird in regelmäßigen Abständen im Rahmen des
Controlling einen Überblick darüber herstellen, welche
Mittel aus welchen Finanzquellen in die Fördergebiete
fließen, und die Mittelbündelung systematisch erfassen.

Der Senatskommission werden die Zeit-Maßnahme-
Kosten-Pläne zu ihren Beratungen der Finanzrahmenpla-
nung für die gebietsbezogenen Förderetats vorgelegt.

Einbeziehung von Mitteln der Fachbehörden

Die Verfahren zur Gebietsauswahl (vgl. Kapitel 4; Gebiets-
auswahl und -abgrenzung) sowie zur Erstellung und
Beschlussfassung der integrierten Entwicklungskonzepte
(vgl. Kapitel 7.2; Integrierte Entwicklungskonzepte) stel-
len sicher, dass neben den Bezirksämtern auch die Fach-
behörden von Anfang an über alle Schritte informiert und
in sie eingebunden sind, die von der Identifizierung eines
benachteiligten Gebiets über seine Festlegung als Förder-
gebiet bis hin zu den konkreten Gebietszielen sowie Pro-
jekten und Maßnahmen zu ihrer Erreichung und den
erforderlichen Mitteln gemacht werden. Auf Grund ihrer
ständigen Vertretung in der Senatskommission für Inte-
grierte Stadtteilentwicklung und im Leitungssausschuss
für die Programmsteuerung sowie der Möglichkeit ihrer
Teilnahme an den Koordinierungskreisen Integrierte
Stadtteilentwicklung auf Bezirksebene können sie auf
jeder Stufe aus ihrer fachlichen Sicht Einfluss auf das Ver-
fahren und die Festlegung von Inhalten, Zielen und
Kosten nehmen. Hierdurch wird die behördenübergrei-
fende Kooperation praktisch wirksam und sichergestellt,
dass die einzelnen Fachpolitiken ihre Aufgaben zur Errei-
chung der jeweiligen Gebietsentwicklungsziele möglichst
optimal wahrnehmen bzw. einsteuern können.

Mit diesem Ziel sollen die fachübergreifende Ressourcen-
bündelung und fachpolitische Prioritätensetzung für die
Integrierte Stadtteilentwicklung gestärkt werden, indem
der gebietsbezogene fachliche Beitrag zu einem themati-
schen Handlungsfeld mit dem integrierten Entwicklungs-
konzepts definiert und im Sinne einer offenen Rahmenpla-
nung festgelegt wird. Werden in ihm Projekte und Maß-
nahmen begründet, die entweder direkt von einer
Fachbehörde realisiert werden oder an deren Zustande-
kommen eine Fachbehörde beteiligt ist, gibt sie mit der
Beschlussfassung des integrierten Entwicklungskonzepts
durch die Senatskommission ihr grundsätzliches Einver-
ständnis, den vorgesehenen Gebietsentwicklungsprozess
fachlich zu unterstützen und ihren Anteil an dem abge-
schätzten Mittelbedarf für Projekte und Maßnahmen in
ihrer fachlichen Zuständigkeit in den eigenen Haushalts-
planungen zu berücksichtigen.

Mit der Beschlussfassung der Zeit-Maßnahme-Kosten-
Pläne und den konkreten Finanzierungs- und Umset-
zungsplänen für jedes Projekt (s. o.) durch den Leitungs-
ausschuss geben die Fachbehörden die verbindliche
Zusage, ihren Finanzierungsanteil für die Realisierung der
Vorhaben mit ihrer Beteiligung innerhalb der vorgesehe-
nen Termine bereitzustellen. Entsprechende Zusagen
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beziehen sich nur auf den aktuellen zwei-jährigen Zeitrah-
men des jeweiligen Zeit-Maßnahme-Kosten-Plans. Dies
gilt auch für Projekte mit anteiliger Finanzierung einer
Fachbehörde, deren Realisierung über diesen Zeithorizont
hinausreichen. In diesen Fällen erfolgt die definitive
Zusage der nötigen Anschlussfinanzierung erst anhand des
fortgeschriebenen Zeit-Maßnahme-Kosten-Plans für die
nächste Planperiode.

Fachbehördliche Zweckbindungen von Mitteln bleiben
unberührt. Sind für fachbehördliche Mittel besondere
Zuwendungs- oder Bewilligungsbedingungen der Fach-
behörde und/oder auf Grund gesetzlicher Vorschriften zu
erfüllen, muss das Bezirksamt bzw. der Zuwendungsemp-
fänger (ausführender Träger) diesen entsprochen haben,
bevor die Mittel nach den programmeigenen Vorausset-
zungen (Umsetzungsfortschritt) übertragen werden können.

Die beteiligten Fachbehörden haben Zugang zu allen Con-
trollingdaten über die von ihnen in den Fördergebieten
mitfinanzierten Projekte und Maßnahmen. Sie erhalten
außerdem die Möglichkeit, sich die Maßnahmen aus den
verschiedenen Handlungsfeldern im Controlling auf einer
Aggregationsebene anzeigen zulassen, die quartiersbezo-
gen eine fachpolitische und inhaltliche Bewertung der
Maßnahmen in der Vernetzung mit dem gesamten Projekt-
portfolio zulässt.

Innovationsfonds und Gebietsbudget

Bei der BSU wird ein Fonds für die Finanzierung von
Innovationsprojekten eingerichtet. Aus ihm sollen gezielt
innovative Projektansätze mit dem Ziel praktisch erprobt
werden, ihre Machbarkeit, ihren Wirkungsgrad und gege-
benenfalls ihre Übertragbarkeit auf unterschiedliche För-
dergebiete zu überprüfen. Die Förderung wird grundsätz-
lich auf einen vorab definierten Zeithorizont befristet und
ist zwingend an eine begleitende Evaluation gebunden.

Die Initiative für die Erprobung eines Innovationsvorha-
bens kann von der BSU, einem Bezirksamt oder einer
Fachbehörde ausgehen. Die Entscheidung über die
Durchführung liegt bei der BSU in Abstimmung mit dem
Leitungsausschuss zur Programmsteuerung. Die Senats-
kommission wird informiert.

Die Finanzierung von Innovationsvorhaben erfolgt
primär aus den programmeigenen Mitteln und wird –
soweit dies möglich ist – durch Drittmittel aus Förderpro-
grammen des Bundes oder der EU ergänzt. Innovations-
projekte können in einem Umfang von bis zu 2% des pro-
grammeigenen Gesamtvolumens finanziert werden.

In der Fachdiskussion zur Weiterentwicklung integrierter
Stadterneuerungsprogramme werden verschiedenen
Modelle so genannter „Quartiersbudgets“ erörtert. Ziel
dieses Ansatzes ist es, die lokale Ebene stärker an der Ver-
waltung der für ein Fördergebiet bereitgestellten Ressour-
cen zu beteiligen. In der integrierten Stadtteilentwicklung
werden die im Rahmen des Programms für die Entwick-
lung eines Gebietes eingeplanten zusätzlichen Mittel der
beteiligten Fachbehörden in abgestimmten Zeit-Maß-
nahme-Kosten-Plänen zusammengefasst und in einem
einheitlichen Controlling abgebildet, die Freigabe und
Übertragung der Mittel liegt aber weiter in der Verantwor-
tung der einzelnen Fachbehörden. Die Bezirksämter erhal-
ten so zwar Sicherheit über die eingeplanten Mittel,
müssen die Projektfinanzierungen aber weiterhin mit
verschiedenen Fachbehörden abwickeln. Die Idee des
Gebietsbudgets zielt darauf, die in den Zeit-Maßnahme-
Kosten-Plänen erfassten Mittel („virtuelles Gebietsbud-

get“) zu einem realen Gebietsbudget weiterzuentwickeln,
dass durch die Bezirksämter mit Beteiligung der lokalen
Ebene verwaltet wird. Es soll geprüft werden, ob und wie
die im Rahmen der Durchführung des Programms der
integrierten Stadtteilentwicklung aus verschiedenen Be-
hörden und Haushaltstiteln zur Entwicklung der einzelnen
Gebiete eingesetzten Finanzmittel zu einem ressortunab-
hängigen Gebietsbudget gebündelt werden können und
dieses in einem Gebiet modellhaft erprobt werden kann.

Nachsorge und Verstetigung

1. Nachsorge
Entscheidungen über eine Nachsorge zur Absicherung
der Erfolge und Stabilisierung von selbst tragenden
Strukturen oder Netzwerken unmittelbar nach Beendi-
gung der regulären Programmförderung erfolgen auf
Basis der Bilanzierung. (Vgl. die Kapitel 7.2; Integrierte
Entwicklungskonzepte und 7.3; Nachsorge und Verste-
tigung.) Sie werden von der Senatskommission auf
Empfehlung des Leitungsausschusses getroffen.
Grundsätzlich sind Nachsorgemaßnahmen befristet. In
ihrem Rahmen soll keine Verlängerung der Beschäfti-
gung des bisherigen Gebietsentwicklers möglich sein.
Ihre Finanzierung ist je zu einem Drittel von dem ver-
antwortlichen Bezirksamt, von privaten Akteuren in
dem Gebiet und aus den programmeigenen Mitteln auf-
zubringen.

2. Verstetigung
Projekte oder Maßnahmen, für die die Bilanzierung zu
dem Ergebnis kommt, dass sie im Anschluss an die Pro-
grammförderung auf Dauer gestellt werden sollten oder
müssten, und für die die Senatskommission dieser Emp-
fehlung durch Beschluss folgt, müssen in eine Finanzie-
rung aus dem regulären Haushalt überführt werden.
Zur Erarbeitung eines geeigneten Überleitungsverfah-
rens wird eine behördenübergreifende Kommission
unter Federführung der BSU eingesetzt, die der Senats-
kommission bis Ende 2010 ein entsprechendes Modell
vorlegt. Hierbei soll an die Überlegungen, die zu dieser
Frage im Anschluss an das Projekt „Lebenswerte Stadt
Hamburg“ bereits getroffen wurden, angeknüpft werden.

Verfahren

1. Mit dem Beschluss der Problem- und Potenzialanalyse
durch die Senatskommission wird ein Gebiet in die Pro-
grammförderung aufgenommen und das Verfahren für
die Gebietsentwicklung eingeleitet. Dieser Beschluss
schafft die Voraussetzung für die Förderung aus dem
Bund-Länder-Programm Soziale Stadt bzw. Städtebau-
liche Sanierung, veranschlagt die erforderlichen Mittel
für die Erstellung des integrierten Entwicklungskon-
zepts und setzt den Zeit-Maßnahme-Kosten-Plan für
die Starterprojekte in Kraft.

2. Das integrierte Entwicklungskonzept liefert eine vor-
läufige Abschätzung des zu erwartenden Mittelvolu-
mens für den Gesamtprozess der Gebietsentwicklung.
Sie dient der planerischen Gesamtdisposition der
Finanzmittel für das Gebiet. Das Konzept wird von der
Senatskommission beschlossen.

3. Bestandteil der Beschlussfassung des integrierten Ent-
wicklungskonzepts ist der Zeit-Maßnahme-Kosten-
Plan für die beiden ersten Jahre der Gebietsentwick-
lung. Dieser Plan muss zu jedem Projekt bzw. jeder
Maßnahme, das bzw. die in diesen beiden Jahren in die
Umsetzung und/oder die definitive Planung gehen soll,
einen konkreten Finanz- und Umsetzungsplan enthal-
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ten. Mit der Beschlussfassung dieses Zeit-Maßnahme-
Kosten-Plans durch die Senatskommission werden die
Projektmittel für zwei Jahre verbindlich disponiert und
zugesagt. Soweit Mittel von Fachbehörden vorgesehen
sind, setzt die Beschlussfassung voraus, dass die erfor-
derlichen fachbehördlichen Bewilligungs- und Zuwen-
dungsbedingungen erfüllt sind und dies nachgewiesen
wird.

4. Nach zwei Jahren wird ein aktualisierter und fortge-
schriebener Zeit-Maßnahme-Kosten-Plan mit neuen
Finanz- und Umsetzungsplänen aufgestellt. Er wird
vom Leitungsausschuss zur Programmsteuerung
beschlossen. Mit ihm werden die für die nächsten zwei
Jahre erforderlichen Projektmittel verbindlich dispo-
niert und zugesagt. Für den Einsatz von Mitteln der
Fachbehörden gelten die gleichen Voraussetzungen wie
beim ersten Zeit-Maßnahme-Kosten-Plan. Die weiteren
fortgeschriebenen Zeit-Maßnahme-Kosten-Pläne wer-
den ebenfalls vom Leitungsausschuss beschlossen,
haben immer eine Laufzeit von zwei Jahren und treffen
nur für diesen Zeitraum verbindliche Zusagen.

5. Die bewilligten und zugesagten Mittel werden den
Bezirksämtern ohne weitere Antragstellung für die
jeweilige Projektphase übertragen. Ergeben sich zwi-
schen Planung und tatsächlich realisierten Teilschritten
erhebliche Abweichungen, bedarf es für die Mittelüber-
tragung einer Neujustierung der Planung zwischen
Bezirksamt und BSU. Hierzu werden die Ergebnisse des
Controllings herangezogen.

6. Entscheidungen über eventuelle Nachsorgemaßnah-
men oder Verstetigung von einzelnen Projekten nach
Beendigung der regulären Programmförderung sowie
ihrer Finanzierung werden von der Senatskommission
getroffen.

10. Bestandssicherung und Überleitung

In 2009 befinden sich rund 35 Gebiete in der Förderung
nach einem der bisherigen Programme der sozialen Stadt-
teilentwicklung und Stadterneuerung (s. Anhang 2 und 3).
Die spezifischen Gebietsentwicklungsprozesse in diesen
Gebieten sind unterschiedlich weit fortgeschritten. Darü-
ber hinaus befinden sich weitere zehn ehemalige Förderge-
biete in der Phase der Nachsorge (bisher „Verstetigung“)
bereits abgeschlossener Entwicklungsprozesse. Außerdem
ist die Fortführung mehrerer Projekte aus der Initiative
„Lebenswerte Stadt Hamburg“ bisher nur temporär abge-
sichert.

Das Programm integrierte Stadtteilentwicklung sieht die
Fortsetzung begonnener Projekte vor. Neben der Absiche-
rung von Einzelprojekten sollen die laufenden Gebietsent-
wicklungsprozesse aller Teilprogramme der Städtebauför-
derung in einem strukturierten Prozess in das neue Pro-
gramm der Integrierten Stadtteilentwicklung überführt
werden. Nicht alle Gebiete, die sich 2009 schon oder noch
in einem der bisherigen Förderprogramme befinden, kom-
men für die Überleitung in Frage. Ausgeklammert werden
diejenigen Fördergebiete, die in absehbarer Zeit endgültig
auslaufen, darunter vor allem weit fortgeschrittene Sanie-
rungsgebiete.

Für alle weiteren Gebiete sollen die neuen Management-
und Steuerungsstrukturen sowie die neuen Controlling-
und Evaluationsverfahren soweit wie möglich eingeführt,
die strukturellen, materiellen und personellen Ressourcen
der vorhandenen Quartiersmanagements den Anforderun-
gen angepasst und schließlich die neuen Qualitätsstan-

dards zugrunde gelegt werden. Nur so kann erreicht wer-
den, dass die laufenden und die zukünftigen Förderverfah-
ren nach einer Übergangsphase in einem einheitlichen
Rahmen durchgeführt und gesteuert werden können. Es
ist deshalb vorgesehen, zeitnah nach der Verabschiedung
der Drucksache ein Verfahren zur Überleitung durchzu-
führen, in dessen Rahmen der Anpassungsbedarf in den
einzelnen Programmgebieten konkret bestimmt und
umgesetzt wird.

Überleitungsevaluation

Die Überleitungsevaluation ist ein verkürztes Verfahren
zur Begutachtung und Bewertung des aktuell in den lau-
fenden Fördergebieten erreichten Standes der Gebietsent-
wicklung. Der Stand der Gebietsentwicklung und die Ziel-
erreichung bis zum heutigen Zeitpunkt ist dabei in den
verschiedenen Gebieten stets an den Ansprüchen und För-
derbedingungen ihrer bisherigen Programme sowie an den
selbstgesetzten quartiersspezifischen Zielen und Konzep-
ten zu messen. Erst auf dieser Basis kann ein Abgleich mit
den Ansprüchen und Möglichkeiten des neuen Pro-
gramms vorgenommen und ein eventueller Handlungsbe-
darf beschrieben werden.

Durch die empirische Untersuchung soll eine fundierte,
auf einheitlichen Kriterien beruhende Grundlage für Dis-
kussionen und Entscheidungen über die Fortführung der
Intervention in den bestehenden Fördergebieten geschaf-
fen werden. Die Leitfrage dieser Evaluation bezieht sich
für alle einbezogenen Programmgebiete auf den erreichten
Stand der Gebietsentwicklung und ihre Perspektive unter
den neuen Rahmenbedingungen. Je nach Fördertyp und
Laufzeit wird die Zielrichtung der Fragestellung differen-
ziert:
– Bei Entwicklungsquartieren und Sanierungsgebieten,

die im Verfahren sind und noch eine längere Laufzeit
haben, geht es um die Feststellung der bisherigen Ziel-
erreichung und um die Bestimmung eines eventuellen
Umsteuerungsbedarfs. Dies betrifft die Fördergebiete
Barmbek-Nord S1 (Fuhlsbüttler Straße), Harburg S5
(Phoenix-Viertel), Wilhelmsburg S5 (südliches Reiher-
stiegviertel), Wilhelmsburg S6 (Berta-Kröger-Platz),
Altona-Altstadt S5 (Große Bergstraße).

– Für Entwicklungsquartiere, die kurz vor dem Ende
ihrer Laufzeit stehen, ist zu klären, ob und wie sie in
eine Verstetigungsphase überführt werden sollen. Dies
betrifft die Fördergebiete Barmbek-Süd/Parkquartier
Friedrichsberg, Essener Straße, Hohenhorst, St. Georg
Mitte.

– Für die Themengebiete sollen Entscheidungsgrundla-
gen geliefert werden, ob diese auf Basis des bestehenden
Konzepts zu Ende geführt werden sollen, oder ob sie zu
einem Entwicklungsquartier übergeleitet werden. Dies
betrifft die Fördergebiete Eidelstedt-Ost, Birck-
holtzweg, Osterbrookviertel, Münzviertel, Zentrum
Neuwiedenthal, Am Botterbarg, Appelhoff.

– Für die Nachsorgegebiete (bisherige Verstetigungsge-
biete) soll entschieden werden, ob die Unterstützung
beendet werden kann, in bisherigem Umfang fortge-
führt werden muss und ob eine Wiederaufnahme in die
Programmförderung anzustreben ist. Dies betrifft die
Fördergebiete Neuwiedenthal, Lohbrügge-Nord, Lenz-
siedlung, Lurup, Osdorfer Born, Marckmannstraße
(Rothenburgsort), Schnelsen-Süd, Veddel.

Die Überleitung in das neue Programm wird in einigen
Gebieten zu Maßnahmen des Umsteuerns oder zum Anhe-
ben von Standards führen. Das kann zusätzliche finanzi-
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elle Mittel erforderlich machen, die dafür im Rahmen vor-
handener Ansätze zur Verfügung gestellt werden. In ande-
ren Fällen kann das Ergebnis der Evaluation auch eine
Reduzierung der Intensität oder die Beendigung von För-
derverfahren zur Folge haben.

Die Überleitungsevaluation wird in einem relativ kurzen
Zeitraum durchgeführt werden und methodisch eher ver-
einfachend als vertiefend angelegt sein. Da eine verwal-
tungsinterne Ausführung dieser Evaluationsaufgabe nicht
machbar ist, wird eine externe Vergabe vorgesehen. Ein
Großteil der Informationen über die bisherigen Gebiets-
entwicklungsprozesse in den noch laufenden Fördergebie-
ten können aus vorhandenen Daten bei den Gebietsent-
wicklern, den Bezirksämtern und der BSU abgefragt und
zusammengestellt werden. Die notwendigen empirischen
Erhebungen sollen bei diesem verkürzten Verfahren auf
ein Mindestmaß reduziert werden. Alle zu untersuchen-
den Quartiere sollten auf jeden Fall in Form von Begehun-
gen vor Ort in Augenschein genommen werden. Für jedes
Gebiet sollen maßgebliche lokale Akteure und Verwal-
tungsakteure befragt werden.

Auch die Gebiete der neueren Programmteile der Städte-
bauförderung wie „Stadtumbau West“, „Aktive Stadt- und
Ortsteilzentren“ und „Städtebaulicher Denkmalschutz“
werden im Rahmen der Überleitungsevaluation berück-
sichtigt, wenn sie sich räumlich mit einem zu untersu-
chenden Gebiet überlagern.

Direkte Überleitung

Neuere Entwicklungsquartiere und Sanierungsgebiete, die
zwar durch Senatsbeschluss eingerichtet wurden, für die
aber noch keine Aufträge an Gebietsentwickler vergeben

wurden, sollen ohne vorherige Evaluation direkt überge-
leitet werden. Hierfür vorgesehen sind die Fördergebiete
Neugraben-Zentrum, Bergedorf-Süd und Altona-Altstadt.
Im Falle des Entwicklungsquartiers Altona-Altstadt soll
wegen der flächenmäßigen Überschneidung mit dem
Sanierungsgebiet Altona-Altstadt S5 ein einheitliches
Gebietsmanagement geschaffen werden.

Bei den Entwicklungsquartieren, die durch Senatsbe-
schluss eingerichtet und wo Träger beauftragt wurden, sich
das Entwicklungskonzept aber noch in der Erstellung
befindet, wird ebenfalls eine direkte Überleitung ange-
strebt. Hierfür kommen die Gebiete Steilshoop und Loh-
brügge-Ost in Betracht.

Der Entwicklungsraum Billstedt/Horn ist nicht für dieses
verkürzte Bewertungsverfahren geeignet. Für ihn wird
parallel zur Überleitungsevaluation ein verwaltungsinter-
ner Zwischenbericht erstellt und auf dieser Grundlage die
Struktur der Überleitung bestimmt.

Der Entwicklungsraum Wilhelmsburg wird wegen der
Überlagerung mit der IBA und der IGS nicht als Ganzes
evaluiert. Gegenstand der Überleitungsevaluation werden
hier die separaten Stadterneuerungsverfahren innerhalb
des Entwicklungsraums sein.

Die BSU wird die Ergebnisse der Überleitungsevaluation
auswerten und in einem strukturierten Prozess gemeinsam
mit den Fachbehörden und Bezirksämtern die auf dieser
Basis erforderlichen weiteren Schritte formulieren. Das
Ergebnis wird der Senatskommission für Integrierte Stadt-
teilentwicklung zur Kenntnisnahme und erforderlichen-
falls Beschlussfassung zugeleitet.

Verfahren der Bestandssicherung und Überleitung 
1 Förderverfahren, die im Jahr der Programmerstellung enden und nicht mehr übergeleitet werden
  St. Georg S 2 Böckmannstraße, St. Pauli S 1 Schilleroper, Ottensen S 2 Osterkirchenviertel,  

Altona-Altstadt S 4 Eifflerstraße, Großlohe, Horner Geest 
2 Förderverfahren, die schrittweise in die neuen (technischen) Steuerungsstrukturen der  

Integrierten Stadtteilentwicklung einbezogen werden sollen 
  St. Pauli S 3 Karolinenviertel (A+B), St. Pauli S 5 Wohlwillstraße, Eimsbüttel S 2 Sternschanze (A+B), 

Sonderfördergebiet Wilhelmsburg, Barmbek-Nord / Rümkerstraße, Dulsberg, Harburger  
Binnenhafen 

3 Förderverfahren, die – ergänzend zur schrittweisen Einbeziehung in die neuen (technischen) 
Steuerungsstrukturen – in einem strukturierten Prozess übergeleitet werden sollen 

  alle unten genannten Gebiete. Die Konkretisierung der Überleitung erfolgt in drei Verfahren. 
a) Direkte Überleitung (nach Abstimmung mit Bezirksämtern und Fachbehörden) 

   Altona-Altstadt, Steilshoop, Bergedorf-Süd, Lohbrügge-Ost, Neugraben-Zentrum 
b) Überleitung nach Überleitungsevaluation 

- Entwicklungsquartiere der Aktiven Stadtteilentwicklung 
   Barmbek-Süd, Essener Straße, Hohenhorst, St. Georg Mitte 

- Sanierungsgebiete 
     Barmbek-Nord S1 Fuhlsbüttler Straße, Harburg S5 Phoenix-Viertel, Wilhelmsburg S5 süd- 

liches Reiherstiegviertel, Wilhelmsburg S6 (Zentrum/Berta-Kröger-Platz), Altona-Altstadt S5  
Große Bergstraße 

- Themengebiete der Aktiven Stadtteilentwicklung 
     Eidelstedt-Ost, Birckholtzweg, Osterbrookviertel, Münzviertel, Zentrum Neuwiedenthal,  

Am Botterbarg, Appelhoff 
- Verstetigungsgebiete der Aktiven Stadtteilentwicklung 

     Neuwiedenthal, Lohbrügge-Nord, Lenzsiedlung, Lurup, Osdorfer Born, Marckmannstraße 
(Rothenburgsort), Schnelsen-Süd, Veddel 

c) Überleitung nach Zwischenbericht und Strukturierung des weiteren Vorgehens 
   Entwicklungsraum Billstedt-Horn, Billstedt S 3 Mümmelmannsberg 
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11. Implementation und Fortschreibung

Das mit den vorausgegangenen Kapiteln formulierte Rah-
menprogramm bildet die handlungsorientierte Grundlage
für die unterschiedlichen Struktureinheiten auf der fach-
behördlichen und bezirklichen Ebene und die damit ange-
strebten Kooperationen. Die darin benannten Verwal-
tungsstrukturen und -prozeduren müssen sich im realen
Arbeitsprozess bzw. dem weiteren Organisationsentwick-
lungsprozess bei der Querschnittsaufgabe „Integrierte
Stadtteilentwicklung“ bewähren. Sie sollen daher im Rah-
men einer prozessbegleitenden Evaluation überprüft,
reflektiert und u. a. im Rahmen der ab 2013 vorgesehenen
Programmfortschreibung weiterentwickelt werden. Ziel
ist vor allem die Erhöhung der Reflexivität und Lernfähig-
keit in der Programmgestaltung in Hinblick auf verbes-
serte Wirkung in den Programmgebieten. Die mehrjährige
Umsetzungsphase des neuen Programms beinhaltet u. a.
nachfolgende strukturelle Innovationen, die schrittweise
erprobt, reflektiert, verändert und erweitert werden sollen.

I Neue Gremien

Im ersten Schritt wird die Senatskommission für inte-
grierte Stadtteilentwicklung (SENKO) gebildet. Weiterhin
wird ein Leitungsausschuss für die Programmsteuerung
(LAP) gebildet, in dem die beteiligten Behörden durch
Amtsleiter und die Bezirksämter durch Dezernenten ver-
treten werden. Die neuen strukturübergreifenden Gre-
mien sollen zeitgleich gebildet werden. Die Geschäfts-
führung der Senatskommission für Integrierte Stadtteil-
entwicklung und die Vorbereitung und Durchführung der
Sitzungen des Leitungsausschusses obliegen der Leitstelle
für Integrierte Stadtteilentwicklung (LIS). Die Koordinie-
rungskreise in den Bezirksämtern werden entsprechend
der Darstellung im neuen Programm gebildet (vgl. Kapitel
8.4; Aufbauorganisation).

II Neue Management- und Steuerungsstrukturen

Als neue strukturübergreifende Management- und Steue-
rungsstrukturen sind insbesondere die LIS und das
bezirkliche Gebietsmanagement bzw. die bezirklichen
Gebietskoordinatoren erforderlich. Für das operative
Management des Programms bei den Bezirksämtern müs-
sen zum Aufbau der Gebietsmanagements dezernats- und
fachamtsübergreifenden Koordinierungskreise eingerich-
tet und Gebietskoordinatoren bestimmt werden. Die betei-
ligten Fachbehörden benennen für die aus der Implemen-
tation und Durchführung des Programms erwachsenden
Funktionen und Abstimmungsbedarfe zwischen den
Bezirksämtern und den Fachbehörden jeweils mindestens
eine konkrete Person bzw. Stelle.

III Neue Steuerungssysteme, Öffentlichkeitsarbeit, Wis-
sens- und Erfahrungsaustausch

– Der Aufbau und die Ausgestaltung des neuen Control-
lingsystems, seine Taktung, die zu erfassenden Daten
sowie die Ausgestaltung der softwaretechnischen
Umsetzung und deren technische Installation erfolgen
im Dialog mit den Bezirksämtern und den betroffenen
Fachbehörden. Das System soll im zweiten Quartal 2010
arbeitsfähig sein und zunächst Daten aus den laufenden
Fördergebieten aufnehmen.

– Für das Sozialmonitoring soll im ersten Quartal 2010,
basierend auf den bis dahin verfügbaren Indikatoren,
die Pilotversion eines Monitoringberichts erstellt wer-
den.

– Die Leitstelle wird kurzfristig das Kommunikations-
konzept für das neue Programm erarbeiten lassen und

vorlegen. Die Koordinierung liegt zentral bei der BSU;
es wird den Gebietsmanagements aber auch ermöglicht,
eigene Themen und Schwerpunkte zu setzen. Die Aus-
gestaltung der Instrumente der Öffentlichkeitsarbeit
und die Kooperationsweisen der behördlichen Akteure
werden unter Berücksichtigung bezirklicher und gege-
benenfalls auch fachbehördlicher Vorschläge definiert.

– Die Leitstelle wird kurzfristig Angebote zum Wissens-
und Erfahrungsaustausch gestalten und Reflexions-
räume herstellen, damit die Beteiligten die für die Inno-
vationen erforderlichen Informationen und Schritte
erfolgreich entwickeln und umsetzen können.

IV Bestandssicherung und Überleitung vorhandener
Gebiete, Aufnahme neuer Gebiete

Entwicklungsverfahren in Gebieten der Kategorie 2 sollen
ab 2010 schrittweise in die technischen Verfahren der inte-
grierten Stadtteilentwicklung einbezogen werden (vgl.
Kapitel 10; Bestandssicherung und Überleitung), Für die
zurzeit in Vorbereitung befindlichen Entwicklungsverfah-
ren der Kategorie 3a, welche auch qualitativ an die Stan-
dards des neuen Programms angepasst werden, sollen der
Senatskommission in Abstimmung mit den Fachbehörden
und Bezirksämtern im vierten Quartal 2009 Empfehlun-
gen für die erforderlichen weiteren Schritte zu diesen
Gebieten vorgelegt werden. Für die übrigen in der Katego-
rie 3b erfassten laufenden Entwicklungsverfahren wird die
BSU die Ergebnisse der Überleitungsevaluation auswerten
und der Senatskommission in Abstimmung mit den Fach-
behörden und Bezirksämtern Empfehlungen für die erfor-
derlichen weiteren Schritte zu diesen Gebieten vorlegen.
Im Anschluss daran sollen diese Verfahren gemäß der
gefassten Beschlüsse angepasst und in die Steuerung mit
den bis dahin aufgebauten Instrumenten integriert wer-
den, so dass die laufenden und kommenden Stadterneue-
rungsverfahren mittelfristig in einem einheitlichen Rah-
men durchgeführt und gesteuert werden können.

Die Aufnahme neuer Vorhaben und Gebiete (vgl. Kapitel
4; Gebietsauswahl und Gebietsabgrenzung) wird nach dem
zweiten Quartal 2010 angestrebt. Während der Implemen-
tationsphase des neuen Programms soll dennoch die wei-
tere Vorbereitung bereits angestoßener Entwicklungsvor-
haben nicht unterbrochen werden. Wo die Anwendung der
in Kapitel 4 dargestellten Sonderinstrumente angezeigt ist,
können schon vorher Verfahren eingeleitet werden, wenn
hierfür eine gesonderte Begründung vorliegt und die Vor-
gehensweise sich an den Maßstäben des Programms orien-
tiert.

V Zusätzliche Ressourcen für die Überleitung

Zur Abdeckung des aus der Überleitung bestehender
Gebiete, der Einrichtung neuer Organisationsstrukturen
und der Mitwirkung am Aufbau der Steuerungssysteme
entstehenden Aufwandes werden den Bezirksämtern
abhängig von ihrer Betroffenheit aus Programmmitteln
Ressourcen zur Verfügung gestellt, mit denen der Basisbe-
darf des zusätzlichen personellen Aufwandes bei der
Umsetzung des Programms abgedeckt wird. Die
Bezirksämter werden aus diesen Mitteln mindestens einen
Gebietskoordinator pro Bezirk beschäftigen. Die weitere
Definition der benötigten Qualifikationen und die Vertei-
lung der benötigten Anteile liegen in der Verantwortung
der Bezirksämter. Darüber hinaus wird gemeinsam mit
den Bezirksämtern und den anderen beteiligten Fach-
behörden ermittelt, in welchem Umfang durch die Umset-
zung dieser Drucksache längerfristig personelle Mehrbe-
darfe entstehen. Weiterhin wird eine behördenübergrei-
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fenden Kommission zur Entwicklung von Verfahren und
Richtlinien zur Verstetigung von Projekten oder Maßnah-
men, die im Anschluss an die Programmförderung in eine
Finanzierung aus dem regulären Haushalt überführt wer-
den sollen, gebildet.

VI Evaluation der Programmimplementierung

Mit der Implementation des neuen Programms sind tief-
greifende Veränderungen der Programmsteuerung und
eine Erweiterung des Instrumentariums verbunden. Ins-
besondere die Veränderungen in den Verfahrens- und
Organisationsstrukturen, die die Durchführung des Pro-
gramms verbessern sollen, stellen teilweise über das Pro-
gramm hinausweisende Innovationen im Verwaltungshan-
deln dar. Es ist deshalb vorgesehen, für das erste Jahr nach
der Neuaufstellung des Programms der Integrierten Stadt-
teilentwicklung eine begleitende Evaluation zur Umset-
zungs- und Steuerungsorganisation in Auftrag zu geben.
Durch eine externe Evaluation, die sich auf die Beobach-
tung dieser Prozessabläufe konzentriert, können noch in
der ersten Phase der Einführung gegebenenfalls notwen-
dige Korrekturen vorgenommen werden. Die Fragestel-
lungen richten sich dabei insbesondere auf die Funktiona-
lität der neuen behördenübergreifenden Kooperations-
strukturen, aber auch auf die Anwendbarkeit und
Wirksamkeit bestimmter neu eingeführter Instrumente.

VII Programmfortschreibung

Im weiteren Verlauf der Programmumsetzung werden wei-
tere Evaluationsschritte durchgeführt werden, um einen

kontinuierlichen Lernprozess zu ermöglichen. Es ist vor-
gesehen, eine zusammenfassende Evaluation des gesamten
Programms ab 2013 in Auftrag zu geben. Diese externe
Evaluation wird dann auf die Ergebnisse mehrerer bereits
vorliegender Selbst- und externer Evaluationen auf Pro-
jekt-, Gebiets-, Themen- und Programmebene zurückgrei-
fen können. Die Fragestellung einer solchen Programme-
valuation umfasst:

– die Bedeutung des Programms für die Stadtentwicklung
Hamburgs insgesamt,

– eine Zusammenschau der erreichten langfristigen
Effekte in den verschiedenen Programmgebieten,

– die Funktionalität der Verfahren, Instrumente und
Organisationsstrukturen des Programms,

– die Rolle der außerhalb des Programms gesetzten Rah-
menbedingungen für die Umsetzung.

Ziel ist, eine Gesamtbilanz der Erfahrungen und Wirkun-
gen, die durch das Programm eingetreten sind, zu erhalten
und eine Diskussionsgrundlage für die an der Program-
mumsetzung beteiligten Akteure über Erfolge und Gren-
zen des Programms zu schaffen, sowie konkrete Hand-
lungsempfehlungen für die Fortschreibung des Pro-
gramms zu erhalten.

II.
Petitum

Der Senat beantragt, die Bürgerschaft wolle von den Aus-
führungen in der Drucksache Kenntnis nehmen.
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Qualitätskriterien für integrierte Entwicklungskonzepte  
Konzeptbestandteile Qualitätskriterien 

Darstellung der 
Ausgangssituation  
im Fördergebiet 

Für die Begründung der Gebietsauswahl ist bereits eine fundierte Problem- 
und Potenzialanalyse des Gebiets vorgelegt worden. Die Bestandsaufnahme 
ist jedoch kein einmaliger, abgeschlossener Planungsschritt, sondern muss 
zu späteren Zeitpunkten erweitert werden, wenn sich aus dem Quartiers- 
entwicklungsprozess neuer Informationsbedarf ergibt. 

Voruntersuchungen: Sind die Daten aus dem Sozialmonitoring und  
die Ergebnisse aus der vorliegenden Problem- und Potenzialanalyse 
angemessen zusammengefasst und dargestellt worden? 
Weitere Untersuchungen: Sind zusätzlich für das Entwicklungskonzept 
sinnvolle eigene oder externe Erhebungen und Analysen im Gebiet 
durchgeführt worden bzw. sind solche Untersuchungen vorgesehen?

Definition
quartiersspezifischer Leitziele 

Zum Zielsystem eines Entwicklungskonzepts gehört die Formulierung  
von handlungsfeldübergreifenden Leitzielen (Grundsatzzielen) für den 
Entwicklungsprozess. Diese Ziele können zu Beginn nicht immer eindeutig 
und nicht endgültig festgelegt werden, die Zielentwicklung setzt sich im  
Laufe des Prozesses fort. 

Zielentwicklung: Werden Angaben zu Art, Umfang und Beteiligten des 
Zielentwicklungsprozesses gemacht? 
Programmbezug: Spiegeln sich in den quartiersspezifischen Leitzielen 
die allgemeinen Leitziele des Programms wider? Bewegen sich die 
quartiersspezifischen Leitziele im Rahmen dessen, was mit dem 
Programm erreichbar ist? 
Problembezug: Ist in den quartiersspezifischen Leitzielen ein Bezug  
auf die Erkenntnisse der Problem- und Potenzialanalyse deutlich zu 
erkennen?
Gebietsbezug: Sind Leitziele so quartiersspezifisch formuliert, dass  
sie nicht einfach für ein anderes Quartier gelten könnten? 
Erfolgskontrolle: Gibt es Angaben dazu, woran die mit den Leitzielen 
angestrebten Wirkungen des Quartiersentwicklungsprozesses überprüft 
werden können (Indikatoren)? 

Definition
quartiersspezifischer Ziele für  
die Handlungsfelder 

Zum Zielsystem eines Entwicklungskonzepts gehört die Benennung von 
quartiersspezifischen Zielen auf der Ebene einzelner Handlungsfelder. Sie 
konkretisieren die Leitziele themenbezogen. Auch sie lassen sich während 
des Prozesses weiterentwickeln. 

Zielentwicklung: Werden Angaben zu Art, Umfang und Beteiligten des 
Zielentwicklungsprozesses gemacht? 
Programmbezug: Spiegeln sich in den handlungsfeldbezogenen Zielen 
die Grundsätze des Programms für die Thematischen Handlungsfelder 
wider? Bewegen sich die handlungsfeldbezogenen Ziele im Rahmen 
dessen, was mit dem Programm erreichbar ist? 
Leitzielbezug: Ist in den handlungsfeldbezogenen Zielen die Ableitung 
aus den quartiersspezifischen Leitzielen erkennbar? 
Problembezug: Ist in den handlungsfeldbezogenen Zielen ein Bezug  
auf die Erkenntnisse der Problem- und Potenzialanalyse deutlich zu 
erkennen?
Gebietsbezug: Sind die handlungsfeldbezogenen Ziele so 
quartiersspezifisch zugeschnitten, dass sie nicht einfach für ein anderes 
Quartier gelten könnten? 
Abstraktionsgrad: Ist die Formulierung der handlungsfeldbezogenen  
Ziele einerseits nicht zu allgemein, dass sie kaum mehr überprüfbar ist, 
andererseits nicht zu konkret, dass sie mit Projektzielen identisch ist? 
Erfolgskontrolle: Gibt es Angaben dazu, woran die mit den Zielen 
angestrebten Wirkungen in den Handlungsfeldern überprüft werden 
können (Indikatoren)? 
Zielkohärenz: Passen die Ziele aus den verschiedenen Handlungsfeldern 
zusammen, d.h. widersprechen sie sich nicht, ergänzen sie sich sogar 
(Anknüpfungspunkte)?

Anlage 1
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Steuerung des Prozesses 
durch das 
Gebietsmanagement  

Für die Prozesssteuerung zur Umsetzung des Integrierten Entwick- 
lungskonzepts ist das Gebietsmanagement zuständig. Allgemeine  
Vorgaben zu Aufgaben, Verfahren und Instrumenten sind im Programm 
enthalten. Die inhaltlichen Schwerpunkte der Tätigkeit und die konkrete 
methodische Vorgehensweise werden jedoch quartiersspezifisch  
abgestimmt.

Verfahrens- und Prozessziele: Entsprechen die selbst aufgestellten 
Prinzipien zur Arbeitsweise und Rolle des Gebietsmanagements den 
Ansprüchen des Programms und sind sie geeignet für eine effektive 
Prozesssteuerung? 
Aufgabenstellungen: Entspricht die Beschreibung der Aufgaben und 
Schwerpunkte des Gebietsmanagements der Problemlage im Gebiet und 
den Zielsetzungen des Entwicklungskonzepts? 
Organisationsstrukturen: Sind Tätigkeiten, Verantwortlichkeiten und 
Entscheidungsfindung des Gebietsmanagements klar geregelt und 
geeignet für eine effiziente Prozesssteuerung? 
Verfahren und Instrumente: Sind die geplanten bzw. bereits eingesetzten 
Verfahren und Instrumente der Prozesssteuerung (prozessbegleitende 
Gremien, Vor-Ort-Büro, Öffentlichkeitsarbeit etc.) den vorhandenen 
Strukturen im Gebiet und den Zielen angemessen? 
Lokale Partnerschaften: Sind die geplanten Aktivitäten zur Bildung 
strategischer Netzwerke örtlicher Akteure und Organisationen geeignet, 
sich selbst tragende Strukturen zu schaffen? 
Exit-Strategie: Werden Vorstellungen entwickelt, wie das 
Gebietsmanagement im Laufe des Prozesses die Verantwortung an 
lokale Akteure und Netzwerke übertragen und sich sukzessive 
zurückziehen will? 
Erfolgskontrolle: Gibt es Angaben dazu, auf welche Weise der Erfolg der 
Prozesssteuerung (selbst) überprüft werden soll? 

Gestaltung der  
Bürgerbeteiligung  
und -aktivierung  

Die prozessbegleitende Beteiligung von Bürgern auf Quartiersebene an der 
Umsetzung des Integrierten Entwicklungskonzepts  und die Aktivierung der 
endogenen Potenziale in der Bewohnerschaft sind Querschnittsaufgaben für 
das Gebietsmanagement. Sie erfordern ein quartiersspezifisches Konzept, 
das auf die Ausgangsbedingungen im Gebiet Bezug nimmt. 

Verfahrens- und Prozessziele: Entsprechen die selbst aufgestellten 
Prinzipien zur Beteiligung und Aktivierung der Bürger den Ansprüchen 
des Programms und sind sie auf die örtlichen Strukturen zugeschnitten? 
Verfahren und Instrumente: Werden die im Programm vorgesehenen 
Verfahren und Instrumente (z.B. Stadtteilbeirat, Verfügungsfonds) 
entsprechend den vorhandenen Strukturen im Gebiet angemessen 
organisiert?
Soziale Reichweite: Sind die geplanten bzw. bereits praktizierten Formen 
der Beteiligung und Aktivierung vielfältig und flexibel genug, um auch 
schwer erreichbare Bewohnergruppen auf geeignete Weise 
einzubeziehen? 
Dauerhafte Strukturen: Sind bestimmte Formen der Beteiligung und 
Aktivierung geplant, die geeignet sind, langfristige Strukturen der 
Selbstorganisation aufzubauen? 
Erfolgskontrolle: Gibt es Angaben dazu, auf welche Weise der Erfolg der 
Beteiligungsformen (selbst) überprüft werden soll? 

Auswahl der  
geförderten Projekte 

Die Liste der Projekte ist mehr als eine Addition der Projektideen und
-möglichkeiten, sie ist Ergebnis einer gezielten Auswahl und quartiers- 
spezifischen Zusammenstellung. Nicht nur das einzelne zu fördernde  
Projekt muss sinnvoll sein, sondern das Projektportfolio des Gebiets als 
Ganzes muss konzeptionell konsistent sein. 

Konzeptentwicklung: Werden Angaben dazu gemacht, wie die 
verschiedenen Projektideen entstanden sind und in welcher Form  
der Auswahlprozess stattgefunden hat? 
Handlungsfeldbezug: Werden mit den Themen der ausgewählten 
Projekte die quartiersspezifischen Ziele in den verschiedenen 
Handlungsfeldern adäquat verfolgt? 

Konzeptbestandteile Qualitätskriterien 

noch Anlage 1
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Innovation: Gibt es im Projektportfolio Vorhaben und Maßnahmen, die 
innovativen, modellhaften Charakter besitzen, d.h. die ein neues Thema 
aufgreifen, einen neuen Lösungsansatz verfolgen, neue Methoden 
erproben oder mit neuen Organisationsstrukturen arbeiten? 
Schwerpunktsetzung: Werden aus dem Projektportfolio ausdrücklich 
Schlüsselprojekte benannt, denen aufgrund ihrer Größe, ihrer 
Komplexität, ihres zentralen Standorts, ihres Symbolcharakters, ihrer  
Dringlichkeit oder ihrer quartiersweiten Wirksamkeit eine strategische 
Bedeutung für die weitere Quartiersentwicklung zugesprochen wird? 
Zeit-Maßnahmen-Kosten-Plan: Wird eine aus Problemlagen und 
Zielsetzungen abgeleitete zeitlich gestufte und aufeinander abgestimmte 
Reihenfolge der Durchführung von Projekten und Projektgruppen 
vorgeschlagen? Werden für den Umsetzungsprozess strategische 
Meilensteine benannt, die überprüfbar sind? 

Finanzierungs- und 
Umsetzungsplan

Das Integrierte Entwicklungskonzept muss einen auf zwei Jahre angelegten 
Finanzierungs- und Umsetzungsplan mit Nennung der Kostenträger und 
Förderprogramme enthalten. Der spezifische Mix aus unterschiedlichen 
Finanzierungsquellen ist kennzeichnend für die Effizienz der Finanzplanung 
in diesem Fördergebiet.

Andere Förderprogramme: In welchem Umfang sollen Mittel aus 
Förderprogrammen des Bundes und der EU zur Finanzierung von 
Maßnahmen herangezogen werden?  
Private Mittel: Ist vorgesehen, Mittel von privatwirtschaftlichen Trägern 
zur Finanzierung der Maßnahmen einzuwerben und einzusetzen? 
Mittelbündelung: Ist bei den von öffentlichen Trägern finanzierten 
Maßnahmen auf der Ebene Hamburgs in mehreren Fällen eine 
Bündelung von Mitteln über Ressortgrenzen hinweg gelungen? 

Fortschreibung  
des Integrierten 
Entwicklungskonzeptes  

Die Fortschreibung des strategischen Teils des integrierten Entwicklungs- 
konzepts soll nach vier Jahren erfolgen. Sie soll sich nicht auf die 
Aktualisierung von Daten und Fakten beschränken, sondern notwendige 
konzeptionelle Präzisierungen und Veränderungen bei Problemdefinition, 
Zielen, Projekten und Methoden vornehmen. 

Bestandsaufnahme: Ist im Laufe des Prozesses neuer Informations- 
bedarf über die Problemlagen entstanden, der weitere eigene oder 
externe Erhebungen und Analysen im Gebiet erforderlich macht? 
Zielsystem: Werden einige der Leitziele bzw. der handlungsfeld- 
bezogenen Ziele präziser formuliert, revidiert oder ergänzt? Können 
Indikatoren für die Erfolgskontrolle nun genauer angeben werden? 
Gebietsmanagement: Werden die Schwerpunkte der Tätigkeit des 
Gebietsmanagements neu bestimmt und Änderungen in der 
methodischen Vorgehensweise bei der Prozesssteuerung angezeigt? 

Leitzielbezug: Spiegeln sich die Ansprüche der quartiersspezifischen 
Leitziele in den Themen der Projekte und ihrer schwerpunktmäßigen 
Verteilung im Projektportfolio wider? 
Problembezug: Spiegeln sich die Erkenntnisse aus der Problem-
und Potenzialanalyse in den Themen der Projekte und ihrer 
schwerpunktmäßigen Verteilung im Projektportfolio wider? 
Mischung: Ist das Verhältnis eher baulich ausgerichteter Projekte zu  
den eher sozial ausgerichteten Projekten im Projektportfolio angemessen 
für die Problemlagen im Gebiet und die Ziele des Konzepts? 
Verbindungen: Gibt es im Projektportfolio Vorhaben und Maßnahmen, 
zwischen denen direkte Bezüge bestehen, die miteinander verknüpft  
sind oder sich ergänzen? 
Mehrzielprojekte: Gibt es im Projektportfolio Vorhaben und Maßnahmen, 
die Ziele in mehreren Handlungsfeldern abdecken? 
Außenwirkung: Gibt es im Projektportfolio Vorhaben und Maßnahmen, 
die innerhalb des Gebiets und über die Gebietsgrenzen hinaus größere 
Beachtung finden können? 
Empowerment: Gibt es im Projektportfolio Vorhaben und Maßnahmen, 
die damit verbunden sind, Bewohner des Quartiers zu Mitwirkung und 
Eigeninitiative anzuregen? 

Konzeptbestandteile Qualitätskriterien 

76

noch Anlage 1



Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg – 19. Wahlperiode Drucksache 19/0000

77

Lokale Partnerschaften: Wird der Stand der Herausbildung von 
strategischen Netzwerken örtlicher Akteure und Organisationen 
beschrieben und deren Rolle für die Weiterentwicklung des Quartiers 
deutlich gemacht?
Bürgerschaftliches Engagement: Werden erhaltenswerte 
Selbsthilfestrukturen und ihre Aufgaben für die Quartiersentwicklung 
beschrieben? Werden die Voraussetzungen für eine Fortführung dieser 
ehrenamtlichen Aktivitäten benannt? 
Beteiligungsstrukturen: Werden diejenigen Formen der 
quartiersbezogenen Interessensvertretung und Beteiligung beschrieben, 
die weiterhin wichtige Funktionen erfüllen können? Werden die 
Voraussetzungen für ein Fortbestehen dieser Gremien benannt? 
Trägerorganisationen: Werden realisierbare Träger- und 
Finanzierungsformen aufgezeigt, die auf Quartiersebene einen 
eigenständigen organisatorischen Rahmen für die dauerhafte 
Unterstützung  der benannten Netzwerke, Selbsthilfeaktivitäten und 
Beteiligungsstrukturen bilden können? 
Projekte: Werden einzelne der bisher geförderten Projekte und 
Maßnahmen vorgeschlagen, die aufgrund ihrer strategischen Bedeutung 
und/oder ihrer hohen Qualität  auf Dauer gestellt werden sollen? Werden 
alternative Finanzierungsmöglichkeiten für diese Projekte aufgezeigt? 
Bürgerbeteiligung: Ist die Erarbeitung der Bilanzierung – ähnlich wie bei 
der Aufstellung des Entwicklungskonzepts – von einem 
Diskussionsprozess unter aktiver Beteiligung von lokalen Akteuren und 
Bewohnern begleitet worden? Werden die Formen dieses 
Beteiligungsprozesses beschrieben? Wird das Feedback aus ihm 
dargestellt und bewertet? 

Lokale Partnerschaften: Kann die Bildung strategischer Netzwerke 
örtlicher Akteure und Organisationen jetzt bereits auf einer qualitativ 
höheren Stufe weiterverfolgt werden und eine konkrete Perspektive für 
die Phase nach Ende der Förderlaufzeit beschrieben werden? 
Bürgerbeteiligung: Werden Angaben dazu gemacht, in welcher Hinsicht 
die Verfahren und Formen der Bürgerbeteiligung und -aktivierung 
erweitert oder verbessert werden müssen? 
Projektportfolio: Ist geplant die bisherige Zusammensetzung des 
Projektportfolios durch die gezielte Neuaufnahme bestimmter Arten  
von Projekten konzeptionell zu verbessern? 
Schwerpunktsetzung: Werden für die folgende Phase des Quartiersent- 
wicklungsprozesses neue inhaltliche Schwerpunkte bestimmt und wird 
die Prioritätensetzung bei der Maßnahmendurchführung neu aufgestellt? 
Exit-Strategie: Wird die Handlungsperspektive für das Auslaufen des 
Förderzeitraums konkreter beschrieben? Werden Netzwerke, Projekte, 
Strukturen und Vorgehensweisen benannt, die für den weiteren, sich 
selbst tragenden Quartiersentwicklungsprozess benötigt werden? 

Bilanzierung Sechs Monate vor dem Ende der Programmförderung im Gebiet soll eine 
Bilanzierung vorgelegt werden, die sowohl den erreichten Stand der 
Quartiersentwicklung als auch den Handlungsbedarf für eine Nachsorge des 
Entwicklungsprozesses und für die Verstetigung einzelner Projekt bzw. 
Maßnahmen beschreibt. 

Zielerreichung: Wird auf der Grundlage eines Selbstevaluierungs-
Verfahrens und/oder einer externen Programmgebiets-Evaluation 
ausreichend dargestellt, in welcher Hinsicht die Programmziele und die 
Ziele des Integrierten Entwicklungskonzepts erreicht wurden und in 
welcher Hinsicht sie nicht erreicht werden konnten? 
Entwicklungsperspektive: Wird eine begründete Einschätzung der 
zukünftigen Entwicklung des Quartiers unter den Gesichtspunkten der 
ursprünglichen Problem- und Potenzialanalyse gegeben?  

Konzeptbestandteile Qualitätskriterien 

noch Anlage 1
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Fördergebiete der Stadterneuerung – Stand Juli 2009

Stadtteil / Name Fördergebiet Größe in ha 
(gerundet)

Einwohner-
zahl * 

Förderzeitraum 
von             bis ca.

Bestandssicherung und 
Überleitung  (I) Förderstruktur  (II)

     
Bezirk Hamburg-Mitte
Billstedt  68.982      

Entwicklungsraum Billstedt/Horn 2.044 105.000 2005 2016 33 c) ER  
S 3 Mümmelmannsberg 181 21.000 1991 2010 33 c) SAN 

Hamm-Süd 4.022
Osterbrookviertel 26 3.500 2008 2011 3 b) THE

Hammerbrook 1.697
Münzviertel 4,3 1.100 2008 2011 3 b) THE

Horn 37.351
Horner Geest  127 13.400 1999 2009 1 EQU

Rothenburgsort 8.938
Marckmannstraße  35 3.800 1997 2007 3 b) VER

St. Georg 10.666
St. Georg-Mitte  50,5 8.300 2006 2011 3 b) EQU
St. Georg S 2 - Böckmannstraße - 6 1.200 1995 2010 1 SAN

St. Pauli 21.703
St. Pauli S 1 Schilleroper 15 2.100 1980 2009 1 SAN
St. Pauli S 3 Karolinenviertel (A) 31 6.000 1988 2010 2 SAN
St. Pauli S 5 Wohlwillstraße 26 9.000 1997 2012 2 SAN

Veddel 4.909
Veddel  23 4.920 1996 2007 3 b) VER

Wilhelmsburg 49.803
Sonderfördergebiet Wilhelmsburg 2.514 49.132 1993 2013 2 Sonder 
W.burg S 5 - südl. Reiherstiegv. 61 6.600 2005 2015 3 b) SAN, AOS 
W.burg S 6 - Zentrum  11 2.100 2008 2013 3 b) SAN, AOS 

Bezirk Altona

Altona-Altstadt 26.595
Altona-Altstadt 189 27.000 2006 2015 3 a) EQU
Altona-Altstadt S5 Große Bergstr. 26 2.600 2005 2017 3 b) SAN, STU 

Iserbrook 10.753
Am Botterbarg 60 3.000 2008 2011 3 b) THE

Lurup 33.421
Flüsseviertel, Lüdersring-Lüttkamp 140 11.500 1992 2006 3 b) VER

Osdorf 25.070
Osdorfer Born  104 12.800 1992 2007 3 b) VER

Ottensen 32.865
Ottensen S 2 Osterkirchenviertel 15 3.100 1991 2009 1 SAN

Sternschanze 7.665
Eimsbüttel S 2 Sternschanze (A) 39 4.300 2003 2012 2 SAN
Altona - Altstadt S 4 - Eifflerstraße 6 1.200 1995 2009 1 SAN
St. Pauli S 3 Karolinenviertel (B) 31 6.000 1988 2010 2 SAN

Anlage 2
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Stadtteil / Name Fördergebiet Größe in ha 
(gerundet)

Einwohner-
zahl * 

Förderzeitraum 
 von              bis ca.

Bestandssicherung und 
Überleitung ( I ) Förderstruktur ( II ) 

       
Bezirk Eimsbüttel
Eidelstedt 30.170

Eidelstedt-Ost 17,5 2.200 2006 2010 3 b) THE

Eimsbüttel 53.482
Eimsbüttel S 2 Sternschanze (B) 39 4.300 2003 2012 2 SAN

Lokstedt 24.965
Lenzsiedlung 8 3.030 1990 2006 3 b) VER

Schnelsen 27.491
Schnelsen-Süd (Spanische Furt) 15 2.740 1990 2006 3 b) VER

Bezirk Hamburg-Nord

Barmbek-Nord 37.865
Barmbek-Nord S 1 - Fuhlsb. Str. 18 2.000 2005 2015 3 b) SAN, AOS 
Barmbek-Nord / Rümkerstraße 51 6.200 2009 2012 2 THE

Barmbek-Süd 31.017
Barmbek-Süd - Parkquartier – Fr. 23 3.000 1999 2009 3 b) EQU

Dulsberg 17.631
Dulsberg 74 10.500 2009 2017 2 SDE

Langenhorn 40.898
Essener Straße 70 5.100 2006 2013 3 b) EQU

Bezirk Wandsbek

Steilshoop 19.299
Steilshoop 84 14.800 2007 2014 3 a) EQU, AOS 
Appelhoff 71 4.000 2006 2010 3 b) THE

Farmsen-Berne 33.393
Birckholtzweg 38 3.700 2006 2010 3 b) THE

Rahlstedt 86.646
Hohenhorst 178 9.500 2006 2015 3 b) EQU
Großlohe  63 4.380 1994 2005 1 VER

Bezirk Bergedorf

Bergedorf 40.521
Bergedorf-Süd 27 3.700 2009 3 a) VU

Lohbrügge 38.442
Lohbrügge-Ost 200 13.600 2007 2014 3 a) EQU
Lohbrügge-Nord  83 7.500 1999 2007 3 b) VER

Bezirk Harburg

Harburg 21.856
S 5 Phoenix-Viertel 21 4.500 2005 2015 3 b) SAN

Harburger Binnenhafen 47 190 2009 2017 2 SDE

Hausbruch 17.131
Zentrum Neuwiedenthal 6,1 5.000 2006 2010 3 b) THE
Neuwiedenthal 103 11.530 1991 2006 3 b) VER

Neugraben-Fischbek 26.948
Neugraben Zentrum 44 3.400 2007 2014 3 a) EQU, AOS 
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Anmerkungen:
* zum Stand der Einwohnerdaten für die Stadtteile: 

31.12.2008 (Gebietsstand: 01.03.2008), Fördergebiete: Zeitpunkt der förmlichen Festlegung 
Quelle: Statistikamt Nord 

I Verfahren für die Bestandsicherung, Überleitung und Implementation 

1 Förderverfahren, die im Jahr der Programmerstellung enden und nicht mehr übergeleitet werden. 

2 Förderverfahren, die schrittweise nur in die neuen (technischen) Steuerungsstrukturen der Integrierten Stadtteilentwicklung 
einbezogen werden sollen. 

3 Förderverfahren, die ergänzend zur schrittweisen Einbeziehung in die neuen (technischen) Steuerungsstrukturen  
in einem strukturierten Prozess übergeleitet werden sollen. 

a) Direkte Überleitung (nach Abstimmung mit Bezirksämtern und Fachbehörden) 
b) Überleitung nach Überleitungs-Evaluation 
c) Überleitung nach Zwischenbericht und Strukturierung des weiteren Vorgehens  

II zu den Abkürzungen in der Spalte „Förderstruktur“: 

SAN Sanierungsgebiet        12  
EQU Entwicklungsquartier       9 
VER  ehemalige Fördergebiete in der Nachsorgephase („Verstetigungsgebiet“)  9 
THE Themengebiet        8 
AOS Aktive Orts-u. Stadtteilzentren      5 
SDE Städtebaulicher Denkmalschutz      2 
STU Stadtumbaugebiet        1  
ER Entwicklungsraum Billstedt/ Horn      1 
Sonder  ehem. Bürgerbeteiligungsverfahren Wilhemsburg, heute IBA Sonderfördergebiet 1
VU  lfd. Vorbereitende Untersuchung § 141 BauGB     1

noch Anlage 2
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